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Entscheidungen. 



Nr. 1. Entseli. «los Oosterr. Obcrst«^ii (xcriclitshofos. 

Vom 19. Dezember 1899. 
ilMHla. C«. latMMt. BlMBlK-TirkiiipkZ (iflM). Nr.l. 8.BA.) 

OMterr. N.*e..B. Art. 395, 424 (Iii UtkerdilL Art. 31). Die Balm baftel iteht für 

ien Schaden, welchen ein FraoMpit durch die zur Beförderung desselben nicht 
geeignete Beschaffenheit des Wagens erleidet, fails der Aufgeber, weicher die Ver« 
ladung besorgt, sich mit dem beigestellten Wagen zufrieden gibt und dessen Zustand 

nioiit beningelt 

Nach den Elageangaben soll das Yerschaldeii der Bahn bloss darin 
gelegen sein, dass der dem Kläger beigestellte Wagen maDgelhaft kon- 
struiert war. Durch den gerichtlichen Angenschein und das Gutachten 
der Sachverständigen wurde allerdings bewiesen, dass der fragliche 
Wagen abweichend Ton den sonst auf den Linien der Beklagten im 
Gebrauche befindlichen Fleischwagen konstmiert und zum Fleischtrans- 
port auf grossere Entfeninng bei warmer WitteruDg niclit geeignet 
war , dass er aber bei Temperaturen unter Null ohne jede Einschränkung 
gebraucht werden konnte. 

Nun erfolgte die Wagenbestellung am 10. November 1894, zu einer 
Zeit, in welcher, wie schon das 0.-L.-<t. hervorgehoben hat, im Orte 
der Bestellung Tempeiatnien unter Null voilierrschend sind, wÜliiHiid 
Kläger niclit einmal beliauptet , vit^l \vt'iii<2;t'r bewiesen hat, dass die 
Witterungsverhältnisse in dem Zeitiiinikte der Wagenbestellung eine 
besondere Vorsicht geboten hätten. Demnach wurde mit Kecht ein Ver- 
sehen der Bahn darin nicht gefunden, dass der beigestellte Wagen 
mit keiner YentilaUonsvorrichtung versehen war, und es kann Kläger 
auf diesen Mangel sich keineswegs mit Erfolg berufen» weil ihm nach 
Zeugenaussagen der Abgang der Ventilatoren vor der Verladung des 
Fleisches bekannt wurde, indem er zur Ermöglichung des Luftzuflusses 
ein Loch in der Wagendeeke durchzuschlagen yersucht und, nachdem 

Bger, Blsenbaluinelitlteli« RatMlioiduBgw ZIX. 1 
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2 Entsch. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes vom 28. November 1900. 



der Versuch misslangen war, die Verladang des Fleisches demangeachtet 
vorgenommen hat, ohne eineAbhfilfe beim Stationsvorstande za suchen; 
bei der Verladung ist er mit Ansserachtlassnng der gewöhnlichen Vor- 
sieht vorgegangen. 



Nr« 3. EntselL des Oesterr. Obersten Geriehlshofes. 

Vom 28. November 1900. 

(lioll, Eisenl.. Eutsrli Jahrir Ipon s lM'> Nr 72 i 

Die Unfallsrente nach den Gesetzen vom 28. December 1887, R.-G.-Bl. Nr. I ex 1888, 
und vom 20. Juli 1894, R.-G.-Bl. Nr. 168, bildet kein Aequivalent für den durch du 
gMitfiN Recht lewihrieltttlM Aitpnwli anf SohMorxeatgoM, ssd kaiia tfaber ilMcr 

Anspruch neben der Rente geltend gemacht werden. 
Im Falle der auf einem Gemeinschaftsbahnhofe erfolgten Verunglückung eines Bahn- 
bediansteten, weicher nicht in Diensten der an diesem Bahnhofe theilhabenden und an 
dMa Uafdta aa h il i l tr a gaaiaa VarwaHanf atairt, kann der Veriniliefcta die latstare 
Varafaltaag g anlaa § 47 U.-V.-e. aaf Sobadaaaraatx klagaii. 

Wenn Jemand in sehuldbarer Weise einen Anderen an dessen Körper 
verletzt hat, wird ihm durch das Gesetz (§ 1326 a. b. G.-B.) die Be- 
streitung der Heilnngskosten des Verletzten und der Ersatz des ent- 
gangenen oder,' wenn der Bescluidigte zum Erwerbe unfähig wird, auch 
des künftig entgeliendcn Verdienstes auferlegt. Der § 1325 1^. cit. 
enthält aber auch noch eine weitere Auflage an denjenigen, welcher die 
Körperverletzung zu verantworten hat; er veipflichtet ihn „überdies" 
zur Hezalilung eines den erhobenen Umständen angemessenen Schmerzens- 
geldes für den Fall, als der Verletzte ein solches verlangt. 

Kntsprinfi^t nnn aiicii diese Verpfliclilnng, ebenso wie die Ver})Üichlung 
zum Schadenersätze einer und derselben t^fuelle, dem rechtswidrigen Vor- 
gehen des Beschädigers wider die körperliche Integrität des Verletzten, 
so kann es doch nicht zweifelhaft sein, dass diese beiden Verpflichtungen 
ihrem Gegenstande nach von verschiedener Beschaffenhdt sind. 

Insbesondere erseheinen die Ausführungen der Revision der Be- 
klagten, welche diesen Standpunkt aus der in der bezogenen Gesetzes- 
stelle ausgesprochenen Unanwendbarkeit des Haftpflichtgesetzes vom 
5. JiCftrz 1869, R.-G.-B1. Nr. 27, ableiten zu können vermeinen, darum 
verfehlt, weil der Ansprach auf ein Schmerzensgeld durch das allgemeine 
bürgerliche Gesetzbuch begründet erscheint und keineswegs durch jenes 
Gesetz, welches übrigens vorwiegend processnale Bedeutung hat, gewährt 
worden ist, aus der Unanwendbarkeit des Haftpflichtgesetzes daher 
wohl möglicherweise eine Erschwernng der betreffenden Rechtsverfolgung 
hervorgeht, keineswegs aber der Verlust eines im materiellen Rechte 
begründeten Anspruches folgen kann, welcher durcii das in Itede stehende 
Gesetz überhaupt ia keiner Weise eine Kegeluug erl'ahrou hat. 
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Allein von einer Stelluiignalinie zu jener immerhin st rilligen Frage 
darf im gegebenen Falle angesichts des Unistandes tiiglich Umgang ge- 
nommen werden, dass das angefochtene Unheil in der Reklagten eine 
^andere Person" im Sinne des § 47 U.-V.-Cx. erblickt hat, sohin, die 
Kichtigkeit dieser Auffassung des Berufungsurtlieiles vorausgesetzt, auch 
Tom Standpankte der Revision der Beklagten die Vorschrift des oben 
bezogenen AI. 4 nicht mehr in Betracht kommen konnte. 

Die Beyision der Beklagten macht gegen jene Auffassung des Be- 
rafnngsni'theiles den BeTisionegnind der Z. 4 des § 603 C.-P.-0. geltend. 
Allein mit Unrecht, denn die Beklagte hat zugestanden, dass der EUger 
zur Zeit des Unfalles Bremser der St.*Bahn, sohin nicht ihr Bediensteter 
war, dass er zu ihr niemals in it gend einem Dienstverhftltnisse gestanden 
ist, und dass sich der Uni'aU, dessen Opfer er geworden, auf ihrem 
Bahnkörper ereignet hat. 

Als einem Bediensteten der St. -Bahn kann dem Kläger gegenüber 
nur diese Gesellschaft als Hetriebsunternehnipr. d. i. als der Unternehmer 
des Betriebes, in wekheni er als Arbeiter beschäftigt war, in Betracht 
kommen (Ministerialverdninung vom 8. April 1888, R.-G.-Bl. Nr. 85) 
und erscheint sohin die Beklagte ihm gegenüber allerdings als eine 
pandere Person" im Sinne des § 47. 

Darauf ist selbstredend der Umstand, dass auf dem Rangirbahn- 
hofe in A. eine gewisse Oemeinschaftlichkeit des Betriebes der St.-Bahn 
und der Beklagten stattgefunden hat, ohne jeden Einfluss. 



Nr. 3. Entsch. des Oestcrr. Obersten Berich tshofes. 

Vom 6. Dezember 1900. 

Am tfen Unttaiide allein, dass ein Reisender beim ErliebM ven der Sitzbank mit der 
Haid iwleehMi Thür mU Thlrttnek der nffini ttehandea WagentUirt geritth, kana nln 
VertebnIdM des Reltendea an einem durcli Zufallen dar Thire nrUtleui Uifall aleht 

abgeleitet werden. 

Diese rerlitliche Bciirtheilnng der Sache ist aber nicht richtig, weil 
sie der erstrichterlichen Feststellung der Ergel)nisse ih'v I^eweisfiilirnng, 
welche das Berufungsgericht seiner Entscheidung zugrunde zu legen 
hatte, nicht entspricht, und weil der Uni.>taud, dass der Klüger beim 
Aufstehen von der Bank mit der linken Hand zwischen Thür und Tliür- 
stock gerieth, demselben als ein Verschulden oder Mitverschulden au 
der Verletzung nicht zugerechnet werden kann, da darin efne Ausser- 
achtlassung gewöhnlicher Aufmerksamkeit, wie das Berufungsgericht 
meinte, nicht erblickt werden kann. 

Vielmehr muss das erstrichterliche ürtheil, mit welchem die Be- 
klagte sur Zahlung des Schmerzensgeldes und der Heilungskosten an 

1* 
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Entsch. des Oesterr. Obenrten OolditshofM Tom 6. DeBember 1900. 



den Kläger verurtlieilt wurde, als dem Tliaibcstande entsprechend und 
in dem Haftpflichtgeselze, sowie in § 1325 a. b. G.-B. begfinindet an- 
gesehen werden. Die Ansicht der Beklagten, da.ss vorliegend lUr die 
Znerkennang des Schmerzensgeldes die gesetslichen Requisiten des Dolas 
oder der culpa lata fehlen würden, da das Schmerzensgeld eine Sahne 
für erlittene UnhUden sein soll, ist im g 1325 a. b. G.-B. nicht be- 
grftndet, wonach der Ansprach anf Schmerzensgeld kein besonders qoali- 
ficirtes Yerachnlden Toranssetzt. 



Nr. 4. EutisC'h. des Oesterr. Obersten Hericht^hofes. 
Vom 6. Dezember 1900. 

(BSll, Clienb. btsob. Jaktg. UMk Nr. H. S. m.) 

H 6> 86 Elt«al.-Betr.-RaaL LteferfHttvtratasiii- VertiMetnqM fir ito Haft- 

befretnng der BiMbalia. 

Um bezliglicli der Haftung für Versäumnng der Lieferfrist den Be- 
freiangsgmnd des § 86 Betr.-Regl. in Anspruch nehmen zu können, 
genügt es nicht, dass die Eisenbahn beweist, die Einhaltung der 
reglementarischen Lieferfrist sei durch ein Ereigniss, welches sie weder 
herbeigeführt habe, noch abzuwenden vermochte (z. B. darcli einen 
Tunneleinsturz), in dem betroffenen Verkehrsgebiete im Allgemeinen 
nnmi'iglich gewesen, sondern es muss für jede Sendung speciell naclige- 
W'iesen werden, dass die Lieferfristüberschreitung in dem thatbädilich 
eingetretenen Ausmaasse nicht vermieden werden konnte. 

Im Falle der Unfahrbarkeit einer Bahnlinie kann die dadurch her- 
beigeführte Anstauung von Gütern auf einer Hilfsronte nicht als ein Er- 
eigniss im Sinne des § 86 Betr.-Begl. betrachtet werden, wenn die 
Elsenbahn nicht die Annahme neuer Sendungen znr Beförderung über 
jene Beute in Gemässheit des § 6 Z.2 und 8 Betr.-Begl. sistirt hat. 



Xr. ö, Eutsoh. des Franzis. Kansationshofes. 
Vom 28. Januar 1901. 
(Zellsehr. f. d. Iiiteraat Blniib.-TruMp. X. Nr. 6. a im. — Ballettn d« la duunbre d« Commerc* d« 

Paris S ifio 

Die Legitimation zur Klage aus dem Eisenbahnfrachtvertrag besitzt auch im internen 
franzSsisohen Verkehr nur derjenige, welcher im Frachtbrief oder im Recepisse als 
Aaflieler rrap. Empfänger bsitMiiiit ist, md atoM aaeb Ur Sülle Aiffb'afieltr. 

(Zi ver«l. iüt 26 I. U.) 

Auf den Btoöpisste ist B. als Empfbiger bezeichnet. Ein Bteipissö 
besitzt die nämliche rechtliche Bedeutung wie ein Frachtbrief. Der 
Frachtbrief bildet einen Vertrag zwischen den in demselben bezeichneten 
Personen. B. war also, als Vertragspartei, befugt, aus dem Frachtver- 
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trage gffjtn den (Tegeiikontralienten, die Bahn, zu klagen, iusl)esündere 
auch aul' lüickerstattuiig zu viel bezahlter Fracht. Mit Unrecht winl 
dem B. ein Mangel an rechtlichem Interesse entgegengehalten. Er war 
als Kuniniissionär verpflichtet, dem A. ßechenschat't abzulegen, und 
dieser war befugt, dabei gegeu B. geltend zu macheu, dass dieser die 
ihm, dem A., in der Beclmttiig belastete Auslage gemacht habe, ohne 
dazu verpflichtet za sein. Das angefochtene ürtheil verletzt somit den 
Art 101 des Handelsgesetzbuches. 



Nr. 0. Kiitseh. des Deutschen Reichsgerichts. 

2. Civil-Senat. Vom 17./24. Mai 1901. 

(Entsch. fl. Ueicüsger. i. Chns. Bd. 49. S. i.) 

R»iolMbeaMt.-ltM. v. 31. März 1873. Reehtsweg fiir vernSgensreehtlioiie Anspräche 
ilor lü RelcbiileMt (EiMsbahsMemt) asfwtelltra Milltalruwlrter. Rnisdtitze ie» 

Bmilctratln von 7. ini 21. Hirz 1882. 

Was die Statthaftigkeit des Rechtsweges anbetrifft, so ist davon 
auszugehen, dass wegen der im wesentlichen öffentlichrechtlichen Art 
der Beziehungen des Reiches (Staates) zu seinen Beamten für Ansprüche 
der letzteren aus ihrem Beamtenverhältnisse gegen das Reich (den Staat) 
grundsätzlich der Rechtsweg ausgeschlossen ist und nur insoweit für 
statthaft angesehen werden kann, als er ansdrilcklich durch Gesetz zu- 
gelassen ist. Dies ist in dem Gesetze, betrelTend die Rechtsverhältnisse 
der Reiclisbeaniten, vom 31. März 1873 (§ 149), dahin geschehen, dass 
für vermögensrechtliche Ansprüche der Reichsbeamten aus ihrem 
D i e II s t V e r h ä 1 1 u i s s e der Rechtsweg stattfindet. Hieraus ist zu entnehmen 
dass nur solche vermögensrechtliche Ansprache im Rechtswege verfolgt 
werden können, welche ans einem thatsächlich zur Entstehung gelangten 
Dienstverii&ltnisse, also ans einer durch Verleihung eines Amtes that- 
sftchlich gegebenen Stellung des Beamten abgeleitet werden, nicht aber 
solche vermögensrechtliche Ansprache, welche anf eine Stellung des Beamten 
gegrfindet werden, die demselben bei rechtmässiger Ausübung der Ämter- 
hoheit des Reiches (Staates) hätte verliehen werden sollen. 

Vgl. (las rrteil (Ics crkonneudcn Senates des ReiclHgcrichtes Tom 14. Norember 

1884, EiiLsch. des K (J. s in Civils. T5d. 12 S. 72 und 73. 

Gesetzliche Vorschriften, durch welche für Ansitrüche der Militurau- 
wärter der Rechtsweg erweitert worden wäre, sind nicht ergangen, uud 
die Anstellnngsgrundsätze von 1882 enthalten In dieser Beziehung keine 
Bestimmungen. Demnach hat das Oberlandesgericht zutreffend diejenigen 
(vermögensrechtlichen) Klagansprttche wegen Unznl&ssigkeit des 
Rechtsweges von der sachlichen Beurteilung ausgeschlossen, welche 
anf die Behauptung gestützt sind, dass der Kl&ger bereits am 1. April 1885 
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die Stelle eines Het l i ebssekretärs habe eiiiaUeii müssen. Denn inst)\veit 
sind die An.sprüclie aus einem Dienstveiliällnisse abgeleitet, welches in 
den hierbei iu Bctiacht kommendeu Zeitabschnitten thatäächlich nicht 
bestand. 

Mit Recht hat das Oberlandesgericht ... die Elagansprftcbe inso- 
weit für unbegründet erkl&rt, als sie anf die Behauptaug gestützt sind, 
dass den Militäranwftrtem von dem Zeitpunkte ihrer Einberufung zu 
einem Dienstzweiga ab mindestens das Einkommen der untersten etats- 
mftssigen SteUe desselben gebühre. Insoweit beruhen die Klagansprüche 
anf der irrigen Auffassung, dass der Milit&ranwärter nach den vom 
Bundesrate erlassenen Anstellungsgmndsätzen ein unbedingtes Recht 
auf Einberufung zu einer etatsmässigen Stelle als seiner ersten An- 
stellunti: habe. Nach den Anstellungsgrundsätzen (vgl. § 13 und die 
Motive zu demselben) ist allenliiii^s die endgültige etatsmässige An- 
stellung als die zu erzielende bleibende Versorgung des Älilitäran Wärters 
angeordnet, nach deren Erlangung seine Berechtigung zur Bewerbung 
um Stellen aufhört (§ 13) und sein Civil versorgungsschein zu den Akten 
genommen wird (§ 24 Abs. 3). Bis er aber dieses, wiegen des Andranges 
von Bewerbern in der Kegel nicht sogleich zugängliche Ziel erreicht 
hat, ist ihm die Möglichkeit gegeben, di&tarische oder vorübergehende 
Anstellung anzunehmen (vgl. Motive zu § 18). 



Kr« 7. Entscli. des 01»erlaadesgcrlditB ftraz. 
Vom 5. Juli 1901. 

(Oestorr. BlMnb.-Verordn.-Bl. XV. Nr. «8. S. tStt.) 

I. Die freie Bewegung des Reisenden ist, sobald er die Eisenbahnfalirt angetretu 

iiat, durch gesetzliche und reglementariache Vorschriften beschräniit. 

II. An den Unfälle, welcher einem Reisenden infolge seines diesen Vorschriften zuwider- 

htidtliiiM VtrIiatteM imtitttt trifR daher diMM alMii dtt VersotaMM. 
IN. Die Rechtsnachfolger des verstorbenen Verunglückten sind zur Forttetzuof de« 
VSa deneellWi noch vor seinem Tode anhängig gemachten Entschädi|m|epreoettee 
und auch zur theilweisen Klageänderung berechtigt. 

Nachdem aber gemii.ss g 22 des Ei.senbahn-Betriebsrcglements vom 
10. Dezember 1892, R.-G.-Bl. Nr. 207, der Aufenthalt auf der Plattform 
der Waggons wiUirend der Fahrt den Reisenden ausdrücklich untersagt 
ist, war in diesem Falle offenbar das eigene Verschulden des H. Ursache 
der Ereignuug und der durch selbe herbeigeführten schweren Verletzung 
und ist die Eisenbahn-Unternehmung für diesen Schaden nicht ersatz- 
pflichtig. 

Aber selbst in dem Falle, als der Unfall sich nach der Klagedar- 
stellung in der Station E. ereignet hätte, würde die Eisenbahn-Unter- 
nehmung keine Ersatzpflicht treffen, da auch in diesem Falle das 
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aasi)cliliessliche Vei-scbulden des Beschädigten an dem Unfälle aus den 
sclion TOD der ersten Instanz angefahrten Gr&nden angraiommen werden 
mnss. 

Die Behauptong der Bernfangswerber, dass ein Yerschnlden der 
Eisenbahn-Üntemehmnng vorliege, weil die Waggons nicht beleuchtet 
waren nnd sysh auch ein Gondnetenr lange Zeit bei denselben nicht 
gezeigt habe, ist, falls aach diese Angaben richtig wären, nicht geeignet, 
ein Vei sdiuMen d( r Unternehmnii^ festzustellen, indem einerseits der 
Mangel der Beleuchtung kein Grund zum Verlassen des Waggons 
ilberhaupt war und andererseits im Falle des Bedarfes das Bahnpersonale 
durch die ^\'a^r»'nt'ellstL•r lierbeigenifi'U werden konnte, was in der 
Stille der Narlit und in der notoi isch einsam gelegenen Station E. ohne 
Schwierigkeit erreichbar gewesen wäre. 

Bei diesen Umständen erscheinen die auch von den Berufungswerbern 
als unrichtig angefochtenen Feststellungen, dass Anton H. in geschlossener 
Gesellschaft gefahren sei und den Reisenden auch die Sigualleinen zum 
Anftnf des Betriebspersonales zn Gebote stand«i, als ganz unwesentlich 
nnd nnentscheidend. 



Nr. 8* Bntseh. des Handelsgerielits der Seine. 
Vom 8. Oktober 1901. 

(Zalt6dir. t i. taCerast BtMnb.-Traii>p. Z. Nr. C. S. m. — Balletln dM TnuugNirtc 1. Oetbr. IWL) 

Istenat flbtrslek. Art 26. Aktivlegitimiert zur Klage aus dM FraoMvertrag« Ist der 

im Frachtbriefe bezeichnete Absender. 

Herr Le Breton gab am 2. Dezember 1900 auf der Station Bayeux 
drei Kisten Warenmuster im (lowiclit von 210 Kilo in gewöhnlicher 
Fracht an seine eiireiie .Adresse baliiilagernd nach der Station Lourdes 
auf. Die reL-^lcnioutarische Lieferfrist lief am 15. Dezeiiilier ab. Das 
(ixit langte jedoch erst am 8. Januar 1901 au, also mit einer Versäumnis 
von 24 Tagen. 

Herr Le Breton ist Geschäftsreisender der Firma Gebrüder Le 
Montreer, welcher .auch jene Master angehörten. 

Sowohl die Firma als auch ihr Beisender erhoben gerichtliche 
Elage gegen die Bahn auf Schadenersatz ; jene verlangte Fr. 8267.S5, 
der Beisende Fr. 160. Die Bahn anerkannte letztere Klage, bestritt 
dagegen die erstere, indem der Firma kein Klagerecht zustehe. 

Das Gericht nahm Akt von der Anerkennung der Klage des Beisenden 
und wies die Klsge der Firma ab. Die Begrttndnng des Entscheides deckt 
sich im Wesentlichen mit derjenigen des französischen Kassationshofes 
vom 24. Mai 1897 (Zeitechr. f. d. int. Eisenb.-Ti-ansp. 1897, S. 841, 842). 
Die Firma hatte sich u. a. darauf berufen, dass gemfiss einem Urteil 
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des franzSsischen Eassatioiuliofes vom 26. Oktober 1896 eine Finna, 
deren Beisender einige Masterkisten anfisegeben nnd welclie alsdann 

wegen vei'späteter Ankunft dieser Kisten die Bahn anf Schadenersatz 
belangt hatte, als aktiv legitimiert erklärt und mit ihrer Klage geschlitzt 
wurde. Das Handelsgericht macht demgegenüber in seinen Erwägungen 
mit Recht darauf aufmerksam, dass iu dem citierten Falle die Muster- 
kisten als Eeisegepäck aufgegeben worden waren und der Gepäck- 
scbeiu den Namen des Aufgebers garnicht bezeiclmet. 



Nr. 9. Entsch. dos Bcztrksgeriehts für Hmdelssaelieii In Wien. 

Vom 9. November 1901. 

'AllgoiD, T.irlf ;Anz XXI. Nr. 22. S 

Wenn der beigeitallte Waggon verunreinigt ist. haftet die Bahn für den SchadeR, 
wsloher «larch die Uafeertragung d«r Vcrureinigung auf die Sendung entttanden ist, 
•elbit wesi die Verladaig direft die Partei erfeigte. 

Das Gericht hat auf Qmnd des Ontachtens der Sachverständigen 
angenommen, dass sowohl die Packung als die Verladang der 62 Ballen 
Papieres eine ordnnngsm Assige war; femer hat der Richter angenommen, 
dass der Schaden lediglich deshalb entstanden ist, well die Bahn einen 
mit fettiger Substanz verunreinigten Waggon dem Kläger zur Verladung 
des Papieres beistellte. Die Berufung der Beklagten auf die Bestim- 
mungen des § 77 Zahl 3 ist iiiclit begründet, weil der Schaden nicht 
durch die Verladung, sondern durch die Heistellung des am Boden ver- 
unreinigten Waggons enstanden ist. Selbst wenn die Verladung, so 
wie sie im vorliegenden Falle erfolgte, als eine mangelhafte angesehen 
würde, könnte sich Beklagte nicht auf § 77 Zahl 3 berufen. Nach 
dieser Bestimmung ist die Bahn nur dann von der Haftung befreit, 
wenn der Schaden aus der Gefahr der mangelhaften Verladung entstanden 
ist, beziehnngsweise entstehen konnte. Der hier entstandene Schaden 
steht aber in keinem cansalen Znsammenhange mit der Verladung. 
Das Gigarettenpapier wurde nicht deshalb beschädigt, weil es mangel- 
haft verladen wurde, sondern deshalb, weil die Bahn einen verunreinigten 
Waggon beistellte. Wäre der Boden des Waggons nicht mit Oel ver- 
schmutzt gewesen, so wäre die Sendung nicht beschädigt worden, wenn 
auch die Verladung noch so unordentlich und zweckwidrig vorgenommen 
worden wäre. Dass die Ansicht des Gerichtes, es bestehe kein Zu- 
sammenhang zwischen der Verladung und der Verunreinigung der Sen- 
dung mit fettiger Substanz, riclitig sei, erhellt auch daraus, dass nach 
Ansicht der Sachverständigen und des Gerichtes die Verladung vor- 
liegend orduung.smiissig war und tiotzdeni der Schaden eingetreten ist. 
Die Bahn ist allerdings der Ansicht, dass der Kläger, dem die Verla- 
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dttDg oUagi die Veriadang in den yerschnmtzten Waggon nicht hätte 
vornehmen lassen dttrfen, allein dem Kläger oblag nach dem Tarife 
bloss die Yerpflichtnng, die Sendong zn verladen, nicht aber die Tang- 
lidikeit des Waggons zu prftfen. 



Nr. 10. Entseh. des Prenss. Oberverwaltongsgeriehts. 
4. Senat. Vom 18. November 1901. 

(D. Jur.-Zolt- vir Nr. 10 S.25I. Ziff. 4I,j 

Erstattungs- und Feststellungsklage bei Wegebaoten. 
Für einen Erstattungsanspruch aus § 5() Abs. 5 und ß des Zii- 
.stiindifjkeitsges. v. 1. August 188H reiclit es nicht aus, dass der Beklagte 
der üü'entlich-rechtliclie Wegebaupflichtige ist, und dass der Kläger 
behauptet, diese Wegebauptliclit seinerseits erfüllt zu haben. Notwen- 
dige Toraossetznng des Anspmehs ist daneben, dass eine tler privat- 
rechtlichen Anspmchsformen — Geschäftsftthnmg ohne Anf trag, nfitzliche 
Verwendung, Bereichemng — . hinzukommt Fehlt es an einer derartigen 
dvilrechtlichen Grundlage, so kann kein Erstattungsansprnch entstehen. 
Hier hatte die Klägerin nach den mehr gedachten Verträgen selbst alle 
Kosten der Pflasterung flbemommen; es liegt also weder G^eschäfts- 
fflhrung, nfltzliclie Verwendung oder Bereicherung des Beklagten vor, 
noch irgend ein anderer Hechtsgrund, ans welchem die Klägerin die 
Erstattung der Kosten fordern könnte, welche nach den Verträgen 
gerade nicht dem Beklagten, sondern ausschliesslich der Klägerin zur 
Last fallen sollten. Bei dem i; 56 Abs. 5 des Zustän«lip:keit.sges. handelt 
es sich immer um die Feststellung, dass nicht der Kläger, sondern der 
Beklagte die rtlicht zur Unterhaltung des betrett'enden ötlentlichen 
Weges habe. Die Art der Unterhaltung kann nicht Gegenstand der 
Klage sein, sondern nur die Pflicht zur Unteriiallung. Der Dritte hat 
kein Beckt, von dem Wegebaupflichtigen eine bestimmte Art der Unter- 
haltung zn fordern; dieses Becht steht nur der Wegepolizeibehörde zn. 
Der Dritte kann also auch keine Klage dahin erheben, dass der Be« 
klagte eine Wegestrecke pflastere oder ein dort vom Kläger gelegtes 
P f 1 as t er daaemd unterhalte. Die vorliegende Feststellungsklage, welche 
gerade diese unzulässige Feststellung einer bestimmten Art 'der Unter- 
haltung des von der Klägerin gelegten Pflasters bezielt» war deshalb 
ebenso hinfällig, wie die Erstattnngsklage. 



Nr. 11. Beselünss des Oberlandesgcriehts Dresden. 
Vom 10. Dezember 1901. 

iSächH Arch f Bürgerl. R«cht n. Pro«. Bd. I«. Heft 3/i. S. 243 ) 

ErüMliM Hypetheken im Falle der Eatii|Ma| aif firaMi dei Allfi BaigMttiM 
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wm I. Jtn 1900 0 70 Abt. 2; fr II d«8 a, dl« eilti|ktlt der LokalliaMrdoMgM 

vm ll.Jial 1000. 

Die Enbdehnng des Eigcnthams an einem Grundst&cke im Wege 

der Enteignung erfaßt in der Weise, dass der Unternehmer, zu dessen 
Gunsten die Enteignung gereicht, dem Eigenthümer den vollen Werth 
des Grundstücks zu ersetzen liat; dafür erwirbt der Unternehmer das 
Gnmdstück frei von den aufliafteiiden Rechten, so dass diese also durch 
die Enteignung erlösclien. Dieser Standpunkt, der dem Zwecke der 
Enteignung entsi)richt, liegt den siimnitliclien zur Zeit geltenden sach- 
sischen Enteignungsgesetzen nnd so insbesondere auch dem Allg. 
Baugesetze zu Grunde. Nach § 76 Abs. 2 dieses (Gesetzes bleiben für 
die von ihm vorgesehenen Fälle der Enteignung bis zum Erlass eines 
allg. EnteignuDgsgesetzes die BeotimmuDgen in §§ 9, 10 n. 11 des G. 
vom 11. Juni 1868^ die Gültigkeit der Lokalbanordnangen betr., in Kraft, 
and nach § 11 des letztem Gesetzes ktinnen die Bealberechtigten der 
Enteignung des Grundstocks nicht widersprechen, sondern sich 
wegen ihrer Bechte nur an die Entscbädignngsgelder halten. Beichen 
die Entscbädignngsgelder, wie hier, nicht zur Befriedigung der Beal- 
gläubiger ans, so verhält es sich ebenso wie im Falle der Zwangs- 
versteigerung des Grundstücks, wo die Belastungen des Grundstücks 
unter Umständen gleichfalls erlöschen, ohne dass die Bereclitigten dafür 
einen Ersatz erhalten. Die Berechtigten sind diesenfalls darauf ange- 
wiesen, durch (leltendmachung ihrer persönliclien Forderungen, die durch 
die EnteifTiinng unberührt bleil)en, Befriedigung zu suchen; die Hypo- 
theken erloschen durch die Enteignung ohne jede Kücksiclit darauf, ob 
die von dem Erwerber des Grundstücks zu zahlende Entschädigung zur 
Befriedigung der Gläubiger hinreicht oder nicht. Das Bestehenbleiben 
eines Rechts am Grundstücke trotz der Enteignung kann nur in Frage 
kommen, wenn dies durch die Enteignungsbedingungen besonders fest- 
gesetzt ist Eine solche Festsetzung liegt nicht vor. 



Nr. 12, £ntscli. des Oesterr. Obersten Gerleht»hofes. 

Vom 11. Dezember 1901. 
(AllcnB.Tftrir-Ans.ZX[. Nr.M. astt.) 

littraat. Uaberalnk. Art 0. ■. 7. Die Foloea einer HrioMlieN Bezelobmmi der Be- 
atiüiiMflMtatlM Isi FraoMbrleflB Ist der AlMMdir Iww. Eii|Mii|er ss trafsa. 

Es wurde schon vom ersten Richter auf Grund der übereinstimmenden 
Angabe der Streittheile festgestellt, dass es auf den Strecken der be- 
klagten Bahn eine Station mit dem Namen „Rossitz** (schlechthin) gar 
nicht gibt nnd dass die Frachtenstation für Kossitz bei Brünn, den Sitz 
der Firma D. K., die Station „Segen-Gottes" ist. 
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Weitars liegt Tor, dass der AtMBender des Gates, W. S. in £aba, in 
dem Frachtbriefe A die Bestimmangsstation „Segen-Gottes" nicht an- 
gegeben, sondern als solche die Station sBossitz* bezeichnet hat, welche 
mit diesem Namen nnr an der Österreichischen Nordwestbahnstrecke 
besteht 

Diese Feststellnngen haben im Bernfnegsverfahren keine Aendernng 
erfahren und sind sohin nach §§ 498 ond 513 C.P.O. auch der Be- 

Tisionsentsclieidnng zugrunde zu legen. 

Sie reichen nun vollständig hin, die Abweisung des Klageanspruches 
zu reclitfertigen. Denn es war PHIclit des Absenders, in dem Fracht- 
briefe die Bestimmungsstation . id est: die Fraclitstatiun des Bestim- 
mungsurtes yenaii und deutlich anzugeben (Art. 0 c I. Ue. und § 2, Alinea 
4 der Ausfiihiungsbestimmungeu zum Inteniatiunalen Uebereinkonimeu). 

Da er dies zu thun unterliess, ti iigt er nacli Art. 7, Alinea 1 I. Ue. 
alle Folgen, welche aus der unrichtigen, ungenauen oder ungenügenden 
Erklärung entstanden sind. Dabin gehören auch die ihm, respective dem 
Empfänger dadurch erwachsenen Fraehtmehrauslagen, dass das Gnt 
nicht nach „Segen-Gottes", sondern nach fiossitz (bei Pardubitz) dirigirt 
wurde. 

Eine gesetzliche Verpflichtung des Bahnbeamten, undeutliche Fracht- 
briefe dem Absender zur Bichtigstellung zurAckzustellen, besteht nicht, 
und kann der erst in der Revision bezogene, eine solche Verpflichtung 

angeblich statnirende Erlass des Eisenbahnministeriums vom 27. Mai 
1897, Z. 3960 III, umsoweniger berücksiclitigt werden, als er fftr un- 
garbche Bahnen keine Geltung haben kann, die Aufgabsstation aber in 
Ungarn gelegen ist. 

Nr. 13. Entseh. des Beichs-Tersicheriuigsamts. 
Vom 13. Dezember 1901. 

(Ardi 1 u-ewerM. Uochtsptl. in. Heft C. S. 172. Ziff. 24. > 

§ 1 iM fiew€rba*Uafall-Ver8ich.-6e8. Die allmähHche Entwicklvif elm kraikkaftes 

ZuStandes stellt keinen Unfall dar. 
Es kann dahingestellt bleiben, ob die Stelle, an der der Ehemann 
der ElAgerin tot gefunden wurde, noch innerhalb der Betriebsstätte, 
auf dem sogenannten Eohlenwege liegt, denn es fehlt an den erforder- 
lichen thatsftchlichen Unterlagen dafür, dass der Tod in ursftchlichcm 
Znsammenhange mit dem Betriebe und dessen Gefahren steht, derart, 
dass ein plötzliches Ereignis im Betriebe unmittelbar oder mittelbar 
den Tod veranlasst hat. Die Thatsache, dass der Verstorbene inner- 
halb der Betriebsstätte tot gefunden ist und dass die Ursache des Todes 
nicht genau ermittelt worden ist, wttrde nnr dann fOr die Annahme 
eines solchen ursächlichen Zusammenhangs ausreichend sein, wenn eine 
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erhebliche Wahrscheinlichkeit infolge der begleitenden Umstände dafflr 
sprechen würde, dass eine Betriebseinrichtong die Ursache des Todes 

gewesen ist (Handb. der Unfall versicbernng Anm. 37 nnd 47 zn § 1 
des U.-V.-G.). Derartige Umstände liegen nicht vor. Der Verstorbene 
hat sich nach Beendigung seiner Arbeit nach Haus begeben und ist 
ausserhalb seiner Arbeitsstätte, auf einem Stein sitzend, iu der Nacht 
vom 21. zum 22. Dezember 1900 tot aufgefunden worden, ohne dass 
Verletzungen sichtbar waren. Bei dieser Sachlage spricht die Wahr- 
scheinlichkeit dafür, dass er infolge Ermiulung oder Unwohlseins sich 
liingesetzt hat, und dass dabei der Tod infolge irgend einer inneren 
Erkrankung eingetreten ist. 

Unerheblich ist auch, ob der Verstorbene schon währeud der Ar- 
beitstbätigkeit unwohl gewesen isi Denn aneh daraus würde noch 
nicht zn folgern sein, dass dies anf ein plötzliches mit dem Betriebe 
und seinen Gefahren znsammenhängendes Ereignis zurückzuführen ist. 
Nach der Darstellung der Klägerin selbst, die dahin geht, dass der an- 
strengende Dienst und dessen Einwirkung anf den Gesundheitszustand 
sich bereits einige Wochen vor dem Tode dnrch Emst- und Hals- 
schmerzen und durch Kurzatmigkeit geäussert haben, ist es vielmehr 
wahrscheinlich, dass eine allmähliche Abnutzung der EOrperkraft und 
eine allmähliche Yerschlimmernng krankhafter Aulagen vorlag, die 
schliesslich den Tod zur Folge hatten. Eine derartige allmähliche Knt- 
wickelung eines krankhaften Zustandes stellt aber keinen Uufall dar. 



Nr. 14. Entsch. des Bentsehcn Reichsgerichts. 

7. Civil-Senat. Vom 17. Dezember 1901. 

§§ 29, 30, 18, 21 Preuss. Enteign.-Ges. vom II. Juni 1874. Die gerichtliclie Ent- 
scheidung darf sich nur auf dasjenige Grundstück beziehen, flr welohet der Eit- 
•cUiliaigtrHtttellMflilMtoMiM srfelgt tot, ««ner In Falls des § 9. Eis IrrIhsM 
is d«r Sriste kasa tai lerioMleln Verfahres Msien wardea. 

Nach dem § SO in Verbindung mit dem § 29 des Enteignungs- 
gesetzes findet der Rechtsweg gegen die Entscheidung des Bezirlu- 
ausschnsses über die Entschädigung statt, also soweit es sich um den 

Eigenthftmer handelt, abgesehen vom Falle des § 9, gegen die Ent- 
scheidung dcK Bezirksausschnsses Uber diejenige Entschädigung, die dem 
Eigenthümcr fttr das in der Entscheidung als Gegenstand der Ent- 
eijjnung bezeichnete, genau individuell bestimmte Grundstück zu ge- 
wiiliren ist. Massgeblicli für die Frage, für welches Grundstück dem 
Eigenthiimer Entschädigung zu gewähren ist. ist hiernach lediglich 
der lühalt des Entschädiguugsfestätelluugsbeschlusses, nicht 
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der üslialt der TerbaiidlaDgen in den Terminen zur Feststellung der 
Entschftdigung. Diese kOnnen höchstens zur Erl&atemsg des Inhaltes des 
Entsch&dignngsfeststellnngsbeschlnsses yerwendet werden, sofern letz- 
terer seiner Natnr nach Überhaupt einer Erl&nterong zogtoglich ist 
Die gerichtliche Entscheidang kann nnd darf sich hiemach, abgesehen 
Tom Falle des § 9, niemals auf ein anderes Grundstück beziehen, als 
welches in dem Eiitscliädigungsfeststellnngsbeschloss als das zn ent- 
elende bezeichnet ist. 

Ist im Entschädigungsfeststelluug^beschluss das Grundstück, für 
welches Entschädigung zu gewähren ist. nach dem Kataster bezeichnet, 
so kann sich also die gerichtliche Entscheidung (abgesehen stets von 
9) niclit auf eine ausserhalb der Grenzen der angegebenen Kataster- 
parzellen belegene Fiäc])e erstrecken; die Enteignung kann im gericht- 
lichen Verfahren hierüber hinaus nicht erweitert werden. Stimmt der 
Bescliliiss in der kata.sLeruiässigen Bezeichnung des Gegenstandes der 
Enteignung nicht mit dem Antrage des Unternehmers überein, oder ist 
dieser nicht so weit aasgedehnt, wie es nach der Meinong der Be- 
theiligten hätte geschehen sollen, so müssen die Betheiligten mit den 
sonst ihnen gegebenen Bechtsbehelfen dagegen Abhülfe snchen; im 
gerichtlichen Entschädigangsfeststellangsverfahren ist hierfür kein Banm. 
Dagegen bildet die Grösse der innerhalb der Grenzen der Kataster- 
parzelle gelegenen Fläche lediglich einen Faktor für die Berechnung 
der Entschädigung wie jeder andere. Hat der Bezirksaiisschuss sich 
bei der Eotscbädigungsfeststellung in einem Irrthum über diese Grösse 
befunden, sei es selbst auf Grnnd unrichtiger Angaben des Katasters, 
so stellt dies einen Mangel dar, der im genchtlichen Vertaliren durch 
Einstellung der richtigen Grösse nnd anderweitige Feststellnii[r der 
Uauach zu berechnendeu Entschädigungssumme gehoben werden kauu. 



Nr. 15. Entsch. des Deutsehen Belehsgeriehts. 
7. Civil- Senat Vom 20. Dezember 1901. 

(Jur. Wocbenachr. XX\I Nr r s 158. Ziff. 13I.) 
§ 8 Preuss. Enteign.-Ges. vom II. Juni 1874. Ist dio Lage der Restgrundsiiicke 7um 
Wirthschaftshofe durch die Enteignung eine ungünstigere geworden, so kann für 
Unwege iid toistiie WirthechanserMbweriiSM eine besQiidert EntsiAkdigung be- 
ttlMrt wvrdes. INsMibe warn aber ia in UrIhtllaanariM Mbtlaatttrt ai^l «rtlsbt- 

llch iSMObt wenlea. 

Unter IV der Gründe des angefochtenen Urtheils heisst es: „Endlich 
ist mit den vernommenen Sachverständigen anznerkenn«!, dass das 
klägerische Kolonat durch die Enteignnng im Ganzen einen nicht 
anerheblichen Minderwerth erfahren hat. Die Lage der Grundstücke 
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zum Wirtliscliaft.sliüfe ist gegen fiüliei- eine nngiinstige: das Kolonat 
ist aueli dmcli den Verlu?t des niclit zu ersetzenden Hausgartens im 
Wertlie nidit unwesentlich gesunken. Das Gericht billigt dem Kl. den 
von R. angenommenen Satz in Höhe von 1500 Mark zu". Unter III der 
UrtheilsgrAnde sind dem Kl. an Entschädigung 600 Mark dafür, dass 
der Kl. zu dem reelits des Bahndammes liegenden Grandstftek an Stelle 
des froheren kttrzeren nnd bequemeren Zugangs einen um 150 m Ulngeren 
Znfahrweg nehmen mvss, nnd 180 Mark ffir den dem Kl. Ternrsachten 
Umweg zn seiner Viehtränke zugesprochen worden. Es ist nicht zn 
yei'kennen, dass die Posten von 600 Mark nnd 180 Mark eine besondere 
Entschädigung fi'ir die gegen früher ungünstiger gestaltete Lage der 
Grundstücke zum Wirth8chaft.<5h()f darstellen. Ist aber der Kl. ffir diese 
ungünstigere Lage, sowie für den Verlust des Hausgartens bereits durch 
die unter III der Urtheilsgründe getroffenen Festsetzungen entschädigt, 
dann ist nicht wohl zu verstehen, inwiefern dem Kl. gerade für diese 
Nachtheile eine weitere Entschädigung von 1500 Mark gcl)iihrpn soll. 
Die Zubilligung dieses Postens hätte einer näheren Hegriunhing bedurft, 
da es dermalen dem Bekl. so wenig wie dem R.G. möglich sein wird, 
zu erkennen, für welche weiteren Nachtheile der Kl. diese 1500 Mark 
erhalten soll. 



Nr. 16. Entseh. des Bentsclieii Beiehsgeriehts^). 
7. Ciyil-Senat Vom 20. Dezember 1901. 

§§ 8, 30 PrMM.Eiitelgn.-8es. v. II. Juni 1874. Oer VerziMiinasanaprach iar Eat* 
el|eiiagMia«e ist ait der EntelgiNiiii lerzeleKes md mum, wie ier EilMlriUH|n#i- 
aMproQh telket, In der Frist des § 30 oder spätestens bei der Beraftiog legen dM 

eretinstanzllche Urtheli erhoben werden. 

Der B. R. gründet seine Entscheidung auf die Annahme, dass eine 
von dem Enteignungsverfahren losgelöste Beurtbeilung des Verzinsungs- 
anspruches der Rkl. weder in der Sachlage noch nach dem Vor- 
bringen der Rkl. gerechtfertiirt erscheine, dass vielmelir nach Beidem 
der von den Rkl. geltend gemachte Verzinsung.sansi)ruch der Ent- 
cignuugssumme lediglich einen solchen Entschädigungsauspruch bilde, 
der aus den durch das Enteignu ngs verfahren begründeten Ver- 
pflichtungen des Rbekl. herzuleiten sei und hergeleitet werde. Dem 
kann nur beigetreten werden. Ist das aber der Fall, so war der 
Verzinsnngsanspracb von den Rkl. in der Frist des § 90 des Enteignungs- 
gesetzes oder spätestens bei der Bemftang gegen das ihre Entschädigung 
herabsetzende erstinstanzliche Urtheil in dem gerichtlichen Ent- 
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schädigun^sfeststellungsverfalHen pfelteiul zu iiiaclien. I):\s ist. nicht 
geschehen und somit ist, wie der B. R. mit Recht erklärt hat, für die 
gericlitliche Geltendiiiachuiif,^ des Verzinsuugsanspruches eine gesetzliche 
Handhabe nicht mehr gegeben. 



Nr. 17. Entseh. des Deutseheii Reichsjjorlelits. 

7. Civil-Senat. Vom 30. Dezember 1901. 
(Jar. WoelMoMbr. XXXL Nr. IWM. 8. tn. Zlft 117.) 

% 8 Pr0iM.Eiiffligii.-4««. v. II. Jini 1874. Nar dl« Einten« u in g«wirtl|«Ml«i 

dauernden Nutzungen ist für die Schadensbemeseung in Folge einer 6aubeeoliribiknn| 
nw»«|eb«ad, nioht dl« nöQlioberwelee zunetimend«« Ertrig« w&hrend d«r iiall«t«n 

20 Jahre. 

Mit zutreffender Begründung hat das B. (t. den Ansprucli der Bekl. 
auf die streitigen 69 459 Mark 78 Pf. abgewiesen, soweit versuclit 
worden ist, diesen Anspruch aus dem Gesichtspunkte einer der Kapital- 
abfindang hinzutretenden „Nutzungsentschädiguug" zu rechtfertigen. 
Die dauernden Nutzangen, welche ein Onmdstflck dem Eigenthttmer 
abwirft, bilden die natfirlichen Rechnnngsfaktoren der Kapitalabflndong, 
die ihm gewährt wird, wenn er in Folge Anf erlegong einer Bau- 
beschränknng an der bestmöglichen Ausnutzung seines Areals gehindert 
wird. Auch im vorliegenden Falle hat man daher anzunehmen, dass 
durch Zubilligung der 77385 Mark, welche in dem Urtheile des B.O. 
vom 10. Februar 1900 eingestellt sind, „um den Schaden zu ewetzen, 
welcher den Eigenthlimern durch das Verbot der Bebauung zugefügt 
wurde", die Bekl. voll entschädigt sind für ihre Einbusse an dauernden 
Nutzungen, die nach dem Stande der Dinge im Zeitpunkte des Eintritts 
der F>aubeschränkung bei intensivste^- Ausnutzung der Baufläche zu 
erwarten waren. Zur RechifertigiiiiL: einer darüber hinausgehenden 
Abtindimg eignet sich daher keiiit-.^^lalls der von den Bekl. versuchte 
Nachweis, dass ihr ürundstück, wenn sie es zweckmässig hätten ausbauen 
dürfen, vom Jahre 1873 an bis zum Jahre 1895 einen fortdauernd 
znnehmenden Ertrag geliefert haben würde, der die thatsftchlich 
erzielten Einnahmen am 184290 Hark übersteige. 



Nn 18, Entseh. des Bestrksgerlehts f Ar Handelssaehen In Wien. 

Vom 4. Januar 1902. 

(Allgem. Tarlf-Au. XXL Nr. 7. S. in.) 
Wenn auch die Bahn don Absender von dem Nichtbezuge eines dem sohneilen Ver- 
derben ausgesetzten Gutes verständigt liat, so ist sie doch berechtigt, von der ihr 
in § 70 (3) a B.R. eingeräumten Befugnis Gebrauch zu machen, ohne erat dl« in 
Znge teflwllitte VsrttlidlgMig <«• Ato«ni«r« nod d«««en Vorflf rag aliawarlMi. 

Das Gericht ist der Ansicht» dass selbst wenn im Falle des schnellen 
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Verderbens einer Ware eine VerslHndigimg des Absenders ergangen 
ist, hiedurch der sofortige Vcikaut' nicht aufgehalten werden kann, 
weil die Beklagte berechtigt und unter Umständen verpflichtet ist. den 
Verkauf sofort vorzunehmen und an dieser Berechtigung, beziehungs- 
weise Verpflichtung nichts geändert wird, wenn ttberflüssigcrweise eine 
Auflbrderung an den Kläger zur Verfügung ergangen ist. Es müsste 
eine besondere Bestimmung im Betriebsreglement statuirt sein, nach 
welcher in dem Falld| als eioe Anffordemng ergangen ist, der im Be- 
triebsreglement normirte sofortige Verkauf ausnahmsweise nicht statt- 
zufinden habe. Eine solche oder eine ähnliche Einschränkung der 
Bestimmung des § 70 (S) a ist jedoch nirgendwo normirt Es ist auch 
in Betradit zu ziehen, dass der Kläger nicht dargethan liat, welcher 
Schade ihm durch diesen Verkauf entstanden ist. Im Qegentheil ist 
durch diesen Verkauf weiterer Schaden von dem Elftger abgewendet 
worden. 

Nr. 19. Entsch. dos Deutschen Beichs&:crichts. 

6. Civil-Senat. Vom 4. Januar 1902. 

Das Mass der Unterhaltungspflicht und Kontrole bei Zugangsstrassen eines Güter* 
bahnliofes und innerhalb desselben lässt sich nictit nach den Normen für Sfrentliche, 
städtische etc. Strassen bestimmen, da erstere nur für einen beschränkten Verlietar 
tesUMMt tind nnd dar Unterhaltung und Kontrole in dtr Roflol besoadtri 8drwfeflf> 

kotlM feletoit. 

Der El. ist, als er am 16. Dezember 1899 in Austbung seiner 
gewerbliclien Tbätigkeit eine der Zugangsstrassen (Ladestrassen) des 
Güterbalinhofs zu Posen beging, auf der Schneeglätte zu Fall gekommen 
und hat hierbei einen Beinbruch erlitten. Er nimmt mit der Behauptung, 
dass der Unfall dnrdi Verwahrlosung der - Strasse seitens der Bahn- 
Terwaltung schuldhaft herbeigeführt sei, den Eisenbahnfiskus auf 
Schadensersatz in Anspruch, ist aber damit abgewiesen worden. Es 
ist keinesfalls rechtsirrig, dass das Mass der Unterhaltungspflicht sich 
nicht an den Zuständen, welche auf öffentlichen städtischen Strassen 
zu herrschen pflegen, bestimmen lasse. In der Tliat wird bcziitrlich 
der Fiirsurge insbesundcre gt^gen Einflüsse der Witterung, von Ivegeii, 
Schnee, oder Eis nicht der gleiche Massstab wie bei städtischen Ver- 
kehrsstrassen so bei Ladewegen eines Giiterbahnhofes anzulegen sein, 
wenn letztere nur dem schweren Frachtverkehr der betheiligten Ge- 
schäftsleute uud insofern nur beschränkt dem öffentlichen Gebrauche 
dienen, wobei nadi der Natur dieses Verkehrs und der Besdiaffenheit 
der Folirwerke eine dauernde Instandhaltung des Weges mit besonderen 
Schwierigkeiten verknüpft sein mag und kaum in derselben Weise wie 
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bei anderen Strassen zu bewerkstelligen sein wird. Wenn schon bei 
Landstrassen und selbst bei städtischen Verkehrswegen eine Obliegen- 
heit des ünteilialtangspflichtigen, die Strasse bei Qlatteis oder Schnee- 
glätte durch Bestrenen nnd dergleichen jeweils gangbar zu erhalten, 
sich mangels spezieller polizeilicher Vorschriften nicht allgemein nnd 
absolnt, sondern nur nach Massgebe der konkreten VerhältnisBe auf- 
stellen lässt (vergl. Urtlieile dieses Senats vom 18. Januar 1900, VI 
346/1989, JuristLsche Wochenschrift 1900, S. 164, Nr. 38, vom 25. No- 
vember 1901, R. N. 275 1901), so tritt't um so mehr für einen Fall der 
vorliegenden Art der (n^sichtspunkt zu, dass von dem ünterhaltungs- 
pfliclitigen doch nur das veihuijjt werden kann, was nacli verniinftitrcr 
Einsicht und nach Ma.ssj^abe der örtlichen Verh;Utnis.se des Eiuzellalles 
erlorderlich ist, um eine liefahr ITir das Publikum zu verhüten. 

Von der llevision wird zu der Frage einer \'ernachlässigung der 
Aufsichtspflicht seitens des Bekl. geltend gemacht, die fragliche Strasse 
liege inmittoi des Bahnhofes, daher mttssten die betreffenden Orgaue 
des BekL den Zostand der Strasse täglich ttberschauen kennen und es 
sei ihre Pflicht, eine genane Kontrolle zu üben. Allein wenn im 
Allgemeinen die zur Instandhaltung der Strasse erforderlichen Massnahmen 
seitens der Bahnverwaltung, wie das B. G. annimmt, in genflgender 
Weise getroffen waren, so wttrde eine Verabsänmung der daneben auch 
bestehenden Kontrollpflicht doch noch nicht darin erblickt werden mttssen, 
dass die Strasse nicht täglich und stündlich Yon den Aufsichtsbeamten 
des Bekl. iuspizirt wurde. Um einen danernden mangelhaften Zustand 
handelte es sich hier nicht. Wegen der bei eintretendem Glatteis jeweils 
zu treftendeu Vorkelirungen hätte aber nach den Festsf cllungen des 
B. U. im gegebenen Kall auch eine weitgehende Bethätigunu; il«'r Kontrolle 
der Gefahr nicht vorben<ien können, eben wegen der Besuinkrheit des 
fraglichen Weges und des auf demselben hens(^lientlen Verkehrs, 
namentlich aber auch wegen der damaligen Witterungsverhältnisse. Es 
habe in der Nacht nnd am Morgen, bei gelindem Wetter, geschneit, 
die Wagen haben breite, glatte Spuren hinterlassen. Das 6.G. glaubt 
sogar, hier liege sicher höhere Gewalt Yor, denn um yGllige Sicherheit 
zu schaffen, h&tte die Strasse fortgesetzt in kurzen Zwischenr&nmen 
bestreut werden mOssen, was bei den Aufgaben, welche die Verwaltung 
sonst zu erledigen habe, unmöglich sei. Ob diesfalls von einer höheren 
Gewalt im rechtlichen Sinne die Rede sein könnte, was die Revision 
besti. ii t mag auf sich beruhen. Es bedarf im yorli^uden (nicht 
unter dem K.H.G. stehenden) Falle nicht der höheren Gewalt, nm den 
Bekl. der Verantwortung zu entheben; um ein Verschulden seinerseits 
auszuschliesseii. genügt es, wenn die Beseitigung der Ulatteisgefahr auf 

Bgftr, fiiMnb»)iur««hUlche JinMohcMiuigen XUL 2 
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der Ladestrasse auter den obwaltenden Umständen nnr etwa durch 
anssergewöhnliche, nach verst&ndiger Verkehrsanschanang nicht zu 
verlangende Massnahmen ansznftthren gewesen wftre. 

Nr. 20. Entsch. dos Dontsclien ItoIclisgeriehliS. 

6. Civil -Senat Vom 9. Januar 1902. 

(Entseh. 1. Civlls. M. 'm. S. 92.) 

Haftpfl.-GM. § I. Eigenes Vertohuldei liegt nioht !■ einen sachwidrigen, durch &«• 
•Mrimi hervorierifMnB Vartaltei iet V«rl«tztM tu Moimite der Gsfabr «Iom 

ZuMüHSiittMM« swttor Wtgei. 

Das B.G. hat festgestellt, dass, was aach allgemein bekannt sei, 
in Berlin trotz des polizeilichen Verbotes aas Neubauten leichtsinniger 
und unbesonnener Weise liäufip: Wagen herausgeschoben werden. Mag 
auch in einem einzelnen, besonders gearteten Falle, der Zusammenstoss 
eines rückwiiits auf die Strasse geschobenen Wagens mit einem andei^en 
Wagen niclit vermeidbar sein, so ist die Gefahr l)ei t'inem schnell auf 
Schienen fahrenden Motorwagen eine erhebliche grössere und dem 
Eisenbahnbetriebe eigenthümliche. 

Unrichtig ist die Ansicht der Revision, dass ein zarechnangsffthiger 
Mensch auch dann schaldhaft handele, wenn er im Momente der Gefahr 
etwas Sachwidriges thnt Aach kann in dem angeblich sachwidrigen 
Verhalten des Kl. — dem Versache des Abspringens im Momente der 
Glefahr — nicht höhere Gtewalt geftmden werden. Denn die BestQrznng 
des El. ist dadurch yemrsacht woi-den, dass er einen Zosammenstoss 
für unvermeidlich hielt, weil der anf Schienen laufende Motorwagen 
nicht ausweichen und anch' nicht rechtzeitig zum Stehen gebracht 
werden konnte. 

Nr. 81. Bntseta. des Bentseben Selelisgerichts. 
6. GiTil-Senat. Vom 9. Janaar 1908. 

(Mlttb. dos Vcr. D. Strassen- u Klelub. Vorw i90». Juni. S 234 i 
I 12 Telegr.-Ges. v. 6. April 1892 enthält kein zwingendes Recht, sondern kann durch 
Vereinbarung abgeändert werden. Der sohutzpflichtige Unternehmer hat seiner Pflicht 
f Miilt, wenn er eelobe ElirieMnafen getrefflsn hat, welolie naeli iem deraeRlien 8tui 
der Teohnlli den wirkeuneten Solmti lef en Stlhunfee lewibren. 

Wenn die Begründung des Berufungsurtheils dahin zu verstehen 

wÄre, dass durch thatsächliclie Auslegung der am 30. Juni 1893 zwischen 
den Parteien vereinbarten „Bedingungen" eine selbstständige Grundlage 
für die streitige Kostenersatzpflicht der Beklagten, unabhängig von der 

Vorsclnift des Gesetzes, gewonnen worden sei, so wRre hiermit der 
Nachprüfung seitens des Revisionsgerichtes die beziiiilii li eincT Vertrags- 
auslegung bestehende (irenze gesteckt. Dann zweifellos bilden jene 
von dem Kläger gestellten und vou der Beklagten angenommenen Be- 
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diligiiiigen einen Vei t rag .über die Regel iing eines privatreclitliclien Ver- 
liältuisses der Parteien, und dieser Vertrag ist in erster Linie als mass- 
gebend anzusehen. Der § 12 des ßeichsgesetzes Uber das Telegraphen- 
wesen des Deutschen Reiches vom 6. April 1892 enthftlt hinsichtlich 
der darin normirten Schotspflicht Icein zwingendes und absolutes Recht, 
Yielmehr kommen seine Vorschriften nur insoweit zur Anwendung, als 
nicht die betheiligten ünternehmungen sich in anderer Weise Ober das 
YerhftlbUBS ihrer Leitungen vereinigen. (Vergl. Yeiiia&dlongieii des 
Reichstages, 8. Legislaturperiode, T. Session von 1890 — ^92, Band VII, 
Seite 4533— 4534; Maass, Gesetz über das Telegraphenwesen zu § 12, 
Anmerkung 1, von Rar, dasselbe Gesetz Seite 33.) Allein iene Auffassung 
von dein Hernfiing.siii theil erscheint nicht als angängig. Dasselbe geht 
oftensiclitlich davon aus, duss die Ziffer 6 der Bedingungen nur eine 
Ansfülnung der L-'csetzliclien Beslinimung darstt'lh\ und dass in dieser 
Vorschrift des Ge.setzcs der Rechtsgrund t'iir die streitige VerpÜichtuug 
der Beklagten dem Wesen nach zu finden sei. 

Was nun die hiernach in Frage stehende Auslegung des § 12 des 
genannten Gesetzes anlangt, so konnte der von dem Berufungsgericht 
Tertretene Standpunkt nicht als der richtige aneriuumt, mnssten viel- 
mehr die Ton der Revision hiergegen erhobenen Einwendungen fttr 
begründet erachtet werden. 

Vor aUem ist der Wortlaut der Oesetsesbestimmnng ins Auge su 
fassen. Die Ausdmcksweise elektrische Anlagen sind ,so auszuftthren'', 
deutet darauf hin, dass hier zunächst an die Errichtung oder Anlegung 
elektrischer Leitungen auf konkurrirendem Leitungsgebiet gedacht ist, 
im Einklang mit dem gewöhnlichen Sprachgebrauch, wonach die Aus- 
fiUirung einer Anlage regelmässig ilie Erstellung und erste Einrichtung 
des Werkes bedeutet und im Gegensalz zum Betrieb, zur weiteren 
Unterhaltung der Anlage steht. Dem würde alsdann die Bestiniinnng 
entsprechen, dass elektrische Anlagen unter der im Gesetz aufgestellten 
Voraussetzung nach Mügliidikeit so auszufüliren sind, dass sie sich nicht 
störend beeinflussen, wobei allerdings der Neuanlegung eine später 
eintretende Aenderuug der bestehenden Anlage gleichgestellt wird. 
Sehutzpflichtig gegeuüber der älteren und unverändert gebliebenen An- 
läge ist die neu hinzutretende, desgleichen die in ihren Einrichtungen 
sich verändernde Anlage; und ffir die Bethätigung der Schutzpflicht 
wie ffir die Kostenpflicht der neuei-en Leitung wäre darnach eben die 
Saclilage massgebend, wie sie im Zeitpunkt der Anlegung beziehungs- 
weise der späteren Aenderung bestand. Nun wird freilich in § 12 des 
Gesetzes der Eintritt der Schutzpflicht unter die Bedingung gestellt: 
,weun eine Störung des Betriebes der einen Leitung durch die andere 
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eingetreten oder zu befürchten isf", und die vorgeschriebene Ausführung 
soll auf Kosten desjenigen Theils geben, welcher durch eiue spätere 
Anlage oder eine Bpätere Aendenug der Anlage „diese Störung oder 
die Qefahr derselben Teranlasst*. Es sind also hierbei Betriebsstörungen, 
welche zafolge der Errichtung oder Verftnderung der konknrrirenden 
Anlage bereits hervorgetreten sind, gleicherweise wie solche» die bei 
weiterem Betrieb f&r kUnftig zu beffirchten stehen, in Betracht gezogen. 
Allein wenn liiernach nucli im Laufe des Betriebes zweier nebenein- 
ander bestehender elektrischer Anlagen möglicherweise die Voraussetzung 
der Schutzpfliclit sich erst erfüllen oder nachträglich als gegeben h&e* 
ausstellen kann, so nüthigt das dodi nicht zu dem Schluss, dass gegen- 
über den Störungen oder Gefahren, welche bei Anlegung beziehungs- 
weise Veränderung der sie veranlassenden Leitung schon bekannt ge- 
wesen sind, und zu deren Beseitigung bei Errichtung der Anlage oder 
Vornahme der Aenderung auf Kosten der schntziitlichtigen Anlage die 
dem Gesetze entsprechenden Schutzniassregeln gelrotien waren, der 
Unternehmer der letzteren Anlage auch im späteren Verlauf immer vou 
Neuem fftr die Kosten aller, jeweils als noch wirksamer erkannten oder 
neu erfundenen Einrichtungen aufzukommen habe. Der schutzpflichtige 
Unternehmer hat zunächst der ihm gesetzlich obliegenden Pflicht genügt, 
wenn auf seine Kosten die Anlage nach Möglichkeit so ausgeführt 
worden ist^ dass eine störende Beeinflussung der anderen Leitung der- 
zeit yerhtttet wurde, und das ist „nach Möglichkeit'' im Sinne des (Ge- 
setzes dann geschehen, wenn solche Einrichtungen getroffen wurden, 
welche nach dem derzeitigen Stand der Technik den wirksamsten Schutz 
gegen Störungen oder Gefahr derselben zu bieten geeignet sind. Um 
den neuen elektrischen Anlagen eine nodi weiteip-ehende Verpflichtung 
aufzueilegen, liätte es einer unzweideutigen Hestinunung des Gesetzes 
bedurft, uud eine solche ist in dem § 12 uicht zu üudeu. 



Nr. 22. Eiitsch. <Ies Deutseben fteiehs^erichts. 

6. Civil-Seuat. Vom 9. Januar 1902. 

iJur. Wcrlu'iis. iir WM. Nr. IÖ/l'o. S im. Zift. 10».) 

§ 25 Eisenb.-Ges. vom 3. November 1838. Ist beim freihändigen Erwerb von Grund- 
stückstheileii zum Bahnbau die Einfriedigung des Restbesitze« vereinbartermassen 
nnterMiilM, m de« Bahsiiit«rs«liii«r Itottra zb mpArM, m kani tisb itraelbs 
hientarob bei eiifrstendM SoMMen EraatzaitprlebM am | 25 I. e. alebt enttldws. 

Wie im Thatbestand der I.J. als unstreitig festgestellt worden ist . 
sind bei der Anlage der Bahn die Vertragschliessen^len darüber einig 
gewesen, dass der Wildpark aus Zuchtrlicksiehten seinen einheitlichen 
Charakter uicht verlieren und darum der Bahnkörper nicht eingefriedigt 
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werden dftrfe. Daraus ist zu ersehen, dass ohne den Ausschluss des 
Reclits der Erwerberin, den Bahnkörper einzufriedigen, die Veräusserung 
des dafür erfurderli( heu Landstreifons einen Minderwerth des dem Eigen- 
thömer verbleibendeii Restgrundstücks verursacht haben würde. Die 
Bahugesellschaft hätte deswegen, wenn sie das für sie erforderliche 
CTnindstü<'k im Wege der Enteignung hätte erwerben müssen, gemäss 
§ 8 Abs. 2 des Preussischen Enteigimngsgesetzes vom 11. Juni 1884 
eine Entschädigung für die Zerstückelung des Wihlpaiks zahlen müssen. 
Beim freihändigen Erwerb liat liieraul' in gleiciier Weise Rücksicht 
genommen werden müssen, und darum ist davon auszugehen, dass das 
Fortbleiben der EinfdedigUDg and damit das Fortbestelien des that- 
sächlichen Zasammenbangs zwischen den Thailen des Wildparks zu 
beiden Seiten der Bahn zugleich im Interesse der Eisenbahngesellschaft 
vereinbart worden ist, um dieser die höheren Gmnderwerbskosten zu 
sparen. Ist hiemach die Einfriedigung des Bahnkörpers mit dem Willen 
des Eisenbahnunternehmera unterblieben, so ist dem B.6. darin bei- 
zutreten, dass die Voraussetzungen fQr die Anwendung des § 25 des 
Gesetzes vom 3. November 1838 gegeben sind. Die Revision hat 
dawider eingewendet, das Uebertreten des Wildes auf den Bahnkörper, 
das sich, wie festgestellt worden, durch keine Mittel hindern lasse, 
deren Anwendung dem Bekl. vernünftiger Weise zngemnthet werden 
könne, müsse aus diesem Grunde als ein unabwendbarer Zufall augeseheu 
werden. Das ist unrichtig. 

Ifr. 88. Entseh. des Besirksgerldits für Hamdelssacheii In Wien. 

Vom 14. Januar 1902. 

AUgein. Tarir Anz WF. Nr 15 S. 850.) 

Wenn sich die Bahn darauf beruft, dass der während des Transportes eingetretene 
Schaden durch die äusseriioh nicht wahrnehmbare Beschädigung des die flüssige 
8«MhiR| MithaltMMleN Fastet tatetasdta M, hat tie die ttbltaM» BttehafftaktK im 

Fatttt naebziiwtittii. 

Es ist durch die beiderseitigen Angaben festgestellt, dass die vor- 
liegend zur Aufgal)e gelangten Fässer mit Wein und semit auch das 
später in der Bestimmungsstation gebrochen angekommene Fass in 
äusserlich gutem Zustande zur Aufgabe gelangten. Bei der Ankunft 
war nun bei dem hier in Frage kommenden Fasse eine Daube ganz 
gebrochen und eine Daube augebroclieii . infolgedessen Wein, dessen 
Ersatz Kläger beansprucht, ausgetlosseii ist. Daraus geht hervor, dass 
der Schaden während des Transpoi tes entstanden ist und dass die Hahn 
tur den eingetretenen .Schaden gemäss § 7.'> Hetr.-ßegl. zu haften hat, 
falls sie nicht den im § 75 weiters vorgeschriebenen Beweis liefert. 
Die Bahn beruft sich denn auch auf die Haftbefreiung des § 77, Z. 2, 
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Betr.-Eegl, indem sie angibt, dass das Fass vor der Aufgabe mit dem 
von aussen nicht kennbaren Bruch einer l)aul)e versehen war. Diesen 
Umstand jedocli hat Beklagte in keiner AVeise erwiesen. Zwar hat 
der Sachverständige M. eine solche Meinung zum Ausdruck gebracht, 
jedoch dieselbe nicht begründet. Das Gegeutheil dessen hat aber das 
Gericht als erwiesen angenommen, und zwar aus folgenden Orttnden: 
Aus der Tbatbestandsanfnahme geht henror, dass mit Ausnahme der 
zwei gebrochenen Dauben das Fass sich in gutem Zustande befand. 
Weiters sind zwei Danben gebrochen, nnd der Sachverstftndige M. hat 
nur als möglich angenommen, das« eine Daube vor der Aufgabe an- 
gebrochen war; biedurch ist aber nicht anf geklärt, wieso dann bei der 
Ankunft in der Bestimmungsstation zwei Dauben gebrochen waren. In 
jedem Falle steht fest, dass eine der Iteiden Dauben vor der Aufgabe 
nicht angebrochen war, also der Schaden an dieser Daube zur Gänze 
während des Transportes herbeigeluhrt wurde. Wenn nun bei einem 
guten Fasse jeilenfalls eine Daube bei der iiahn gebrochen worden ist, 
so liegt es nahe, anzunehmen, dass mit dem Fasse in unzweckmUssiger 
Weise umgegangen wurde, und ist dies der Fall, so ergibt sich von 
selbst, dass bei einer unrichtigen Behandlung nicht bloss eine Daube, 
sondern auch beide Dauben gebroclieu wurden. 

Nr. 24. Entseh. des Bentsehcn Belehsgoriehts. 
5. CiTil-Senat. Vom 15. Januar 1902. 

(Jor. WochcnJ-chr. XXXI. Nr IG JO. S. iTil Ziff. 110.) 

25 Preuss. Eisenb.-Ges. vom 3. Novbr. 1838. Die Vereinbarung, dass durch Zahlung 
der Entschädigung der Anspruch des gegen Brandschaden Versicherten auf die Versiche- 
ringsgeselltelHifl Ikergeht, tot r«eMlloh nlittig and kam gaiea 4ia ffBr doa Braai^ 
aekaiea haftbare Elsenbahn von der Verälcherungsgesellschaft geltend gemacht weriea. 
Auch der Einwand der aazul&Migea Bereicherung ist nicht begründet. 

Die Revision legt ihren gegen das B, U. erhobenen Angriffen den 
Satz zu Grunde, dass Kl., weil sie nicht Eigenthümerin der durch 
den Bahnbetrieb beschädigten Gegenstände sei, den eingeklagten 
Anspruch nicht auf § 25 des Eisenbahngesetzes stützen dürfe, sondern 
ein Verschulden [Vorsatz oder Fahrlässigkeit) als .Sfliadensursachc nach- 
weisen müsse. Wenn von dieser Grundlage aus die KN'vision sich 
zunächst über die von beiden Vorinstanzeu übeieiiistinimend aus- 
gesprochene Zurückweisung des Einwaudes der mangelnden Aktiv- 
legitimation beschwert, so erscheint dies nicht schlüssig. Darauf, ob 
die durch den Brand yernichteten oder besch&digten Gebäude der El. 
gehört haben, käme es nur dann an, wenn der aus § 25 hergeleitete 
Schadensersatzanspruch nicht cessibel wäre und in Folge dessen Jeder, 
der den Anspruch erhebt, das Vorhandensein der gesetzlichen Erforder- 
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nisse in seiner eigenen Person nachzuweisen bfttte. Davon ist in- 
dessen keine Rede, da Entscliädigungsforderungeu aus dem Bahnbetrieb 
hiosiclitlich ihrer Abtretbarkeit den allgemeinen Grundsätzen unterliegen. 
Fraglich könnte nur sein, ob im vorliegenden Falle ein rechtsgültiger 
Uebergang der dem Gastwirth L. erwachsenen Schadeiiseisatzforderuug 
auf die Kl, stattgefunden hat, der die letztere zur GeltLiidmachung der 
Forderung als Cessionnrin legitiniirt. Wenn der I. R. und mit ihm an- 
scheinend der B. R. diese Legitimation daraus herleiten, dass das 
Reglement vom 28. Dezember 1864 vermöge seines überwiegend das 
öft'entliche Intereb:>e berührenden Inhalts den Charakter einer objektiven 
Rechtsnorm habe, der in § 44 daselbst angeordnete Fordernngsabergang 
mithin als gesetzliche Cession anfzufassen sei, so ist dies f^ilicb nicht 
richtig. Reglements der in Bede stehenden Art haben, wie das B.G. 
bereits wiederholt ausgesprochen hat (Entsch. des B.G-. in GiTÜsachen 
Bd. 16 S. 870; Bd. 28 B, 303), keine Gesetzeskraft, sondern sind le- 
diglich Vorwaltangsanordnnngen, die den Vertretern der Fenersocietäten, 
für dif sie erlassen sind, als Bichtschnnr dafür dienen sollen, welcher 
Inhalt den einzelnen Versicherungsverträgen zu geben ist. Dadurch, 
dass bei dem jedesmaligen Abschluss der Versicherung auf sie Bezug 
genommen wird, werden sie Bestandtheil des Vertrages und unter diesem 
Gesichtspunkt für die Parteien verbindlich. Dass in solclier Weise 
auch der § 44 des gegenwärtig in Frage kommenden Reglements zum 
(legenstaud einer BetragsbereiUmg gemacht werden kann, unterliegt 
keinem Zweifel. Beide Theile einigten sich, indem sie den bezeichneten 
Taragraphen gleichfalls in den V'ertragsschluss hiueiu bezogen, darüber, 
dass die versichernde Societät durch Zahlung einer Brandentsehädiguug 
die etwaigeu, dem Versicherten ans dem Brande gegen dritte Personen 
zustehenden Schadensersatzansprttche als Cessionarin erwerben sollte, 
und demgem&ss wurde die Kl. durch die Zahlungsleistung Gläubigerin 
der gegen den Bekl. aus § 26 des Eisenbahngesetzes dem L. entstandenen 
Forderung, ohne dass es dazu eines erneuten üebertragungsaktes 
bedurfte. Vergl. das reichsgericlitliclie ürtheil vom 2. Februar 1889, 
Entsch. des R. (t. in Civilsachen Bd. 22 S. 148 und das wesentlich auf 
demselben Standpunkt stehende Urtheil des jetzt erkennenden Senats 
vom 18. März 1885, abgedruckt bei Eger, Eisenbahnrechtliche Ent- 
scheidungen Bd. 3 S. 452. Auch den zweiten bereits in den Vor- 
instanzen geltend gemachten Einwand der unzulässigen IkTeicherung 
hält Bekl. für die Revisionsinstanz aufrecht, freilich in etwas verän- 
derter, jedoch nicht minder verfehlter Ausgestaltung. Er meint, eine 
Versicherungsgesellschaft dürfe nacli der Natur ihres Geschäftsbetriebes 
einen Gewinn nur durch gewagte Geschäfte, als Entgelt für das dadurch 
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ttbernommene Bisiko erzielen. Deshalb dürfe sie Ersatz der gezahlten 

VersicheniDgssamme nur Yon Demjenigen fordern, der vorsätzlich oder 
fahrlässig: den Brand verursacht habe. Andernfalls werde die Gesell- 
schaft insofern bereichert, als sie ausser dem vollen Schadensersatz 
noch die „wpj^cn grösserer Brandj^efahr m zahlende höhere Ver- 
sicheruuf^spranne" eilialte. Allein der (icsichtspimkt der uugerecht- 
fertigten Bereicherniifx ist schon deshalb ausgeschlossen, weil er nach 
§ 812 B.G.B, nur demjenigen gegenüber zur Anwendung gelangt, der 
etwas auf Kosten eines Anderen ohne rechtlichen Grund erlangt 
hat. An dieser Voraussetzung fehlt es im vorliegenden Falle. Denn 
nach der gemäss §§ 561, 549 C.P.O. unanfechtbaren Auslegung, die 
der B. R. dem in Bede stehenden Feaersocietftt-Reglement giebt, bezieht 
sich der dort verordnete Forderungsttbergang unterschiedslos auf alle 
dem Versicherten gegen Dritte zustehenden SchadensersatzansprAche, 
gleichviel ob sie ein eigenes Verschulden des Dritten voraussetzen 
oder letzterer auch fttr fremdes Verschulden oder selbst für Zufall haftet. 



Nr. 25. Entscli. de.s Doufsclieii Iteiehs^crlchts. 

6. Civil-Senat. Vom 16. Januar 1902. 

(Sachs. Arcb. 1. Bürgorl. Kocht u. Troz. Bd. lt. ü. SOS.) 

NaftpflMrtQM^ti § I. Aieii M UebertretuB eiBM PvllieivMrIwtii fcasii eigenes V«r^ 
•ehiMee «utgatoMtMM mIb, wmh •■• !■ ErfSIlMfl ditr «ittlleliM Pfliaht zsr IMInf 

eines Mensclien geschah, und selbst bei IrrtiMM Ober die GrSsse der Gefahr. Doch 
lleflt e« dem Verletzten ob» diese IMomonto nachzuweisen bezw. dem fieriotate, sie 

festzustellen. 

Es giebt Fälle, in denen eine Handlung, welche unter gewöhnlichen 
UiuiNtändcn als schuldiialt, namentlich als schuUlbare Gefährdung des 
eigenen Lebens, erscheint, um deswillen nicht für scbuldhaft zu erachten 
und also auch nicht geeignet ist, die Haftung des Betriebsunteniehmers 
nach § 1 des Haftpflichtgesetzes auszuschliessen, weil sie vorgenommen 
wurde, um einer sittlichen Verpflichtung zu genflgen, so insbesondere, 
wenn der Verletzte sich der Gefahr ausgesetzt hat, um ein anderes 
Menschenleben zu retten. Vergl. das Urtheil des R.O.H.O. vom 
4. September 1878 bei Egcr, Heichs-Haftpflichtgesetz, 5. Auflage, 8. 152. 
Wenn jemand mit eigener Lebensgefahr etwa eine Person, die nur auf 
diese Weise zu retten ist, vor der herannahenden Lokomotive wegreisst 
oder ein auf den Schienen liegendes Hinderniss noch im letzten Augen- 
Mick entfernt und dadurch den Eisenbahnzug vor (hm Kiitu'leiseu 
bewahrt (olme dass der also Ifandeliide die gefährliche .Situation 
Fchuldliaft selbst herbeigefülirt hatte), so wird man dem 1)ei .solcher 
Kettungsthäligkeit Verletzten seine unter Einsetzung von Leib und 
Leben unternommeue That nicht zum Verschulden anrechnen dürfen; 
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and es wttrde in einem derartigen Falle die Annahme eines eigenen 
Verschuldens auch nicht aus dem Gesichtepankte gerechtfertigt er- 
scheinen, weil der Unfall diiicli eine (objektiv vorliegende) üebertretunff 
eines bahupolizeilichen Verbotes, durch verbotswidriges Betreten des 

Balmkörpers etc. lierbeigefiilirt worden sei. Es mag ferner anzuerkennen 
sein, dass unter Umständen selbst dann, wenn der Verletzte nur irr- 
thünilicli eine Sachlage als !,'e<?cb(n ant;onommcn hat, welche ein Ein- 
greifen ohne Rücksicht auf die eigene Gefahr zur Pflicht machen wi\rde, 
ein Vei"schulden für ausgeschlossen gelten kann, und dass für die 
Frage der Entschuldbarkeit eines solchen Irrthunis über das Bestehen 
oder die Grösse der Gefahr, über das Verhältuiss des Wagnisses zu 
derselben, oder auch eines Irrthnms Uber die Wahrscheinlichkeit des 
Gelingens eines Rettungsversnches möglicherweise die gegenüber den 
Gefahren des Bahnbetriebes in erhöhtem Masse sich einstellende, za 
raschem Entsehlnsse dr&ngende Aufregung in Betracht sa ziehen ist, 
welche eine kaltbltttige Beurtheilnng, eine yemanfUge Abwägung aller 
Verhältnisse (vergl. Entsch. des R. G. Bd. 29 S. 128) dem Handelnden 
nicht ermöglicht oder erschwert hat. Allein um die Annahme zu 
rechtfertigen, der Verletzte, welcher sich bewusster Weise in die 
Gefahr begeben hat. habe das gethan, um eine sittliche Pflicht zu 
erfüllen, um uiittT Daransetzen von Leib und Leben Andere zu retten, 
müssen doch thalsUehliche, aus der Sachlage des Falles sich ergebende 
Anhaltspunkte vorliegen. Hat die Bekl. einen solchen thatsiichlichen 
Hei gang de.s Unfalles dargethan, welcher nach dem äusseren Verlauf und 
nach der Regel des gewöhnlichen Lebens das eigene Bandeln des Verletzten 
als die Ursache des Unfalls und dieses Handeln als schuldhaftc — sogar 
in Uebertretnng eines iiolizeilichen Verbotes geschehene — Gefährdung 
des eigenen Lebens erscheinen lässt, so ist es Sache des Kl., besondere 
Umstände darznthun, woraus gleichwohl eine Ezculpaüon f&r den Ver- 
unglflekten sich ergeben wQrde. Mag es sich hier auch nicht um eine 
eigentliche Beplik gegen die Einrede des eigenen Verschuldens handeln 
(vergl. Entsch. des R. G. Bd. 88 8. 164 f.), so kann doch nicht dem 
beklagten Betriebsunternehmer zugemuthet werden, den Nachweis zn 
erbringen, dass bei einem Verhalten des Verunglückten, das nur unter 
ganz besonderen Umständen, etwa wegen des zu Grunde liegenden, aber 
äusserlich nicht erkennbaren sittlichen Rewegirrundes. sich als gerecht- 
fertigt uml vernünftig erweisen könnte, derartige Momente ausgeschlossen 
seien. Jedenfalls aber musste, wenn ein solcher Gesichtspunkt sich für 
das Gericht aus dem Sachverhalt oder dem Ergebnisse der Beweis- 
aufnahme herau.sstellte, hierüber verhandelt und auch der Gegenpartei 
Gelegenheit, sich darttber auszusprechen, gegeben werden. Das gegen- 
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theilige Verfahren des B.G. widerstreitet dem Grundsatze des beider- 
seitigen Gehörs. Und die Annahnic eines an dem Getodteten luter* 
nommenen Rettunj^sversuches in dem 13. U. entbelirt auch einer zu- 
reichenden thatsäclilicheu Begründung; dasselbe verstösst gegen die 
Vorschriften in § 28ü Abs. 1 mit § 139 der C.P.O. 

Nr. S6. Entsch. des Ocstcrr. Verwaltangs-Oeriehtshofes. 
Vom 16. Jannar 1902. 

(OMton. ]aatHb.-y«Mff*i.-BI. XV. Kr.M. 8. BIT.) 

Das Begehren um Zulassung und Berücksichtigung von Einwendungen gegen das Detail- 
project einer Eisenbalin nach durchgeführter politischer Begehung ist nicht begründet, 
soferne die Bekanntmachungen in Betreff des Aufliegens der Projectsbehelfe, sowie 
die VerlMtbanieiee diäter AnttliaMlIui erdniagsgenäss eifelit sied. 

Da von der Beschwerde nicht bestritten wird, dass die in den 
massgebenden Bestimmangen des Gesetzes yom 18. Febmar 1878, 
R.-G.-B]. Nr. 90, vorgeschriebenen Bdcanntmachungen in Betreff des 
Anfliegens der Behelfe zu dem Projecte der Localbahn B<yhm.-Leipa— 

Steinschönau und des Tages der in jeder von der Bahn berührten Ge- 
meinde stattfindenden politischen lieg* Imiig und Enteignnngs Verhandlung 
thatsächlich und fristgerecht erfolgt siud, die diesfälligon ( onstatirnngen 
der angefochtenen Entscheidung vielmehr von der Beschwerde durch 
die Berufung auf den in derselben angeführten Thatbestand ausdrücklich 
als richtig anerkannt werden, hatte der Verwaltnngs<rcrichtsliof ledig- 
lich zu unter.sucheu, ob die Verlautbarung der erwähuten Kundniacluuigen 
auch in der vom Gesetze vorgeschriebenen Weise stattgefunden hat, 
und ob durch die Unterlassung der pei sünliclien Ladung des Beschwerde- 
führers zur Commission eine gesetzliche Vorschrift verletzt worden ist. 

Dei § U des Gesetzes vom 18. Februar 1878 schreibt vor, dass 
das katastralgemeindeweise Verzeichniss der Namen und Wohnorte der 
Enteigneten wenigstens durch 14 Tage vor dem Eintreffen der politi- 
schen Begehungscommission in den betreffenden Ortsgemeinden zur all- 
gemeinen Einsicht aufzulegen und dass Ort und Zeit der Einsichtnahme, 
sowie die Frist zur Vorbringung von Einwendungen gegen die begehrte 
Enteignung durch eine in der Gemeinde anzuschlagende und in orts- 
üblicher Weise kundzumachende Verlautbarung, sowie durch die Ein- 
schaltung eines bezüglichen Edictes in der amtlichen Landeszeitnng 
bekannt zu machen sind. 

Nun ist aber laut des Berichtes des Biu-germeisteramtes Böhm.- 
Lcipa vom 27. Ai»ril lUOO eben das Aushängen der Knmlniachungeu an 
der am Rathliause beflndlichen Anitstafel die in dicsi i Uenieiude orts- 
übliche Verlautbarung. Diesem von dem zur Con.statirung der Orts- 
gepflogenlieit berufenen Organe ausgestellten Amtszeugnisse gegenüber 
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verdient die blosse Behauptung^ der Beschwerde, jene Art der Verlaut- 
barung von Kundmachungen sei nicht die ortsübliche, keine Beachtung. 

Was die Ton der Beschwerde weiters als Mangel des Verfahrens cin- 
p:ewendete Unterlassung der persönlichen Vorlailm m des Besch wenlpi- 
führe« znr Commission betrifft, so ist der Versuch, diese Einwendung 
einerseits durch die Berufung auf die allgemeinen Vorschriften der 
Banordi!nii£r in Hetretf der Beizieliung der Anrainer zu der Bauver- 
liaiullung, andererseits durcli den Hinweis auf den § 15 des Gesetzes 
vom 18. Februar 1878 zu begründen, gänzlich missgliickt, weil der 
formelle Vorgang bei den Amtshandlungen, welche der Genehmigung 
eines Eisenbahnprojectes, namentlich iu Hinsicht auf die Massnahmen 
zum Zecke der Verständigung der Betheiligteu und der Entgegeunabtne 
ihrer Einwendungen voranzugehen haben, in allen Eänzdheiten in dem 
citirten Gesetze und den bezogenen Ministerialverordnungen vorge^ 
zeichnet ist, und sohin diese Vorschriften einzig und allein massgebend 
sind, diese aber — wie oben angefahrt — die persönliche Vorladung 
nnr jener Betheiligten vorschreiben, welche bei der politischen Bezirks- 
behörde innerhalb der in der nach Vorschrift des § 14, Alinea 3, leg. 
cit. verlautbarten Kundmachung bestimmten Frist Einwendungen er- 
hoben haben ; dies ist aber seitens des Beschwerdeführers, wie aus seiner 
Administrativeingabe und der Beschwerde hervorgeht, nicht geschehen. 
Die Beschwerde erweist sich somit als gänzlich unbegründet. 

Nr. 27. Entseh. de.s Deutschen Iteiehstjeriehts. 
7. Givil-Senat. Vom 21. Januar 1902. 

(Entaoh. I. Olvlta. Bd. 50. 8. SM.) 
§ 75 Einl. z. Preuss. A. LR. § 4 Ges. v. II. Mai 1842. §§ 8, 12 Prem. Enteign.-Ges. 
V. Ii. Juni 1874. Die bereits vor der Enteignung und oline Zusammenhang mit der- 
selben einem Grundstück auferlegte Baubeschränkung kann nicht im Enteignungsver- 
fakrti vsH Elieitbfliier um OeiMwtaide slnet EatschldigungsanspniohM oenaelrt 

wsnlM. 

Mit dem Enteignnngsyerfahren hat der wegen Auferlegung der 
Servitut der Unbebanbarkeit erhobene Entschädigungsanspruch nichts 
zu tbun. Kr ist nicht erst durch die jetzige Enteignung oder mit ihr 

oder in Zusammenhang mit ihr entstanden, sondern längst vorher im 
Jahre 1865 selbstständig und endgültig zur Entstehung gelangt und auch 
seit dieser Zeit einklagbar gewesen; er gründet sich nicht auf die im 
gegeinviirtigen Enteignungsverfal)reii zur Auwendung zu bringenden 
Bestimmungen des Enteignungsge.setzes vom 11. Juni 1874, sondern auf 
die §§ 75 der p:iuleitniig zum A.L.R., 29 Thl. 1 Tit. 8 A.L.R. und 
die Vorschriften des Gesetzes vom 11. Mai 1842, insbesondere des § 4; 
er ist nicht mit dem Eigenthum an dem Grund und Boden der 404 qm 
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verbanden, sondern ein hiervon losgelüster persSnIiclier und zwar in 
der Pereon des Vorbesitzers der Bekl. erwachsener Anspruch and daher 
ein Anspruch, der den Bekl. als jetzigen Eigenthümern der zu ent- 

eipfnenden 404 qni und iiiitliin auch dem gegen sie in dieser ihrer 
Eigenschaft gericliteten Enteignungsverfahren völlig fremd ist. Wenn 
die Bekl. ihn jetzt geltend machen, so geschieht das nur auf Grund 
der Cessiun; dadurch wird die Thatsache nicht geändert, dass es 
sachlich der Anspruch eines Anderen ist, den sie verfolgen. 

Nr. S8. Bntseli. des Devtseheii Betehsgerlehts« 
7. Civil-Senat. Vom 21. Januar 1902. ■ 

(Jbt. Wocbonschr. XXXI Nr 23 21 S. I9i Ziff. 45.) 
Das Recht der Anlieger an einer öffentlichen Strasse ist aus einem vertraglichen 
Fundament herzuleiten, wonach der Aufforderung der Gemeinde zum Bau als Gegen- 
leistung die VerÜMlto ait dem GebraMlM dar StrMte gegenlUrantelieii, «eter der 
VtnwMettmi, dite dleee Hire« Ifawiiliweelie erhattee bleibt eid Aeidenmiee ta 
Sfrentlicben Interesse daher nicht widersprochen werden darf. 

Die Revision glaubt dem B. R. den Vorwurf machen zu können, 
dasfi er die Kecbtsprechung des R. G. in Bezug auf die Grundlage des 
Rechts der an einer öffentlichen Strasse Gebäude errichtenden Anlieger 
missverstehe , indem er einen Vertrag zwischen dem Anlieger und der 
Gemeinde, also den geeinten rechtsgeschäftlichen Willen beider Theile 
erfordert. In Wahrheit ist der B. R. von der Auifitssiiiig, welche das 
R. G. schon in dem Urtheile vom 7. März 1882, Entsch. l^d. 7 S. 213, 
im Anschluss an die Rechtsprechung des Obertribunals dargelegt, und 
an welcher es seitdem festgehalten hat, nicht abgewichen. Schon dort 
Ist das Becht der anhanendoi Anlieger ans einem vertraglichen Fun- 
dament hergeleitet, namentlich findet sich dort bemerkt, die Gemeinde, 
welche ein gewisses Terrain znr Strasse erklftre, fordere damit zor 
Bebauung der anliegenden Grundstücke unter gewissen, durch Gesetz 
oder polizeiliche Anordnungen r«galirten Bedingungen und Beschränkungen 
auf und biete als Gegenleistung die Vortheile, welche den Häusern ans 
dem Gebrauche der Strassen erwachsen; freilich mOssten dio Befugnisse 
der Acyazenten an der Strasse stets der Hauptbestimmung der letzteren 
untergeordnet bleiben; hieraus folge aber nur, dass die Adjazenten einer 
im Interesse des öffentlichen Verkehrs vorgenommenen Veränderung der 
Strasse nicht widersprechen können, nicht aber dass die fraglichen Be- 
fugnisse ihnen nur widerrullicli und nicht als ein daumides nur gegen 
Entschädigung aufzuopferndes Recht eingeräumt worden seien. Ferner 
ist dort hervorgehoben, in dieser Weise, nämlich als durch still.schweigen- 
den Vertrag begründete Servitut, habe sowohl die französische Juris- 
prudenz, als auch zum Theil die gemeinrechtliche Beehtsprechung das 
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Recht der HaaBeigenthttmei' an der vorttberftthrenden Strasse aafgefasst, 
imd diese joristiselie EoDstmktion mOsse auch für das prenssische Becht 
als massgebend betrachtet werden. Von eben dieser Aofassnng geht 
auch der B. B. ans. Es würde auch rechtlich nicht haltbar sein^ wollte 
man die Entstehung des Bedites der Haiisei<jfeiitlinmer in ausschliesslich 
objektive Momente veiie$^en und namentlich den Umstoud, dass die Ge- 
meinde den mit dem Bau beginnenden Anlieger an der Ausführung 
desselben niclit liindert und vielleicht nicht hindei-n kiinii, auch die 
Ortspolizei nicht einschreitet, im Gegeutheil die Bauerlaubniss ertheilt, 
schon für sich aliein geniigen lassen. Nothwenditr bleibt der den kon- 
kreten Umständen zu entnehmende AutTorl]L•nln<^s\\ ille der Gemeinde; 
die Verhältnisse niiissen so liegen, dass der Bau, den der Anlieger kraft 
seines Eigen thumsiechts und in seinem Interesse ausführt, zugleich auch 
im Interesse der Gemeinde als Inhaberin des Strassennetses and 
Vertreterin des öffentlichen Wohles liegt nnd in diesem Sinne als eine 
Leistung an sie erscheinen kann, der gegenftber sie ihreneits wiedenim 
rechtliche, auf die Benutzung der Strasse bezügliche Vortheile bietet 

Nr* 29.. Kntseh. des Dentseheu ßeielisuerichts. 

7. Civil-Senat. Vom 28, Januar 1902. 

(l'reusB. Vcrw.-Bl. XXIIl. Nr. 37, S &h6.) 

t 43 Abi. 4 Preuss. Enteigii.-6e8. v. II. Juni 1874. ^ 4e Stempelges. v. 31. Juli 1895. 
■aitlskMid ffir die StsMpelfrailwlt elees ttrisMIokMrwerlw ist Im EntiloiMisvsr- 
fftbrts ier verlliilg fettgeitetite Pias, nIoM die KontMtioa. 

Wenn es darauf ankommt, nachzuweisen, dass ein bestimmtes Terrain 

dem Entoit^nungsrechte des Unternehmers unterworfen gewesen wftre, 
wenn der Verkäufer es ihm nicht fieiwiilig überhassen hätte, so kann 
dieser Nachweis nicht, wie hier die Kl. es versucht hat, durch die blosse 
Bezugnahme auf den Inhalt der Konzessionsurkunde oder des 
Statutes in Verbindung mit der Behauptung geführt werden, ilir Unter- 
nehmen sei als ein integrirender Bestandtheil der Haupt anläge aufzu- 
fassen und falle daher noch unter die landesherrliche ivunzessiun. Denn 
bei der Verleihung des Enteignungsrechtes zum Zwecke der Herstellung 
einer Bahnanlage kann der Natur der Sache nach diese Anlage nur 
erst in allgemeinen Umrissen bezeichnet werden. IMe einzelnen Grund- 
stücke, welche zur Ausffihrung erforderlich sind, werden in der Kon- 
zessionsni'kunde noch nicht ersichtlich gemacht. Das geschieht erst 
durch die zuständige Verwaltungsbehörde im Wege der Torlftufigen 
Planfeststellung (§ 15 des Enteignnngsgesetzes vom 11. Juni 1874), an 
deren Stelle bei Eisenbahnuntemehmungen gemäss § 4 des Gesetzes 
vom 3. November 1^.'58 CGesetzsamml. S. 505) in V(>rbindung mit Art. II 
des Gesetzes vom 13. M&rz 1879 (Gesetzsamml. S. 25) die Prüfang und 
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Entscheidung- des Ministers f&r öffentliche Arheiten tritt Diese landes- 
polizeiliche Vorprüfung (vorläufige Planfeststellang) bildet dann nach 
allen Richtungen hin die niass<]^ebeiule Grundlage der Aosftthmng, und 
sie ist es daher auch, die bei freiwilligen VeriuisserungsgeschRften über 
Grundeigcnthuni den allein massgebeinlen Anhalt für die Fraj^e bietet, 
ob diü Betheiligten den dadurch herbeigel'iiluton Besitzvoi iiiiderungen 
aus (Gründen des oflentlichen "Woldes sich zu unlerweiicn gesetzlich ver- 
jillichtet gewesen wären (§ 4e des Stenipclsteuergesetzes vom 31. Juli 
1895). Im vollen Einklänge damit bezeichnet es daher § 43 Abs. 4 
des Enteignungsgesetzes als wesentliches Erforderniss der Stempelfreiheit 
solcher freiwilliger Veräusserangsgeschäfte, dass die davon betroffenen 
Omndstttcke .innerhalb des vurgekgten Planes liegen*. Und dnrch 
das Stempelstenergesetz ist, wie ans dessen Entstehnngsgeschichte sich 
ergiebt und auch die bei Heinitz, Kommentar, 2. Auflage S. 4 mitge- 
theilten Stellen der Motive, welche die Anfgabe des Gesetzes besprechen, 
erkennen lassen, an dem bezeichneten Erfordernisse nichts geändert 



Nr. 80. Entseh. des Dentsehen Beldisgerlelits. 
7. Givil-Senat Vom 28. Januar 1^2. 

(Jur. WochcuBohr. XXXI. Nr. 85/«8. S WD. Ziff. 27.' 

Usiilittigkeit des Seibsthilfeverkaufs eines Guts durch Angestellte der Eisenbalin* 
Verwaltung. Deutsch. H.G.B. § 373 Abs. 2. (bisher Art. 343.) 

Die Ausführung der Revision, dass ein durch die Eisenbalinver- 
waltung bewirkter Verkauf, auch wenn er ölVentlicli erfolgt ist, nicht 
als ein ordnuugsmässiger Selbsthilfe verkauf im Sinne des Art. 343 des 
H.G^.B. anznsehen sei, ist zutreffend. Unter diesem kann nnr ein solcher 
verstanden werden, welcher durch einen Handelsmakler oder einen zu 
Versteigerungen boftigten Beamten bewirkt wird. (Entsch. des R. G. 
in Oivilsachen Bd. 5 8. 94 flgd.) Der Öffentliche Verkaaf gewährt nnr 
dann die vom Oesetz im Interesse des Eftnfers für erforderlich erachtete 
Sicherheit, wenn in Bezug auf Sachkunde und Unparteilichkeit der den 
Verkauf leitenden Personliclikeit die nÖthigeu Garantien ^^» b it» ii sind. 
Der (b 11 Verkauf leitende Beamte muss deshalb iusbesondei e ein un- 
parteiischer Dritter sein. Dies trifft nicht zu, wenn der Verkauf durch 
einen Angestellten der Eisenbahnveiwaltuiig bewirkt i>t, welche die ihr 
als Fracht tiihrcrin zustehenden Rechte waliniiniiiit. lUrtlieil des R.(t. 
vom 18. Mai 1895, Rpt. I 56j95.) Hiermit ist indessen die Frage, ob 
der streitige Anspruch des Kl. für bejrründet zu erachten ist, noch 
nicht entschieden. Im Falle des Art. 343 des II. G. B. bildet der 8elb.*!t- 
hilfeverkauf für den Verkäufer ein Mittel zur Befreiung von der Auf- 
bewahmngspfllcht, nicht aber die Vorbedingung für die Erhaltung der 



Digitized by Güügl 



Entscb. des Deutschen Htiicbsgcrichts vom :S0. Januar 1902. 



31 



Bechte, welche dem Verkäufer aus dem AnnahmeYerziige des Käufers 
und dem zwischen beiden bestehenden VertragsTerhftltnisse erwachsen. 
Jene Frage ist vielmehr nach den hier massgebenden Grundsätzen des 

Preussischen Landrechts, inbesondere in Anwendung des § 271 Thl. I 
Tit. 5 in Verbindung mit den §§ 98, 102, 103, 104 Thl. I Th. 11 des 
A.L. R. zu entscheiden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass für das 
Mass der Sorp:falt, welche der Kl. bei der ihm obliegenden Aufbewahrung 
der Waaie anzuwenden hatte, — da das in Rede stellende Geschäft 
der Parteicii (auch) auf seiner Seite ein Huiidflsireschäft war, — nach 
Art. 282 des H.G. Ii. zu Ite.stimnien ist. Ilit^i iuich wird, — indem zu- 
gleich zu erörtern sein wiid. ob der Verkauf des Eises in der That 
auf Betreiben des Kl. stattgefunden hat oder nicht vielmehr, weil das 
Eis nicht abgenommen wurde, durch die Bahnverwaltung veranla.sst 
worden ist, — za prOfen sein, ob der Verlost der Waare unter den 
obwaltenden Umständen auf scholdhaften Ännahmeverzog des Bekl. oder 
anf ein Versehniden des El. im Sinne des § 98 Tbl. I Tit U des A.L.B. 
znrQekzoflUiren ist. 



Nr. 81. Entsch. dos Deutsehen Itolcltsi^eriehts* 

6. Ci V i 1 - S e n a t. Vom HO, J a n u a r 1902. 

( Kntsch. 1. (MviLs. IM. 00. .S. 3!»« Xr. 'J^ < 

Ger.-Verf.-fies. § 70. Preuss. Ausf.-Ges. z. G.-V.-G. v. 24. April 1878 § 39. Für eines 
Aispriich Mf Ereats des Sebadese, den Jenand an teinei Saehes diroh eisMi Eltes- 
bahnzug einer preussischen Staatseisenbahn infolge Verschuldens eines Beanten er^ 
litten hat, sind die Landgerichte nicht ohne Rüclisicht auf den Wert des Gegenstandes 
asescblieesllcli zuständig. Die Kgl. Eisenbahnbetriebsinspeictionen «ind nioJit Nieder- 
lassungen im Sinne des § 21 Civ.-Proz.-Ord. 

Wie das Reichsgericht schon wiederholt ausgesprochen hat, vgl. 
Entsch. desselben in Givils. Bd. 29 S. 420, Bd. 40 S. 399, ist ein An- 
spruch gegen den Landesfiskns wegen Verschuldung eines Staatsbeamten 
im Sinne des angefahrten § 89 Nr. 2 nnr dann gegeben, wenn der 
Ansprach auf die Verschuldung des Beamten bei Ausübung der ihm ob- 
liegenden öiFentlichrechtlichen Funktionen gegr&ndet ist, dagegen nicht, 
wenn vom Fiskus deshalb Entschädigung verlangt wird, weil ein in 
einem Gewerbebetriebe desselben Angestellter die ihm obliegenden Ver- 
pflichtungen schuldhafterweise nicht gehörig erfüllt hat, sollte (b rselbe 
auch die Eigenschaft eines Staatsbeamten haben, und ihm deshalb 
gewisse Amtsbefupnisse zustehen. 

Nach dem Tli;t(t)estande des angefochtenen Urteiles macht Kläger 
«leni Beklagten den wm f. dass auf dem Wegübergange über die von 
ihm betriebene Eisenlnihii Rieseiilicrg-Jablonowo der eine Prellstein 
längere Zeit und auch am 3. Januar löOO gefehlt habe. Er gründet 
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seinen Anspruch also lediglich darauf, dass dei* Beklagte die ihm als 
Eisenbabnnnteinehmer obliegende Verpflichtung xur Unterhaltung der 
im Interesse des Publikums erforderlichen Anlagen Temachl&ssigt habe. 

Diese VerpfliclituDg hatte der Fiskus, wie jeder andere Unternehmer, 
und es handelten die Personen, welche für ihn das Erforderliche aus- 
sufllbren hatten, nicht in Austtbung öffentlichrechtlicher Funktionen, 
sondern als seine Betriebsgeliilfon. Dass abgesehen hiervon einem Staats- 
beamten die Verletzung von Amtsptlicliten zur Last falle, und Heklairttn- 
aus besonderen fiilinden für das Versehen des Heamteu bei Wahrnehmung 
der obrigkeitlichen oder Regierungsgewalt haften müsse, hat Kläger 
nicht geltend gemacht. Das Landgericht war dt shalb für den Anspruch 
nicht ohne Kücksicht auf den Wert ausschliesslich zuständig. Dies hat 
der Senat auch bereits in dem Urteile vom 29. April 1901 (Jurist. 
Wochenschr. von 1901 S. 394) ausgesprochen. 

Zulässig ist dagegen die Revision nach § 547 Nri 1 C.P.O. inso- 
weit, als das Berufungsgericht die Zuständigkeit des Landgerichtes 
Oraudenz zur Entscheidung über den auf § 26 des Gesetzes vom 
3. November 1838 gestfitzten Anspruch und damit auch seine eigene 
Zuständigkeit zur Entscheidung hierfiber verneint hat. Die Revision ist 
aber insoweit nicht begründet. Denn es ist nicht richtig, dass die Be- 
triebsinspektion zu Graudenz eine Niederlassung des vorklagten Eisen- 
bahnfiskus, von welcher aus unmittelbar Geschäfte geschlossen würden, 
darstelle, und de.shalb das Landgericht Graudenz zuständig sei. 

Kine Niederlassung im Sinne des § 21 C.P.O. erfordert eine (le- 
.schäft.<?stellr , der dem l{aui>tetal»lis.sement gegenüber Selbstständigkeit 
zusteht, und die nicht bloss in Ausnahmefällen und in Sachen von unter- 
geordneter Bedeutung selbstständig handeln kann. 

Vgl, Urteil des I. Civilscnats des lleicbagerichts vom 24. Mai 1Ö97, .larist. 
Wochemelir. 8. 881 Nr. 1. 

Eine solche Niederlassung bilden die Betriebsinspektionen nicht. 
Sie haben den Ortlichen Dienst nach den Anordnungen der Königlichen 
Eisenbahndirektionen auszuffihren und zu fiberwachen. Es kann ihnen 
allerdings die Befugnis zu vorläufigen Kassenanweisungen, zur Beur- 
laubung der unterstellten Beamten und zur selbständigen Vergebung 
von Arbeiten und Liefeiungen übertragen werden (§§ 9 und 10 der 
Verwaltungsordnung für die Ötaat^eisenbahnen vom 15. Dezember 1894, 
G.S. 1895 8. 11). Aber auch wenn dies geschehen ist, haben sie die 
Anordnungen der KistMibahndirektiunen y.n befolL^en (Gescdiäftsauweisung 
für die Vorstände der Kisenbahnbetriebsinspektionen vom 17. Dezember 
1894 § 1, Eisenb.-Vcrordnungsbl. von 1895 S. 49). 
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Nr. S'Z, Eutscli. des Deutschen lleichsgericht». 
3. Civil-Senat Vom 31. Januar 1902. 

B«rMlni| 4l«r Pwwitimi vMwallier, !■ in Staatadlmt IbanMiMitr Privattaln- 

beamten. 

Elftger war früher im Dienst der C.-M. Eisenbahngesellschaft an- 
gestellt, und war hinsichtlich seiner Pensionirung bestimmt, dass er 
eine lebenslängliche Pension, deren Betrag nacli den Bestimmungen des 
preuj-'sisc-lipu Pensionsp^esctzcs für die unmittelbaren Staatsbeamten vom 
27. Miirz 1872 mit der Massgabe l»eme.ssen wenb-, dass die Dienstzeit 
vom 1. Januar 1870 ab und das zuletzt bczoijeue feste Gehalt zur Be- 
rechnung gezogen werde, zu beaiisitruchen habe. Bei Verstaatlicliung 
der C.-M. Eisenbahn wurtle durch Erlass des zuständigen Ministers vom 
6. Dezember 1880 hinsichilich der Pensionsverhaltnisse der in den Staats- 
dienst zu übernehmenden Beamten bestimmt, dass bei der Pensionirung 
gdas der Pensionsberecbnnng zu Grunde zu legende Gehalt und pensiona- 
berechtigende Dienstalter sich nach dem Inhalt der Engagementsvertrftge 
bestimme*, und «dass eine Pension ans Staatsmitteln den Beamten nur 
nach Massgabe des Pensionsgesetzes vom 27. März 1872 nnter den dort 
gegebenen Voraussetzungen gewfthrt werde*, .auch hierbei nur diq'enige 
Dienstzeit in Betracht zn ziehen sei, welche im Staatsdienst verbracht 
worden", „Haben die Beamten", heisst es dann wörtlich weiter, „eine 
nach dem Gesetz vom 27. März 1872 pensionsberecbtlgende Staatsdienst- 
zeit zurückgelegt, so ist nnr eine Pension zu gewähren. Dieselbe ist 

zu berechnen entweder nach den EnL-'agenieiitsvertrRgen oder 

nach den Bestimnuingen des bezeichneten Gesetzes, je nachdem das eine 
oder das amlere ein den Beamten günstigeres Resultat ergiebt". Der 
Kläger hat sich in einem Reverse vom 1. Juli 1881 mit diesen Be- 
stimmungen ausdrücklich einverstanden erklärt, namentlich anerkannt, 
dass ihm nur die eine oder die andere Pension zustehe und daher zu- 
gleich „für den Fall, dass er sich im Staatsdienste eine Pension nach 
Massgabe des vorerwähnten Gesetzes erdienen solle, in HOhe dieses 
Betrages auf die yertragsmässige Pension ansdrftcklich hiermit Verzicht* 
geleistet, and ist dann am 1. Juli 1881 in den Staatsdienst aufgenommen. 

Derselbe ist dann, nachdem inzwischen das die Beamten erheblieh 
gAnstiger stellende nene Pensionsgesetz vom 81. März 1882 In Kraft 
getreten war, am 1. Oktober 1900 in den Ruhestand getreten. Unstreitig 
hat er im Staatsdienst einschliesslich des anzureclinenden Militärdienstes 
eine für die Pension in Betracht kommende Dienstzeit von 20 .Fahren 
und beträgt danach, nach dem neuen Gesetz vom 31. März 1882 be- 
rechnet, die ihm zukommende Pension 2832 Mk. Seine Gesammtdienst- 

Bc«T, BlMBbalutnolilUche EntacbcMoagcD 3UX. 8 



Digitized by Google 



34 Entscb. des Deutschen Reichsgerichts vom 31. Januar 1902. 



zeit Yom 1. Januar 1870 ab betragt dagegen nach der Abmndang der 
Pensionsgesetz^ 90 Jabre, und hiemach betragt nach dem in seinem 
Engagementsvertrage mit der C.-M. EiBeobahngeseUsehaft ffir mass- 
gebend eridSrten Gesetz Tom 27. März 1872 die jährliche Pension 
S396 Mk. Auf diesen Betrag als den höhereu ist seine Pension festgesetzt. 

Der Kläger hat jedoch gegen diese Festsetzung den Bechtsweg 
beschritten, indem er in den Vorinstanzen geltend machte, dass auch 
bei Berechnung: seiner vortragliclien Pension aus dem Engagementsver- 
trage das Olesetz vom Bl. März 1882, wonach sieh seine Pension auf 
jährlicii 4075,20 Mk, stellen wiirde. zu Grunde gelegt werden müsse, 
weil bei der Anziehung des üesetzes vom 27. März 1872 nur die Ab- 
sicht der Kijiitrahenten gewesen sei, die Beamten der Gesellschaft den 
Staatsbeunilen gleichzustelku, eventuell aber wenigstens begehrte, dass 
ffir die im Staatsdienst verbrachte Zeit die Pension nach dem Oeaetz 
Tom Sl. Harz 1882 bei'ecbnet, ausserdem ihm aber für die im Dienst 
der C.-M. Eisenbahngesellschaft zugebrachte Zeit noch eine nach dem 
. Gesetz vom 27. Marz 1872 zn berechnende Pension hinzugezahlt werden 
mttsse. 

Nachdem das Berufongsgericht darauf diese beiden Berechnnngs- 

arten als mit dem P^ngagementsvertrag und mit den beim Eintritt des 
Klägers in den Staatsdienst getroflFenen Abmachungen fftr unvereinbar 
und die von der Verwaltungsbehörde getroffene Festsetzung nach diesen 
Abmachungen für allein richtig erklärt und daher die Klage abgewiesen 
hatte, ist der Kläger in der nnninelii' von ihm beschriltenen Revisions- 
instanz auf diese seine früheren Herechnungsweisen nicht mehr zurück- 
gekommen, hat nunmehr aber eine dritte Berechuungsweise dahin auf- 
gemacht, dass ihm einmal die ihm zugebilligte Vertragspensiun von jähr- 
lich 3396 Mk. jährlich zustehe, ferner ihm aber auch noch der Plus- 
b^rag von 285 Mk. jährlich zukomme, welcher sich für eine zwanzig- 
jährige Staatsdienstzeit nach dem Oesetz vom 31. Marz 1882 gegeuaber 
dem Gesetz vom 27. Marz 1872 mehr ergebe, weil er in dem Reverse 
vom 1. Juli 1881 auf die Vertragspension nur in Höhe des ihm nach 
dem Gesetz vom 27. Marz 1872 zustehenden Staatspensionsbetrages Ver- 
zieht geleistet habe. 

Dieser Revisionsangriff ist schon wegen der Natur des Rechtsmittels 
unbeachtUch. Denn das Berufungsurtheil beruht auf der einen Rechts- 
irrthum nirgends zu Tage treten lassenden, übrigens auch sachlich un- 
bedenklielien Auslegung der füi' den Rechtsstreit allein massgeblichen 
vertraglichen Abmachungen bei Hintritt <les Klägers in den Staatsdienst 
in Verbindung mit der .Auslegung .seines früheren Dienstvertrages, und 
dass dabei der jetzt vom Kläger gelteud gemaciiten Auslegung nicht 
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besonders gedacht ist, erklärt und rechtfertigt sich daraas, dass diese 
Anl&ssaDg in den Yoi^nstanzen vom Kläger Überhaupt nicht vorgebracht 
war. Von einer Oesetzverletznng insofern, als, wie Kläger in der m&nd- 
licheu Verhandlang noch geltend machte, das Gesetz Tom 31. März 1882 
nicht angewandt und ferner rechtsirrig angenommen sei, dass im Voraus 
anf die Rechtswohlthaten künftiger Gesetze verzichtet werden könne, 
kann gar keine Kede sein, da aucli nach der Anffassunp: des Berufungs- 
gerichts das Gesetz vom 31. März 1882 für Kläger, wie für alle Staats- 
beamten an sich zur Auweuduiig kam. er aber von der ihm gewährten 
besonderen Befugniss, die noch gl'instigere T'ension aus seinem frühereu 
Dicustvertrag zu verlangen, Gebrauch gemacht hat. 



Nr. iiii. EutHch. des Oesterr. Obersten OerichtshoiVs. 
Vom 5. Februar 1902. 

(OMt«nr. Bia«Bb^V0r»tda.>BL XT. Kr. n. & uia.) 
Die Eiaenbahnstationen, welche selbststSndige Frachtgeschäfte abschliessen, sind als 
beMMlera NiederlaMSigen aoisMhaii und begrüadea d«o fiariobtaaUMi dar Niadai^ 

laaaang. 

Die EitMlahi haltet laeb 9 19 E.-B.-0. and stob im allgan. bärgerl. Seaelibsobe flr 
des Sebides, welaber darch mangelhaftea Beatreuen der zum Bababafa osMMgen 

Strasse bei filatteie herbeigeführt wird. 

Das Gericht erstei Instanz hat die Verpflichtung der Beklagt^, 
die Auffahrtsstelle bei der Rampe des GUterraagazines ihres Prager 
Bahnhofes bei Glatteis mit Sand zu bestreuen, mit Recht aus den Be- 
stimmungen der Ei^enbalinbetriebsorduniig vom IB. November 18,51, 
R.-G.-Bl. Nr. 1 ex 1852, al)gt'leitet und wird in dieser Beziehung unter 
Hinweis auf die zutreffende Begründung des erstriclilerlichen Urtlieiles 
hier noch bemerkt, dass nach den Feststellungen die Auffalirtsstelle, 
auf welcher sich der Unfall ereignete, unmittelbar an das GUlermagazin 
anstösst, von dessen Dach überdeckt wird und somit ebenso wie das 
Magazin selbst ansschliesslich dem Ton der Beklagten betriebenen 
QOtertransporte dient, weshalb auch nach § 4 des Gesetzes vom 18. 
April 1886, Nr. 88 des Landesgesetzblattes fttr das Königreich Böhmen, 
die Erhaltnng derselben ausschliesslich der Beklagten obliegt. Zu dieser 
Erhaltang gehören alle Vorkehrangen, welche die zweckentsprechende, 
sichere und gefahrlose Benützung der Auffahrtsstclie ermöglichen, hiezu 
gehört aber erfahrungsgemäss bei Glatteis das Bestreuen mit Sand. 
Dass dieselbe mit Granitwiirfeln gepflastert ist und da.ss derartige 
Strassen bei Glatteis mit Sand nieht bestteut werden, hat die Beklagte 
eist in ilner KN-visionsbeantwortung beliaiiidet und kann deshalb gemäss 
§ 504 Abs. 2 C.-P.-O. hier nicht beiiuksiclitigt werden. 

Die Schadenersatzpüicht der Beklagten erscheint aber auch in deu 

9» 
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BestimmoDgeii des aUgemeineii btti-gerlicben Gesetzbncbes ttber Scbaden- 
ersats, auf welcbe sieb im § 19 der oben citirten Eisenbabnbetriebs- 
Ordnung aosdrQcklich berufen wird, begründet. 

Schon bei Anwendung der gewöhnlichen Aufmerksamkeit und der 
unter allen Umständen gebotenen Vorsicht musste die Beklagte erkennen, 
dass bei Glatteis die Benützung der Auffahrtsstelle beim Gütermagazin 
für die dabei beschäftigten Personen und Zugthiere eine Gefahr des 
Stürzens lierbeizntTiliren geeiu'iiet ist; dafür, dass die Beklagte sich 
dieser Erkeimtniss bewusst war. spricht der von ihrem eigenen Zeugen 
und Bahnbediensteten Wenzel R. bestätigte Umstand, dass bei Glatteis 
innerhalb des Bahnhofes die Wege und Strassen stets mit Sand bestreut 
werden, und dass am Tage des Unfalles die Untalls:>lelle deswegen noch 
nicht bestreut war, weil die mit der Bestreuang beschäftigten Arbeiter 
bis za jener Stelle noch nicht gekommen waren. Das ünteriassen der 
rechtzeitigen Bestrennng dfie in Rede stehenden Anffahrtsstelle begründet 
demnach gemäss § 1297 a. b. G.-B. auf Seite der Beklagten ein Ver- 
sehen, welches dieselbe gemäss §§ 1294 und 1295 a. b. G.-B. zur Schaden- 
ersatzleistung Terpflichtet 

Nr. 34. Entseh. des Deutschen Belehsgerlchts. 

6. Civil-Senat. Vom 6. Februar 1902. 

fjur. Wochcnschr. XXXI. Hr.Mtt4 s iw ZltI 3C) 

Preuss. A. L. R. §§ 18,20.1,3. Die Unterlassung eigener limsohau beim Ueberschreiten 
eines Elsenbahniiberflanges Ist ein massiges Versalien gegenüber dem in der Nicht- 
beobachtHiig il«r vorgesohriebeses Sebutznassnahmen liegenden groben Versohuliiea 

iM Bahspeneiait. 

Erwägt man, dass der auf der Strasse Verkehrende und damit auf 

einen Uebergang über den Bahnkörper Angewiesene zunächst damit 
rechnet, dass die zum Schutze der Vei'kebrendeu durch Gesetz oder 
Verordnung angeordnete Schutzvorrichtungen vom Bahupersonal auch 
vorschriftsmässig geiiandhabt werden, so kann die Unterlassung der bei 
der Mügliclikeit einer Nachlässigkeit des Personals, einer Störung oder 
des Versagens mechanisclier Vonichliingen gebotenen Vorsicht eigener 
Umschau doch nur als ein massiges Versehen im Sinne des § 20 Thl, I 
Tit. 3 des A.L.R. eraclitet werden, wähieiiil die Unterlassung der 
einzigen Sicherheilsvorkehrung eine schwere Ptiiciitverletzung und somit 
ein grobes Versehen im Sinne des § 18 Thl. I Tit. 3 des A.L.B, be- 
gründet Hit Becht führt in dieser Beziehung das B.O. aus, dass den 
Lokomotivführer nicht entschuldige, wenn er, wie er behaupte, wegen 
der herrschenden Finstemiss die Lftutetafel nicht gesehen habe. Dass 
ein Uebergang die Bahn durchschneide, wusste er. So konnte ihm nicht 
entgehen, dass die Gefahr sich steigere, wenn er das Läutewerk nicht 
rechtzeitig in Th&tigkeit setze und nicht dauernd in Thfttigkeit halte. 
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Nr. 35. EntMli. dos Bentsebeii Eetebsgcrichts. 
4. CiTil-Senat Vom 6. Februar 1002. 

PrasM. KletokalmgMftz v. 28. Mi 1892 §§ 8» 21. N« Ir «toeii StraMMbenutziigs- 

vertrage enthaltene Bestimmung, dass den Gemeindebeamten auf ihre Person lautende 
Freifahrtscheine für die Bahn zu ertheilen sind, verletzt den § 21 I.e. dann nicht, 
wean die Ertheilung und die sonstigen Leistungen der Bahn als ein gleiciiwerthigee 
Aequivalent für die Erlaubnist zur Stratsenbenutzung zu eraohten let. 

Die klagende Dorfgemeinde hat mittels Vertrages der Rechtsvor- 
gängerin der Bekl., der deutschen Kkinlialnibt iiiebsgesellscbaft, das 
Kecht zur Anlage und zum Betrieb einer zunächst mit Dampf, später 
elektrisch zu betreibenden Strassenbahn ertheilt. Dagegen hat die ge- 
dachte Gesellschaft die Yerpflichtang abernommeii, den der Gemdnde 
gehörigen Weg zn chaossiren, sowie für die ünterhaltnng and Beleach- 
tang der Strecke za sorgen. Im § 7 des Vertrages ist weiterhin be- 
stimmt: ,Den etatsmässigen Gemeindebeamten sind anf ihre 
Person lautende Freifabrtscbeine fftr die Benutzung der ge- 
nannten Strecke zn ertheilen**. Die Bekl. macht geltend, dass 
der § 7 de.s Abkommens der zwingenden Vorschrift des § 21 des Ge- 
setzes Uber Kleiiibalinen vom 28. Juli 1892 zuwiderlaufe und daher un- 
gültig sei. Nach der gedachten Vorschrift haben die angesetzten öffent- 
lich bekannt zu machenden Befindeniiürspreise gleiclimässig für alle 
Personen oder Güter Anwendung- zu hnden und sind Ennässiy:ui)gen 
der Beförderunf^spreise, welche iiieht unter P^rfiillung der gleichen Be- 
dinjrungen Jedermann zu Gute kommen, unzulässig. Hiernach darf kraft 
üflenlliclien zwingenden Rechts das für die Beförderung von Personen 
oder Gütern von der Kl. der Bahn zu leistende Entgelt nicht in seiner 
Höhe zorttckbleiben hinter den allgemein geltenden Tarifsätzen. Dass 
das ffir die Beförderung zu leistende Aequivalent in Geld bestehe, ist 
nicht erfordert. Es kann recht wohl durch Hingabe an Zahlungsstatt 
Aufrechnung und sonst geleistet werden. Auch in der Erlaubniss zur 
Anlegung der Bahn kann das entsprechende Aequivalent gefimden werden, 
sofern nur hier wie sonst wiriclich ZiOistung und Gegenleistang als gleich- 
werthig gelten. Bei den zu berücksichtigenden vielfachen, finanziellen 
und sonstigen auf einen objektiven Massstab schwer reduzirbaren Inter- 
essen der Wegeunterhaltungspflichtigen wird allerdings für die objektive 
Gleichwerthigkeit in erster Linie die Bestimmung der Parteien selbst 
massgebend bleiben müssen. Immerhin kann es gegebenen Falls Gegen- 
stand der koiikrett^n .An>niitte!ung werden, ob etwa die Parteifestsetzungen 
zur Umgehung des (ie>elzes geschehen sind. Aus den Ausführungen 
des B. G. ist zu entnehmen, dass dasselbe nach Mas.^gabo dieser Gesichts- 
punkte iu der Ertheilung von ij'reilahrtscheiuen und den sonstigen 
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Leistungen der Bahn ein gleich wertliiges Entgelt für die Erlaubniss zur 
Anlegung und zum Betriebe der Bahn gesehen und eine Absicht der 
Umgeluing dieses Gesetzes für ausgeschlossen erachtet hat. Die Vor- 
schrift des § 21 des Kleinbalingesetzes i^^t demnacli im vorliof^^enden 
Falle mit dem B. (t nicht dadurch als verletzt anzuseilen, daäfi für (Ue 
etatsmässigeu Gemeindebeamten freie Fahrt ausgemacht ist 



Nr. 96. Entach. des Oostorr. Yorwaltungs-CIcrielitslLofes. 

Vom 8. Februar 1902. 

lOrsterr. Eisenb.-Vcrordn -Bl XV. Nr. «9. S. 1281 > 
Kompetenz der Eisenbahnbehörde zur Ertheilung des Baueonsenses. 
Die Eisenbalmbehürde kann im Sinne der §§ 19 und 22 der Ministe- 
rial Verordnung: vom 25. Jänner 1879, R.-G.-Hl. Nr. 19, auch dann mit 
der Ertheilung eines Baueonsenses fiir eine Anlage vorf^elien, wenn die 
Frage, ob für diese Anlage ein besonderes gewerbepolizeiliches Vei-fahren 
einzuleiten sei, noch bei den üewerbebehörden anhängig ist, und ist 
nicht gebunden, hierbei die formellen Vorschriften der Gewerbeordnung 
über die Genehmigung von gewerblichen Betriebsanlagen zu beachten. 



Nr. 37. Entsch. des Oostorr. Vorwaltinigs-tiorichtshofe«. 

Vom 8. Februar 1902. ' 

(Oattorr. BliMib.-Veroxdii.-Bl. XT. Nr.sa 8.1107.) 
Konpeteix zum Baskonsent fOr ntchtrlgllche Aenderungen. BankonseM ier 8ta«l»> 
bahndirektlonei ■Mb § 17 P. 15 des Orgasitatimstatutes. 

1. Wenn der Baueonsens für eine Anlage ursprünglich von den 
Eisenbahnbehörden ertheilt wurde, so sind diese auch zur Genehmigung 
nachträglicher baulicher Aenderungen competent. 

2. In § 17, P. 15, des Organisatiniisstatutes für die staatlit lie 
Eisenbahnverwaltung ist fi'ir die Staatsbahn-Directionen unter gewissen 
Voraussetzungen eine allgemeine Delegation zur Ertheilung von Bau- 
eonsensen gegeben, welche in Einzelfällen eine besondere Ermächtigung 
des Eisenbalmmiuisteriums zu solchen Bauconsensen bei Zutrelien dieser 
Voraussetzungen überflüssig macht. 

3. Im Sinne des § 17, P. 15, des Organisatlonsstatutes für die 
staatliche Eisenbahnyerwaltnng können Benützungsconsense von den 
Staatsbahn-Directionen auch hinsichtlich jener Banherstellnngen ertheilt 
werden, für welche mangels emwandlosen Verlaufes der politischen Be- 
gehung der Baueonsens durch das Eisenbahnministerium ertheilt wurde. 



Digitized by Güüglt: 



Entscfa. des Deutschen Bddisgericbts vom 10. Februar 1902. 39 



Nr. 3S. Eiitscli. des Dcutsclu'ii Koichscorfehts, 
4. Civil-Senat. Vom 10. Februar 1902. 

(Jnr. WodMMOlir. ZZZI. Nr. »M. a in. ZUC «OL) 

PrtMM. El8eib.-8M. v. 3. Novewlier 1838 § 25. Die direli fcMoNwra VtrtlRkarmi 

VM dm EnttofcldigungsberechtlotM «if den Versicherer erfolgte U«kerlrt|mg 4m 

EnteohädiBBRBUBtlNraohes ist rechtsgültig. 

Wenn der Bekl. die Meinung vertritt, die durch besondere Verein- 
barunfr erfolgte üebertragung des der Firma S erwarlipeneii Entschä- 
di^iingsHiispruclis auf die klnofeiide Versicherungsgesellschafl eiitl)elire 
dor reclitliclK-n Wirkung, so ist dies ganz unzutreifend. In den Vor- 
instanzen ist insoweit geltend geniaclit worden, es sei illoyal und ver.stosse 
gc^en die guten Sitten, wenn der Versicherer sich für Uebernahme 
einer Gefahr hohe Piümien zahlen lasse und andererseits den wegen 
dieser Uebernahme vou ihm dem Versichei ten gezahlten Betrag von 
einem Dritten sich wieder vergüten lasse; wie wenig eine solche Anf- 
fassnng berechtigt erscheint, ergieht die Thatsache, dass in verschiedenen 
Fällen das Gesetz direkt den üebei|;ang des dem Versicherten an Dritte 
zustehenden Entsehftdignngsanspmchs auf den Versicherer angeordnet 
hat, so in §§ 804, 805 des H.G.B. (verg). dazn A.L.R. Tbl. II Tit. 8 
§ 2215), sowie mehrfach bei dem öffentlichen Rechte angehörenden 
\ ersicliernngen (vergl. Dreyer im Sftchs. Archiv Bd. 1 S. 425 fg.), und 
dass vielfach die Meinuug Vertretung gefunden hat, dass ein solcher 
Ueberganor immer stattfinde (vergl. Dreyer a. a. 0. S. 438 fg., auch Entsch. 
des R. G. in ( ivilsaelien. Bd. 31 S. 158) oder doch vom Versicherer er- 
zwungen werden Jtönne. 

Kr. 39. Entseh. des BeadrlngeriehtB für Handelssaehen in Wien. 

Vom U. Februar 1902. 

-'AUroiii Tarll Anz .Nr. 13. S. 206) 

Nur der Adressat, welcher nach Ankunft des Gutes am Bestimmungsorte den Fracht- 
brief übernommen hat, kann die Rechte aus dem Frachtvertrage gegen die Bahn giltig 

Merlrageii. 

Diee flK seilet Aiiiii, weis der Adressat nachträglich dee FracMferlef der Bake wleiler 

zurückgestellt hat. 

Das Gericht hat befunden, dass dem Kläger die Bt-retiitigung zur 
Klage fehle. Nach § 73 (1) Betr.-Regl., welcher Paragraph mit der 
Ueberschriti: „Active Legitimation" versehen ist, ist zur Geltendmadiung 
der aus dem Eiseubahufrachtvertrage gegenüber der Eisenbahn ent- 
springenden Rechte nur derjenige befugt, welchem das Verfttgungsrecht 
Über das Frachtgut znsteht. 

Nach § 64 (4) Betr.-Begl, welche Bestimmung mit der üeberschrift 
yVerfÜgnngsrecht des Absenders* versehen ist, erlischt das Verfllgongs- 
recht des Absenders, aach wenn er das Frachtbriefduplicat oder den 
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Entsdi. des Deatsdieii Beidiigeriditi Tom 18. Fdumw 1902. 



Aufgabe.sclieiii besitzt, sobald nach iler Ankunft im Bestimmungsorte 
der Frachtbrief dem Empfänger übergeben wurde. Dieser Fall liegt 
hier vor, denn die Empfängerin hat gegen Ueboj-o-abe des den Empfang 
bestätigenden Aviso und Bezugsscheines den Frachtbrief nach Ankunft 
des Gates übernommen. 

Aus diesem Grande war demnach nur die L.'J.A. zur Geltend- 
machong der Rechte gegenftber der Eisenbahn berechtigt. Da aber der 
Kläger als Rechtsnachfolger des Anfgebers O.W.N. die Klage gegen die 
Beklagte erhoben hat, dem Kläger dagegen von der allein berechtigten 
L.-J. A. Rechte nicht äbertragen worden sind, so war der Kläger gemäss 
§§ 73 nnd 64 Betr.-Regl. zur Erhebung der Klage nicht ermächtigt nnd 
war dalier die Klage abzuweisen. 

Der Kläger führte allerdings an, dass die Adressatin nach Uebergabe 
des Frachtbriefes den Frachtbrief der Bahn wieder übergeben hat und 
somit die Folgen der Uebernahmc des Frachtbriefes behoben wurden. 

Diese Ansicht ist aber eine irrthümliclie. Sobald von dem Adressaten 
der Frachtbrief in Empfang genommen wunle, treten die Rechtsfolgen 
des § 64 (4) Betr.-Regl. ein, und es steht weder der Bahn noch dem 
Adressaten das Recht zu, auf irgend eine Weise diese F'olgen rück- 
gängig zu machen, üebrigens habeu vorliegend weder die Bahu noch 
die Adressatiu beabsichtigt, die Folgen des § 64 (4) Betr.-Regl. rück- 
gängig zu machen, denn der Frachtbrief wurde der Bahn nur zum 
Zwecke der Thatbestandsaufni^e nnd als Beleg zu der letzteren Yon 
der Adiessatin übergeben und von der Bahn auch in diesem Sinne 
übernommen. 

Nr. 40. Eiitseli. des Doutsehen Kclclis'^prlchts 
6. Civil-Seuat. Vom 13. Februar 1902. 

(BntMbi 1. Clflll. Bd.00. s. «a.) 

M I» Haflyfliolitise. v. 7. Jmi 1871. Flr N«fl|rflloHklMsn aus § I Ist *w pertSa- 
Hobe eerisbisstasil des Verklaatea (forum rei), iilakt der BrtNclie (ftmm MieH omimImI) 

zuständig. 

Die Klage ist gestützt auf den § 1 des R.H.G. vom 7. Juni 1871 
und ist erhoben nicht im Gerichtsstande des Sitzes der den verklagten 
Fiskus vertretenden Behörde, sondern im (Tericlits>t;uide des Ortes, wo 
der fragliche Eisenlialinunfall sich ereignet hat, unter r)erufnng darauf, 
dass es sich um die Klage aus einer unerlaubten Handlung im Sinne des 
§ 32 der C.P.O. handle. Das R.G. hat die Einrede der örtlichen Un- 
zuständigkeit beachtet. Zwar ist davon auszugehen, dass der Begriif 
der unerlaubten Handlung im Siuue des § 32 der C.P.O. mindestens 

*) Eger, Komm. i. Haft^-a«8. 6. Avil. 8. 468fF. 
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80 woit reicht^ wie da^ jeweilige materielle Becht ihn bestimmt, so dass 
er selir wohl dnrch die Einführung des B.O.B, eine Erweiterang erfahren 
haben kann. Auch lässt sich nicht lengneu, dass fOr die Annahme, 
dass Letzteres geschehen sei, die Umstände sprechen, dass in den 
25 Sten Titel des zweiten Buches des B.G.B., der die üeberschrift 
»Unerlaubte Handhingeii" trägt, verschiedene Thatbe.stiinde Aufnahme 
gefunden haben, die nach der bis dahin ausnahmslns ireltemlen Auffassung 
nicht, oder wenigstens nicht unmittelbar unter diesen iiegritf gefallen 
sein Wörden, und dass andrerseits eine besondere Begriftsbestimmung 
der unerlaubten Handlung sich in der neuen Gesetzgebung nirgends 
findet. Zu den erwähnten Thatbestäudeu gehürt der Anspruch aus § 1 
des Haftpflichtgesetzes nicht, da die blosse Einrede, dass den verklagten 
Eisenbahnnntemebmer kein Verschulden treffe, hier nicht zugelassen 
wird. (Wird weiter ansgeftthrt.) Der erkennende Senat hat i. S. Beichel 
w. Preuss. Eisenbahnfiskus (Bep. VL 306/1901) das forum delicti commissi 
fOr eine Klage aus dem dem § 1 des Haftpflichtgesetses insoweit völlig 
analogen § 25 des Preussischen Eisenbahngesetzes von 1838 versagt 

Nr. 41. Entscli. des Deutschen Koielis&:<>riehts. 

3. Civil-Senat. Vom U. Februar 1902, 
(Pn«n. BlNBb.<Ax«b. IMI. B«ft B. S. W.) 
M« privatreeHNchmi Amprlelit Ur nioM rieUsrliolien BMntw timi aisli tftr tom 

thatsächlich von der hierzu kompetenten BehSrde verliehenen Stellung und nicht nach 
derjenigen Stellung zu beurtheilen, welche Ihnen bei einer nach der Auffassung des 
Gerichts rechtmässigen Ausübung der Aemterhoheit hätte verliehen werden sollen. 

Der Kläger hat sieh als ^lilitaranwärter bei dem königlichen Eisen- 
bahnbetriebsaint B. um eine Kanzlistenstelle beworben, ist dort am 
1. Januar 1893 zu einer Probedienstleistung einberufen und vom 1. 
Juli 1893 ab durch Verrügung dieser Behörde vom 14. Juni 1893 nach 
Ablauf der Probezeit als Kanzleiaspirant im StaatsbeamtenTerhftltniss 
unter Vorbehalt einer verwaltungsseitigen vierwöchigen Kündigungsfrist 
angestellt worden. Am 4. August 1893 hat er die vorgeschriebene 
Prüfung zum Kanzlisten abgelegt und am 1. Juni 1899 ist er als Kanz- 
llst etatsmässig angestellt worden. 

Zum 1. Juli 1893 war bereits eine etatsmässige Kanzlistenstelle 
bei der Anstell ungsbehorde freigeworden and einem Nichtversorgungs^ 
berechtigten übertragen worden. 

Auf Grund dieses Thatbestandes l)ehauptet Kläger, dass ihm inso- 
fern ein T'nrecht geschehen sei, als ihm nach den vom IJumiesrath an- 
genouinu iiPii (Grundsätzen für die Hesetzunu ilt*r Suballern- und Uiiter- 
beamten.st eilen bei den Keichs- und Staatsbehörden mit Militäranwärtern, 
insbesondere nach den §§ 19 und 22 dieser Verordnung die am 1. Juli 
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Entsdi. des DentBchen Reicb^rieltts roin 15. Febmar 1902. 



1893 freigewordene Stelle hätte verliehen werden milssen, und dass ihm 
deshalb ein Anspruch Auf Erstattung desjenigen Betrages zustehe, 
den er über die ilira gezahlten Diäten hinaus an Geliult, Wohnungs- 
geldzuscliuss und Ersatz von Unizn^skosten nudir bezogen haben würde, 
Avenn er seinem Recht auf Anstellung ents[»rechend schon am 1. Juli 
1893 als Kauzlist iui Preussischen Eiseubahudieust augestellt worden 
wäre. 

Die gegen das Urtheil des künigl. preuss. Oberlandsgerichts zu N. 
eingelegte Revision scheitert schon daran, dass nach preussischem Hecht 
die Geriehte die privatrechtlicben Ansprüche der nicht richterlichen 
Beamten gemftss der thatsftcbUcb gegebenen öffentlich-rechtlichen 
Stellang, wie solche ihnen Ton der hierzo kompetenten Behörde durch 
Verleihung des Amtes gegeben worden ist, m benrtheilen haben und 
dass nicht diejenige Stdlung f&r die Beurtheilung der Termögensrecht» 
liehen Ansprüche der nicht richterlichen Beamten massgebend ist, welche 
denselben bei einer nach der Auffassung des Gerichts rechtmässigen 
Ausübung der Aemterhulieit hätte verliehen werden sollen. Eine Aen- 
derung dieses Reclitsznstandes ist auch weder durch das Reichsficesptz 
vom 27. Juni 1871, betr. die Pensiouirung und Versorgung; der Miliiiu- 
personen u. s. w.. noch durch die (irundsätzc des Bundesrathes vom 7. 
und 21. März 1882 fiir die ßest tzung: der Subaltern- und Uiiterbeamten- 
j^tellen u. s. w. eingetreten. Dieses in Preussen gcltemle Recht ist in 
ständiger Judikatur den Erkenntnissen des Reichsgerichts zu Grunde 
gelegt worden (vergl. z. B. aus dem letzten Jahre Entscheidungen des 
Reichsgerichts in Zivilsachen Bd. 48 Nr. 69). 



>ir. 43. l^ntsHi. des Deutschen ltelchs<rerichts. 
5. Civil-Öeuat. Vom 15. Eebruar 1902. 

(Ptmih. V«rwalt.-BL BLJXBi. Nr. lt. AfiM.) 

Prnu. Allgen. Bergie8«li v. 24.Jmt IMS «| 148 IT. Unfaifl der EatieliMIgsa n 
ainffBebo des Eisenbahnunternehmers gegen den Bergbautreibenden wS|ei Selli- 
digung von Eisenbahnanlagen durch den Bergwerksbetrieb. 

Nach § 150 Abs. 1 de.s Allgemeinen Berggesetzes ist der Bergwerks- 
besitzer nicht zum Ersätze des Schadens ver]>fliclitet . welcher an Ge- 
bäuden oder anderen Anlafren durch den Betrieb des Bergwerks entsteht, 
wenn solche .Anlagen zu einer Zeit erriclitet worden sind, wo die denselben 
durch den Bergbau drolien^le (Tclahr dem (Trundbesitzer Itei Anwendung 
gewöhnlicher .\utinerksanikeit nicht unbekannt bleiben konnte. Voraus- 
setzungen des § 150 Ab^^. 1 sind: a) dass ein Schade an Anlagen durch 
den Bei'gwerksbetrieb entstanden ist, b) dass die Anlagen zu einer 
Zeit errichtet sind, wo der GmndeigenthQmer die Schftden als wahr- 
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scheinUch voraussah oder bei gewöhnlicher Auftaierksamkeit als wahr- 
scheinlich YoraoBsehen musstc (vergl. Danbenspeck, Bergrecht!. Eutsch. 
Bd. 1 S. 376, Bd. 2 S. 120). Die erste Voraussetzung ist ntist reitig 
Torhaudeu. Bezüglich der zweiten Voraussetzung nimmt der B. Ii. für 

erwiesen an. dass vor Errichtung der Anlage (1880 oder 1883 bis 181K)) 
sich der Erdboden auf der streitigen Strecke alljährlich gesenkt hat 
und wieder angehoben worden ist, dass sich auch 188fi unmittelbar am- 
Eiseubahudaninie Risse und Mulden im Erdboden gi bililct haben. 

Für die Anwendung des ir)0 genügt es unter allen Umständen, 
wenn nachgewiesen wird, dass die schädlichen Bodenbewegungen durch 
den Bergbau herbeigeführt worden und dass dem Grundeigenthümcr 
dies bekanut war oder bekannt sein musste. Nach den vom B. B. ge- 
troffenen Feststellungen liegen die Voraussetzungen des groben Ver- 
schuldens des Kl. vor. Seit Jahren wai* die Strecke in Bewegung, sie 
senkte sich und musste alljährlich angehoben werden. Der Kl. hat 
bereits in dem Schreiben vom 3. April 1886 die Bekl. darauf hingewiesen, 
dass die den Bahndamm gefährdenden Bodenverschiebungen, Senkungen 
und Bisse von ihrem Bergbaubetriebe herrührten, er hat den Vorprozess 
auf Grund der gleichen Behauptung geführt und ei* hat am 29. April 
J891 das Gutachten eines Bergsachversländigen empfangen, welches zu 
demselben Ergebnisse gelangte. Trotzdem hat er im Sommer 1892 die 
Neuanlagen errichtet. Bedenken ergeben sich gerren die Anwendung 
des ^ 150 des Allrremeinen Berggesetzes daraus, dass die beschädigten 
Anlagen dem üttenllichen Verkehre dienen. Nach den §§ 153 bis 155 
daselbst ist das Kecht der üll'eutlichen Verkelirsanstalten stärker als 
das Recht des Bergbaubetreibenden. „Von diesem (^e^ichtsl)uukt erweist 
sich jede Beschädigung einer öffentlichen Verkehrsanstalt durch den 
nach deren Genehmigung und Errichtung fortgesetzten Berg- 
bau, auch wenn ein Verschulden des Bergbaubetreibenden nicht vorliegt, 
als eine Bechtsfiberscbreitung, durch welche die allgemeine Entschä- 
dignngspflicht des Bergwerksbesitzers für Beschädigung des Omndeigen- 
thnms (§ 148) dergestalt modifizirt wird, dass für die Annahme eines 
konkurrirenden Versehens des Beschädigten im Sinne des § 150 kein 
Raum bleibt. Denn der das Bergbaurecht beschränkende gesetzliche 
Schutz der öffentlichen Verkehrsanstalten deckt die letzteren, sowie sie 
errichtet worden sind, schlechthin gegen den künftigen Bergbau; 
und die hypothetische Erkennbarkeit der Gefahr zur Zeit der Er- 
richtung liegt sonach ausserhalb der zwischen dem Schaden und dem 
nach Errichtung der Anlage foitgeselzten Bergbau bestehenden 
Kau.salität". (Entsch. des R.G. in Civilsachen Bd. 28 S. 3 11 ff.; vergl. 
auch Daubeuspeck, Bergrecht]. Entsch. Bd. 2 S. 223 ff. und Entsch. des 
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Obertribunals Bd. 61 S. 317.) Demnacli wttrde der Kl. Anspruch auf 
Ersatz des Schadens haben, der durch den nach Errichtung der Gleise 
und der Brücke fortgesetzten Grubenbetrieb an diesen Anlagen her- 
beigeführt ist, dap:en;en nicht auf Ersatz des Schadens, welcher als 
Folge des früheren (irubeubetriebs erscheint. Diese Unterscheidung 
ist sowohl bezüglich des bereits entstandenen und in bezifterteni Betrage 
•geforderten, als auch bezüglich des künftig entstehenden Schadens zu 
machen. 



Nr. 43. Entseli. des Beztrksgerlehts f fir HandeUmhen In Wien. 

Vom 18. Februar 1902. 

(Allpeni Turtf-Anz XXI Nr.». S.806.} 

1. In dem Falle, als eine Sendung tarifmässig von dem Absender verladen wurde, ob- 
liegt der Partei der Nachweis, das» die Sendung bei der Aufgabe das im Fractitbriefe 
angegebene flewldit wirklieb hatte, feile nieht die Neebwlegung von der Bahn ver- 

ganonnea and aaf deai Fraebtliriefe bestätigt wurde. 

2. In diesen FiUle sind von dem Absender auch die Nummer und die EigenthaBM- 

aierkaiaie des Wagens an der vorgeschriebenen Steile einzutragen. 

Aus dem im Schriftsatze des Klägers beiliegenden Wägescheine 
geht liervor. dass die Al)Wage am l'J. Dezember 1901 erfolgte, während 
die Sendung erst am 29. Dezember 1901 bei der Halm aufgegeben wurde. 
Darüber, was mit dieser Sendung in der ZwisrlM nzeit geschah, fehlt 
jeder Anhalt.^punkt. Kiitseheidend wäre nur, welches Gewicht die 
Sendung im Momente der l'ebcrgabe an die Bahn hatte: ein Beweis, 
dass daniai.s das im Frachtbrief angegebene Gewicht richtig sei, fehlt. 

Nach § 75 Betr.-Kegl. haftet die Bahn jedoch nur für den Schaden, 
welcher durch die Hindernng des Gutes seit der Annahme des Outes 
zur Beförderung bis zur Ablieferung entstanden ist. Wenn nun nicht 
feststeht, wie Yiel die Sendung zur Zeit der Aufgabe gewogen hat, so 
erscheint nicht erwiesen, dass während des Transportes sich ein Abgang 
ergeben hat. Es war daher der Kläger schon mit B&eksicht auf das 
Vorgesagte mit seinem Schadenersatzanspruch gemitss § 75 Betr.-Begl. 
abzuweisen. 

Es steht aber durch die Aussagen der Zeugen S., J.W. und A.W. 
fest, dnss die Säcke bei der Ankunft in Brünn und bei der Uebergabe 
an den Adressaten vollgefüllt waren ttud dass aus den Säcken nichts 
eutnummen sein ki»nnte. 

Mit Rücksicht hierauf und da der Klüger zugibt, das.s dem 
Adressaten 199 Säcke iil'frelicfert wurden, mnss gefolgt werden, dass 
ein Abgang wiilirend des Balnitranspurtes nicht erfolgt ist. 

Kläger vermeint, es sei seitens der Bahn eine Verwechslung der 
an J.K.S. aufgegebenen Sendung mit der an einen anderen gleichfalls 
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in Biliun befindliclieii Adressaten am sdbeu Tage aufgegebenen vor- 
genommen worden. Diese Annahme eisclieint ausgeschlossen. Laut 
Frachtbrief wurde die Sendung an J. K. S. in dem Waggon Nr. 21.504, 
verladen und der Bahn übergeben, da nach den Tarifen die Verladung 
von der Partei zu erfolgeu hatte. In BrUuu wurde laut Thatbestauds- 
anfteabme die Seadmig fQr J.E.S. ans dem Waggon Nr. 2iJ60i Über- 
geben. Es war daher eine Yerwecbslnng seitens der Babn ausgeschlossen. 
Möglicherweise könnte in Triest die Nommer des Waggons» in welchem 
die Sendung an die Actiengesellschaft der k.k. prir. Lederfabrik von 
der Partei verladen war, in den an J.E.S. bestimmten Frachtbrief 
eingesetzt worden sein und umgekehrt. Wenn dies der Fall wftre, 
wofür aber keine Hewei.se angeführt wurden, so wäre die Bahn hiefikr 
nicht haftbar, weil nach § 52 (6) Betr.-Begl. bei Aufgabe von Gütern, 
welche der Absender zu verladen hat, von diesem die Nummer des 
Waggons au der vorgeschriebenen Stelle im Frachtbrief einzutragen ist. 



Xr. 44. Entsch. des Deutschen Relehsgerlchts. 

6. Oivil-h^enat. Vom 20. Februar 1902. 

Mur Wi>clR'i:.«i !ir Xr -.'5 JH ]{cila;;t' 3 .S. 214. Zill. ö7,i 

B.6.B. §§ 823, 839. Der Beamte, welcher zur Ertheilung einer Auskunft zwar nicht 
vcrpflleMtt, absr befiat ist, Ist flr «e rishtii« Ertbefimi der Amiwsfl veraiitwortlioh. 

Die F^age, ob es zu den Amtspflichten der Beklagten (Zollbeamten) 
gehört^ eine Anfrage, wie die vom Kläger gestellte, zu beantworten, 
wftre an sich nach den Vorschriften des Öffentlichen Rechtes beziehungs- 
weise nach den bestehenden Dienstvorschriften zu entscheiden. Der von 
dem Landgericht in dieser Richtung um eine amtliche Aeusserung ersuchte 
Provinzialsteuerdirektor hat eine solclie dahin abgegeben: für das Haupt- 
zollamt zu Pogorzelice oder die drei Mitglieder desselben habe keine 
Amtspflicht bestanden, die gestellte Anfrage zu beantworten und darauf 
Auskunft zu ertheilen, da es niclit zu den Aufgaben der Zoll- und 
Steuerbeamten gehöre, über die be.stehenden Abgaben und deren liück- 
gewiihr Belehrungen zu ertheilen. Die Vorschriftfu datiiber seien durch 
Gesetze und andere veröffentlichte rechtsverbindliche Boslimnuingen 
festgesetzt, aus denen die Interessenten selbst, auf eigene Verant- 
wortung, sich die erforderliche Auskunft zu verschatfen hätten. — Diese 
Aeusserung besagt jedoch nur soviel, dass keine amtliche Verpflich- 
tung, die Anfrage zu beantwoi*ten, fflr das Hauptzollamt und die Be- 
klagten bestanden habe, nicht aber auch, dass es jener BehOrde und 
den Beklagten untersagt gewesen sei, die erbetene amtliche Auskunft 
zu ertheilen; es ist auch undenkbar, dass es den preussischen Zoll- 
behörden verboten sein sollte, die an sie von Interessenten in ZoUsachen 
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gericliteteu Anfragen zu beantworten. Siclieiiicli war das Hauptzollamt, 
wenn gleich nicht verpflichtet, so doch befugt, einem Privaten auf 
• dessen Anfrage Besdiind m geben — ftber einen Gegenstand znmal, 
bezüglich dessen die Behörde ebne Weiteres das Erforderliche ans den 
ihr zur Hand liegenden Vorschriften konstatiren konnte 

Das ist aber zum Begriff der Amtshandlung nicht unbedingt er- 
forderlich, dass der Beamte znr Vornahme der Handlung Terpflichtet 
war; die Amtspflicht kann verletzt werden, auch wenn der Beamte 
vermSge seiner Dienststellung nui- befugt wmr, nach freiem oder pflicht- 
gemAss'em Ermessen in der fraglichen Riclitung amtlich zu handeln. 
Er mag alsdann die ihm angesonnene Handlung ablehnen; wenn er sich 
aber dafür entschliesst. die Handlung vorzunehmen, so wird diese 
Thätigkeit von seiner Amtspflicht mit ergriffen und Iteherrsclit, welche 
ihm die bei Ausübung des Amtes überhaupt gebotene Sorgfalt auch 
fTir die Ausübung derartiger Befugnisse auferlegt. Eine solchenfalls 
von dem Beamten unter amtlicher Autorität erlassene Kundgebung 
begründet dessen Verantwortlichkeit gegenüber der Dienstbehörde und 
auch gegenüber dem betheiligten Dritten. Das staatliche Interesse und 
der Offentliehe Dienst verlangen, dass nicht ein unrichtiger Bescheid 
amtlich ertheilt wird, und dem um Auskunft ersuchenden Privaten 
gegenüber, — im Sinne des § 839 des Bürgerlichen Gesetzbuches dem 
Dritten gegenüber, ist der Beamte verpflichtet« zwar nicht dazu, Antwort 
zu geben, aber wenn er solche als amtliche Auskunft giebt, ihn richtig 
zu bescheiden. 



Nr. 45. Entseh. des Dentsclieii Belehsgerlehts. 

2. Civil-Senat. Vom 21. Februar 1902. 

Pr«tt8t. Entilgn.« 8es. vom II. Isai 1874 S 10 Alt. 2 tot Rtoht anwesAar, wmm eis Er- 
satzgrundstück überhaupt nisM vorhanden ist. Ebenso bedarf es nicht der BerQok> 
sichtigung einer Wertiisteigerung, welche in einem dem Entschädigungsfeststellungs- 
beschlusse vorangehenden Zeitraum stattgefunden, das enteignete Grundstück wegeo 
«iMt Baavtrbotes nieht betrofTen hat, wenn die Werthbemessung nach den Reia- 

•rtraio dar letzten 10 Jahr« «rfBlit tat 

1. Zutreffend geht das B.6. davon ans, dass die Anwendbarkeit des 
§ 10 des Enteignnngsgesetzes, welcher allerdings einerseits die Grenze 
und andererseits den nftchstUegenden Massstab fttr die Ermittelung des 
individuellen Werthes bietet, voraussetzt, dass es überhaupt möglich 
ist, ein entsprechendes Ersatzgrundstfick zu erwerben, d. h. ein Grund- 
stürk, welches der Eigenthiimer in derselben Weise und mit gleichem 
Ertrage benutzen kann. Die Möglichkeit der Ei*werbung eines ent- 
sprechenden ErsatzgrundstEtcks hat aber das O.L.G. verneint. Es hat 
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uäuilicli festgestellt, dass das Hotel F. seine tV^stt^ Kuiidsi liatt seiner stillen 
Lage auf der Burgmauer in der Nähe des Verkelirsi eutrums verdankt 
habe, die durch die dortigen niedrigen (Truudstückswerthe es 
ermöglicht habe, die Preise mässig zu stellen, und dass die Kundschaft 
dem Hotel nur habe erhalten bldben können, wenn es auf ein be- 
nachbartes Gnmdstack habe verlegt werden können. Das O.L.G. hat 
aber weiter festgestellt, dass auf der Baigmaner selbst ein geeignetes 
Ersatzgmndstack Überhaupt nicht vorhanden sei, dass in allen anderen 
Strassen in gleicher Nähe des Verkehrseentrams der GmndstQckswerth 
ein ganz nnverhftltnissmässig höherer sei nnd dass es in einem 
anderen Stadttheile überhaupt nicht möglich sei, ein Hotel mit gleichem 
£rfo]ge za betreiben. Damit ist einwandsfrei festgestellt, dass ein 
Ersatzgrundstikk im Sinne des § 10 a.a.O. überhaupt nicht vorhanden 
ist. 2. Die An. Schliessung- rügt, dass das B.G. den Tag der Zu- 
stelluns des E!its< l)inli<;uiiirsfestsetzungsbesclilnsse.s — 29. Mai 1896 — 
der Werthbemessung zu Grunde gelegt, hierbei aber rechtsirrthüm- 
lich nicht berücksithtigt habe, dass die Enteignung in Ausführung 
des Fluchtlinienplanes vom 8. Januar 1891 erfolgt sei und dass daher 
das zu enteignende Grundstück zufolge der ihm anhaftenden Beschrän- 
kung der Baufreiheit an der erheblichen Wertherhöhung, welche seit 
dem 8. Januar 1891 bis 29. Mai 1896 stattgefunden habe, nicht mehr 
habe theilnehmen können. Diese BOge ist verfehlt. Denn das B.G. 
hat die von der Stadt C. beantragte Werthbemessung nach Hassgabe 
des Boden und Bauwerthes des Hotels F. als nicht zutreffend abgelehnt 
und die Entschädigung auf Grund des durchschnittlichen Beineitrages 
des Hotels festgesetzt. Hierbei hat es oinestheils unter Berttck- 
sichtignng des Gutachtens der Sachverständigen im Verwaltungsverfahren " 
den Reinertrag der letzten 10 .lahre seit 1884 und anderntheils auf 
Grund des Strafbescheides der Steuerbehörde den Reinertrag der 
.Tahie 1892 bis 1896 in Rechnung gezogen. P>ei dieser Herechnungsart 
kommt es alter auf rine etwa in den .Talueu 1891 h'\> 189() statt- 
gefnndene Preissteigerung der (iruudstückswerthe nicht an. Dass 
der nach dem durchsclniiltlichen Reinertrage bemessene Werth des 
Hotels im Jahre 1891 ein anderer gewesen sei, als im Jahre 1896, i.st 
von der Stadt C. in den Yorinstanzen nicht behauptet worden. 

Nr. 40. Rek.-Be8eh. des Preass. Ministers der OIR^ntl. Arbeiten. 

Vom 25. Februar 1902. 

§ 21 Enteign.-Ges. v. M.Juni 1874. Oer Planfeststellungsbeschluss kann sich niobt 
asf finiiiitOcfce erttreokei, aif welehe 4ier Festoteltaii|Mitra| ■}«» |«riohtet Ist; 
tfafagaa ImmI tsf ilt Beielchmi tfss «liestlldiM ElgsiiIhlMtr« aielit as, da 
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alch die Feststellung In Jedem Falle geoen den wirklichen Eigenthiimer richtet. Die 
Feetetellung kann aioh in dringlichen Fäiien auf den unbestrittenen Theii des Planet 

feM«krilikaik FrlatverfU|aiiiii|. 

üeber den Einwand der Beschwerdeführer zu 1, das Grandstftck 
150/0,10 Flnr 8 stehe in ihrem und nicht, wie der Unternehmer an- 
giebt, in dessen Eigenthnm, ist eine Entscheidung in dem vorliegenden 
Verfahren schon nm deswillen nicht zn treffen , weil der üntemehmer 
fhr diese, nach dem Kataster ihm gehörige Fläche einen Antrag auf 
Feststellang des Gegenstandes der Enteignung nicht gestellt hat, und 
demnach anch eine solche Feststellung in dem angegriffenen Beschluss 
nicht erfolgt i.st (vergl. § 21 des Enteignungsgesetze.s); es niuss daher 
den Beschwerdeführern überlassen bleiben, ihre vermeintlichen Rechte 
an diesem Grundstück anderweit geltend zu machen. 

Ferner liaben die Beschwerdeführer zu 1 eingewendet, die unter 
Nr. 19 und 2(J des Verme.'^snngsregistcr.s als Weir bezeichneten Grund- 
stücke ständen nicht, wie angegeben, im Eigcutlmm der Stadtgemeinde 
E., sondern in ihrem Eigenthnm, und müsse daher auch die Feststellung 
dieser Fläche als Gegenstand der Enteignung ihnen gegenüber erfolgen. 
Nun ist nach dem Kauister die Stadtgemeinde Eigenthümerin dieser 
Grundstücke; dem Vernehmen nach hat aber ausser den Beschwerde* 
fOhrern zu 1 noch der Fabrikant R. zu E. Eigenthumsansprftche daran 
geltend gemacht. Da jedenfalls die Grundstücke zu der geplanten Bahn- 
hofserweiterung in Anspruch genommen werden müssen, so sind sie als 
Gegenstand der Enteignung auch in dem. Falle festzustellen, dass die 
Angabe des Katasters nicht richtig und die Beschwerdeftthrer oder der 
Fabrikant R. Eigenthümer wären. Hiernach richtet sich die Feststellung 
auch gegen die Beschwerdeführer und den p. R.; es kann daher für das 
vorliegende, lediglich die Feststellung des Planes und des Gegenstandes 
der EntL'ignung betreffende Verfahren dahin gestellt bleiben, ob die 
Angaben dei- Beschwerdeführer oder des p. R. oder des Katasters richtig 
sind, da sich die Feststelluug iu jedem Falle gegen den wirklichen 
Eigenthümer richtet. 

Üeber die von dem Beschwerdeführer zu 2 gegen die Inanspruch- 
nahme seines Grundstücks geltend gemachten Einwendungen schweben 
noch Ermittlungen, so dass hierüber zur Zeit noch keine Entscheidung 
getroffen werden kann. Diese Einwendungen beiühren Indessen den 
grOssten Theil der geplanten Bahnhofserweiterung, insbesondere den 
Theil, durch dessen Ausführung die Inanspruchnahme der aämmtlichen 
übrigen, den Gegenstand der Enteignung bildenden Grundstücke bedingt 
wird, nicht; es kann daher die Durchführung des Enteignungsverfahrens 
auch unabhängig von der über diesen Einwand zu treffenden Entscheidung 
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erfolgen, insoweit nicht der Antrag des Unternehmers auf Entziehung 
des Eisrenthiinis gegen den Rescliwerilefiihrer zu 2 gerichtet ist. Da 
die Erweiterung des Bahnhofs E. driiiglieli erscheint, so ist es geboten, 
den Plan in dem vorbezeichneten Unilang sclion jetzt festzustellen; .seiner 
Feststellung steht auch mit der genannten Einschränkung uicbts im 
Wege, da weitere Einwendungen nicht erhoben sind. 

Die Beschwerde gegen die in dem Beschluss vom 29. November 
1901 angeordnete Verlängerung der Frist, während der der Unternehmer 
gehalten ist, toh dem Enteignungsrecht Oebranch zu machen, bis «m 
1. Januar 1904 ist znrfickzaweisen, weil die zaerst festgesetzte Frist 
wegen der dnrch die Beschwerden bedingten nmfangreichen Ermittlungen 
schon vor der Entscheidung fiber diese Beschwerden Terstrichen ist, 
sodass eine yerlftngenmg der Frist erfolgen musste, um dem Unter- 
nehmer zu ermöglichen, von dem Enteignungsrecht Gebrauch zu machen. 



Nr. 47. Entseli. des Bentsehen Beiehsgeriehts. 

5. Givil-Senat. Vom 27. Februar 1902. 
(BatMb. d. Bdehtgwr. i. OMli. Bi.ta. 8.m.) 

Der Elgenthiimer eines GrundstQcks darf aus dem Umstände, dass auf dem Nachbar- 
grundstücke ein gefährliches Gewerbe betrieben wird, einen Entschädigungsanspruch 
nicht herleiten, wenn die Gefahr nicht über die Grenzen des Grundstücks wirkt B.G.B. 

M 226, 826, 606, 1004, 1007. 

Die Schranken, welche demEägenthilmer im Interesse eines geordneten 
nachbarlichen Znsammenlebens in den bürgerlichen Gesetzen gezogen 
sind, gehen nicht so weit, dass er eine erlaubte Art der Benutzung 
seines Grundstücks unterlassen mOsste, welche, ohne Uber die Grenzen 
seines GrnudstUcks hinaasznwirken, den Werth der Nachbargmnd- 
stflcke zu beeinträchtigen geeignet ist, es sei denn, dass die Benatznngs- 
art nnr den Zweck haben kann, einem Anderen Schadoi zuznfttgen 
(Bürgerliches Gesetzbuch § 226). Dass die Voraussetzungen dieser Aus- 
nahrae hier nicht vorliegen, ist zweifellos. Die Regel wird noch durch- 
brochen durch den § 826 Bürgerlichen Gesetzbuchs, nach welchem der 
Eigenthiimcr sein liecht nicht in einer gegen die guten Sitten verstossen- 
den Weise zum Schaden Anderer missbrauchen darf (Prot. Bd. S. 120). 
Ferner beschränkt das üttentliclie Kecht den Grundeigenthiimer in mannig- 
facher Art. So bedarf er z. B. zu gewissen gewerblichen Anlagen, zu 
denen auch die Anstalten zur Destillation von Erdöl gehören (Reichs- 
gewerbeordnung § 16), der Genehmigung der Verwaltungsbehörden, weil 
solche Anlagen fQr die Eigenthttmer oder Bewohner der benachbarten 
Gmndst&cke oder fttr das Publikum ftberhanpt erhebliche Nachtheile, 
Gefahren oder Belästigungen herbeiführen können. Wirkt eine in den 

■ffcr» IlMBbtkBnelitlleke BstMlieMiBgMi ZJZ. A 
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allgemeiuen Gesetzen erlaubte und von der örtlich zuständifren Ver- 
waltungsbehörde genehmigte Benutziingsart nirlit über die Gienzen des 
Grundstücks hinaus, so fehlt es an den Grundlagen einer Entschädigungs- 
pllicht, wenn auch die Benutzungsart fz. B. wegen ihrer Gefährlichkeit) 
auf deu Werth der Nachbargrundstücke nachtheilig eiuwirkt. 

Kr. 48. Entseh. des Deiitselien Reiehssrerichts. 

6. Civil-Senat. Vom 27. Februar 1902. 

(Jur. Wocbenacbr. XXXI. Nr. 35/2». Beilage 3. S. 818. Ziff. 55.) 

Deutsch. Hartpfl.-ees. § I. B.8.B. g§ 254, 827. Me TrankenbeK allein beweist dat 
•Igene VertobiMei det Verlttttei ■lebt, MMiera Mr daii, wm sie Hm zi dm 

•obaldhaftai Verbtlteii gefObrt bat 

Hat Kläger in der Trankenheit nichts gethan, was einem nOchternen 

Menschen als fahrlässige Handlung anzurechnen sein würde, so ist die 
Trunkenheit auch nicht die Ursache oder Mitursache des Unfalls. Be- 
klagte musste deshalb nachweisen, dass das Verhalten des Klilgers in 
seiner Trunkenheit zu dem Unfälle beigetragen hat. Erst wenn dieser 
Nachweis von ihr erbiaclit war, konnte in Frage kommen, ob ihre Ver- 
pflichtung zum Ersätze des dem Klüger entstandenen Schadens wegen 
schuldhaften Verhaltens desselben nach § 254 dt-s Bürgerlichen Gesetz- 
buchs ganz oder theihveise als aufgehoben zu erachten sei und ob in 
analoger Anwendung des § 827 des Bürgerlichen Gesetzbuchs keine Rück- 
sicht darauf zn nehmen sei, dass Kläger sich vielleicht wegen der 
Trunkenheit in einem seine freie Willensbestimmang ansschliessendea 
Zustande befunden hat. 

Das Berufungsgericht hat nun angenommen, dass bei der mangel- 
haften Beleuchtung der Unfallstelle auch ein nüchterner Mensch unter 
die Räder des sich auf der Strasse bewegenden Motorwagens habe ge« 
rathen können. Es hat deshalb mit Recht den Beweis nicht für geffthrt 
erachtet, dass der Unfall durch ein Verschulden des Klägers verursacht 
sei. Wollte Beklagte aber behaupten, dass dies der Fall sei, weil die 
Strasse an der Unfallstelle gehörig beleuchtet gewesen sei, so hätte sie 
die Richtigkeit dieses Umstandes nachweisen müssen. Ob die Beleuchtung 
ihr oder einem Andeien obgelegen hat, ist unerheblich, da es sich nicht 
darum handelt, ob ihr ein Verschulden zur Last fällt, vielmehr ob aus 
der thatsä(;hlich vorhanden gewesenen Sachlage zu entnehmen ist, dass 
Kläger schuldhaft gehandelt iiat. 

Die Ausfuhrungen des Berufungsgerichts stehen auch nicht im 
Widerspruch mit den von der Revision bezdchneten Urtheilen des 
Reichsgerichts. Denn in dem dem Urtheüe des Reichsgerichts vom 
3. Milrz 1886 — Eisenbahnrechts-Entscheidungen Bd. 6 8. 146 — 
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m Gmnde liegenden Falle hatte das Berofongsgericht festgestellt, 
dass die Trunkenheit des VeniuglQckten zu einem Verhalten anf 
dem Bahnkörper geführt bat, das er in nicht trunkenem Zustande 

bei Anwendung gewölinlicher Aufmerksamkeit hätte vermeiden können 
und müssen. Das Eeichsgericlit hat es für nicht rechtsirrthümlich er- 
klärt, dass das Berufungsgericht unter diesen Umständen den Unfall 
als durch eigenes Verschuhlen der Verunglückten verursaclit angesehen hat. 

In Sachen Hesselberg c. Mindener Strassenbahnsresellschaft — 
Rep. VI Nr. 890/99 — hatte der Verunglückte sich nach den Fest- 
stellungen des Berufungsgerichts in das Geleise begeben, war in diesem 
dem herannahenden Znge entgegen gegangen und hatte sich in einer 
Entfernung von 20—30 Schritt von der Lokomotive und im Lichte der- 
selben aufgestellt. Der erkennende Senat billigte in dem ürtheOe vom 
8. Febmar 1900 die Annahme des Bemfungsgerichts, dass bei dieser 
Sachlage entweder ein grobes Verschniden des Verunglückten vorliege 
oder seine freie WÜlensbestimmnng durch einen plötzlichen nnversehaldeten 
Erankheitszustand ausgesclilossen worden sei. Sei das letztere nicht 
anzunehmen, so sei seine Handlangsweise eine äusserst unvorsichtige, 
eine fahrlässige gewesen und komme es deshalb nicht darauf an, ob er 
sich in angetrunkenem Zustande befunden habe, da ein plötzlicher un- 
verschuldeter Krankheitszustand sich als höhere Gewalt darsteUe und 
die Beklagte ebenfalls von ihi'er Haftpflicht befreie. 

Nr. 49. Entsch. des Deutschen Rcichsgerlehis. 
5. ClTÜ-Seiiat. Vom 1. M&rz 1902. 

(Jnr. WoetatBifilir. XXXL Kr. H/K. & tti. Ztft u.) 

Gewerbeunfallvers.-Ges. v. 30. Juni 1900 §§ 25—27. Unf.-Vers.-ßes. § 8. Die Kranken-, 
Sterbe- etc. Kassen haben dem Berechtigten die bestimmungsmässlgen Leistungen un- 
verkürzt zu gewähren. Ueber den Ersatz durch die Berufsgenoseeneobaften entscbeldea 

fortan die VerwaHangsgericlite. 
Nach den ünfaUversicheniiigsgesetzen wird die Verpflichtung der 
eingeschriebenen HfUfskassen sowie der sonstigen Kranken-, Sterbe-, 
loTalidfin- und anderen Untersttttznngskassen, den von Unfällen be- 
troifenen Arbeitern sowie deren Angeliörigen und Hinterbliebenen Unter- 
st&tznngen zn gewfthren, sowie die Verpflichtung von Gemeinden oder 
Armenverbftnden zur Unterstützung hülfsbediirftiger Personen durch 
einen gleichzeitig gegen eine Berufsgenossenschaft begiündeten gleich- 
artigen Unterstützungsanspruch nicht bcriihrt. Zur Vermeidung mehr- 
facher Entschädigungszahlungen für denselben Unfall tritt jedoch die 
Unterstützung durch die Kassen, Gemeinden und Armen verbände nur 
vorläufig ein, während endgültig die Unfallentschädigung von der Be- 
rufsgenossenschaft getragen wird (Entsch. des R. G. in Civilsacheu 

4* 
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Bd. 26 S. 123 ff.). Die Kassen haben demgemäss den Verletxten die 
ihnen obliegenden Leistnngen zu gew&hren, es steht ihnen aber ein 
Ansprach anf Erstattung der verauslagten tJnterstfltznngen ans den Un- 
fallrenten zu (§ 8 des UnfallYersicheningsgesetzes Abs. 1 Satz 2). Das 

Gewerbeunfallversicherungsgesetz vom 30. Juni 1900 bat nun in seinen 
§§ 25—27, welche für die diesem Gesetz unterworfenen Betriebe nach 
§25 Abs. 2 des sog. Mantelgesetzes vom 30. Juni 1900 (R.-Ges.-Bl. S. 345) 
am 1. Januar 1902 an die Stelle des § 8 des Unfallversiclieruugsgesetzes 
getreten sind, den Anspruch der Kassen, Gemeinden und Armenverbände 
auf den Ersatz ihrer Aufwendungen anderweitig geregelt. Die Kassen 
haben von nun ab den Berechtigten die die.sen ihnen gegenüber zu.stchen- 
den An.spriiche unverkürzt zu erfüllen, so dass ein Streit über die Auf- 
rechnung von Kasseuleistuugen auf die Unfallrente wegen der nach dem 
1. Janaar 1902 fällig gewordenenLeistungen zwischen dem Entscbädigungs- 
berechUgten nnd den Kassen nicht mehr möglich ist Die Frage, 
welcher Ersatz den Kassen für die Ton ihnen geleisteten ünterstQtzangen 
zn gewähren ist, kann allerdings zfrischen der Kasse nnd der Berufs- 
genossenschaft streitig werden. Streitigkeiten zwischen diesen Uber den 
Anspruch auf Ueberweisung von Bentenbetrftgen werden aber nach § 26 
Abs. 2 des Gewerbeonfallversicherungsgesetzes nicht von den ordent- 
lichen Gerichten, sondern im Verwaltungsstreitrerfahren entschieden. 



Nr. 50. Entseh. des Deutsehen Belehsgerlehts. 
6. Civil-Senat. Vom 1. März 1902. 

Aiieh fBr drlgkeitliche Amtshandlungen von Beamten haftet der PrtMB. Staat Jedea- 

falls dann, wenn der Beamte dadurch in privatrechtliche Beziehungen zu einzelnen Be- 
fbeilistea tritt. Die Haftung beschränkt sich nicht bloss auf Beamte, welche dea 
Staat rechtsgeschäftlich zn vertreten haben. 

Es ist allerdings auch sonst in besonderer Heziehung auf die Beamten 
des Staates mehrfach zwischen obrigkeitlichen Amtshandlungen und 
solchen Handlungen, die in Vertretung des Staatsrermi^gens Torgenommen 
werden, unterschieden und fär Versehen der Beamten im ersteren Falle 
die staatliehe Haftung verneint worden. (Vergl. Entseh. des R.G. in 
Givilsachen Bd. 82 8. 146: Juristische Wochenschr. Jahrg. 1902 8. 83 
Nr. 22; auch das von der Revision cithrte Erkenntniss des vormaligen 
Obertribunals, Pantsch. Bd. Cl S. 1.) Es kann indessen darin, dass im 
vorliegenden Falle der B. R. die Tliätigkeit des M. und seiner Vorge- 
setzten bei Leitung der Durchsticharbeiten als eine solche der zweiten 
Art aufgefasst hat, ein Recliti^irrtlium nicht gefunden werden. Für das 
Staatsverniügen wird ein staatlicher Beamter nicht bloss insofern, als er 
privatrecliiiicüe Verträge im Namen des Fiskus abschUesst oder einen 
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Akt fiakaliseber VermögensTerwaltimg yornimmt, sondern flbsrall da 
th&tig, wo er durch «eine Amtshandlungen in priTatrechUiehe Beziehungen 
SU einzelnen Betheiligten tritt Dabin gehört bei Stromregulirungen die 
Benutzung der Ufergrundstttelce zu den Begniirungsarbeiten. Dieser 
Gesichtspunkt liegt ancli den Bestimmungen des Strombaaverwaltnngs- 
gesetzes vom 20. August 1883, G.-S. S. 333, &ber die den üferbesitzern 
gegenüber bestellende Haftpflicht des Staates zu Grunde; vergl. insbe- 
sondere § 11 daselbst, der insoweit keine singulare Vorschrift enthält, 
sondern sich als Auwendung eines allgemeinen Prinzips darstellt. Dass 
die Haltung des Staates und der korporativen Vei biinde des öffentlichen 
Rechts für die Anitsverschen ihrer Beamten sich nicht schlechthin auf 
diejenigen Beamten beschränkt, die den Staat oder die Korporation rechts- 
geschäftlich zu vertreten berufen sind, sondern dass auch andere Beamte, 
deren Dienstverrichtungen freien Spielraum fiir selbstständige Willens- 
entschliessungen lassen, in der fraglichen Beziehung jenen ersterwähnten 
Beamten gleichstehen, hat das B.G. bereits wiederholt ausgesprochen. 
Vergl. dieUrtheile vom 10. November 1887, Entsch. des B.G. in Civil- 
Sachen Bd. 19 S. 851, vom 29. September 1897, Entsch. Bd. 89 S. 183; 
vom 27. Februar 1900 in Gruehots Beitragen Bd. 44 S. 715. Wie weit 
aber der letztere Grundsatz reicht, Iftsst sich nicht nach abstrakten Be- 
griflbmerkmalen, sondern nur unter Berficksichtigiing der Umstände des 
Einzelfalles entscheiden. Ins Gewicht fällt dabei namentlich, von welcher 
Art die Amtsthätigkeit gewesen ist> in deren Veranlassung der Beamte 
das Versehen begangen hat 



Nr. 51. Entseh. des Bontsoheu Relehsirerlchte. 

6. Civil-Senat. Vom 3. März 1V»02. 

§ 286 Deutsch. Civ.-Proz.-Ord. Das Prinzip der freien Beweiswürdiguog in Bezug auf 
die fir einen StrassenbalinHufall erheblichen thatsächlielieii Feststellungen. 

Der Revision ist die Prüfung der Beweiswlirdigung im Rahmen 
des § 286 der C.P.O. somit insoweit nicht entzogen, als ein Yealt/m 
gegen die Vorschrift der Berücksichtigung des gesammten Inhaltes der Ver- 
handlungen und des Ergebnisses der Beweisaufnahme, also eine Lftcke in 
der Würdigung des gesammten, zur thatsftchlichen Feststellung vor- 
liegenden Materials wahrgenommen wird. Ist aber eine thatsächliche 
Feststellung der Ausdruck der Vorstellung, die der Instanzrichter von 
einem Voigang auf Grund allseitiger Berücksichtigung des gebotenen 
Materials gewonnen hat, so kann an ihr von Revisionswegen nicht 
gemäkelt werden, selbst wenn die Möglichkeit besteht, dass auf Grund 
derselben realen Unterlagen sich eine andere Vorstellung bilden könnte. 
Stellt also der B.B. fest, dass der Kl. nach der Kanonierstrasse aus- 
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geschaut und sich überzeugt habe, dass die Strasse frei und dass keio 
Strasscnbahnwagen in Siclit sei, f^o ist diese thatsächliche Feststellung 
in der Revisionsinstanz nicht anzugreifen, da auch nicht der mindeste 
Anlass zu der Annahme vorliegt, dass sie nicht auf der vollständigen 
Würdigung der vorhandenen thatsächlichen Unterlagen beiuhe. Stellt 
das B. G. fest, dass der Kl. sich davon überzeugt habe, die Strasse sei 
frei und ein "Wagen niciit in Sicht, so ist die nothwendige Voraussetzung 
dieser Feststellung die Annahme, dass der Kl. sich hiervon auch habe 
aberzeugen kOunen. Einer tjetonderen Aiuspracke hierüber bedurfte 
68 nicht 



Kr. 59. Entseh. des Deutselien ItelolisgerlehtB. 

7. Civil-Senat. Vom 4. Härs 1902. 

PrMM. Eiit0ita.'6M. vtm II. Juni 1874 §8. FIr BufIttzeigeisohafI ittnioM die 
ZMliMl|keit oder MSglichkeit der Bebauung, sondern das Bediirfniss unter de! eb» 
waltenden Verhältnissen oder in absehbarer Zeit entscheidend. 

Die rechtliche Möglichkeit, d. Ii. die nach den baupolizeilichen Vor- 
schriften gegebene Zulässigkeit einer Bebauung der Streitfläche kann 
hieran nichts ändern. E.s kann daher der von der Kl. in II. J. auf- 
gestellte Plan, nach dem sie, wie sie glaubte, das enteignete Stück 
durch einen von der Chaussee Soest — Hamm aus durch den vorderen 
Theil anzulegenden Weg Ton 8 m Breit« zur Bebauung hätte auf- 
schliessen können, völlig auf dch berahen bleiben. Es kann unterstellt 
werden, dass diesem Plan der Kl. von der Polizeibebörde oder von der 
Stadt Soest die Genehmigung nicht hfttte versagt werden dürfen, oder 
dass es, wie die Bevision darznthnn versachte, einer solchen Wegeanlage 
zur Bebanang des Hinterlandes nach den beatehenden poHzeiUchen 
Bestimmungen überhaupt nicht bedurft hätte. Alles dies ist für die 
Baulandeigeuschaft der enteigneten Fl&che nicht entscheidend, sondern 
lediglich die Beantwortung der Frage, ob nach den zur Zeit des Er- 
lasses des Entschä(ligungsfe.'?tstellungsbeschlusses obwaltenden Verhält- 
nissen das ßedürtniss nach Baiiidätzen in der Gegend, in welcher das 
Grundstück der Kl. liegt, in dem Masse gestiege?i war, dass auch dei- 
artiges Hinterland mit in den Kreis der als Bauland begehrten Grund- 
stücke hineingezogen wurde, oder ob nach den damaligen Verhältnissen 
wenigstens anzunehmen war, dass in absehbarer Zeit in jener Gegend 
derartiges Hinterland von der Bauthätigkeit und dem BaubedUrfniss mit 
werde ergriffen werden, ob also, mit anderen Worten, das Hinteiiand 
des klägerischen Grundstücks, wenn es im freien Verkehr veriUissert 
worden yrkte, als gegenwärtiges oder zukünftiges Bauland gehandelt 
und bewerthet worden wäre. 
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Nr. 53. Entseh. des Oesterr. Olierstcn derlehtshofbs. 

Vom 6. Mftrz 1002. 

(Allgem. Tarlf-Anz. XXI. Nr. 16. S. m ) 

Tarifarisch rlditi||e B«2eicbnvog des Gutes. Umfaag der EntMhädiouigspflioht dar 

Eiseabahn. 

1. Für die Frage, ob ein Gat richtig declarirt ist, kommt es in 
erster Linie auf die bandelsfcebränchliche Bezeichnmig desselben an; ist 
der Umfang der handelggebräucblichen Bezeichnung ein schwankender, 
so ist im Zweifel der Tarif gegen die Eisenbahn zu interpretiren. 
(§ 915 a. b. G. B.) 

2. Ist in der tarifarischen Benennung des Gutes eine Zweckbe- 
stimmung desselben ausgedrückt (z. B. Futtermehl), so ist darunter nicht 
die thatsächliclie künftige Verwendung des Gutes zu verstehen, sondern 
die objektive Eigenschaft des Gutes, handelsgebräuchiicherweise regel- 
mässig dem ausgedrückten Zwecke zu dienen. 

3. Den Werth des zur Durclifi'ihrung von Beweisen verwendeten 
Tlieile.s des Gutes hat die iMseiibahn jedenfalls diinn zu ersetzen, wenn 
die Beweise zu ihren Unuuusten ausgefallen sind; sie hat auch den 
Schaden zu ersetzen, welcher dem Destinatar dadurch erwächst, (hiss 
das Gut infolge der Beanstandung und der erforderlichen Beweissicherung 
für I&ngere Zeit seiner thatsftchlichen VerfOgaug entzogen bleibt. 



Nr. 54. Entseh. des Dentsehen Belehsgerlehts. 
3. Givil-Senat. Vom 11. M&rz 1902. 

(,Tur WfMhcnscbr. XXXI. Nr. 25/28. S.Sit, ffllf. 23.) 
Art 18 Deutsch. Reichsverfass. § 4 Reichsbeamt.-Ges. vom 31. März 1873. Art. 18 
Ab«. 2 hat provisorische! Charakter und qa\t nur bis zum Iniirafttreten des Reiohs< 

kmrttnsMStiM. 

Schon der Wortlaut des Art. 18 Abs. 2 der Beicbsverfassung: 
„sofern nicht vor ihrem (der Beamten) Eintritt in den Seichsdienst 
im Wege der Reichsgesetzgebung etwas Anderes bestunmt wird*, 
ergiebt klar, dass dieser Abs. 2 lediglich bis zur gesetzlichen Begdung 
des Reichsbeamtenrechts gelten solle, und dies wird auch, wie das 
B.G. bereits zutreffend ansgeftthrt hat, durch die Entstehungsgeschichte 
des Abs. 2 des Art. 18 bestätigt. Es wäre ja auch ein geradezu un- 
denkbarer Missgriff der B>eichsgesetzgebung und würde zu den halt- 
losesten Zuständen führen, wenn für alle lleichsbeamte, welche, wie das 
ja bei der weit iiberwicgenden Mehrzahl der Fall ist, aus den» Buudes- 
staatendienst überucininieu sind, die versciiiedenartigsten heinuitlistaat- 
lichen Beanitenrechte furtdauern sollten, und wüidc damit der wesent- 
liche Zweck des Keichsbeanileii^^esetzes, eine einheitliche ßegelung der 
Bechte der lleichsbeauiteu herbeizuführen, völlig illusuriscli gemacht 
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sein. Wenn die Bevinon liesonden betont, dass doch das Beicbs- 
beamtengesetz mit keinem Worte die Anfhebnng jenes Abs. 2 des 
Art. 18 ausgesprochen habe, so w^rdies übei-flüssig, weil der Abs. 2 sich 
selbst als blosses Provisorinm bis zum Erlass des Reichsbeamtengesetzes 
zn erkennen gegeben hatte, und wenn die Revision ferner darauf Gewicht 
legen will, dass das Reiclisbeamtengesetz über die Höhe des Gehaltes 
nichts bestimme, daher wenigstens insoweit der Abs. 2 des Art. 18 noch 
Geltung beanspruclien könne, so ist das unrichtig, da nach § 4 des 
Reichsbeamtengesetzes vom 31. März 1873 das mit der Stelle verbun- 
dene Einkommen gewRlirt wird, letzteres aber verfassungsmässig durch 
den Etat bestimmt wird, und somit auch insoweit dem Reichsbeamteu- 
gesetz, wie die Revision bestreiten will, der kodifikatorische Charakter 
nicht abgeht 

Nr. 55. Entseh. des Oesterr. Tenraltiuigs-Gerlehtsliofts. 

Vom 18. März 1902. 

rncHtcrr, Flscnb -Verordn.-Bl. .XV. Nr. 67. S. 1706.; 

Die Interessenten sind an die nit ihoen seitens des BahnuaterDelinens beliufs Ge- 
winnung elaer festen Grnidlaie flr das Oetailprojeot getreirtMa Vifitibaningen ge< 
liMleft, tofera das ksiaaieas aai oonsentirts Prsjset vta daa la diese« VenAibariaiie« 
•iiIlialleaMi Zssafea des Babnaaternehmens in keinem die interessea dee BetbeHlftea 

berOhrenden wesentlichen Punkte abweiclit 

Bei der Beurtheilung der Bcdentuiig und Tragweite dieses Proto- 
kollesmusste der Verwaltun<,^sgeri(;litsli(il erwägen, dass die Beschwerde 
selbst nicht bestreitet, dass die in diesem Protokolle dargestellte Ver- 
handlung den Zweck hatte, eine Vereinbarung mit der Bahnverwaltung 
zustande zu bringen, was insbesondeie dadurch zum Ausdrucke kommt, 
dass der Beschwerdeführer jetzt noch seine Verpflichtung zur Her- 
stellnng des Trottoirs Im Sinne dieser Vereinbarnng ansdxficklieh zugibt. 
Er bestreitet nur, dass sich die Yereinbamngen des ProtokoUes anch 
auf die Tiefersetznng der Hansthore nnd die Verl&ngerung der Treppen 
bezogen, nnd wendet eventnell ein, dass — wenn dies auch der Fall 
gewesen wllre ~ er an diese Vereinbaniog schon ans dem Gnmde 
nicht gebunden wäre, weil anch die Bahnverwaltnng ihrerseits Ton den 
am 4. April 1900 den Interessenten zugesicherten Hersteliangsmoda- 
lit&ten in mehreren Punkten abgegangen sei. 

In beiden Richtungen musste jedoch der Verwaltungsgerichtshof 
die Beschwerde als unbegründet erkennen. Wenn auch zugegeben 
werden mnss. das.^ das in Frage stehende Protokoll nicht mit der 
wüiiscliensweitlu-n Klarheit nnd Gründlichkeit verfasst ist, so muss 
doch erwogen werden, dass die Erklärung eines Hausbesitzer.«, er werde 
sich die uothweudigeu lierätellungeu au seinem Uause auf eigene Kosten 
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darchf&breD, wenn diese Erklärung in einer Verhandlung abgegeben 
worden ist, in welcher ihm unmittelbar vorher bekannt gegeben wurde, 
dase< die bei seinem Hause vorbeifahrende Strasse um 50 cm tiefer 
gelegt weiden soll, doch wohl keine andere Ausleg-iing zulässt, als dass 
unter den Herstellungen, die er auf eigene Kosten übernehmen zu 
wollen erklärte, die Tiefersetzung der Eingangsthür, beziehungsweise 
jene Herstellungen gemeint sind, welche erforderlich erscheinen, um die 
weitere Benützung des Hauses von dem künftigen tieferen Niveau der 
Strasse aas zu ermöglichen, and es kann die Ausführung der Beschwerde, 
dM8 der Beschwerdefnhrer erst bei der politischen Begehungscommission 
zur Eenntniss gelangte, dass er d^ Biogangstbttren tiefer setzen und die 
Treppen Terltagem müsse, bei Erwfignng aller Umstftnde nicht als 
stidihaltig erkannt werden. 

Wenn aber der fieschwerdeftthrer yermeint, an diese Yerpflichtnngs- 
erklärung nicht mehr gebunden zu sein, weil die BahnTerwaltong 
auch ihre Zusage nicht erfüllt habe, so ist dem zunächst entgegen- 
zuhalten, dass nach allgemeinen, im § 919 des allgemeinen bürgerlichen 
Oesetzbuches zum Ausdrucke gelangten, wohl auch auf dem Gebiete 
des öffentlichen Rechtes anwendbaren Rechtsgrundsätzen die Nicht- 
erfüllung eines Vertrages von Seiten eines der Contrahenten den anderen 
von der übernommenen Verpfiiclituug nicht entbindet, sondern ihn 
lediglich berechtigt, die genaue Erfüllung des Vertrages von dem anderen 
Contrahenten zu fordern, und es wäre daher auch im vorliegenden 
Falle Sache des Beschwerdeführers geweseu, bei der politischen Be- 
gehangscommission alle jene Punkte zum Gegenstande yon Einwendungen 
za machen, in denen er glaabt, dass die Bahnverwaltong yon ihren 
Zusagen abweicht. Abgesehen dsTon ist es aber anch nicht richtig, 
dass das genehmigte Strassenbanproject von den Zusagen der Bahn- 
Verwaltung im Protokolle vom 4. April 1900 in irgend einem die 
Interessen des Beschwerdeftthrerd berührenden, wesentlichen Punkte 
abweidie. 

Nr. 56. Entseli. des Deutsehen Rclchssreriehts. 

6. Civil-Senat. Vom 26. März 1902. 
(AT8b. t gewvrU. Baobiqd. UL a m.) 

HafIpiMMiaMtl 1 1. Elf raei VeraolMildM dM Vtrittilii Hegt v«r, wmr dar Httorwaias- 

ftihrer einer Strassenbahn instniktionsmässig (beim Bremsen) verfahren ist. War 
die« sieht der Fall, ae trifft bei iconicurrirenden Veraehiidea die Haftpflioiit dia 

Strassenbaiin. 

Nicht gewürdigt wird die Behauptung des Kl., der Motorwagen sei 
an der Unfallstelle ohne Strom gefahren, das Fahren mit Strom sei 
aber sweckmässiger, weil dann mit der elektriächeu Bremse sofort 
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angebalten werden könne. Diese Behanptnng nöthlgt dazn, nieht bloss 
zu prßfen, ob der Wagenfttbrer zu scbnell gefahren sei, sondern auchi 
ob die vorhandenen Bremsvorrichtungen, die Handbremse und die elek> 
trische Bremse, in der richtigen Weise gebraucht sind und durch das 
Ausschalten des Stromes der Gebrauch der zweiten Bremse und damit 
die Möglichkeit i echtzeitigeu Anhaltens des Wagens gehindert worden 
ist. Der Ekl. hat nicht ohne Grund die Frage aufgeworfen, ob nicht, wie 
vom Kl. gefordert werde, dass er an der fraglichen Stelle seinen Wagen 
nach wenigen Schritten musste zum Stehen bringen können, in gleicher 
Weise auch dem Flihrer des Motorwagens obgelegen habe, die vor- 
handenen Einrichtungen, insbesondere die elektrische Bremse und den 
Sandkasten zum sofortigen Anbalten des Wagens zu benutzen. - Hiemach 
mtiss die Erörterung der Frage vemiisst werden, ob das Aosscbalten 
des Stroms ubd der Nichtgebranch der elektriscben Bremse sich als 
ein Verseben darstellt, das mit dem Unfall in ursächlichem Zusammen- 
hang steht. Wird die Frage b^aht ond hat der Wagenfttbrer nur eine 
ihm ertheilte Instruktion befolgt, so liegt eigenes Verschulden des Bekl. 
vor. Hat der Wagenführer ohne oder gegra die Anweisung der Be- 
triebsleitung gehandelt, und fällt ihm deswegen ein Versehen zur Last, 
so hat die Bekl dies zu vertreten. Die entgegenstehende Annahme 
des E.G. ist irrig. I^er Wagenführer hat nicht bloss eine durch seine 
Instruktion ihm ^^enau vorgeschriebene Thätigkeit auszuüben. Er hat 
zugleich, gerade bei der Ilaudliabung der Bremse, solbstständige, auf 
einer Beurtlieilung der Sachlage beruhende und für die Betriebsleitung 
wichtige Entschlüsse zu fassen. Ein dabei vorkommendes Versehen ist 
nicht nur, wie die Urtheilsgründe sagen, bei Gelegenheit der ihm 
zugewiesenen Thätigkeit begangen. Seine Entschliessung ist vielmehr 
ein TheU der WiUensaiis&biing, die ihm von der Bekl. durch die An- 
steUnng ttbertragen ist und die einen Theil der Betriebsleitang überhaupt 
ausmacht 



Nr. 57. Note des Oestcrr. Yerwaltunii^Cleriehtshofes. 

Vom 1. April 1902. 

(Oesterr. Eififub Verordn -lü XV. Nr. 6*. S. 1630.) 

1. Es ist nicht zulässig, die reolitsliräftig gewordene Ertheilung eines Baueonsenses 
fSr eine Bab» Im Wefle elier Besehwerde gegen dM elob auf dieees Ceieem «tltzeiiie 

Enteigenngsericenntniss anzufechten. 

2. Die EateoheMusg über Gegenstand und Umfang der Enteigneig ateht im freies 

Ermessen der Verwaltungsbehörden. 

Formell richtet sich die Beschwerde gegen den das Enteignungs- 
erkenntniss der k.k. Siaatlialterei in Triest vom 22, September 1899, 
Z. 20.562, bestätigenden Erlass des k.k. Ministeriums des lauern vom 
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12. J&nner 1900, in Wirklichkeit aber ist die Bescliwerde ansschliesslicli 
gegen die Begründung des Erlasses des k.k. Eisenbahnministerioms 

vom 4. September 1899, Z. 37844, gerichtet, womit in Erledigung der 
politischen Begehung der Theilstrecke km 4 8 bis km 5*442 der schmal« 
spurigen Localbahn Triest— Parenzo— Canfanaro, das vom Vertreter der 
Stadt Triest gestellte Bej^ehren um Belassung der schon mit Miuisterial- 
erlass vom 10. November 1899, Z. 15.449, genehmigten Bahnstrasse, als 
unbegründet abgewiesen und die von der Bauunteruehmung begehrte, 
durch den Bau einer Reisschälfabrik in der Nähe der Bahn uothwendig 
gewordene Verlegung der Tiasse genehmigt worden war. 

Insofern die Beschwerde also die Ungesetzlichkeit des Enteignnngs- 
erkenntnlsses durch den Versuch einer Widerlegung der Entsclieiduugs- 
gründe des lifinisterialerlasses von 4. September 1899, Z. 37.844, zu be- 
gründen trachtet, steht ihr die Rechtskraft dieses Erlasses entgegen; 
da ferner die Entscheidung ftber den Gegenstand und Umfang der 
Enteignung dem Ermessen der Verwaltungsbehörde ttberlassen ist, ent- 
zieht sich der in Beschwerde gezogene, in einem correcten Verfahren 
ergangene Erlass des k.k. Ministeriums des Innern vom 12. Jänner 
1900, Z. 40.851, nach § 3, lit. e. des Gesetzes vom 22. October 1876, 
B.-G.-B1. Nr. 36 ex 1876, der Ueberprüfuiig durch den Verwaltungs- 
gerichtshof, weshalb das Verfahren abgebrochen und die Beschwerde 
gemäss § 21 dieses Gesetzes zurückzuweisen war. 



Nr. 58« Note. des Oesterr. Vcrwaltnii^-Cteriehtsliofcs. 

Vom 1. April 1902. 

(Oest«rr.£iB«nb.-Verorilo.-Bl. XV. Nr.C4. 8.1080.) 

EpitwNiiliio Ober die Nothwendigkeit einer Eisenbahnofalirtstraete. 

Der k.k. Verwaltungsgerichtshof bat die sub praes. 10. November 
1901 dortgerichts eingebrachte Beschwerde des Bezirksausschusses in 
Pardubitz gegen die Entscheidung des k.k. Ministeriums des Innern 
vom 16. Juli 1901, Z. 16.184, betreffend die Nothwendigkeit einer 
Eisenbahnznfahrtstrasse nach § 3, lit e, und § 6 des Gesetzes vom 22. 
October 1876, B.-G.-B1. Nr. 36 ez 1876, ohne weiteres Verfahren zurftck- 
gewiesen, weil über die Nothwendigkeit, die Richtung und die Länge 
der Eisenbahnzufahrtstrassen im Sinne des § 5 des Gesetzes vom 18. 
April 1886, L.-G.-Bl. Nr. 38 die Administrativbehörden nach freiem 
Ermessen zu entscheiden haben, die Beschwerde sonach, insofern sie 
behauptet, dass die Errichtung der Zufalirtstrasse zum neuen Anfnahms- 
gebäude der Station Opatowitz im öffentlichen Interesse nicht nothwendig 
war, zur dortgerichtlichen Ueberprüfung nach § 3. lit. e. leg. cit. nicht 
geeignet erscheint. luäoiern aber in der Beschwerde dagegen Einspruch 



Digitized by GüügU 



60 



Entidi. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes vom 5. April 1908. 



erhoben wird, daes dem Bezirke Pardubitz ans der Anlegang nnd Er- 
haltung dieser Zufahrtstraase irgend welche Lasten auferlegt werden, 
hat der k.k. Verwaltongsgericlitshof darauf hingewiesen, dass weder 
in dieser Bichtung, noch auch über die P^igenschaft dieser Strasse mit 
der anf^efochtenen Entscheidung abgesproclien worden ist, die Beschwerde 
daher diesfalls nach § 6, lit. e, dermal unzulässig erscheint. 



Nr. 59. Entsch. des Oestorr. Obersten (jferidhtshofes. 

Vom 5. April 1902. 
(AUg.TMif-AaB.ZZI. Nr.n. &«7.) 

M dar EstsdieMsag 4ir Frage, eb eh lewlttes «et tfei tai § 77 (1) Belr^RiiL 
aeicflhliei Cefahren ausgesetzt ist, kommt es einzig und allein aiÜT die elfllM* 

thOmtiche natürliche Beschaffenheit des Gutes an. 

Die rechtliclie Beurtbeilung der Sache ist eine vollkommen richti;?e, 
denn nach der klaren Bestiniraung des § 77 (1), Z. 4 Betr.-Kegl. 
kommt es bei der Entscheidung der Frage, ob ein gewisses Gut den 
daselbst angeführten Gefahren ausgesetzt ist, einzig und allein auf 
die eigenthümliche natUrlicbe Bescbaffenheit des Gutes an. Dass dies 
bei Eiern infolge ihrer leichten Gebrechlichkeit der Fall ist, ist noto- 
risch nnd bedarf deshalb keines Beweises. Es tritt daher die Ver- 
muthnng des § 77 (2) Betr.-Regl. ein, welche durch das vorgelegte 
Outachten des k. k. technologischen Oewerbemnsenms nicht entkräftet 
werden kann, weil die demselben zugrunde liegenden Versuche mit 
ganz anderen Eiern und unter ganz anderen ümst&nden vorgenommen 
wurden. Deshalb sind auch die in beiden unteren Instanzen ange- 
botenen nnd abgelohnten Beweise, von welchen die erst in zweiter 
TnwtaT»« angebotenen überdies nach § 482 C.P.O. unzulässige Nene- 
ningen sind, für die Entscheidung des vorliegenden Rechtsstreites voll- 
ständig unerheldich und kann die Ablehnung derselben nicht einen 
Mangel des Berufungsverfahrens darstellen. 

>ir. 00. Entseh. des Kammergerlehts in Berlin. 
Straf-Senat. Vom 7. April 1902. 

(]>.Jar..Zetts.VII. Nr.lOi &Mt. ZUT.M.) 

In PreMtea stad dl« taeiidM la ertitr LMt «erylllelittt, fir die StraMNretalimi 

ZI Mr|M. 

Die Pflicht der Gemeinden, in erster Linie für die Strassen- 
reinigung zu sorgen, folgt aus einem allgemeinen Rechtsgrundsatz, 
welcher zwar besonders im A.L. R. seinen Ausdruck gefunden hat, aber 
in seiner Gültigkeit über das Gebiet des A. L. R. wie dasjenige des Ge- 
setzes von 1850 hinausreicht und sich auf ganz Prenssen erstreckt. 
Dieser Rechtsgruudsatz geht dahin, dass jede üüeutlich-rechtliche Kor- 
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poraüon ihr Eigentum, ilire Einriehtiingen und Anstalten in dem für 
ihren Zweck nnd dnrch das Gemeinwohl erforderten Zustand erhalten 
mnsa. Dieser Satz findet z. B. bes. der Kirchengemeinden in § 699 n 

11, bez. der Schulgemeinden in § 34 n 12 A.L.R. seinen Ausdrack. 
Betreffs der Wege in den Dörfern enthiilt § 37 II 7 die Vorschrift, 
dass die Ausbesserang der Wege und Brücken in den Dörfern zn den 
„Gemeindearbeiteu" gehöre. Ebenso bezeichnen die §§ 175, 182 der 
Städteordnung von 1808 die Strassenrcinigiing als eine Aufgabe der 
Stadtverwaltung, für welclie die städtische Baudeputation zu sorgen hat. 

Diesem Grundsatz entspricht auch die ständige Rechtsübung, auf 
Grund deren die Gemeinden für alle ähnlichen Einrichtungen, wie z. B. 
die Strassenbeleuchtung, regelmässig sorgen und das Gleiche auch be- 
treffs der Strassenreinigung in denjenigen Gemeinden geschieht, in 
welchen diese Reinigung nicht Ton den Anliegern bewirkt wird. Anf 
Omnd dieser Erwägungen mnss in Abweichnng von der früheren 
Bechtsanffassnng des Senats dem Reichegericht nnd dem Obenrer- 
waltnngsgerieht darin beigetreten werden, dass eine PoIizeiTerordnnng, 
welche die Pflicht znr Reinigung einer Strasse den Anliegern auferlegt, 
im bestehenden allgemeinen Recht keine Stütze findet; dass eine 
solche Verordnung daher nur eine durch besondern Kechtssatz den 
Anliegern auferlegte Pflicht im einzelnen regdn nnd ihre Nicbtbefolgnng 
unter Strafe stellen kann. 

Ein solcher Rechtssatz kann gegeben sein durch eine Observanz, 
d. h. eine gleichmässige örtliche, auf einer gemeinsamen Ilcchtsüber- 
zeii^nuig ruhende Uebung; ferner durch Gesetz oder auch durch ein 
vom Bezirksausschuss bestätiges Ortsstatufc. 



Nr. 61. Entsch. des Dentschen Relehss^orlehts« 
6. Givil-Seuat. Vom 24. April 1902. 

(Azdi. r. gewerU. Baohtqi. JBbiK.UL Haft a. 8. MS.) 

2m Bsirlir i«r „Etoesbdn*«. RaieMMfimclitiMtlz tw 7. Imi 1871. ( l 
Das Haftpflichtgesets enth&lt selbst keine Besthnmnng darüber, 
was nnter einer Eisenbahn zn verstehen seL Der I. Civilsenat hat nnn 
unter eingehender Begründung in dem Urteil Tom 17. MSrz 1880 (Entsch. 
Bd. 1 S. 247 ff.) ausgesprochen, dass nach dem Wortlaute nnd dem 
Zwecke des Gesetzes als Eisenbahn anzusehen sei: ,Ein Unternehmen, 
gerichtet anf wiederholte Fortbewegung von Personen oder Sachen über 
nicht ganz unbedeutende Raumstrecken, auf metallener Grundlage, 
welche durch ihre Konsistenz, Konstruktion und Glätte den Transport 
grosser Gewichtsmassen bezw. die Erzieliing einer verhältnismässig be- 
deutenden Schnelligkeit der Trausportbewegung zu ermöglichen bestimmt 
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ist, und dnrch diese Eigenart in Verbindung Bit dM iMiardem znr Er- 
zeugung der Transportbewegnng benutzten Natnrkräften ( Dampf, Elek- 
tricität, tierischer oder menschUehar Hoskeltliätigkeit , bei geneigter 

Ebene der Bahn auch schon der eigenen Schwere der Transportgefässe 
und deren Ladun;? etc.) bei dem Betriebe des Unternelimcns auf der- 
selben eine vcriiältnismässig gewaltige Wirkung zu erzeugen fähig ist**. 
Dieser Begriffsbe-stinnniuig sind der 11., III., V. und VI. Civilsenat im 
wesentliclieu beigetreten , und ist noch hervorgehoben, dass das Haft- 
pflichtgesetz aucli auf Eisenbahnen Anwendung findet, die nicht dem 
allgemeinen Verkehr dienen, wenn sie in Ansehung der Gefährlichkeit 
des Betriebes einer zum allgemeinen Verkehr bestiiumten Eisenbahn 
gleichstellen. (Vergl. Entseli. Bd. 2 8. 38; Bd. 7 S. 40;* Annalen des 
Beichsgeriehts Bd. 2 S. 185; Grachot, Beitrage Bd. 38 S. 484; Grttne- 
wald, Bechtsgmndsfttze Bd. 8 S. 32.) Insbesondere ist yom Bdehs- 
gericht auch anerkannt, dass es keinen Unterschied mache, ob die 
Eisenbahn sich ftber oder unter der Erde befindet, nnd dass aoch eine 
in einem Bergwerk vorhandene Eisenbahn unter den § 1 des Gesetzes 
vom 7. Juni 1871 fällt, wenn die in dem Urteil vom 17. März 1880 
aufgestellten Kriterien vorliegen, Urteil des II. Senats vom 18. No- 
vember 1886 — Brassert, Zeitschrift Bd. 28 S. 96; des III. Senats vom 
8. April 1885 — Kntsch. Bd. 13 S. 17 tf.) — Nach den Feststellungen 
des Oberlandesgerichts hat nun die in dem Bergwerke der Beklagten 
befindliche Bahn den Zweck, die an den Arbeitsstellen gewonnenen 
Kohlen auf Wagen, die mit etwa 000 kg beladen werden, zu dem 
Förderschachte zu schallen. Im Bremsberg beträgt die Geschwindigkeit 
der beförderten Wagen etwa 3 m in der Sekunde, also 10,8 km in der 
Stunde. Der von der Bahn durchlaufene Bremsberg hat eine Länge 
von 122 m, die gaiize Bahn bis zum Ftfrderschacht eine solche von ca. 
3 km. Die Anlage fUlt unter den obigen Begriif pEisenbahn im Sinne 
des Haftpflichtgesetzes". • 



Nr. 62. Entseh. des OiHsrIaiidesgerfehts Colmar. 
1. Ciril-Senat. Vom 10. Mai 1902. 

(OwBedit. VLJalus. Nr.ll. a.tM. Ziff. UM.) 

% I IMehslHrftpfllchtgesetz. Auch der Unfall, den ein durch einen StratSMbabilil 

scheu gewordenes Pferd herbeiführt, fällt unter § I. 

Die Haftpflicht der Bahn wird dadurch nicht ansn-eschlossen, dass 
der voriiberfahrende Zug der Strassenbahn den Verletzten und dessen 
Fuhrwerk nicht berührt hat; es genügt vielmehr, dass unmittelbar 
nach der Vorüberfahrt des Zuges das an den Wagen des Verletzten 
gespannte Pferd gescheut und dermassen nach dem zwischen dem Bahn- 
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gdeise und dem Fahrwerk gehenden, das Gespann gehörig leitenden 
KiSger gedrängt hat« dass er m Falle kam und unter das Fuhrwerk 
geriet. Denn anch hei dieser Sachlage ist der Unfall des Elftgers anf 
den Babnhetrieh znrfickznftthren. 



Nr. 63. Entsch. des Dentsehen Reichsgerichts. 
6. CiviL-Senat. Vom 12. Mai 1902. 

(DasSeolit. YL Jahrg. Nr. lt. &8S7. ZUL jatv.) 
Ze 1 1 Reicbshaftpflichtges. Für den Begriff eines „bei den Beirieb" erfolgenden Unfälle« 
kann nicht entsclieidend sein, ob die von dem Betrieb, wozu auch das Rangieren gehört, 
ausgehende gefährliche Einwiriiung an einer ständigen Betriebsstätte, wie den Bahnhofe, 
oder Ir dem Auasenverkehr und nach aussen sich vollzieht. 

Das Berufungsgericht sieht als erwiesen an, dass durch die ran- 
gierenden Wagen und zugleich durch den plötzlichen scharfen Pfiff 
einer Lokomotire jenes „erschreckende Gerilnsch* erregt wurde, welches 
das Scheuen der Pferde, die mit dem Fulirwerk an einem auf einem 
zur Zeit des Unfalls zum Rangieren .nicht benutzten Qeleise stehenden 
Waggon hielten, Terursacht hat, durch das der X. verunglftckt ist. Die 
Annahme des Bemfungsgerichts, dass sonach der Verunglückte bei dem 
Betriebe der Eisenbahn i. S. des § 1 körperlich verletzt worden sei, 
ist rechtlich nicht zu beanstanden. Zum Eisenbahnbetrieb, zum eigmt- 
liehen Eisenbahnfahrdienst, ist unbedenklich das Inbewegnngsetzen von 
Transportmitteln, wie es beim Rangieren von Zugteilen mittels der 
Lokomotive geschieht, zu rechrien. Das bei solchen Betriebsfunktionen 
der Eisenbahn entstehende, besonders stark oder unversehens auf die 
Uehürnerven einwirkende (-Jeräusch, das vornehmlich geeignet ist, das 
Scheuen und WiUhverdeu der Pferde und dadurch Unfälle zu ver- 
ursachen, gehört zu den dem Eisenbahnbetrieb eigentümlichen Gefahren. 
£s ist hierzu nicht erforderlich, dass die fraglichen Erscheinungen für 
sich dem Eisenbahnbetrieb anssehliessUeh eigen dnd. 

Der Znsammenhang mit den dem Eisenbahnbetrieb eigentftmlichen 
Gefahren wird dadurch nicht ausgeschlossen, dass bei dem von der 
Einwirkung betroffenen Menschen oder Tiere eine gesteigerte Empfindlich* 
keit Toitselegen und diese den Unfall beeinflusst hat. Bs kann dies 
nur ffir die Frage des eigenen Verschuldens und event. für die Einrede 
der hdheren Gewalt von Bedeutung sein. 

Sodann ist nicht abzusehen, weshalb die innerhalb des Bahnliofs- 
gebiets stattfindenden Einwirkungen zu gnnsten des Betriebsuntemehmers 
aaders zu beurteilen sein sollten, als diejenigen ausserhalb jenes rluim- 
lichen Gebiets. Zumal wenn von dem Unternehmer .selbst eine Betriebs- 
einricbtung derart getrofi'eu ist, dass — auf dem Güterbahnhof — 
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bestimmongsgeinftss Zogtiere mit dem Bahnbetrieb in nahe Berührung 
gebracht werden müssen, so darf der Unternehmer nicht eiawendeiiy 
solche Tiere h&Uen dem Bahnhofslärm nicht ansgesetst werden sollen. 



TSr, 64. Entscli. des Beatsehen Beiehsgeriehts. 

6. Civil-Senat. Vom 12. Mai 1902. 

(Arch. f. gewerbl. Kccbtsiifl. JalirL' III Heft 9. S. 2^i7.) 

VertBtwortliohkeit des Oienstberechtioten für die Gefahrlosigkeit des ZHflaag« zir 

Arbeitsstätte. B. G. B. §§ 618, 242. 

Kläger stand als Hascbinenputzer im Dienst des beklagten Eisen- 
balinfiskns ond hatte sefaie Arbeitintätte za F. in der Werkmeisterei, 
die an dem sog. „schwarzen Wege* belegen nnd nur von diesem anz 
ZQg&nglich ist. Der Weg gehört dem Beklagten, hat jedoch die Natnr 
eines Öffentlichen Weges nnd dient nicht bloss dem Verkehr mit der 
Werkmeisterei; er wird auch als Fahrstrasse benntst, einen besonderen 
Fnsssteig hat er nicht. Im März 1900 kam Kläger abends, als er nach 
Hause gehoi wollte, auf dem Wege, weil sich Glatteis gebildet hatte, 
unmittelbar vor der Werkmeisterei zu Fall und verletzte sieh so, dass 
er angeblich für seine bisherige Arbeit unfähig geworden ist. Er 
macht Beklagten verantwortlich, weil dieser, was nicht geschehen war, 
hätte streuen lassen müssen und fordert Zusprechung einer Rente. Das 
Landgericht wies ab, das Berufungsgericht erklärte den An.^ipruch dem 
Grunde nach für berechtigt. Die Eevision des Beklagten führte zur 
ZurUckverweisuug. Aus § 618 des I^ürgerl. Gesetzbuches liisst sich der 
erhobene Anspruch nicht herleiten. Allerdings ist nach Abs. 1 der 
Dienstbereehtigte fftr die Gefahrlosigkeit der zur Verrichtung der 
Dienste bestimmten Sftome Terantwortlieh , nnd dieee Pflicht ist auch 
auf Hofe, Treppen, Ginge n. dgl. zu beziehen, die der Dienstpflichtige 
anläsdich seiner Obliegenheiten betreten moss. Es müssen jedoch die 
betreffenden B&nme zu deujenigen gehören, die der Dienstberechtigte 
ZQ beschaffen hat. Wie weit dies der Fall ist, bestimmt sidi, wenn 
nichts bedungen wird, nach § 242. Eine Sitte aber, nach der anch dem 
öffentlichen Verkehr dienende Wege, die der Dienstpflichtige aosserhalb 
des Grundstücks seiner Arbeitsstätte gehen muss, zu den Räumen, die 
der Dienstberechtigte als solcher zu beschaffen hat, gerechnet würden, 
besteht nicht, vielmehr wird nach der Gestaltung des Verkehrs die Für- 
sorge für die Gaugbarkeit solcher Wege dem überlassen, dem im all- 
gemeinen, insbesondere nach dem massgebenden öffentlichen Recht, ihre 
Instandhaltung obliegt. Hiervon ist auch nicht der Teil des Weges 
ausgenommen, der unmittelbar vor dem Zugang zur Arbeitsstätte be- 
legen ist. Ebensowenig kann aus § 618 eine Verpflichtaug des Dienst- 
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berechtigten binsidiilich eines solchen Weges dann angenommen werden, 
wenn der Dienstpflichtige anf diesen Weg angewiesen ist, denn der 
Gang des Dienstpflichtigen znr Arbeitsstätte gehört fiberhanpt nicht zn 
den ihm obliegenden Leistungen im Sinne des § 618. Es kann in'der 
Wahl der Arbeitsstätte deshalb aneh nicht eine dem Arbeiter wegen 
des einzuschlagenden Weges gegebene dienstliche Anweisung im Sinne 
des § 618 gefunden und der Gang als eine unter Anordnung des Dienst- 
berechtigten vorzunehmende Dienstleistung angesehen werden. Dagegen 
nuiss allerdings ein Betriebsunternehmer, der auf seinem Grund und 
Boden einen ^Xeg anlegt, und ihn allgemein oder doch den Personen, 
die mit ihm zu thun haben, freigibt, denselben, soweit es nach den Um- 
ständeu verlangt werden kann, angemessen in Stand halten und ins- 
besondere seinen Arbeitern einen Weg herstellen, auf dem sie ohne 
Gefahr zur Arbeitsstätte und zurück geheu können. Anderseits muss 
dabei jedoch auch von den Arbeitern verlangt werden, dass sie beson- 
deren VorfiUIen Bechnnng tragen, also anch bei plötzlich eintretendem 
Glatteis erhöhte Vorsicht anwenden und die Unbequemlichkeit eines 
Umweges nicht scheuen. Hier ist Kläger gestürzt, weil er qner Aber 
den Weg auf einer besonders absch&ssigen Stelle, anscheinend, weil dies 
fttr ihn der kflrzeste Weg war, gegangen ist; es muss deshalb noch 
festgestellt werden, ob dem Kläger nicht, wenn er eine andere Biehtnng 
eingeschlagen hätte, insbesondere den schwarzen Weg entlang gegangen 
wilrc, ein gefahrloser Weg zn Gebote gestanden hätte. Endlich aber 
bedarf es noch der Aufklärung, ob nicht der schwarze Weg von der 
Stadtgemeinde F. dergestalt übernommen war, dass diese für Instand- 
haltung und Sicherung des Verkehrs zu sorgen hatte, denn wenn dies 
der Fall sein sollte, würde Beklagter überhan])t nicht haftbar sein, da 
aus seinem Eigentum eine Pflicht zu sichernden Vorkehrungen dann 
nicht hergeleitet werden könnte. 

Nr. 65. Entseh. des Dentsehen Belcliflgvrlelits. 
1. Givil-Senat. Vom 24. Juni 1902. 

(Arcli. f. gcwcrbl. HcchtspU. Jahrg. III. Heft 9. 8. IM.) 

Das Thatbestandsmerkmal „bei dem Betriebe" ist gegeben, wenn an einer Eisenbahn- 
betriebsstätte ein Reisender infolge der Eile, die durch den Betrieb, namentlich durch 
anssergewSlinUcbe Betriebureignisse, veranlasst ist, einen Unfall erleidet, der mit den 
«iieiltallalm Qefahrea dieses BetriebM ia ZasMiMnliiai ttaht HaflMleMieMtz 

VOM 7.Jaii I87L 9 1. 

Kläger ist mit einem verspätet anf der Station Alzey eingetroifenen 

Zuge dort angekommen, hat sich, von dem Schaffner desselben zur Eile 
aufgefordert, zur Lösung einer Fahrkarte für seine mit dem nämlichen 
Zage beabsichtigte Weiterfahrt in das Bahnhofsgebäude begeben und 
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ist anf seinem Rückwege nach dem zur Abfahrt bereit stehenden Zuge 
in der Eile über einen auf dem Bahnsteige stehenden Eisenbahn-Gepäck- 
karren gestürzt, wodurch er sich die den unmittelbaren Grand der 
Klage bildende Knieverletzung zugezogen hat. Beziighch der von dem 
Kläger hierbei gezeigten l)esonderen Eile hat das Berufungsgericht noch 
namentlich hervorgehoben, dass dieselbe nicht nur nach der persönlichen 
Ansicht des Klägers, sondern auch nach der ganzen Sachlage, nament- 
lich bei der Kürze der fahrplaumässigen Haltezeit des Zugs und bei 
der wegen dessen Verspätang vorliegenden Möglichkeit einer noch 
weiter eintretenden Verktlrzang derselben notwendig gewesen sei. Anf 
Omnd aller dieser Thatnmstftnde hat das Berufungsgericht „eine der 
Natnr des Eisenbahnbetriebs eigene Eile nnd hiermit znsannnenbiUigende 
Qefthrlichkeit' nnd zugleich den von der Bevision vermissten orsftch- 
Uchen Zosammenhang zwischen dem Eisenbahnbetriebe und dem frag- 
lichen Unfälle ohne rechtlichen Verstoss angenommen. Dieser Zu- 
sammenhang liegt insofern vor, als zur Zeit des Unfalls einerseits der 
Eisenbahnbetrieb hinsichtlich des erwähnten, zur Weiterfahrt bereit- 
stehenden Zugs noch nicht beendigt und auch nicht unterbrochen war 
(vergl. Urteil des VI. C.-S. des R.-G. v. 29. Februar 1892, bei Eger: 
Eisenbahnrechtl. Entsch. Bd. IX S. 193 tf.), und als andrerseits Kläger 
selbst als Keisender zu diesen] Betriebe in einer noch fortdauernden 
Beziehung stand, indem er gerade im Begrift" war, zur Weiterfahrt in 
den Zug wieder einzu.steigen . und als namentlich nach der Annahme 
des Berufungsgerichts die als nächste Ursache des Unfalls anzusehende 
besondere Eile des Klägers infolge von mit dem Eisenbahnbetriebe zu- 
sammenhängenden und als aussergewöhnliche Betriebsereignisse erschei- 
nenden Thatumst&nden, — der Zagverspätnng, der dadurch gegebenen 
Möglichkeit der Abfahrt des Zugs Yor Ablauf der fahiplanmässigen 
Aufenthaltszeit und der Mahnung des Schaffhers, — notwendig und so- 
mit auch dadurch veranlasst war. Diese besondere Eile des Klägers 
war also einerseits eine Folge des Eisenbahnbetriebs und stand ander- 
seits mit den besonderen Gefahren desselben im Zusammenhang, wegen 
deren Kläger verständigerweise für den Fall, dass er sich nicht beeilte, 
den Eintritt irgend eines dem Eisenbahnbetriebe eigentümlichen Unfalls 
befürchten konnte. In dieser Iliiisiclit genügt es namentlich, dass nach 
den Grundsätzen der Lebenserfahrung eine solche Einwirkung der be- 
sonduten (Tcfahren des Eiseubahnbetrieb.s auf das eilige Verhalten des 
Klägers anzunehmen ist (vergl. Ent.sch. d. R.-G. Bd. 2 S. 85 und die da- 
selbst angeführten Entsch. des K.-O.-H.-G. und weitere Urteile des 
R.-G. bei Eger a. a. (). Bd. II S. 56, Bd. JU 8. G9 und 200, Bd. IV 
S. 455, Bd. V S. 65, Bd. VI S. 1 und 56, Bd. XI S. 338). 
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Abhandlungen. 



1. 

Zusammensctzuiig und Befugnisse der Prenssfsehen ^ezirkseisen- 

liahnrSthe. 

(Bemerkung«!! sn dimr Denkschrift der Handebfaunmer ra Magdeburg.) 

Von Heinrich Dove, 
Luodfericliterath a. D. imd Syndikus der Handelskammer zu Berlin. 

Das Problem, den Einzelinteressen zn einer ilirer Bedentnn^ entsprechenden 
"Vertretnn;; im öftVntlithcn Lflirn zu vcrlielfen, ist nicht leicht zu l">sen. 
Subjektiv ist jede IntcreHsenf^rujipo genei^^t, die eif?ene Bercchtifrnng müf^lichst 
hoch, die der anderen Gruppen niedrig einzuschätzen. Ihren Ausfrleicli sollen 
diese Interessengegensätze im Staatsleben durch die gemeinscliat'tliche Unter- 
ordnung unter duB GeBammtotaatsinteresRe finden; die Frage, durch welche 
Staatdnstitotionen das am Besten sa erreichen, bildet recht eigentlich den 
Kernpunkt der Diskussionen über die beste Staatsforra. Die gescldchtliche 
Betrachtung hat uns dahin geführt, eine allgemeingültige von den konkreten 
Verliältnissen absehende Entscheidung als nnTiiüclidi zu erkennen. 

Aber auch die den .je\veili;;en nationalen Verliältui.ssen entsprechendste 
Ven'assangsfürm erreicht das Ziel meist nur in unvollkommener Weige. im 
konstttofionelleii Staat inshesondere ist den Einzelinteressen die IfOg^chkeit 
gegeben, sich den Terschiedenen Faktoren der Gesetzgebung gegenüber zur 
Geltung zu bringen, es sei durch persönlichen Eünfluss auf den Regierungs- 
Faktor unter Ausnutzung socialer Bcziclmngen, es sei durch Beherrschung 
der Volksvertretung vermöge der in dem Wahlrecht gegebenen Watte. Es 
nntivlicgt keinem Zweifel, dass im modernen deutsclien und iireussischcn 
Siaatsleben der Interessengegensatz sich neuerdings in sehr verschärftem 
Masse geltend gemacht hat, und dass dabd die landwirtlischaftlichen Interessen 
efai ganz gewaltiges Uebergewicht fiber alle anderen Interessenzwdge gewonnen 
haben. 

Es ist hier nicht der Ort, den Gründen dieser Erscheinung nachzugehen: 
sei nur kurz darauf venviesen, dass einerseits di»- geringere DIrtVrenzirnng 
der in der Gesamiutgruppo vereinigten EiuzelinttitahLn ein conipaktfi-cs Zu- 
sammenfassen und rücksichtsloseres Vorgehen bei der (ieltendmachuug der 
LandwirthBehaftainteressai ermöglicht, andrerseits die mit der realen wirth- 

6* 
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flchaltliclien KriLftevertheflong im Widersprach stehende Elnfhellmig der WaU- 
kreise nnd Verthellmig der Ibudsle von vomhereiii ran kOnstliches üeber- 

gewicht der ländlichen Aber die städtischmi Biteressen zur Folge hat. Kein 
"Wunder ist es dalier, das« die Gcsotzg'pbnnf^ nnd Yerwaltiing: sich wesentlich 
in den Bahnen bewegen, welche von den Vertretern der Landwirthschaft 
vorgezeichnet werden. 

Dem Bewnsstsein dieser thatsächlichen Gestaltung ist die vorliegende 
Denluchrift der rfihrig«Ei Hsnd^kammer zu Kagdebnrg entqpnuigen. Sie 
tiint dar, daes die Znaanrnkensetnuig der BesirkseisenbBhnrftthe der Land- 
wiithschaft naliozu die Hälfte der Sitze einräumt, während Handel nnd In- 
dustrie ^icli mit (lor übripfbleibenden Ilillfte beprnlif^cn müssen. Dass diese 
Vertheilunf? ang^esichts der Abneigung der als bodenstitndijro Produktion dem 
Verkehr abliolden Landwirthscliaft nicht gerade verkehr.sförderlich ist, liegt 
anf der Hand. Dazn Iconunt, dass gerade den indnstriellen Zweigen, welche 
vielfach in ihren InteresBen sich mit der LandwirUischsft nllier herttbren, als 
mit den flbrigen industriellen und den Handelsbetrieben — wie z. B. der Zncker- 
indnatrie, Müllerei, Spiiitnsfahrikation , den landwirthschaftUchen ^Neben- 
gewerben* des §3 H.G.B. 's — , eine besonders starke Vertretung anf Kosten der 
sonstigen Zweige der gewerblirlien TliiUigkeit eingeräumt ist. Die Denkschrift 
glaubt daraus lu-rb'iten zu sollen, dass den amtlichen Handtlsvcid i timm n, also 
Handelskammern und Korporationen, eine stärkere Vertretung gegenüber den 
freien Vereinen eingeräumt werden solle. Dieses Postulat führt zn dem 
doppelten Begehren, dass einerseits den HandelskMnmern anf ihr Verlangen, 
wenn ihre Bedeutung und die Bedentnng der von ihnen vertretenen Interessen 
es rechtfertigt, eine \'crtretnng durch mehrere Mitjrlieder in den Eisenbalm- 
rllthen, deren Direktinnsbezirk vom Handelskammerbezirk berührt wird, ge- 
währt werde, amlrersfits unter den i^hiclien \'oraussetzungen eine Vertretung 
in solchen Kiscnbaluuäthen, deren Direktionsbezirk nicht vom Haudelskammer- 
bezirk berührt wird. 

Man wird diesen Bestrebungen die Berechtignng sieht abspredien kSsnen, 
aber auch nicht ttbersehen dürfen, dass durch Ihre Erfüllung nicht weseatlieh 
viel für die Interessen von Handel und Industrie gewonnen werden kann, 
weil die Bedeutung der Bezirkseisenbahnrilthe selbst nicht erheblich ist. Das 
ist liediiitrt einmal durcli die ledi'j-lich begutachtende Stellung, welche das 
Geseu vom 1. Juni 1S62 ihnen einriUimt, sodann durch die verhältnissmässig 
geringe Bedentni« der Berathungsgegenstitade. Das erstere Moment kann 
nicht gut geSndert werden. Gerade mit der Ausbildung konstitnücmeller 
Einrichtungen ist das Lebensgelüet und die Bedeutung anderer als der centralen 
Verfassnngsorganisationen naturgemilss eingeschränkt nnd auf die Rolle der 
lediglich consultativen Berathung herabgedrückt. Es wird deshalb nur zu 
iKlniip: der Erfolg eintreten, dass derartige Vertretuugskürper nur als onia- 
mentales Beiwerk der Verwaltung oder gai- als Mittel, einen Theil der Ver- 
antwortlichkfiit anf sie abzuladen, behandelt werden. 

Immerhin kann der stiladiga Zusammenhang mit einer die realen Interessen 
zum Ausdruck bringenden Interessenvertretung vor lüssgiiffen bnreankratischer 
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Natur im Einzelfalle schfitzen. Dabei kommt es dann allerdings nicht so 

sehr auf die nnmerische als anf dio sarhiiche Vertrotunir dos Standpunkts an. 
Verkennen ISsst sich auch nit^ht, dar^s der Kreis dor lokalen Interessen von 
vornherein boscliränkt ist, und dass die Besutaclitnntr alltremeiner Fra-iren 
wesentlich im Landcseisenbahnrath ihi* Schwergewicht haben wird, wobei die 
BezirkseiBenbahnräthe nur als vorbenlfcend in Betracht kommen. 

län selbstrorstttndliches Verlangen ist es nnn aller^ngs, dass nicht die 
in der Natnr der Sache liegende und durch die gesetsliche Normining zun 
Ansdruck {rebrachte verhültnissmiSssig nnter«rp"i Inete Bcdcntnnff der Institution 
nocli dadurch vorscliärft wird, dass die Eiscnlialinrfitho trcircbcnen Falls über- 
haupt nicht befragt werden. Da^^egen richten die weiteren Ausfülirung-cn 
der Denkschrift und der ihr beigegebenen Verhaudliin;j:en des Aussdiusses des 
Bezirkseisenbahnraths für den Direktionsbezirk Magdeburg und dcä Beziiks- 
eisenhahnraths seibat sowie die mit den Verlangen der Denkschrift tlberein- 
stinunoide Besolntion des Verbandes mitteidentscher Handelskammern. Den 
Anlass zu dem ganzen Vorgehen hat die Einführung des sog. Nothstandstarifs 
füi" Fnttcr- und Strenmittel im Februar 1001 gegeben*). Dass diese einseitige 
Bevorzugung der nirraris'licn unter Verletzung der Handelsinteressen in den 
Eisenbahnrät Ii cn, wiim sie und nicht nur die Landwirthschaftskamnicin gefragt 
wären, auf erheblichen Widerstand gestossen wäre, ist nicht zu bezweifeln. 
Das Ton der Denkschrift erhobene Vorlangcn, dass die bestehende gesetzUcke 
ZnstSndigkelt der Eisenbahnritbe von den Behörden nicht aoaser Acht gelassen 
werden dfirfe, ist so selbstverslAndlich, dass dar&ber kein Wort zn verlieren 
ist. Das weitere Begehren, dass Ablehnungen von Beschlüssen den Eisenbahn- 
riltlicn f^cluiftlicli mit ausfülirlioher Begründung zuzustellen nnd die Fntsrliei- 
dungen zu veroilViidiclioii seifu, soll ein ifittel zur einm lunilereu Würdigung 
der Beschlüsse darät«llen. Es> kann als solches anerkannt werden. 

AUes in Allem ist et nnr ein nicht besonders «rheblidier Punkt, der von 
der Denkschrift heraosgegriffen ist. Die richtige Wttrdignng der Interessen 
TOB Handel nnd Indastrle kann nidit durch sympfannatisehe Behandhing anf 
einem Gebiet, wire dies auch ein so wichtiges wie das Verkehrs- speciell 
das Eisenbaltnwesen, erreicht werden. Dazu gehört eine Umgestaltung des 
gesammten Staatslebens, die nur von der Centralstellc aus erzielt werden 
kann, dadurch, dass die Angehörigen des Handels- und Oewerbestandes in der 
Beseitigung der rücksichtslosen Alleinherrschaft der landwirthschaftlichen In- 
teressen das vornehmste Ziel wkennen, demgegenfiber jede andere Mckdcht 
bei den Wahlen zu den parlamentarischen Vertretongskttrpem in den Unter- 
grund zu treten hat. Ist so einmal das agrarische Ueberge\^icht gebrochen, 
dann wird sich alles Uebrigc von selbst oviroben — insbesondere auch die 
wirksamere Vertretung der Verkelirsinteressen auf dem Gebiete des Eisen- 
bahnwesens. 

*) Vgl. hierzu Eoscnthal, Ausnahmetarif für Futter- und Streomittel, Bechts- 
gntnehten. nnd Kcindl. Bosprcrhnng des HoHi-nthul'ächen Bechtsgutachtens in dieser 
Zeitschrilt lid. X\ Iii Ö. ÖG. (Anmtrk. der Keduktiou.) 
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2. 

Die Eteenlifthiihallpllidit* 

Vun W. Coermann, 
Amlsrieliter in Hfflliaiifleii L E. 

(Schluss.)») 

B, 8t€liliOMhiA|Mfl, VeriMt md Venpltoig. 

I. Die Haftung nach Fraehtreeht 
a. Bef5Tdenmg von Gfltern im Allgemeinen. 

Die Ansdelmung: der Bahnen liess keinen Zweifel, dasB das neue BefSiv 
dernrip:sniittel ein Vorrecht der (icsellschaftcn nml Vcrwaltnngen schuf, dessen 
■wirthschaftliclie Ansnutznngr Handel und Wandel verliän?:nissv(dl werden konnte. 
Die ein^^etretcno Vermcliruni;- der Gefahren Icirte der Haftpflicht eine grössere 
Bedeutung bei und führte zur Ausbildung der einijehenden Abgrenzung der 
Haft- md Enatzpilicht, die von derjenigen des allgemeinen Fraclitredite nlclit 
vnwesentlicli abweicht, übrigenB für den inlllndischen nnd internationalen Ver* 
kehr nahezn gleichartig durchgeführt ist. 

Nach § 456 H.-G.-B., § 76 V.-O. und Art. 30 des Int. üebereinkommens 
haftet die Balm grrnndsätzlich für allen in der Zeit von der T'ebcmahme des 
Guts zur Beförderung bis zu dessen Ablieti runii' an deiii-^eilicn entstandenen 
Sdiaden, ohne Rücksicht darauf, ub die Bahn daran ein \ erüchuldeu trittt 
oder nicht IMese weit über die Grenzen der allgemeinen Haftpflicht dea 
Frachtrechte hinausgehende Hafbmg wäre bedentongslos, wenn die Bahn anch 
nnr dnreh Vertrag ihre Ahschwttdinng wlai^en kSnnte. § 471 H.-G.-B. 
hat daher alle derartigen Versnche für nicliti<r erklärt. Solcher Strenge ent- 
sprechen andrerseit<* die wesentliclien Beschi-iinknnfren, ■welche in eingehenden, 
an die praktischen ^'erh:iItnisse sirb anschliessenden l?Pstiuinianfrcn die sich 
ergebenden Unbilligkeiten beseitigen und auf Grund langjähriger Erfahiung 
die Interessen beider Parteien in sacltgemässer Weise in Einklang bringen. 
Dieselben enthalten z. T. einen ToUstBndigen Haftnngsanssehlnas, z. T. eine 
Ertliche oder zeitliehe BeschrBnknng nnd z. T. einen- dnrch besondere Bechts- 
verrauthungen gewühi-ten Schatz. 

Die grundsätzliche Ablösung der Haft]iHicht von der Frage des Ver- 
schuldens der Bahn entbindet den Beschädiirlen xon der oft schwer drückenden 
Last, ein solches nachzuweisen. Damit ist aber die Verschnldensfrage nicht 
allgemein bedeutungslos geworden, vielmehr nur eine iheilweise Vei-scliiebnng 
der Beweislast erzielt Gelingt dem Geschädigten der Bewds, dass der Schaden 

0 s. Bd. XVm S. 175 ir. dieser Zeitscfarül 
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dmreli «in« WiMHimg der Babnvtrwaltmig oder ibrer Angestellten yerorsacbt 

ist, welche ein Ycrschniden der Genannten ob vorsützlicli oder fahrMLtwIg 
macht keinen Unterscliied — enthält, so fallen alle Kaftunfr?*bosclir;tnl<nngeii 
<les besonderen Eisenbahnverkehrsreclits fort, und der r.rscliädisrto kann Ersatz 
des vollen Schadens beanspruchen. In allen anderen Fällen weichen die Vor- 
schriften für Verlust und Beschädignng von denen für Verspütnug ab. 

I. Bü Verlnet und Beecbadigang kann die Eaaenbahn ihre Haftung dnrdi 
den von ihr zn ItUirenden Bewds abwenden, dass diese durch 

1. ein eigenes Verschulden des Absenders, Empfängers oder desjenigMi» der 
über das Gnt zu verfügen berechtigt ist, 

2. höhere Gewalt, 

3. äusserlich nicht erkennbare Miinfrel der ^'erpaokllll^^ oiler 

4. die natürliche Beschaffenheit des Gutes, namentlich diuch inneren Ver* 
derb, Schwinden, gewShnliehe Leckage verursacht ist 

I 456 H.G.B., § 75 V.O. nnd Art. 80 Lü. Letzterer ffihrt allerdings 
den Pankt 8 nicht besonders an; die Erw&lmnng ersclieint entbehrlich, da die 
mangelhafte Verpackung an sich schon ein Verschulden des Absenders im 
Sinne des Punkt 1 enthitlt. Trifft mit einem dieser AnssclilieRsungrspründc 
ein Verschulden der Bahn oder ihrer Leute zusammen, derart, dass dieses an 
dem Schaden eine Mitschuld trügt, so wird dadurch eine Mitkaft begrilndet, 
die nach dem Gnde des eigenen Verselnildau besw. denen Wirkungen aat 
den Schadensonlsng an bemessen ist 

Dem Haltnngsansschloss schfiessen sich Vonehriften Aber deren zdtliche 
nnd rllnmliche Besclirilnknn^ an. Die strenge Haftpflicht der Bahn beginnt 
erst mit der Uebernahme des Gutes zur Beförderung, dem Zeitpunkte, der in 
der Regel durch die Abstcmiirlun<; des Frachtbriefes fest^elej^t wird, § 54 
V.O. Eine besondere Bedeutung verleilien die § 453 II. G.B., § 54 V.O. 
nnd Art. 5 Abs. 2 I.U. diesem Zeitpunkte durch die Verpflichtung der Balm, 
die inr Befttrdemng bestimmten Gftter jederzeit noch daarn anaunebmen, wenn 
dieselbe nicht sofort erfolgen kann. Fttr derartig Gfiter, die «nstw^en 
vidier einzulagern sind, ist eine besondere Sorgfalt der Bahn auferlegt, die- 
jenige des Verwahrers, welche, strenger als die allgemeine Haftung der §§ 
823 B. G. B. für Verschulden, weniger streng als tliejenige der 455 tY. H. (t. B. 
bei der Bcfördeninir, den §§ 347 11. G.B. und ü88— 7üü B. G. B. unterliegt. 

Ist der Bestimmungsort Balmstation mit Güterverkehr, so währt die 
stra^ Haftung bis zur Abliefemng an den Empfänger. Sofern die Bahn 
nicht etwa die Zoübehandlnng wfthrend der Beförderung ftbenommen hat, 
steht dieser Abliefemng di^oiige an Zoll-, Bevisionsschappen, Lagerli&nser 
oder Spediteure gleich, wenn der Absender bezw. Empfilnger durch unver- 
zügliche Benachrichtigung davon in Stand gesetzt wird, über das Gut y.n vor- 
fügen. Keichsirer. 18. Nov. 1880 und 15. Mai 1885 iKger, Eisenbalinrcchtl. 
Kntsch. Q. Abhdl. I, 270; IV, 103;. Liegt der Bestimmungsort abseits der 
Bahn od«r an einer fttr den GMterrerkelir nicht erSffiieten Station, so bat die 
Bahn fttr die WeiterbefSrdemng von der Audadestatlon Sorge m tragen. 
Führt sie diese selbst ans, so gilt sie als Fraehtfilhrer nnd haltet gemftsg 
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§ 429 H.G.B, für jeden Schaden bis zur Ablieferung:, sofern sie nicht die 
Auf\vcnJim*r der Sorfrfalt oines nrdentliclien Frarhtfülirers nachweist. Bei 
üebcrtraminf? der Wcit^rliefiirdorunp: auf eine andere selbständifie Person tritt 
die Balm in dio Stelle des Spediteurs und ist dann nacli § AOü H. G. B. durcii 
d«B Nachwdi der Anwendmig der weniger etrengen Haftüig daee «rdentlidien 
Spediteurs befireit. Dieselbe Beditalage tritt ein, wenn die Bahn das Gut 
bei Ablief emngebinderaiBseii auf Lager nimmt bezw. giebt, § 70 V. 0. 

Häufig wiederlcehrende , gleichartige Sondererscheinungen des Eisenbahn- 
güterverkehrs, insbesondere die Menge und Versohiedonlieit der zu bewältigenden 
(niter, die Eile, welclie dem ganzen Betriebe eigen ist, und Mclelie der Balm 
eine genaue BrUfung und besondere Behandlung der einzelnen Beförderungs- 
stücke unmöglich machen, vor allem aber bei der raschen Abwickelang der 
GesehSfle die ünmOgliehkeit, in vielen FSllen SchadensiirBache nnd 'ümfang 
festansteilen, haben snm Sehntze der Bahn die Anfstellnog einer Beihe von 
BeditsTermnthangcn veranlasst. 

a. Bei nachstehenden Beschiidignngs- und Verlustfallen wird vcrmuthct, 
dass dieselben dnrdi die Sonderart des Transports veranlasst sind, für welche 
der Eniiifiinger bezw. Absender einzustehen hat; nur wenn dieser den Nach- 
weis erbringt, dass der Schaden daraus nicht entstehen konnte, tritt die Haltung 
der Bahn ein. ^ 459 H.6.B., § 77 V.O., Art 81 LU. zUilen als Be- 
•oMdigvngft- und VOTlnstfBUe dieser Art aof: 

1. diejenigen bei Verladung auf offene Wagen; 

2. , „ mangelnder oder mangelhafter Verpackung; 

3. a n Besorirung des Auf- oder Abladene dnrch Leute des Ab- 

senders bezw. Empfiinirers ; 

4. , , Güteni, welche vermöge ilirer cigenthfimlichen Beschaffen- 

heit der besonderen Geüsbr der Beschädigung, insbeeon* 
dere dnrch Bmch, Bost^ inneren Verderb, anssergewBhn- 
liche Ledcage, Anstroeknnng oder Verstrennng nnter^ 
liegen; 

5. . , , Befördenuig lebender Thirre und 

6. „ , , begleiteter (TÜter. 

b. Austrocknung, Auslauten nnd Ver.streuung sind im Bahnverkehr be- 
sonders häutige Verlustarten, welche z. T. durch die Art des Betriebes und 
dessen nnmittelbare Einwirknng auf die Ottter, a. T. aber auch dorch das 
Verhalten des Absenders, mangehide oder mangelhafte Verpaeknng veranlasst 
werden. Das Znsammentreffen einer beiderseitigen Mitschuld lUsst eine Thei- 
lung der Haftung gerechtfertigt erscheinen. Diese hat derart stattgefunden, 
dass je nach Art der (üiter ein Gewichtsverlust von 1 bezw. 2*\o keinen Er- 
sat/.ansprurh triebt. § liwi Jl.G.B., § 78 V.O., Art. 32 I.U. Die llaft- 
pHicht der Balm tritt allerdings ein, wenn der Geschädigte den Beweis er- 
bringt, dass der Schaden nicht ans dem gew5hnlichen Schwinden entstehen 
konnte. 

e. Die darcli die Gefaliren der Balmbeförderung bei allen wertlivollen 
Gegenständen bedingte Verpaeknng nimmt der Bahnverwaltang die ILöglich- 
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keift, den Inhalt der Sendung zn erkennen. Es wird daher zn Gnnsten der 
Bahn verrnnthet, dass die Sendung den allgemeinen 6efördemngsbe(linp:nn<;cn 
entspricht, d. Ii. dass sie weder von der Befindornnfr anspresclilossen oder nnr 
bedingt zn^^elassen ohne Erfüllung dieser Bedinyiniireii. ikm Ii alier ohne beson- 
dere Bezeiclinung solche Gegenstände entlmlt, welche für ihren Umfung oder 
Oewidit einen nnvetlklltnienidtoBiir l^ohen Werth haben. Beide Fälle, §§ 456 
Ahe. 8, 463 H.a.B., § 60 7.0., Art 3 Lü., achliesien bei Mchtbeachtong 
jede Haftung der Bahn anf Gnmd des Frachtvertrages ans, sodass. nnr noch 
diejenige des allgemeinen bürgerlichen Rechts fBr nnerlanbte Handlangen bleibt; 
§§ 827, 831 B.G.B. 

Die Ersatzpflicht wird im Fraclitrerht auf bestimmte, leiclit zu ermittelnde 
Sätze herabgemindert, die hauptsächlich nur soweit Entgelt gewähren sollen, 
als die Bahn den etwaigen Vermögensnachtheil überblicken nnd snr Abwen- 
dung entsprechende Massnahmen treffen kann. Es liegt darin eine wesentr 
liehe Besehiftnknng gegenüber dem bfirgerUchen Becht, das nnter Schaden 
nach § 252 B.G.B, auch den entgangenen Gewinn begreift. § 457 H.G.B., 
§ 80 V.O., Art. 3i I. T. beschränken den Ersatz anf den gemeinen Handels- 
werth nnd in dessen Ennaii;relung den gemeinen Werth, den Gut derselben 
Art und Beschaffenheit am Orte der Ahsendung bei der Annahme zur Beförderung 
hatte, zuzüglich der bereits entrichteten und verfallenen Zoll-, Fracht- nnd 
sonstigen Nebenkosten. Yerinst giebt Anspruch anf den ganzen Betrag, Be- 
Bchftdigiuog einen solchen anf einen verhaltnissmasrigen Theil desselben. Dieser 
Grundsatz erleidet folgende Ansnalimen: 

a. Die Erklärung des Interesses an der Lieferung enthält eine Versi( licrung 
def Gutes, für welche eine besondere Gebühr erhoben wird. Es bedarf keiner 
weiteren Begründung, dass hier durch § 403 H.G.B.. § 85 V.O., Art. 6, 
38 I. ü., § 9 Ausführ.-Best. dazu eine erhöhte Ersatzptiicht eingeführt ist. 
Diese nnfasst bis zn dem angegebenen Betrage den gesaoimten nach dm 
Qmndsfttzen des bürgerlichen Rechts zn berechnenden Schaden. 

b. Der glelolie Umfang der Ersatzpflicht tritt in allen denjenigen Fällen 
ein, in denen der Bahnverwaltnag bewiesen, dass der Schaden dnrch Vorsats 
oder Eahrlilssigkeit ilirerseits verursacht ist. 

c. Die Herabsetzunir der Fracht in Ausnahmetarifen rechtfertiirt die Be- 
schränkung der Ersatzpflicht auf einen Höchstbetrag^ §§ 4ül, 462 H.G.B., 
§ 81 V.O., Art. 35 J.ü. 

d. Eine gleiche BeschrSnknng ist tiei Kostbarkeiten, EnnstgegenstBnden 
so^e sonstigen Sendungen von nnTerhaitnissmSssig hohem Werth znMssig. 

n. Die dem ganzen Eisenbahnverkehrswesen innewohnende Hast hat die 
Ausbilduncr eint s hesonderon VorspiUunirsbe<rriffs erfordert, für den ein Ersatz 
selbst ilaini zum fühlbaren Beilüriniss geworden ist, wenn ein Schaden dadurch 
nicht eruiesen werden kann. Bei Festsetzung der besonderen Haftung musste 
massgebend erscheinen, dass der Schaden durch Verzögerung im Allgemeinen 
gering ist, dass die Bahn dabei in der Regel nnr dn geringfügiges Ver- 
schnlden trifft, nnd dass Schaden nnd Ursaohe oft gar iddit oder nor sehr 
schwer sachznweisen sind. Es erschien daher Idllig, von der Bahn nnr die 
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nach Sachlage nSthige Anfmerksamkeit und Sorgfalt eines FrachtführeTS zn 
verlangen, andrerseits ihr aher den Beweis fflr die Anwendunp; dieser Sorp:- 
falt zn überlassen, sodass also auch hier die gnuidslitzliche Haftpflicht der 
Balm eingeführt ist; § 4fi6 Abs. 1 H.Q.K, § 8fi V.O., Art. 39 I.U. Die 
Ersatzpflicht von dem verursachten Schaden abliilngig zu machen, wäre wegen 
der lieBondereii BewdssdivleriglEeiteii Uer nnprsktiselL Sie is6 daher im 
§ 87 Y. 0. in eine feste Geldleistnug mngewaiidelt, der einerseits die Hlttie 
der Fracht) andrerseits die Dauer der Terspfttnng znr Bichtschmir dient. 

b. Befi»rdernnp: besonderer Arten von Gütern. 

Die Aufstellung besonderer Befiirdcrungsbedin'rnntren für eine Keibe be- 
stimmter Befürderuugsgegenstünde und Beförderungsarten, die Mitnalime von 
Postgtttem in Bahnpostwagen sowie die Zolassong von Handgepäclc haben filr 
die Haf^cht dar Eäaenbahnen selir Tersehiedene Bedentang. 

I. Als besondere BefördemngSTertragsarten fnhren §§ 30 — 38 V. 0. die- 
jenige hetr. Reisegepllck, §§ 89—41 diejenig:e betr. Expressgmt an; besondere 
Befordernngagegenstände sind Leichen, §§ 42 — 43, und lebende Thiere, 
44—48. 

1. Der Begriff des Reisegepilcks ist im § 465 H.G.B, nicht bestimmt, 
im § 30 V.O. weit über die orsprüngUche Anftesm^ des allgemeinen Spradi- 
gehranchs ansgedelint vnd anf alle Jene Sendungen erstreckt, welche doh nadi 
Umfang, Ansstaitong tmd Inhalt zur IQtnahme im Packwagen der Personenr 

zOge eignen und bozüirlich deren ein Reisender eine derartige Mitnahme ver- 
langt. Die Giundsiitze der allgmneinen Fraohtrechtsliaftpflicht werden durch 
§ 34 V. 0. wie folgt, erfrünzt : * 

a. Die strenge Haftung ist auf die ersten 8 Tage nach Ankunft des be- 
treffenden Zuges, zu dem das GepUckstück aufgegeben war, beschränkt. 

b. Die InteressendeUaration bedarf an ihrer BecfatswirloMankeit der schrift- 
lichen Festlegnng im Gepttckscliein. 

c. Die Beschränkung der Haftpflicht für Verlost oder Besohadignng anf 
dnen Höchstbetrag kann in den Tarifen erfolgen. 

d. Die Ert^atziitlicht für Verspiltnng ist auf den narlnveislirh entstandenen 
iScliaden erstreckt und zwar bri Tntcres.^cnangabe bis zum iliiclistbctrage der 
angegebenen iSuiume, sonst bis zu einem Höchstsatze, dessen Berechnung § 36 
V.O. ergieht. Vorsfttzllche oder fahrUssige HerbdAhrong der yer8i)ätang 
dnrch die Bahn oder ihre Leute adiliessen jede Beschrtnknng der Ersatapilidit 
ans. Als ein Verschnlden der Bahn ist eine Irreleitung dnrch nicht genügend 
nnkenntlicli gemachte Utere BefSrderniürszeichen nicht anzusehen; § 31 V.O. 

2. IHc lleföi d»M-nnir eines Gegenstandes als Expressgut setzt die Mitfahrt 
einer vti liiLMingshereiiitigten Person nicht voraus. Art und Umfang der zu 
derartiger Belürderyng zugelassenen Gegenstände wiid durch deren Trans- 
portfXhigkelt in Gepäckwagen der Personenzüge hodhigt BÜne Aenderong in 
der Haftpflicht ist nicht yoigenoramen; § 41 V.O. 

8. § 48 V.O. führt eine AbholnngsfHst für die hefSrderten LeleheB ein, 
nach deren Ahlanfe die Bahn Wagenstandgeld eiheben kann. Die FiistsetKong 
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hat die rechtliche Bedentnn^ einer zeitlichen Haftmgstieselirftiikaiig. Nach 

deren Ablaufe kann die Bahn die weitere Verwahrnng ablehnen nn^l tritt in 
die Stelle des Verwalirers, \velche ilir die Sor^^falt eines ordentlichen Kanf- 
mannes zur PiUcUt macht, im übrigen aber sie von jeder >?eiteren Hal'tang 
befreit. 

4. Glddie Gnmdsfttse behemehen die Haftpflicht bei BefVrdenuig lebeiir 
der Tbiere. Es ist dämm geatritten worden, wie weit cUe geforderte Be- 
gleitnng die Babn ans der Haftung cntllisst nnd wie weit die Bahn zn be- 
sonderer Fiirsorpre verpflichtet ist. I)ie Begleitunfr bezweckt die Abwendung 
der besonderen (Jefaliren, welche mit der Beförderung lebender Thiere ver- 
bunden sind. Dazu gehihen AusK<'lilagen , Sclbstverletzunp:, Sichverwickeln, 
Krankheit und iihnliches. Ihre Haftung geht nur- suweit wie ihr Zweck und 
bescbrlnkt diejenige der Babn nnr in diesem Umfange. Die veradienllldk 
falsche Ebitladong von Vidi gehört nicht zn diesen Sondergefahren, sie ent- 
bJllt ein Versdnlden der Bahnangestellten, filr welche die Haftang der Bahn 
eintritt. Vergl. Entsch. d. Oberlandesgerichts Darmstadt 5. Jlitrz 1897 (Ztschr. 
f. deutsches bürporl. K. XXIX, 337). Die I5alm ist nicht veiiitiirhtet, weiter- 
gehende, besondere ilassrej^eln zu trellen, wenn es sich um K l>en<lcs Vieh als 
wenn es sich um andere TransportgegenstUnde handelt. Mit Bereithaltung 
der ordnnngsmässigen Lademittel und Anwendung der allgemeinen Sorgfalt 
^es ordentlichen F^fatfUhrers bat sie ihren Yerpflichtangen anch hier ge- 
nagt Sie lumn insbesondere nicht dafür haftbar gemacht werden, dass die 
Thiere, auch die nicht begleiteten, nicht ordnnngsmKssi^ gefüttert nnd pretränkt 
sind und dadurcli Schaden genommen haben. Führt sie allerdinirs eiue Tränkung 
oder Futterung aus, sn haftet sie für Jeden Schaden, den sie durch Ueber- 
niass oder falsclio Auswahl der Futtermittel verursacht. Nachtheile, welche 
Thiere durch eine unverhältnissmässig lange Transportdauer erleiden, berech- 
tigen nidit ta Ersats, wenn die Liefer&iat gewahrt ist Handelsgericht Ost- 
ende 6. Des. 1894 nnd Oberster Gerichtshof Wien 14. Jnli 1S98 (Zutschr. t 
d. intern. Eis.-Transport III, 302 nnd "VH, 27). 

n. Auf gesetzlicher Sonderbestimmung beruht die Beförderungspfliclit der 
Eisenbahnen beziitjlicli der Pdstsendnngen. Das Gesetz vom 20. Dez. 1876 
sieht folgende Güterversendungsarten durch die Bahn vor: 

1. in Wagen, welche der Postvcrwaltung gehören und bezüglich derer 
eine Mitnahmepflicht der Eisenbahn begründet ist, 

2. in AbtheUen der Eisenbahnwagen nnd 

8. in geschlossenen Benteln, deren lütnafame die Bahnpackmelster nicht 

verweigern dürfen. 

Aehnlirlic Kt sr hcinungen im allgemeinen Frachtgeschäft, zu 1 sei nnr auf 
die Bierwriircii, zu 2 auf das nicht aufgegebene llaml^epäck verwiesen, haben Pro- 
fessor Thr.l und andere zur Ausdehnung des Eisenbahnfrachtrechts auf diese 
Beförderungsarten veranlasst. Die Unlialtbarkeit einer solchen Ausdehnung 
ist jedoch unschwer zn erkennen. In den beiden ersten Füllen ist die Fest 
nach wie vor FrachtfQhrer geblieben, in allen sind aber die Bechte der Eisen- 
bahn gegenüber dem Frachtgut derart beschrünkt, dass es nnbillig wftre, ihr 
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die mit diesem Rechte untrennbar verbundenen Pflichten anfzucrlcfren. Die 
Haftpflicht der Bahn für Postgüter wird daher ledi<^lich durch §§ 823 fl' 
13. G.13. beherrscht. Vergl. die ansfUhrlirhc Beliandlung dieser Frage durcU 
Finanzrath Dr. Sdielolier in dieser Z(>its( liiift Bd. XI S. 257 ff. 

III. Deutlicher als im Pustrecht ist die Haftung bezüglich des Handge- 
pfteks geregelt. Die nene Faasimg der VerkelurBordiiiiiig bat der ünter- 
echdduig deaselbeii in aufgeriebenes nnd nicbt aufg^benee insofern eine be- 
sondere Bedeatong verliehen, als sie eine Aufgabe znr Aufbewahrang sowie 
zur Beförderung nach bezw. von den Zügen unter der Verantwortung der 
Eisenbahn einführt. Für dir Ann)owahnniir von IlandfjepUck haftet die Bahn 
nach § 38 V. 0. als Verwalirer, w ofern difsc AnilH Nvalirnnc: bei den besonders 
dazu eingerichteten Stellen verlangt wird. Eine Verpflichtung der Bahn wiid 
allerdings noeh nicht dadurch begründet, dass ein BahnangesteUter fBr sldi 
ansdrllddieh odw stillschweigend die Yerwahrang fibemimint, mag er diese 
anch in Diensträumen der Bahn ansffihren. § 37 V.O. rechnet die Gepäck- 
träger der Balm zn deren Leuten ; daraus folgt die Haftpflicht der Eisenbahn 
für Verlust, Beschadigiing oder Vcrzöcremng, welche diese bei Beförderung 
des Handgepäcks von oder nach den Zögen bis zur Balmlioisgreuze verschul- 
det haben; §§ 823 ff. B.G.B. 

Ans den Unntande, dass die Verkehrsordnnng den Begriff des Handge- 
pftcks idher bestimmt, kann nidit geschlossen werden, dass de einen atiU- 
sehweigenden BefSrderangsvertrag besflglidi desselbai b^rttnden wilL Als 
solches lassen die §§ 28, 29 V. 0. kleine, die Mitreisendto nicht belllstip^cnde 
Gec-PTistiimlo sowie in der 4. Wagenklasse Handwerkszeug, Traglasten und 
ühnliches mit Ausschluss aller j^efilhrlirlien — abgesclicn von Gewehren und 
Handmunition — zu. Es wird daher lediglich die Benutzungsart der Eisen- 
bahnwagen geregelt, ohne dass eine besondere Haftung begründet würde, so 
dass hier die gleiche Haltpflieht der §§ 883 ff. B.6.B. besteht, die anch bei 
Besehgdignng deijenigen Qegenstinde s^ditt, welche der Beisende auf seinem 
K5rper trSgt, d. L der Brieftasche n. s. w. nnd des Anmgea. 

II. Die Haftung nach bürgerlichem Kecht. 

Bau und Beti-ieb der EisoTibalinen üben .-in wesentliche Eingriffe in die 
Bechte Privater aus, dass in Ermangeiimg genügender Sondervorschriften im 
bisherigai bilrgeilldbsn Bedite eine reichhaltige Bechtsprechvng die allge^ 
meinen Yorsclirtftea des Naehbarrechts den Erfordernissen der Praxis anzv- 
passen gelernt hat. Damit ist ein neues Bechtsgebiet geschaffen, dessen Er- 
rungenschaften den hentigen Bestimmungen als Grundlage dienen. 

Die Herstellung und das Fortlicstelicii dos Bahnkörpers — zumal meist 
in anderer Höhenlage als die Umgflnnitr — beeinflussen einerseits die Ei^'^cn- 
thmnsnutzung durch Störung der Wasserläufe, Wege, des Liclit- und Luftzu- 
tritts, andererseits die Eigenthnmsanslibang dnrdi Besefartakung d«r Bauten 
und der Banflacht. In aUen diesen Fxllen haftet die Bahn für den dnrch die 
Eigenthnrnsschmäleraiig verschnldeten Schaden. Dieses Bechtsgebiet ist nach 
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wie Tor der Landesgesetzgebung flberlassen; die Stellungnabme der einzelnen 
Landeagesetze zu erOrfeern wflrde jedoch zn vrtät ftthren. 

Efaie andere SteUmg nimmt die Reichagesetsgelning gegenülMr denjenigen 

Scilftdignngen ein, welche ans dem Betriebe entstellen. In Frage kommen Mar 
die Folfren der Ansströumnp: von Rauch und (lasen, der Venirsachnnp von 
Getöse und Erscliütterunpen , der Brandlcfruiifr durch Funken sowie hei dein 
üeberfahren. Auszuscheiden sind liier diejenigen Folgen, welche die körper- 
liche Integriült des Menschen betreffen j die Grundsätze, welche bei deren Ver- 
letnng Anwendung linden, sind bereits oben entwickelt Auf die Becfatslage 
bei Braadlegnng dnreh Fmütenfli^ und bei üeber£diren brandit nidit nlher 
eingegangen zn werden, es genügt der Hinweis auf die treffliche Abhandlung 
TOnOestcrlenBandXVS. 365ff. und XVI S. 172 ff., 352 ff. dieser Zeitschrift. 

Die Haftpflicht erstreckt sich aucli hier nur soweit, als ein wirklicher 
Schaden ents^tanden ist. Die Frage allerding», was als solcher anzusehen, 
hat der Praxis bedeutende Schwierigkeiten bereitet. In Anlehnung an die 
bislierige Becbtapreohnng der obersten Gerldite iSsst § 906 B.O.B. ala Schaden 
aar die erhebliche BeeintriUditigni^ des Nachbars gelten. Kleine BelSatigiingen 
sind bei dem Zasaromenwohnen der l^fenschen allgemein unvermeidbar und im 
Grossen und Ganzen heider.seits frU'ich belastend, sodass sie grege neinander 
anfgewotren werden, d. h. von jedem ohne Ersatzanspruch zu trap:en sind. 
Eine wcifeie Handhabe für den Massstab der Ersatzpflicht bietet das 2. Er- 
forderniss des § ÜOG, die aussergewühnlicbe Benutzung des schadenbringenden 
Grandstttcka. Fttr die Begrenzung dieses Begriffes ist nicht nvr Art und Um* 
fikDg der Benntanng, sondern vor allem auch die Qrtliche Lage und ümgebmig 
massgebend. In einer Fabrikstadt mnss ein grösseres Mass von Bauch und 
Russ ertragen werden, als in einem Kurorte. Eine reiche Rechtsprechung hat 
die Grenzen des Gewöhnlichen vom Ausserpewöhnlichen p:enau bezeichnet und 
muss künftip-en l'rtlieilen als Richtschnur dienen. Vergl. die zahlreichen Fälle 
bei Co ermann, Nachbarrecht i>. 37 — 51. 

Die Ersatqiiücht der Balm nmfaast in allen dleaen Fillen 1. dMi Schadeaa- 
eraata im ümfange de« § 828 B. O. B. und 8. die Herstellvng geeigneter Schnta- 
Toniditangen, d. h. solcher, welche nach allgemeiner Anffassnng einen weaent^ 
liehen Schntserfolg haben und deren Beschaffungskosten diesem Erfolge gegen- 
über nicht unverhältnissmassig hoch ersclieinen. Bei Werkstütten und Uhnlichen 
Bahnanlagen kann die Einstellnn^ des Betriehes nicht verlani^t werden, sofern 
sie behördlich genehmigt sind, § 2ü üew.-Ordn.; der eigentliche Bahnbetrieb 
ist gegen einen derartigai Ansj^ch dnrdi die Eoniession gesdifitat. 
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8. 

Bas Tcnehiilden bei Elsenbahniuifilleii. ^) 

Yun Dr. Friedrich Weber, 
Direktionsasseäsur bei der Kuuigl. Generaldirektion der bayrischen Staat!« 

dsenlMdmen in If finchen. 

1. Zu (kn Voransset/uiiirren, die vom Verletzten bewiesen werden 
müssen, um einen Krsatzansprucli iregcn die iJalm aus dem Haftpllichtgesetz 
mit Erfolg erhebeu zu küunen, gehört, dass ein aussergewülmliches und 
plStaUdies, fBr die Oefkhrliclikelt des Eisenbalmbetriebes chanücteristiBdies 
Erdgnis (E^er S. 6 ff., 108, Beindl 8. 35, 28}') die Verletsimg und den 
hienms erwadnenen. Sdiaden herrorgernfen bat. Der Nachweis eines Ver- 
schuldens der Bahn an dem Betriebsunfall ist zur Anwendbarkeit des Haft- 
pHit lit^osptzes so wenig erforderlich, wie zu der des Gewerbennfallversicherungs- 
gesL'tzes, der Unfallfürsitr^-eireHetze v(»m 15. "März 188(5 und 18. Juni 1901 
und der diesen nachgebildeten landesrechtlichen \'crordnungen ^). 

Dagegen muss, falls ein Ersatsanspmob auf die Yerkehraordnang oder 
aaf die Bestfanmiingen fiber vnerlanbte Handlnngea (§§ 828 ff. B.O.B.) gesHttrt 
Verden soll, seitens des Yerletsten nachgewiesen werden, dass der Betriebs- 
unfall auf ein schuldhaftes Verhalten der Bahn (Vorsatz oder Falirlilssigkeit 
nach § 276 B.G.B.) als eifrentliclie Ursache zuriickzutuliron ist. Der Nach- 
weis, dass ein Verschulden mitgewirkt hat, geuii^^t im Falle der §§ 830 
und 840 zur vollen, im Falle des § 254 zur teilweisen Verurteilung der Bahn. 

Gegenüber der Ersatzforderung des Verletzten auf Grund des Haftpflicht- 
gesetses steht der Bahn der Beweis frei, dass das dgene schnldhalte Ver^ 
halten (Vorsatz oder FahrlSssig^eit) den Unfall vernrsaeht hat; dieser 
Nachweis i f freit die Bahn von der Ebrsatzpflicht ans dem Haftpfllchts:esetz 
ebenso, wie der Nachweis des Vorsatzes von der ErsatzpHicht aus dem Unfall- 
versicherun-isi^'-esetze und der Naehwois des Vorsatzes und einer (lualitieierten 
Fahrliissigkeit von der aus dem Uufallfürsor{<e;^esetze und den ihm entsprechenden 
landesrechtlichen Normen. Ohne Erfolg für die Ersatzpflicht ist der Beweis, 
dass der Betriebsnnfsll dnem Dritten snr Last zn legen ist, es steht der 



*) S. hierzu die Kommentare znm Haft pfli cht Wieset z von Eger, V. Aufl . n IlcindL 
') 1 1( r i lien definierte und im Niiehstelienden zu <irunde trele<,'tc llej^ritT des 
Betriebsuntalls ibt enger wie der in den rntullversicherungsgesetzen ^s. Hiindbuch der 
UnfallverBiofaening 1897 S.82ff.). Noch weiter ist der Begriff das Unfalis, der die 
Yoraussetzung fflr Ersatzansprüche nach B.G.B, bildet. 

*) Im Gegensats bierzu stellt die Sprucbpraxis mit Vorliebe einem Verschulden 
des Yerletsten ein solcbes der Bahn gegenüber nnd wSgt dieselben nach dem Orade 
ihrer l'ausalität für den rnfall (Reindl S.82) ab (Konknirriiaendes Verschulden : Eger 
S. 160 £f.). iStreng genommen steht dem von der Bahn nachzuweisenden causalen Ver- 
sohnMin des YerteCsten nnd der höheren Gewalt das bis zum Beweis des Gegenteils 
prisnmierte Nichtveischulden des Yerletsten gegenttber. 
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Balm — und aneh das nnr in einzdnen Fällen — Uobs ein B^gressanspracli 
gegen den Dritten zu (s. Eger S. 75 ff.)*)« Ebenso verbleibt der Bahn die 
Ersatzpflicht , wenn sie zwar beweist, dass das \'crlialt('n dos Verlotzten die 
Ursache des Unfalls war, dieses Verhalten ilim aber als Verschulden nicht 
angereclinet werden kann (:^§ 827, 828 B.G.B.), es müsste denn sein, dass 
rieh das Verhalten unter den Begriff ^höhere Gewalt* Bahsmoieren Itost*). 
Wirkte ein Verschulden des Verletsten beim Unfall mit, ohne jedoch, die 
eigentliehe Ursache des Unfalls zu sein, so komiut es nnr zn einer teUwdsen 
Verurteilung der Bahn ans dem Unfall, indem die Vernrteilnng insoweit nicht 
erfolgt', als die Unfallfolj^en auf das naclnvcisbare Verschulden des Verletzten 
«nrück verweisen. Für diese Anschauung s]iricht, dass der die Ausscheidunisr 
festt»etzendc § 254 B.G.B, zweifellos für die strengere Ersatzpflicht des 
B.O.B. gilt; es spridit anoh beim Kiftpflichtgeseta hierfftr der richtige 
Gedanke, dass eine Abvagnng der Folgen entsprechend den Unadiea d«r 
Gnvchtigkelt am best^ entspricht, es kann hierfttr femer, angefOhrt werden, 
dass auch ein Yersclmlden des Verletzten vor dem Unfall Q^eschwftchte 
Gesundheit infolge strüHichen Lebenswandels) und ein solches nach dem Un- 
fall (schuldliafte Nichtbeachtung ärztlicher Anordnnngen) bei der Schadens- 
ersatzfrage stets in Betracht gezogen wird (s. Eger 8. 312 11'., 138 f.) und 
dass weder der Wortlaut des § 1 des H.Pfl.G. noch der des § 254 B.G.B, 
der Anschanong entgegensteht. Es mOchte daher einer bei andeirem birger- 
liehen Rechte entstandenen Seditssprechong nnd den anf dieser barierenden 
AnBChamugen (II. Lesung des B.G.B.) keine entscheidende Bedeutung beisn- 
meesen sein (gegen obige Anschauung s. Eger S. KU, Rcindl S. 81)"). 

Gegenüber der Ersatzforderung auf (iruml der \'('rkehrsordnung odei- 
des B. G. B. kann die Bahn insolange, als ihr ein Verschulden an dem Unfall 
nicht nachgewiesen ist, eine zuwartende Stellung einnehmen. Ist ihr Ver- 
scholden erwiesen, so befreit sie sich durdi den Beweis eines HDtverschnldens 
des Verietaten teilweise von der Ersatapllicht (§ 254 B.G.B.). Dagegen er- 



Ein ^^'>!( hor Begressaospnidl besteht beim TTuftpflichtgefletx (Gcgnisatz: § 810 
B.Q.B.) auf Grund einer Cession der dem Verletzten zustehenden Forderung nicht, 
ftena sobald und insoweit die Bahn den Schaden ersetzt bat, ist der Schaden getilgt 
and hiermit anch die Enatsforderong des Verletsten eriosdioi (s. in dieser Zeitschrift 

Bd,XVlll S. 272). 

*) Die Möglichkeit eines solchen Nachweises ist übrigens nicht bloss bei Delikts* 
eniSliigen (s. Eger 8. 188 ff.), sondem andi bei OeedAftsfifaigai, falls der Unfall auf 

einem persönlichen Mangel dcrsclhrn ('S'chwi rhörigkcit . hohes Alter. Krüppclhaftigkeit 
etc.) beruht, vorhanden. Denn es kann die Bahn regelmässig ihre £iuricbtungen nicht 
so sefasiren, dass sie auch anormalen Menseben genflgen. Von diesem OesiehtQualrte 
aus Diiclit V(in dem des Verschuldens) ist der mehrfach ttbUdie BcgriiT der aladividn* 
alität' zu würdigen (Eger S. 135 f., Reindl S. 71). 

•) Wenn z. B. ein i^hrwerksbcsitzer sich durch l'nterlassung des Schranken- 
Schlusses nnd weil er sdnddliafterweise auf seinem Wagen schlief, einen Armbrach 
und eine schwere Neurose zuzog, wobei jedoch nachweislinr letztere nicht cntHtantlen 
wire, wenn der Verunglückte nicht schlafend von dem Lnfall gctrofteu worden wiiro, 
80 liaynet die Belm nadi Obigem nur für den Scbadoii der dnrch den Annbmch ent- 
stand (s. Eger S. 168, 168). 
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irirkt ihr ein erwiesenes Hitversdmlden elnee Dritten keinerld Befreiung 
von der ErsabEpflicItt, wmdeni lediglicb ein nachträgliches Begressrecht gegen 
den Dritten (§§ 830, 840 R.G.B.). Ein mitwirkender Zufall ist be.lentungrslos. 

2. Die Balm haftet, falls eine pliysische Person der Unteriielimer ist, 
für dessen Handlungen wie tür ihre eigenen Handlunpen; sie haftet in analoger 
Weise als juristische Person für ihren Vorstand, die Vorstandsmitglieder und 
andere verfassongsmässig berufene Vertreter (§§ 31, 89 B.G.B.) 

Die Bahn hat als physische nnd Juristische Person, falls efai Ersatcan- 
spmch gegen sie auf die Verkehrsordnung gestfitst wird, gemlss § 9 derselben 
für ihre Leute und für andere Personen, deren sie sich bei Ausführnng der 
Beförderung bedient, dagoijen, falls der Anspnu li niif §§ 823 ff. B, ÖB. begründet 
wird, für ihr Personal geniüss § 831 H.G.B, nur dann einzutreten, wenn ihr 
der daselbst bezeichnete Entlaslungsbewcis nicht gelingt^, 

3. Obige Ausführungen gelten auch für Ansprüche Dritter im Falle der 
Tötung eines yemnglttckten. Ifassgebend ist auch für deren Ansprttdie das 
Yerschnlden des Getöteten, nielit das eigene (s. insbes. auch § 846 B.O.B.)'). 

4. Der Anspruch auf Sachscliaden (Schaden, der nicht aus einer Ver- 
letzung des Körpers oder der Gesundheit erwuchs) kann auf das Haftpflicht- 
gesetz, das Gewerbe-Unfallversichi'rungs- und das Unfallfürsorge-Gesetz, .sowie 
die auf letzterem Gesotz beruhenden landesgesetzlichen Normen nicht gegründet 
werden, wohl aber auf die Verlt.-Ürd. (s. § 34(> daselbst) und §§ 823 ff. 
B.G.B. Eine Haftung der Bahn ohne Verschulden ist landeagesetalieh gemHas 
Art 106 und 106 des ESnf.-Ges. a. B.O.B. mehrfach ansgesproehen worden. 

5. Zum Schlüsse noch eine Bemerkung. SowoliI in meiner Abhandlung 
Bd. XVIII S. 272 ff. dieser Zeitsclirift wie vorstellend sind teilweise neue 
Balmen eingeschlagen worden. Zu anderen Zeiten ist ein solches Beginnen 
nnnütz, ja gefährlich; heutzutage jed<ich, in einer Zeit neuer Rechtsbegrifte, 
dürften vielleicht die neuen Gedanken auf frachtbaren Boden fallen können. 



*) Den der letsteren Bestimmnng entspreehmden, frtther giltigen Oeseteen wurde 

in der Rechtssprechung eine sehr weite Ausdehnung gegeben is. Keichsger.-Entsch. 
Bd. 39 Nr. 47); so wurde selbst ein StellwerkswSrter als eine hierher zu sShlende 
Person besdehnet. Sfaier prinzipiellen Ebnengung des Personenlorelses mOditen Bedenken 
nicht entgegenstehen, da der Verletzte durch das U.Pfl.(i.. § 9 der VerkOrdn. undfSSl 
B. (I.R hinrcichcml gesichert ist Wenn speziell § Kil U. (i.l>. zti einer strengeren 
Auswahl der bestellten I'ersoncn und zu einer grösseren Haftung der bcstellcudcQ and 
fiberwachenden höheren Beamten ffUirt, so kann hierin eine bedenklidie Folge nldit 
erblickt werden (s. da<:ei:en Jur. Ztg. 1902 S. 9 ff.). 

*) Eine Haftung Dritter für den Verletzten (nach §§ 831, 832 B.G.B.), z. B. eine 
soldie des Vaters dnes Slndes» der bei dem Bahntransport die Aufdeht sdraldhafk 
nnterttsst, oder dee Sauters dnea Oeisteskraaken b^ gleichem Versehnldea, besteht 
nicht. 

*) Es kann dies die nicbterwttnschte Folge haben, dass Dritte, obwohl sie am 
Unfall ein Verschulden trifft, Anspruch auf die gesetzesgemässen Beträge aus dem 
(irundc hallen, weil die Bahn ihnen gegenüber keine Begressfordenuig edieben kann 

(a. S. 7*J Auiu. 1 und S. 80 Anm. 2). 
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4. 

Zwei eisenbaliiircchtUchc Fragen. 
Von Dr. Max Reiadl, 

DirektionBMMessor bei der Oeneraldirektion der EOnigL bayrischen Staats- 

eisenbabum in Hfincben. 

A. Zar Fraie der Reebtettallmi dir Eiieabtlui-Sepioktrioer. 

Li Bd. XVm S. 162 dieser Zeitschrift nntersacht Dr. Görden die in 
der üterstar in verschiedener Hinsieht streitig gewordene Frage, wie sich 

die rechtliche Stellnng der GepJlckträ^rcr auf Grund des § 37 der neuen 
Eisenbahn-Verkehrsordnnngr gestalto, und kommt dabei zn folgendem Erp:ebnisse: 
Es seien nach § 37 a. a. (). nunmehr zwei Kategorien von (teitii< ktrilgern zu 
unterscheiden, solche, die von der Eisenhahn zugelassen, und »olche, die von 
ihr bestellt seien. Die ersteren seien selbstständige Gewerbetreibende, die dem 
Beisenden fOr mangelhafte AosfÜhnng des ihnen ertbeUten Tnmsportaaftrags 
nach den Gmndsätsen des FrachtTertrags sn halten Iitttfcen, die letzteren da- 
gegen seien , Leute' der Eisenbalin, soweit sie innerlialh des Stationsbereichs 
in Funktion treten, füi- deren sclinldhaftes Handeln die Eisenbahn die Ver- 
antwuilung und zwai ausschliesslich in der Weise übemelune} dass eine 
Haftung der Geiiiicktrilger selbst ausgeschlossen sei. 

Ich kann mich auch bei wiederholter Prüfung der Frage der Auflassung 
Gördens nicht anscUiessen, glaube Tiehnehr, dass die von mir in Bd. XYQ 
S. 863 dieser Zeitschrift verteetene Änschaanag, dass die Gepttcktriger auch 
nach § 37 der neuen Verkehrsordnung selbstständige Frachtführer seien und 
solidarisch mit der Eisenbahn für die Ausführung des von ihnen übernommonen 
Transportes haften, ebenso sehr der Absicht des Gesetzgebers entspriclit, als 
sie auch allein zu einem praktisch aniu limbaren Resultate führen kann. Ich 
Iiabe meine Ansicht damals nicht ausiührlicher begründet und möchte sie da- 
her unter Widerlegung der dagegen inzwischen erhobenen Einwendungen im 
Nachstehenden näher «rlSatera: 

1. Vor allem erscheint mir die von Görden gemachte Unterscheidung 
zwischen „zugelassenen" und ^bestellten" GepäcktrSgem weder der Absicht 
des Gesetzes noch auch den thatsächlichen Verhältnissen zn entsprechen. 
Görden beruft sich zwar auf den Unterschied in der früheren und der der- 
zeitigen Fassung des § '61; aber dieser üntei'schied kann m. E. für seine 
Ansicht nichts hewehien. Denn dnrdi diesen TJntersdded in d«r Fassung 
wollte ohne Zweifel nnr zum Ausdrucke gebracht werden} dass es nunmehr 
nicht mehr der Willkür der Eisenbahn Qberlassen sein solle, ob in einer 
StaÜon Gepäckträger zur Verfug^g der Reisenden stehen oder nicht, sondern 
dam es ihr zur Pflicht gemacht sei, in demjenigen Stationen, wo ein Bedürfiiias 

Sgcr, BJMBtaliaiMhtUolM BuiolwUliwgta ZIZ. 6 
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liiezn bestellt, für das Vurliandensein solclior GepilcktrH^er zn sorpren; keines- 
^Yegs aber wollte hiermit das Rechtsverhültniss, in dem die Gepäcktriicrer zu 
den Eisenlialmen bisher standen, gelindert werden. Es geht dies klar und 
deutlich aus den Worten der Motive zu § 37 hervor, iodem dort gesagt ist^): 
,£b entspriclit den berecbtigten Anfordenrngen des Verkeim wie sneh einer 
fast allgemein beobaehteten üebnng, wenn nieht, wie in der bis- 
herigen Fassung, die Zulassung von GepäcktrBgeni auf den Stationen der 
Willkür der Eisenbahn überlassen, sondern ihr, soweit ein Bedürfniss vor- 
lipoft, die Bestellung dieses Personals zur Pflicht gemacht wird". Die 
Worte -einer fast allgemeinen Lebung" besagen mit den Worten .^\'illkiiI•■' 
und jjPtiicht" in zutreffender Weise, das» die Eisenbahnen schon bisher überall 
da, wa ein Bedtrftdss bestanden hat, in richtiger Würdigung dieses Bedfirf» 
nines für das Yorbandensein Ton Gep&elcträgem gesoigt haben nnd dass 
diese Irisher ohneUn schon freiwillig beobachtete Uebung nnnmehr zur reebt- 
lichen Pflicht erhoben werden solle. Die verschiedene Aasdrucksweise in der 
bisherigen nnd der jetzigen Fassung — „zuzulassen" und zu gbestellen" - 
ist nur eine Conseqnenz der nunmehr aus dem Kreise der Willkür in jenen 
einer rechtlichen PiUcht erhobenen Uebung der Eisenbahn j denn nachdem die 
Eisenbahnen einmal verpflii^eeit sbid, auf bestlnunten Stationen fir das Yor* 
handens^ von GepSektrtgeni m sorgen, konnte die bisherige Fassung ,nr 
zidassen* schon nm deswillen nicht mehr beibehalten werden, well uädnrch 
die irrige Anschaaung erweckt werden könnte, als ob die Eisen^alm auch anf 
denjenigen Stationen, in denen ein Bedürfniss für das Vorhandensein von 
Gepiicktrilgern liestolit, nur dann, wenn sicli solche Gepäcktrilger melden 
würden, zui- Zulassung derselben verpflichtet wäre, während gerade ihre 
Verpflichtung dahin geht, zu sorgen, dass auf diesen Stationen Personen, 
denen die Zulassung snm Cfepftcktolgerdienst ertheilt werden kann, Torfaanden 
sind. Ein bestimmter jnristiseher Begriff des Inhalts, dass unter .bestellten* 
GepIlcktrSgern immer nur Personen verstanden werden können, die in einem 
unmittelbaren Dienst- oder ArbeitsverliiUtniss zur Eisenbahn stehen und nicht 
als selbststündige Gewerbetreibende betrachtet werden könnten, kann jedoch 
mit dem Ausdrucke „bestellen" nicht verbunden werden. Denn auch nach 
der früheren Fassung des § 37 der Verkehrsordnang hätte man, wenn die 
Bäsenbahn auf grosseren Stettonen unter den sidi anm OepftcktoSgerdioist 
meldenden Personen eine bestimmte AnMlü auswählte nnd ihnen in besonderen 
Dienstesinstruktionen ihre Verpflichtungen vorschrieb, ebensogut sagen können, 
dass diese Personen zar Ausübung des Gepiicktragei^ewerbes ^ bestellt" waren. 
Thatsächlieh ist denn auch an dem zwischen den Gepik'ktriijrern uud den 
Eisenbaluiverwaltungen bisher bestandenen Rechtsverhältniss seit der Ein- 
führung der neuen Verkehrsurdnung nichts geändert worden, nnd namentlich 
haben meines Wissens die BbenbahnTorwaltungen anf den Stationen, wa 
bereits OepAcktriger Torlmndws waren, kdne Ansscheldnng dahin vorgenonunen. 



') Gerstner, Die neuen YorBchriften in der Eisenbshn-Yerkehrsordnnng vom 
26. Oktober 1689, S. 14. 



Digitized by Google 



M. Ilcindl, Zwei ciscnbahnrcchtlichc Fragen. 33 

itM eine Ajusahl derselben aU »lieitellte'' nnd die Andern als ,nar ngelasBene' 

G^äckträger anzusehen wären. 

2, Auch ans der durch § 37 der nenen Verkehrsordnnng eingeführten 
Haftnnp: der Eisenbahn für die Gepilcktrflprer kann kein Schluss dahin srezogen 
werden, tlaiss den Gepiicktiüirern die Eigenschaft vun selbststJindiiren Fracht- 
führern genumuen wurde. Görden /.ielit diesen iSchluss zwar aus den in den 
HoUven für diese Haftflberbflrdnng angeführten Grflnden, indrai dort gesagt 
sei: ,Sfaid liieraach die GepttcktrSger, Meh soweit sie einen zwar von der 
Eisenbahn nicht Übernommenen, aber mit der Beförderung des BeisegepAcks 
eng zusammenhängenden Transport besorgen, als Bedienstete der Verwaltung 
zn betrachten, so mnsste es für angemessen erachtet werden, der Eisenbahn 
die Haftptliclit für ilir Peisunal auch in dieser Hinsidit in frU'ioheni Umfange 
wie beim Frachtvertrage aufzuerlegen'" j ich glaube aber, dass diese Begründung 
gerade gegen die Qorden'sche Andebt qprleht Ss ist deeh in ihr im der 
nnzweideotigsten Weise ansgesprocheni daes die Gepftdcträger, ancb soweit 
sie innerhalb des Stationsbereichs das Oepack nach nnd von den Abfertigiing»- 
steHen verbringen, .einen nicht von der Eisenbahn Obcmommenen 
Transport besorgen" und es erscheint einigermassen auffallend, warum 
Gerden auf diese Worte der JIntive, obwohl er letzteren doch eine so ent- 
scheidende Bedeutung für die Auslegung des § 37 beimisst, gar kein Gewicht 
legt, sie viehnehr mit Stillschweigen übergeht imd in m^er in Bd. XVlI S, 864 
dieser Zdtschrlft enthaltenen Behaaptnng, dass die GeiAcktrUger bd ihrer 
hier in Frage stehenden Thfttigkeit nieht in Ansfühning eines von der ^en- 
bahn fibttrnommenen Transportes als Organe der letzteren handeln, ohne 
Weiteres eine petitio principii erblickt. Wenn nnn die AntTa>^^!nn^'• der IHotive 
antreffend ist — und das darf ich doch wnhl nach den eigenen Ausfiilii uiii^en 
Gordens über die Bedeutung derselben annehmen — so ist doch, da eben die 
Eisenbahn ,den Transport des Reh^egepäcks von und nach den Abfertigungsstellen, 
aach sow^ er sich innerhalb des Stationsberachs bewegt, nicht abemonunen iiat", 
nnr mSgÜch, dass diesen Transport eben .der bestellte GepftcktrSger* ilbemommen 
hat. Denn Ii^end Jemand rouss doeh diesen „Transport fibemommen" d. h. 
rechtlich gesprochen <\\v Verpflichtung zur ITerbeiführnng eines Arbeitserfolijes, 
nUmlich der VeibriiiLMuiir des Ciepäcks von der Grenze des Statiunsbereichs 
nach den Abfertigungsslollen und umgekehrt, eingegangen haben! Hat dies 
aber der Gepäckträger gethan, so hat er eben einen Frachtvertrag im Sinne 
des § 426 H.G.6. abgeschlossen nnd ist demnach auch ala Frachtführer im 
Sinne des Gesetaes m erachten. Damit alier wird die Auffassung Gördens, 
da.ss die GepftdLtrSger als T.ente der Eisenbalsn in deren Yertrctong einen 
Befördemngsvertrag zwischen letzterer und dem Keisenden schliessen, ohne 
Weiteres hinfällig-. Der I'm-tand, dass die GepUcktrUger nach § 37 der 
Yerkehrsordnung durch Dicnslabzeiclieu erkennbar und mit einer gedruckten 
Dienstanweisung versehen »ein müssen und dass sie ihren Tarif auf Verlangen 
yoraozelgen haben, kann nichts gegen ihre Eigenschaft als selbststftndige 
FrachtfBhrer beweisen; denn das Gleiche war anch bd den nach § 87 der 
(HIheren Yerkehrsordnvng .nur angelassenen' GepttcktrSgem der Fall nnd 

6* 
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doch hat Niemand bezweifelt, daM firfilier die OepScktittger selbststindige 

Fracht füliror waren. 

3. Für die Annahme, der § 37 dei- Verk( Iirsordnunp: liabe jedenfalls jede 
Haftung des GepHcktrJigers selbst ansschliessen wollen^), bestehen nach dem 
WorUaate dieser Bestimmung keine irgendwie begr&ndeten Anhaitapankte. 
§ 87 a. a. O. konnte ^e soldie Haft-AnsachUesannff schon nm deswillen 
nicht beabaichtigt haben, weil er, wie Torstehoid an der Hand der Motive 
gezeigt wurde, davon ausgeht, dass nicht die Eisenbahn, sondern der Gepäck- 
tra«rer den fra^jlichen Transport übernommen hat, also als Frachtführer im 
Sinne des § 425 H.G.B, zn erachten i-^t niul es, wie Görden in Ueherein- 
stimmung mit Hertzer ^ selbst anerkennt, dem Begrilfe des Frachtführers 
widerspredien würde, wenn grondsätzlich jede Haftung desselben aus dem 
Vertrage ausgeschlossen vriU«. Es kann daher die Haftung des GepftcktrSgeis 
nnd diejenige der Eisenbahn nnr dne solidarische sein. Wenn Eger da- 
gegen bemerkt, dass diese Annahme wenig klar nnd auch zwecklos sei, da 
alsdann der Heisende doch unbedingt stets die potente Eisenbahn als Schuldnerin 
vorziehen werde, so ist oinorsclts nicht ertindlicli, worin in der Annahme 
einer Solidarliaftuiig eine l'nklarheit liegen soll, andererseits aber schwer 
einzusehen, inwiefern der Umstand, dass der Reisende in solchen Fällen doch 
immer die potentere Eisenbahn in Anspmdi nehmen werde, gegen die Annahme 
ehier Solidarhaftung sprechen soll. Iflt diesem letzteren Einwand kSnnte 
man dann jede Solidarhaftung eines solventen und eines weniger solventen 
Schuldners in Abrede stellen'). Dass es übrigens für den Keisenden doch 
nicht immer praktisch ganz zwecklos sein wird , wenn ihm neben der Eisen- 
bahn auch noch der (Tepiloktrilgor haftet, wird sich aus den Darloguniri'n 
weiter unten zur Genüge ergeben. Die Annahme Egers aber von einem 
,Delcredere-Stehen der Eisenbahn IQr den OepftcktrSger* in der Weise, dass 
lediglich die Eisenbahn ans dem awlsehen dem Gei^cktrftger nnd dem Bdsenden 
geschlossenen Vertrage haftbar werde, erscheint schon nm deswillen nnsntreffend, 
weil die Eisenbahn doch nicht für die Verbindlichkeit des GepHcktrSgers 
einstehen kann, wenn eine solche Verbindlichkeit desselben aus dem Fracht- 
verträge gar nicht erzengt, der Vertrair vielmehr nach Egers Auftassnng von 
vorneherein zwischen beiden 1 heilen, dem Gepäcktr%er und dem Reisenden, 
mit der ansdrftcklichai Abrede eingegangen wnrde, dass nnr die Elsenbahn 
alldn ans ihm an haften habe. Im Effekte stimmt die Ansicht Egers mit 
deijenigen Gördens auch vol1komm«i flberein; denn der selbsteOndige Fracht- 
fShrer, der, wie Eger annimmt, ans dem von ihm abgeschlossenen Vertrage 
keinerlei Haftung übernimmt, ja den Vertrag von vorneherein in üeberein- 
stimmung mit dem Reisenden dahin abscliUesst, dass nur die Eisenbahn die 

So auch Eger, Komm. 8. Aufl. 8. 171, der dabd aber die Gepäcktr&ger als 
selbstst&ndigu Frachtführer ansieht. 

») Ztg. des Ver. D. Eisenb.-Verw. .lahrg. 1901 S. 357. 

Eger nimmt übrigens zwischen der Eisenbahn und dem nach § 68 V.O. von 
Ihr hestelltcn RoUführcr ebenfalls Sulidarhaftuiig an i Komm. 2. Aull. 8.428), obwohl 
dodi auch hier die Eiseubalin der potentere Scboldaer ist. 
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alleinige Verantwortung trSgt, ist rechtlich ein so schattenloses Wesen, dass 
et praküsdi doch y61Iig gleicbgiltig ist, oh man ihn .Fradilfllirer* hieM 
oder m dm vLenten' der Msenbalui xahlt 

4. Die ünhaltbarkeit der Uer 1)ekämpften Auffusnngen ergiebt »ich am 
dentlichsten in dem Falle, wenn der mit dem von der Eisenbahn bestellten 
Gepäcktriisrin' abpfesclilossene l?ef">i<lonin£?svertrag dahin geht, dass das Gejdtck 
über den StntiMiislicroich hinaus muh der Wnlinnna: oder dem Hotel des 
Beisenden verbracht werden solle. In diesem ialle liegt doch ohne jeden 
Zweifel ein BefSrdentngsvertrag, eine loeaüo co^aetio operis, vor: der 
Beisende wUl HerbeifBhmng eines Erfolg^ — die Befördemng des Gepftdu 
gadi ^nem iMStinunten Orte (^Vohnung, Hotd) — nnd verspricht liierfür einen 
Befördemagspreis, und der Gep!icktr?tger verspricht ebenfalls nnr die Herbei- 
führung dieses einen Krfoltros. In sulohom Falle kimnen nun aber doch 
nicht aus ein und demselben l}eri.id(.'iuriiLrs\ ertiafre je nach dem Orte, wo der 
Schaden eingetreten ist, für die Haftung des Gepäckträgers selbst verschiedene 
Grundsätze bestehen oder gar dae ZweitiieUmig der Person des OepfteIrtrl^;ers 
vorgenommen werden in der Welse, dass er bis znr Grenze des Stations- 
bereielis zn den ,Lenten der Eisenbahn* gwechnet nnd von dieser Grenze ab 
in einen selbststSndigen Frachtführer verwandelt wird und dass er für die 
AasfühiTing dieses einen nnd ein einheitliches Ganze bildenden 
Transports zwar dann, wenn er den Schaden innerhalb des Stationsbereichs 
verursacht, nicht, dagegen aber dann haften solle, wenn er ihn ausserhalb 
des Stationsbereichs herbeigeffihrt liat ünd wie, wenn — was in derartigen 
Fallen erfahrnngsgemSss die Begel ist — nicht festgestellt werden kann, wo 
das Gepftdc beschftdigt worden oder verloren gegangm. ist? An wen soll 
sich in diesem Falle dann der Reisende bei der Anffassnnp Gordens nnd Egers 
halten? AVendet er sich an die Eisenbahn, so wird ilim diese den Einwand 
ent;re!4'ensetzf>n, dass er — was er natürlich nicht kann — zunächst beweisen 
solle, dass der Schaden innerhall) des Stationsbereuhs eingetreten ist; und 
wendet er sich an den Gepäckträger, so wird ihm dieser entgegenhalten, 
er hafte nnr, wenn das Ge^Udc ausserhalb des Stattonsberelehs beschädigt 
wurde oder verloren ging, nnd d«r Beisende mOge ihm amdtehst bewdsen — 
was er natürlich ebensowenig kann — , dass der Schaden anch wirklich 
ansserhalb des genannten Bereiclits eingetreten ist. Dass dann in solchen 
Füllen dem Reisenden nur erübrii^en würde, den Schaden seilest zu tragen, 
liegt klar zu Tage, und ebenso klar ist, dass ein solcln^r Ixeclitszustaud weder 
befriedigen noch auch der Absicht des Gesetzgebers entsprechen wüi'de. 
IMeses praktisch nnhaltbare Ergelmiss Icaan aber bei der Annahme ^er 
SoUdarhafkiing des GepBcktrügers nnd der Eisoibahn nidit eintreten, da bei 
dieser Annahme der Reisende, wenn er nicht beweisen kann, dass der Schaden 
noch im Stationsboreichc eingetreten ist, unter allen Umständen sich wenigstens 
an den GenücktrUsrer selbst halten kann. Dass in dem Falle, wenn das 
Gepäck über den Stutiousbereich hinaus bct'ördert werden soll, die Schwäche 
der hier bekämpften juristischen Konstruktion sich otVcnbart, verkennt Görden 
nnn nicht; er sndit die sieh seiner Anffassnng entgegenstelleBdeii Bedenken 
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abw dftdvreh m zovlrenen, dan er 1)Miierkt, der Beltende wolle In soleheiii 
Falle zwar einen einheitUclien Vertrag ttber Beförderung seines Gepftcks nadi 

einem aasserhalb des Stationsbereicbs liegenden Punkte abschliessend), das 
Gesetz vorweigere ihm aber die Eealisirung dieses Willens, indem es ihm 
für den Transport innerlialb des Stationsbereichs die Eisenbahn, augserhalb 
desselben den Gepäcktrüf^er als Vertragskontrahonten entgegenstelle. Den 
Beweis dafür, dass das Gesetz dem Beisenden die AosfiUimng seines WUlens 
verweigere, Uelbt Görden aber yoUkommen echnldig; denn die Bemerkung, 
dMB «nach der eeinea Erachtens liditigea Audegu^ des § 87 — wonach 
die GepftcktrBger als Lente der Eisenbahn und nicht als selbststRndige Fracht- 
führer zu erachten seien — eine andere Konstrnktion nicht müglich sei", 
kann doch nocli nicht als IJeweis für das Vorliandensein eines derartigen 
gesetzlichen Verbotes angesehen werden I Einen Einwand, der sich der Kon- 
struktion eines Rechtsverhältnisses entgegenstellt und diese Konstruktion zu 
erechflttem geeignet ist, darf man doch m. E. nicht einfiidi mit der Bmerkang 
beseitigen, dass er der einmal yorgefessten Hefainng widerspreche nnd dase 
er deshalb gesetzlich unzulässig sei; ich dächte gerade, wenn sich bei der 
juristischen Konstruktion eines Rechtsverhältnisses Fälle ergeben, in denen 
diese juristische Konstruktion versagt, so beweist dies doch znniiclist, dass 
diese Konstruktion eben nicht ricjitig ist, aher es beweist noch niclit, dass 
das Gesetz die rechtliche Mogliclikeit solcltcr Fälle ausgeschlossen haben wolle. 
Ich kann nach in der That nicht oitdecken, inwiefern In § 87 der Verkehrs- 
ordnnng ein Verhot der hier Anglichen Art ansgesprochen seht soll. Ein solches 
gesetzliches Verbot mttsste doch in bestimmter Weise ansgesprochen sein *) und 
kann unmöglich schon in dem Umstände, dass § 37 a. a. 0. vorschreibt, die 
Vorbrinrmn^ des ReisegepHcks von und nach den Abfertijrnngsstellen durch 
die Gepäcktriijrcr innerlialb des Stationsbereichee erfolge „unter Verantwortung 
der Eiscnbalm'', oder gar in dem Umstände, dass sich sonst die Bechts« 
anschaunng, die Gepäckträger zählten an den Levten der Eisenbahn, nicht 
anfireeht erhalten laeee, erblickt werden. Im fibrigen ^Ure aodi lücfat erfindlich, 
woher die Eisenbahnyerkehrsordnnng die Bef^ignlss sollte ahlelten kibmea, da • 
gwetaliches Verbot dahin zn erlaBsen, dass der Reisende mit dem Gepäck- 
trJiger — selbst wenn dieser 7.n den Tjcufon der Eisenbrihn ziihlte — keinen 
einheitlichen Vertrat? des Inhalts abschliessen dürfe, dass der letztere das 
Gepäck des ersteren über die Grenze des .Stationsbereichs hinaus verbringen 
solle. Besteht nnn aber ein derartiges gesetzliches Verbot nicht, so ist ein 
solcher Vertrag eben gütig nnd die juristische Eonstmktion hat sich damit 
abanfinden, so unbequem es ihr nach yiidleicht sein mag. Bü der Gor den* sehen 
Theorie würde überdies die MSglichkeit des Znstandekommens eines Vertrags 
überhaupt in Frage stehen. Denn der Wille des Reisenden ist, wie Görden 
selbst zugiebt und wie ja auch, da der Reisende in solchem Falle kein 



^) Zur T'chornulime dirartiircr Transportaufträge sind die Gepftdtträger fast 
überall nach ihren Dicnytiuätruktioueu vcrpUicbtet. 
«) 8. 9 194 B.G.B. 
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üitereBie danm hat, Amb sein Gepftck nur Iiis nur Graue des Ststtonsbereiebs 
tefSrdert wird, ohne Weiteres U«r ist, darauf geriditet, einen einheitlichen 
Beförderangsrertrag Us mm Bestimurangsorte mit dem GepAoktrSger ahzn* 

gcliliessen; wenn nnn aber der Wille des Gepäckträgers bei Al)schlii8S des 
Vertrages ein anderer ist nnd dahin geht, zwei Yertr;ia;e verschiedenen recht- 
lichen Inhalts ab/.usihlif'sscn, nämlich einen für dio Eisenbahn, aus dem er 
selbst gar nicht zu liaftea hat, und einen für sich, aus dem er allein haftet, 
80 kommt eben eine 'WiOensObereinstimmnng nnd somit ein Vertrag zwisehen 
dem Bebenden nnd dem Gepaeictrilger ttherhanpt nicht zustande. Was aber 
ist dam in einem solchen Falle, da ja trotz divergirender WiUoismeinnng der 
Parteien die BefOrdernng ansgefülirt wird, Bechtens? 

6. Nach den vorstehenden Ausführnngen kann demnach der § 37 der 
Verkehrsordnnng sowohl seinem Wortlaute als der Entstehungsgeschichte ins- 
besondere der oben unter Ziff. 2 auget'ührten Aeusäerung der Kotive nach 
keinen anderen Sinn haben als folgenden: 

Soweit die GepScktrSger das von der laaeabalm nach Ifassgabe der 
Bestimmungen der Verkehrsordnnng (§§ 80—82) bereits anm Transporte über- 
nommene BeisegeiAok im Auftrage der Eisenbahn von der Abfertignngsstelle 
nacli den GepUck wagen des Zuges nnd umgekehrt verbringen, hat für sie die 
Eisenbalin nach § 9 der Verkehrsordnung schon bisher zu haften gehabt. 
Dagegen hatte bisher die Eisenbahn die Haftung für die Thätigkeit der 
Gepäckträger insoweit abgelehnt, als sie den von der Eisenbahn noch nicht 
fbernonunenen Transport des Beisegepäcks von den AbferUgnngsstellen nach 
den FahrwOTken oder der Wohnnng des Beisendm nnd nmgekehrt anslBhrten. 
In letzterer ffindcht soll es nnn im Interesse des VerkehrsbedtirfniBses nnd 
weil dieser von den Gepäckträgern übernommene Transport mit dem von der 
Eisenbahn zu übernehmenden oder bereits ansgefülirten Transport in engem 
Zusammenhange steht, dem Eisenbahntransport unmittelbar vorhergeht oder 
nachfolgt, künftig anders gehalten werden: die Eisenbahn soll aach für diesen 
TOB ihr tticht ftbernommenen Transport ebenso, wie wenn sie ihn selbst 
ftbernommen hätte, dann lialteB, wenn dch der Scha^ noch innerhalb 
des Stationsberdchs ereignet hatte. Neben deqjenigen, der den Transport 
wirtdich übernommen nnd also auch ak Frachtführer nach Uassgabe der 
gesetzlichen Bestimmnngen für die Ausführung dos Transportes zn haften hat, 
ist aus Gründen des Vorkehrsbedürfnisses zufolge einer gesetzlichen Fiktion 
die Eisenbalm als Schuldnerin gesetzt worden; der Reisende soll mit seinen 
Ansprüchen, sofern er beweisen kann, dass der Schaden noch innerhalb des 
Statiionsbmreichs eingetreten ist, nicht mehr, wie bisher, lediglieh an den 
Gepftcktrlger verwiesen werden, sondeni er soll ohne Weiteres auch die 
Eisenbalin belangen können. 

Das Verhältniss des Gepäckträgers zur Eisenbahn nach § 37 der Verkehrs- 
ordnung ist demnach ein analoges wie jenes des RoUführera: auch der letztere 
wird von der Eisenbalin „bestellt" (§ 68 Abs. 3 V.-O.), hat seinen von der 
Euenbahn festgesetzten Gebührentarif .bei sich zu tragen und auf Verlangen 
Tonueigen'' (§ 60 Abs. 8 a. a. 0.), anch fttr den von ihm ilbeniomakenen 
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Transport hat die Eisenbahn nach § 68 Aha. 8 der V.-O. m haften, indon 
ihn die Verkehrsordnung ansdrilcUich als sm den ^Lenten' . der Sasenbahn 

riUMwid bezeichnet, nnd doch ist er, wie wolil allgemein anerk^nt ist, selbst- 
stÄndiger Frachtführer, der neben der Eisenbahn aus dem Frachtverträge 
direkt haftet'); warum al«o soll das, was boziig-licli <lor selbst stiindiiren Eitren- 
schaft des Kollfnliruntonulimcrs trotz dei- Mitliaftung der Kiseubalm mügUch 
ist, nicht auch beim Gepäckträger müglich sein? 

6. Die in der Litemtar*) ebenfaUs anfgetanchte Frage, ob § 37 der 
Verlcehrsordmnng der Bisenbahn ttberhanpt mit rechtlicher Glltigkeit die 
Häftong fOi die Gepäcktrfiger auferlegen konnte, hat Görden bereits bejaht 
nnd ich stimme ihm im Ergebnleee bei. Nur fol^t für mich die Oiltigkeit 
des § 37 nicht, wie für ihn, ans § 458 H.{i.H. , der der Eisenhahn die 
Haftung für ihre Leute auferk'^, sondern unmittelbar aus § 4(35 Abs. 3 und 
471 H.G.B/8. Sofern nämlicli § 4Go Abs. 3 a. a. U. der Eisenbahn die 
Haftung für den Verlast oder die Beschädigung auch desjenigen Rebegepäcks, 
das nicht rar BefSrdening anfgegeben ist, dann aaferlegt, wenn ihr dn Yer^ 
schnlden snr Last fSllt, bildet er die gesetaliche Onindlage, auf der die 
Verkelirsordnung der Eisenbahn die TTaftung: für das vom Gep.'lcktrüjrcr über- 
nommene Gepäck, soweit der Schaden im Stationsbereiche eintritt, iiVicrbürden 
konnte; denn § 405 Abs. 3 spricht ohne Einschrilnkunp; von jed^m niclit 
zur Heförderunfr — seil, bei der Eisenl)alin — aufgegebenen Keisegepäck ''), 
schliesst also das innerhalb des Statiunsbereichs in den Händen des Gepäck- 
trägers befindliche, noch nidit znr BefOrdening durch die Bahn anfgegebene 
OepBck nidit ans. Wenn nnn fSr dieses letztere GejAok die gesetalich nur 
im Falle eines Verschuldens der Eisenbahn bestehende Haftung derselben dnrch 
§ 37 der Verkehrsordnung erweitert und in gleicher Weise wie bei auf- 
gegebenem Gepäck statnirt wurde, so ist eine derarti^^e Erweiterung im Hin- 
blick auf § 471 Abs. 1 H.G.B., wie Görden zutreffend bemerkt, ohne Zweifel 
zulässig. 

B. Zur Frage der Haftpflicht der Schlafwagen-Gesellschaft. 

Nachdem die Abliandluntr im 15and XVUl S. 307 ilieser Zeitschrift bei 
der Redaktion bereits eingrcreicht war, ist in dem inzwischen erschienen Hefte 2 
(S. 463) des heurigen .Tahi-ganffs des Archivs für Eisenbahnwesen eine Ent- 
scheidung des 1. Strafsenats des ii.G. vom 4. Nov. 1901 mitgetheilt worden, 
nach welcher die Scblafwagengesellschaft nicht als Eisenbahn-Verwaltung im 
Sinne des § 163 Abs. 1 Nr. S des Vereinszollgesetzes zu erachten sei, da 
vnter EäsenbalmTerwaltitng im Sinne dieser GesetzesTorscfarift nnr dasjenige 



') Egcr, Komm. 8. Aufl. 8. 48S, B.O.H.G. Bd. 7 8.99, 8tanb, Komm. 7. Aufl. 

8.1524 Note 1. 

*) Zeitschrift für den Internat. Eisenbuhutmnäpurt IX Ö. 141 ff. 
*) B. a. 0. 8. 187. 

nicht bloss von solclu iii . bczii^rlicli di'ssen ein fonnbiscr Fracht viTt rat; ab- 
geschlossen ist, wie Eger, Kümiu. 2. AuÜ. f>. 1Ö2, lb\) und 160, uuuiuiint; vergl. ötaub, 
Komm. 7. Aufl. S. 1A74 nnd 1575, Hahn, Komm. 8. Anll. Bd. Ii 8. 739—741. 
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Pnternehmen za iMzeidiBen sei, das tedndaclie und wirUischaftliche Awr 
BfltEinig der gesammten Anlage der Eisenbahn zn der von dieser bezweckten 
BefSrdenmgaleiBtiiiig anm Inhalt habe, hiean aber nothwendig die Leitung 

des Betriebes in ihrer Gesaramtheit geliöre. Diese Entscheidung mag 
nach dem Vereinszollgesetze zutreffend sein; eine Witlerletrunfr der vorstehend 
vertretenen Aiiffassnnp: in ilen hier in Fra^^e stehenden Riclitunp:en kann aus ihr 
jedenfalls nicht entnommen werden. Denn wenn in dem angefochtenen l'rtlieile 
bezüglich der Schlafwagengesellschaft festgestellt ist, dass sie eine juristische 
Person sei, «die gemSas den Bestimmungen eines von ihr mit einer BeUie 
Ton Eisenbaimverwalbuigea geacUosBaiai Vertrages in besonderen, schneHe 
Verbindung herstellenden Personenzügen ihre, der Gcsf liaft, geliörenden, 
den Reisenden willu'end der Fahrt jede nnij^liclic Beiinemlichkeit bietenden 
Wagen laufen liisst", so ist diese Detinitive jedenfalls unvollständig , da, wie 
oben dargelegt ist, die Gesellschaft nicht lediglich geiren Entgelt seitens der 
Kisenbalmverwaltang ilire besonders Iconstruirten Wagen, „in besonderen 
PersonenzQgen laufen läset", sondern üntemehmeiin dieser Züge ist und sie 
in Gemelnsehaft mit dos EisenlMhn?erwaltangen auf eigene Rechnung und 
Gefshr oline Entgelt seitens der EäsenbafanTerwaltnngen durchfahrt. Wenn 
ferner in dem lleviaionsurtheile bemerkt ist, dass die Einstellung der W^agen 
der Schlafwagengesellschaft nicht zufolge eiirenon Rechts auf (thuuI gesetz- 
licher Ik'stimniung, sondern auf Grund eines Vertraires mit der Eisenbalin- 
verwaitung erfolge, so kann auch dieser Umstand nichts gegen die iiier ver- 
tretene AulEMsnng beweisen, da es fSr den Begriff des BetriebsmitemehniMs 
im Sinne des Transport- und des Hafl^flidit» und ünfaUTersicheningsrechts 
nicht darauf ankommt, wonuif sein Recht zur Ausübung des Betriebs *^ ob 
anf Gesetz oder Vertrag — beruht. Und wenn endlich das Urtheil desR.G. 
noch darauf hinweist, dass auch andere Gewerbetreibende in gleidirr Weise 
wie die Schlaf wagengesellschaft, z. B. Bierbrauereien, Zirkusuntei neinner , ja 
selbst Nichtgewerbetreibende, z. B, fürstliche rersöniiclikeiten, ebenfalls ilire 
eigenen Wagen nicht bloss zur Beförderung ihrer Waaren, Pferde u. s. w., 
sondern auch ihres Personals auf Eisenbahnen .laufen lassen', so kommt 
dagegen zu bemerken, dass die Brauerei, welche dnen eigenen Biertransport- 
wagen besitzt, oder die Person, webhc einen besonderen Salonwagen ihr 
eigen nennt, mit der Eisenbahn lediglieh einen Sachen- oder Personen- 
transportv ertrag unter der besonderen Modifikation abschliesst, dass 
ihre Waaren oder ihre l'erson in einem bestimmten ihr selbst gehörenden 
W^agen befördert werden, dass dagegen der Vertrag der Schlafwagengesellschaft 
mit den Eisenbahnverwaltoi^ren nidit auf Beförderung ihrer, der GeseUsohaft, 
gehörenden Sachen oder ihres Personab, sondern darauf gerichtet ist, dass 
bestimmte Züge nur Wagen der Gesellschaft ftthren dfirfen und dass die 
Reisenden, die diese Zöge benutzen wcdlen, dieses nur anf Grund eines mit 
der Eisenbahn und der Gesellschaft froschlnssenen Beförderungsvertrags thun 
können. Dass das rechtliche Verhiiltniss denina< h ein ganz anderes ist, wenn 
eine Brauerei in einem eigenen Biertransportwageu ihre Erzeugnisse befördern 
ttsst und wenn die SchlafwagengeseUschaft in Verbindung mit den Eisenbahn- 
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Terwaltnngen au flireiii, der GeseUschaft, gehSrenden Wagenpark besondar« 
Züge «uammeiirteHt, bedarf wahrlich keiner weiteren BrOrtenung. 

Maa hat anoh nodi gemeint, das Yaxliltidsa der 8clilalwageiige8ell8«diafft 

zn den Eisenbahnen in analoger Weise konstrniren n kCnnen, wie das Ver- 
hilltniss der Post znr Eisenbahn, indem die Schlafwapren^esellscliaft in älinlicber 
AVeise ihre Wagen der Eisenbahn znr Ausführung: der von letzterer über- 
nommenen Beförderung zur Verfügung stelle, wie dies die Eisenbahn der Post 
gegenüber tbne. Aach diese Anschamuig ist aber onzatreffend. Denn die 
Schlafwagei^iellBchaft stellt, wie in der vorstehenden Abhandlnng ansgefBhrt 
ist, nicht ihre Wagen gegen dne beetimmte Yergtttong sdtens der Eisenbahn 
der ietsteren aar Ansführnng des von ihr, der Eisenbahn , übernommenen 
Transportes znr Verfiiiruii?, wie dies die Eisenbahn g:es:enüber der Post tlint, 
sondern sie srliliesst seihst und unmittelbar mit dem Reisenden einen Vertrag 
über Beförderung desselben ab; der Aufgeber eines Postbtücks geht lediglich 
mit der Post einen Beforderungsvertrag ein; wie diese dann die Beförderung 
herheifllhrt, ob mit eigenem Fuhrwerk oder mit der Eisenbahn, berührt den 
Aufgeber nieht; der letztere tritt in keinerlei YertragsrerhUtinss rar ESsen- 
bahn, Unternehmerin beim Postbefördernngsvertrage ist lediglich die 
Post: auf deren Rechnung und Gefahr allein findet die Bef;»rdernng statt, 
ihr allein brinjjt das fikonomische Ergebniss des Postbefördcrnnirshetriebs 
Vortheile oder Nachtheile; der Reisende eines Luxuszufres dagegen schliesst 
nicht bloss mit der Eisenbalin, sondern aucli mit der Sciilafwagengesellschaft 
dnen Vwtrag, die letstere hat ihm anmittelbar für die AasAhrang des Ver- 
trages an haften, ihr gereidit bei diesmi Zfigen das Ökonomische Ergebniss 
ebenso wie der Eisenbahn zum Vortheil oder NachUieil, sie ist also Unter- 
nehmerin in der gleichen Weise wie die Eisenliafan. 
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diesem Hibifte allon nilor dorh den moiston Luilestlieilen gemebiMiD sind, ein wirk- 
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Im § 6 des Fluchtiiniengesctzes aufgeführten üÖ'cQtlichcn Interessen (EVBl. Nr. 33). 

— Geaets Tom 2. Juni 1902, betr. die Fflrawge für Beamte in Folge von Betrldw- 
nnföllen (EVBl. S. 297, G.S. 8. IßS). — Erlaaa det Min. d. Öff. Arb. und dee Innern vom 
12. .Inni liXVi. betr. Beschleunigung des Enteignnngsverf. iKVp.l S 306\ — vom IR. 
.luni 1902, betr. die landespolizeiliche Prüfung der Pliinr für Eiscnbahnanlagen mit 
Bezug auf die deicbpolizeilichen Interessen (8. 307 u. ^IBI. d. i. V. S. 138), — vom 
16. Janl 1902, betr. Bereebtigang der PoliaeibeiiOrden sor Zorfleknalme der von ilinea 
erlasaraen Straf vcrfflgungen (EVBl. S.308), — vom 29. .luni 1902, betr. loditzcitige 
Wahrung der im g fi Baufluchtengesetz aufgeführten öflI'entUchcn Interessen (S. 332). 

RlMlMd. Kaiserl. Erlass vom 21. Janaar / 2. l'ebruar 1902, betr. Organisation des 
lilniifaffinm« d.Terlnhr8aMtalte& (Veiord.-BLd.lfin. d. Verk.-Anat v. 6./18. April 1902). 

SishiM, KtaigreidL Verordnung vom 2.1lai 1901, betr. SchatimasnegelB hti der 
Ausführung von Staatseisenbahnbanten, welche nicht dem Allgemeinen BaogeMtie 
vom 1 Juli V.m iint.-rworfen sind (Säcli'i. GVBl. VMM S. ()9}. 

Schweden. .VUeih. £rlass vom 5. Dezember 1901, betr. die verüucüswuiäc Einsetzung 
eines Eiaenbahnrafba (Prems. Bi8enb.-Areb. 1902 8. 1174). 

Schweiz. Bundesbeschluss vom 21. April 1902, betr. den freihändig«! Ankauf der Ver- 
einigten .Schweizerbahnen dun Ii di ii P>aiid (Kidgenöss. GS. S, CkSi. — vom 24. April 
1902, betr. VüUmacbtscrtbcilujij; zur Konversion voo Anleihen der verstaatl. Schweiz. 
Eisenbahnen (S. 74). — Aeademngen der Anlage V and des Anhangs III des Trans- 

. portreglements dw sehweiaer. Eisenbahnen etc., gültig vom i: Jnnl 1902 am (Zeitsobr. 
f. d. intemat Eisenb.-Transp. X. s - u. Vollz.-Verord. S. 101, 102), 

Serbien. Ges. vom 2.15. April 11HJ2, hvtv. Aliiuidi rang des Ges. vom 6./18. Dezember 
1896 Uber Bau und Betiicb neuer üibcububueu (Lrpäke Novine, Ü./19. Apr. 1902). 



JhMlulniekw«! Harataka * MMgUa, Troballa Id ScMm. 
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Entscheidungen. 



Xr« 66. £utseli. des Oi'stcrr. Obersten («erichtsliofcs. 

Vom 3. Januar 1900. 

(Itüll, £i«enb. KntscL. JuLr^MiHM. Nr. 1. S.S.) 

Wenn dem Adressaten einer Srndimg, welche irrthlMlieh an eine nnbereditigte Person 
aMgtfilft wird«, fir den Verlmt den 6«tnn «eltent der Elnenbabn Sebadennrenti 
lewUrt wird, so kann diese dritte Person, wofern sie an der irrigen Ausfoigung liein 
Vernohnlden trWt, nun dem Titel der Bereicherung nicht zur RegreteleietHng na dln 

Eisenbahn verhalten werden. 

Bei der niRritorischen rrufiuiji' de.s vorliegeiulen Rechtsfalles er- 
schien es unbestreitbar, dass die Klägerin infolge des oft'enbar reglement- 
widrigen Vorganges bei Ausfoigung der Sendungen in Au.sehung der 
zwei für den Adressaten B. der in Bede stehenden, bahnlagernd ge> 
stellten zwei Waggonladnngen Obst, welche dem zum Bezage der 
Sendungen nicht legitimirten Beklagten aasgefolgt worden sind, nach 
§§ 64 nnd 88 des Betr.-BegL dem Adressaten B. ersatzpflichtig worde 
und Aber Bedamation des B. an diesen den Betrag von fl. 940*80 
bezahlt habe. 

Mit dieser Zahlung hat die Geklagte die ihr obliegende Ver- 
bindlichkeit, den in obcitirtem Paragraph des Betr.-Begl. begründeten 
Schaden zu ersetzen, erfüllt. 

Der fiagliclien Schadenersatzleistung lag eine andere Absicht als 
die dem B. nach dem Betr.-Regl. gebührende Vergfitung zu leisten, 
insbesondere aber die erkennbare Absicht, die bozü<:iiche Waarenschuld 
des Beklagten an B. zu btrichtigen, ferne: wenn dalier auch in dem 
gezahlten Betrage von 11. 94080 wirklich der Werth des Frachtgutes, 
respcctive der Kautpn-is des Frachtgutes für den Beklagten mit 
11. 67ü"68 enthalten ist, so fehlt doch nach der Sach- und Beweislage 
jeder Nachweis, dass die Geklagte durch ihre Ersatzleistuug an den 
Beclamanten B. eine Waarenschuldzahlung fftr den Beklagten geleistet 
habe und leisten wollte. 

Ohne diesen Nachweis, ist aber die Anwendung des § 1358 a. b. G.-B. 
und eine Nachfolge der Elftgerin in die Bechte des Adressaten B. an 

Eger, EiaentetauMliUlsh« KntM]i«ldaBc«a ZUL 7 
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den Beklagten als Wa.uenvei kiuifer und liiomit die active Klag:e- 
legitimatiou des Beklagten in Ansehung des vorliegenden Klage- 
auspruches per fl. 940 80 (von der ersten Instanz zuerkannt im Betrage 
Ton fl. 676'68) ausgeschlossen. 

Schon in der Klage wnrde der Elageau^pnich der BahnvervaltuDg 
wider den BeUagten als wirklichen Waarenempfäuger des yorschrifts- 
widrig ausgefolgten Frachtgates auf die Vorschrift des § 1431 a. b. G.-B., 
respective auf die angebliche Bereicherung des Beklagten gestützt 

Fftr ^e solche Inanspmchnahme fehlen aber die gesetzlichen Er- 
fordernisse des § 1368 a. b. G.-B. 



Nr. 67. Bntseli. des i^esterr. Obersten 0eri€htshof)Bs. 
Vom 30. Januar 1900. 

Der Lauf der VtrJUrmgtfritt beginnt bei den einem Bahnbediensteten aus dem Titel 
der Entschädigung für einen körperlichen Unfall auf Grund des Haftpflichtgesetzes 
zaatehenden Ansprüchen, falls der Bedienstete auch nach dem erlittenen Unfälle in 
Dienste welter verwendet inirde, erst nft den Tage der Oleneletentbebung destelbM. 

Bis zu diesem Tage war fttr T. ein Schade überhaupt nicht ein- 
getreten, da die von der Beklagten freiwillig gemachte Zuwendung 
einer Unterstützung, die Aufnahme in das Provisionsinstitut und die 
Anstellung als Nachtwächter eine vollkommen ausreichende Vergütang 
für die dem Kläger zngestossene körperliche Verletzung gewesen sind. 
Eui Schade erwuchs dem Kläger erst durch die Entlassung aus dem 
Dienste der Geklagten. Es kann daher nach § 1489 a. b. G.-B. die 
Entschädignngsklage erst nach drei Jahren von der Zeit an, zu welcher 
derScliaiie dem Bescliä lii^ten bekannt geworden ist, erlöschen, im vor- 
liegenden Falle ist aber der Schade erst dreieinhalb Monate vor Ein- 
bringung der Klage eingetreten, also auch erst in diesem Zeitpunkte 
dem Bescliätligten bekannt geworden, und kann von einem Erlöschen 
des Klageansiiruclies dnrcli A'erjälirung nicht die Rede sein. 

Dagegen hat der erste Richter mit Recht angenommen, dass der 
Kläger auf den in der Klage erhobenen Anspruch rechtsgiltig verzichtet 
habe und deshalb nicht mehr berechtigt ist, denselben zu erheben. 



Nr. 68. Entsc'h. des Oosten*. Obei-stoii (Gerichtshofes. 

Vom 6. Februar 1900. 

(UöU, £isenb. Eiitscb. Jahrg. ISOO. 8. 39. Nr. lü.) 

Eil Bahebediensteter, wsMier InftHie eiset erlHteaen Bihmuifallei bsftlti eti« Usfalto- 
reste bezIeM, kus sieht aieb die Lelttmg des SohnerzeiHsMos verlasi««. 

Bis zur Einführung der obligatorischen Unfallversicherung durch 
das Gesetz vom 28. December 1887, R.-G.-B1. Nr. 1 ex 1888, war der 
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wep^eii KürpPi verlotzuiip: oder Ti'Kllmijr von Rodieiistetoii der Ei>;enbahneii, 
bezw. deren Hinteibliebenon iMhobeiie Eiitschädifxniigsausyruch an die 
Voraussetzung geknüpft, dass er auf Besiimmnugeu des Allgemeinen 
bin gerlichen Gesetzbuches oder des Haiiptlichtgesetzes gestützt 
werden könne. 

Das Unfallversicheruugsgesetz hat hierin Wandel geschaffen, indem 
nach § 2 ein Theil der Eisenbahnbediensteten in die obligatorische 
ünfallTersicherung einbezogen wurde. 

Im Artikel YU, Abs. 4 des Gesetzes vom 20. Jnli 1894, B.-G.-BL 
Nr. 168, womit die ünfallyersicherang anf die gesammten Betriebe der 
EisenbabneD aasgedehot wurde, ist sodann aasgesprocben, dass anf die 
gemfiss Artikel I, Z. 1, leg. dt., obligatorisch Versicberten nnd nach 
Artikel V frdirillig Versicherten, wenn ihnen ein Entscbädignngs- 
anspnich nach den Bestimmangen des angeführten Gesetzes zusteht, 
das Haftpflichtgesetz — abgesehen von den \'or.seliriften der §§ 46 
nnd 47, Gesetz vom 28. December 1887, E.-G.-Bl. Nr. 1 ex 1888 — 
keine Anwendung finde. 

Nach der gegebenen Falles massgebenden Bestimmung des § 46 
des letztbezugeiien Gesetzes erscheinen der Versicherte oder dessen 
Hinterbliebenen nur in dem Falle berechtigt, gegen den Betriebs- 
unternehmer einen Anspruch auf Schadenersatz, dessen Umfang im 
zweiten Absatz der angeführten Gesetzesstelle durch Berufung auf die 
1325 bis 1327 a. b. G.-B. umschrieben ist und also auch den An- 
spruch auf Schmerzensgeld in sich fasst, geltend zu machen, wenn der 
Betriebsunfall yon einer der im § 45, Abs. 1 nnd 2 bezeichneten Per- 
sonen .Yorsätzlich" herbeigeführt wurde. Hiemit wurde der Eintritt 
, persönlicher" Haftung der Betriebsunternehmer fftr die Folgen eines 
Betriebsunfalles (§ 46, Abs. 2, U.-yer8.-6es.) an strengere Voraussetzungen 
geknttpft, als fftr die beiden anderen Fälle persönlicher Haftung in den 
§§ 45 nnd 47 des Unfallyersichemngsgesetzes. 



Nr. 69. Bntscli. des Prenss. Obenrerwaltiiiigsgerielits. 
4. Senat. Vom 21. Jnnl 1900. 

(Preufls. Elsenb.Anh Heft l S .946.) 

liaatpraslMalipe slnet Weg«« für den öfTentlichen Verfahr. Zwtlidi|lieitiOM. voa 

I. August 1883 § 56. 
Die Inanspruchnahme eines \\'eges flir den öffentlichen Verkehr 
im Sinne des § 50 des Zuständigkeitsgesetzes liegt überall da vor, wo 
Anordnungen der Wegepolizeibeliürde, welche Terrain für den öffentlichen 
Verkehr in Anspruch nehmen, den Aulass zum Streite über den Bestand 
der Öffentlichen Wege zwischen der Polizeibeh<^rde nnd denvjenigeu geben, 

7* 
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der über das Grumlstiick seinerseits zur Aussoliliessnng oder Eiii- 
sclirünkiing des öffentlichen Gebrauchs mit der Behauptung veriligt, 
dass ihm dafür eiu Privatrecht zur Seite steht. 

Kr. 70. Entseh. des Prenss. Oberrerwaltiingsgerlehte. 
4. Senat. Vom 8. Oktober 1900. 

(Entech. d- O.V.li. Bd. 88. S. 141.) 

VtramtaltlliaM für Mt Erbebung von StrassenbaubeltriflM. FliiOhUliitM|«Mtz vta 

2. Juli 1875 §§ II, 15. 
Strassenkostcnbeitr;i<4e auf Grund des § \b des Gesetzes vom 
2. Juli 1875 können nicht nur bei solchen Strassen erhoben werden, 
fUr welche Fluchtlinien festgesetzt sind. Die Anlegung einer Strasse 
. ist rechtlich keineswegs an die Festsetzung Yon Fluchtlinien gebunden; 
vielmehr kann sie sich nnter Umstünden sehr wohl auch ohne förmlich 
festgestellte Flachtlinien vollziehen. Die Feststellang von Flachtlinien 
ist daher keine nothwendige Voranssetznng ffir die Einziehung von 
Strassenbaubeitrttgen. 

Kr. 71. Entsch. des Preuss. Obenrerwaltnngsgerlebts. 
8. Senat. Vom 8. Oktober/ 17. November 1900. 

(PrsBM. Blmbu-Arck IMM. Heft 4. 8. Mi.) 

Beaatimi dar PrlvatflQsse. Zuständ.-Ges. vom I. Aug. 1883 § 96. Ow. Iber dl« 

Privalflüsse vom 28. Febr. 1843 §§ 1,13. 

Wenn in Ausübung des nach § 1 und §§ 13 lY. des Gesetzes vom 
28. Februar 1843 dem üfcrliesitztü' zustellenden Rechtes zur Benutzung 
des voriiberfliessenden Was.sris zu gewerblichen Zwecken eine Anlage 
an dem Flusse gemacht worden ist, hierbei aber die Be.scliriinkungen, 
denen solche Anlagen nach § 13 Abs. 1 a. a. 0. unterliegen, nicht inne- 
gehalten worden sind, so darf dagegen polizeilich nicht eingeschritten 
werden. Denn die angeführte Vorschrift des § 13 Abs. 1 ist nicht im 
öffentlichen Interesse, sondern zum Besten der Uferbesitzer ge- 
geben, und liegt ihre Durchftthrnng somit ausserhalb der Zuständigkeit 
der Polizeibehörden. Das Einschreiten der letzteren wflrde nur zulässig 
sein, wenn die Anlage nicht auf dem Gebiete der Wasserpolizei liegende 
polizeiwidrige Zust&nde, insbesondere eine Gesundheitsgefahr, her- 
beiffthrt. 

Kr. 79. Entseh. des Prenss. Oberverwaltungsgerlehts. 
4. Senat. Vom 16. November 1900. 

(Kufscb d. O.V.(5. Bd. 88. 8.283.) 

Attemative Md oventuell« Klage In Wegestreiisachen. Zust -Ges. vom I. Aig. 1883 g 6. 

Landesverwalt.-Ges. vom 30. Juli 1883 ^ 63. 

Kine altei native Klage, welche gegen zwei verschiedene Rechts- 
subjekte erhoben wird und wobei es dem llichtcr Uberlassen wird, die 
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Verpflicliteten zu ermitteln und zu verni theilen. kennt das Gesetz nicht. 
Nacli § 63 des Landesverwaltunfjsgeset/^os ist in der Klage ein be- 
stimmter Antrag- zu stellen und die PersDU des Beklagten genau zu 
bezeichnen; fiir bestimmt kann aber ein Antrag nicht gelten, aus dem 
nicht zu entnehmen ist, wer nacli der Absicht des Klägers zur Ueber- 
nahme der ihm angesonneneu Leistung aus Gründen des öffentlichen 
Beclits fttr verpflichtet erachtet und deuigemäss hierzu verurtheilt 
werden soll. 

Anders liegt die Saclie bei der eyentaellen Klage. Dabei fehlt 
es nicht an einem bestimmten Antrage, es sind nnr zwei oder mehrere 
Antrftge fttr den Fall, dass den Torhergehenden nicht stattzugeben sein 
sollte, aneinandergereiht. Solche erentnelle Klagen sind gerade auf dem 
Gebiete des § 56 Abs. 4 des Znständigkeitsgesetzes stets zugelassen 
worden, und zwar umsomehr, weil die polizeiliche Anordnung voll- 
streckbar wird, wenn es dem Kläger nicht gelingt, in dem gegen die 
Wegepolizeibehörde gerichteten Verfahren den statt seiner Verpflichteten 
als Mitbeklagten heranzuziehen, als verptiichtet aber in Wegesachen 
sehr verschiedene Hechtssubjekte iu Betracht kommen können. 

Nr. <3. Entgeh, dva Treuss. Oborrorwaltungsgeriehts. 
8. Senat Vom 1. Dezember 1900. 

(BMaob. d. O.V.O. Bd.n. 8.S17.) 
Knwkenvwtlolieniig rfer Arfeeltsr. 

Für das Erankenversichernngsrecbt werden das Besch&ftignngs- 

verhältniss sowie die darauf beruhende Versicherungspflicht sowohl durch 
einen Vertragsbruch des Arbeitgebers als auch durch einen solchen 

des Arbeiters beendet. 

Auch für die Berechnung der drei Wochen, während welcher 
ein Kassenmitglied einer auf Grund des Krankenversicheningsgesetzes 
errichteten Kasse angi-liört haben niuss. um bei seinem Ausscheiden ans 
der Kasse infolge eintretender Erwerbslosigkeit den Anspruch auf die 
gesetzlichen Mindestleistungen der Kasse zu behalten, ist § 7b a des 
Kraukeuversicherungsgesetzes massgebend. 

Nr. 74. Entseh. des Beutsehen B«tehsgerleht8. 
1. Straf-Senat. Vom ld./20. Dezember 1900. 

(Ent-ch. 1 Strafs. Bd 31 S 45.) 

§ 243 Nr. 3. Der 8. g. Automatendiebstahl (Entwendung von Gegenständen aus Auto- 
maten mitteis Einwarf von Metallplatten, Knöpfen etc. anstatt eeldmünzen) ist nicht 

alt aohwerw IHehttnhl anmnhen. 

Nach der Feststellung des ersten Richters hat der Angeklagte G. 
aus Automaten, welche sich im Inneren von (Jebftnden befanden, 
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Chokoladeiitafeln enf wendet, indem er in die zum Einwurf von Zehn- 
pfennigstückeu bestimmte Oeftnung anstatt solcher (jeldstücke Metall- 
plättclien von gleicher Grösse und gleichem Gewi<dit hineinwarf. Mit 
Unrecht erblickt die Strafkannuei in diesem Thun die Thatbestands- 
merkmale des schwereu Diebstahles im Sinne des § 243 Nr. 3 St.G.B.'s. 
Die Automaten sind, wie bekannt^ verachloosrae Beh&Unisse, in weleh^ 
sich die za yerkanfenden GegenBtftnde (hier die Chokoladentafeln) and 
zugleich ein eigenartiger Mechanismus, befinden, mittels dessen nadi 
Einwurf eines bestimmten Geldstflckes einer der Gegenst&nde ans einer 
Oeffnung des Behftlters herausfällt; der ganze Inhalt des letzteren 
pflegt durch ein gewöhnliches mit zugehörigem Schlüssel zu eröffhendes 
* Schloss verschlossen zu sein. Zweifellos wftrden nun die Yoraussetzungen 

des § 243 Nr. 3 a. a. 0. gegeben sein, wenn dieses Schloss mit einem 
anderen Werkzeuge, als dem dazu bestimmten Schlüssel, eröftnet und 
sodann der Inhalt des Automaten ganz oder theilweise in diebischer 
Absicht herausgenommen wird. Anders verhält sich die Sache in dem 
hier vorliegenden Falle. Um auf die vom Eigenthiimer des Automaten 
beabsichtigte Weise iu den Besitz einer der darin befindlichen Choko- 
ladentafeln zu gelangen, hat iimi den Verschlus.s des liehältnisses gar 
nicht anzutasten, letzteres gar nicht zu erütfnen, sondern es muss 
. lediglich durch den Einwurf der Münze der innere Seukmechanismus 
herabgedrückt werden« was zur Folge hat, dass durch eine schon vor- 
handene Oeffhung der herauszuholende Gegenstand hindurchfiUlt. Aller- 
dings ist zuzugeben, dass in gewissem Sinne auch hier ein .Eröifhen* 
stattfinden muss, ohne welches ja das Herausfallen des Gegenstandes 
nicht denkbar w&re, und dass das mechanische Hilfsmittel, welches den 
Mechanismus zu dem gewollten Zwecke in Gang setzt, sehr wohl als 
ein „Werkzeug*' bezeichnet werden kann. Indes würde man sich der 
ausdehnenden Interpretation eines Strafgesetzes schuldig machen, wollte 
man aucli hier einen „Verschluss" und ein „Eröffnen" im Sinne des 
§ 243 Nr. 3 St.-G.-B.'s annehmen. Denn nicht ein Oeffncn des ver- 
schlossenen Behälters (der ja verschlossen bleibt), sondern die zeitweise 
Hebung einer, den Austritt aus der dazu bestimmten Oethuing hin- 
dernden Sperrung wird bewirkt, indem durch den Kinwuif auf den 
Mechanismus gedrückt wird. Das Schloss de.s Aut(uiiateu soll lerner 
das darin betindliche Gut vor unberechtigtem Zugreifen sichern, der 
Mechanismus hingegen soll das nicht, sondern er soll den Automaten 
gewissermassen zum Verkäufer machen, der gegen Empfang des Preises 
die Waare ttbergiebt. Und nicht ein nur in den Hllnden des Eigeu- 
thiimers oder des Berechtigten befindlicher Schl&ssel ist hier zum 
Eingriff in das Innere des verschlossenen Behälters bestimmt, sondern 
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eine Geld münze, .sie in zahlloser >renge vorhanden ist nnd sich 
in jedermanns Hand befindet; während also der § 243 Nr. 3 St. G.B, 's, 
wenn er von dem Eröffnen eines Behältnisses mittels falscher Schlüssel etc. 
spricht, nur an ein Verschlussmittel denken kann, welches bei ordnuufjs- 
gemässer Oeftuung aiisscUliesslich durch ein eigenes hierzu ver< 
fertigtes Werkzeug yoa aussen zn öffnen ist, hum doch hiervon 
dann nicht die Rede sein, wenn jedermann sich nur einer seiner Oeld- 
mftnzen zn bedienen braucht, um ordnungsgemäss Zutritt zum In- 
halt des Automaten zu erhalten. Alle diese Erwignngen aber lassen 
es als auageschlossen erscheinen, den § 243 Nr. 3 StB.G.*s auf den sog. 
Antomatendiebstahl in Anwendung zu bringen. 



Nr. 75* Entseh. des Prenss. Oberrerwaltniigsgerlehts. 

4. Senat. Vom 17. Dezember 1900. 

(PreusB. Eisenb -Arcb. IW»?. Heft 4 S 957 ; 

Anfechtung polizeilicher Verfügungen. 
Znr Eink'^iiiirr der Eechtsniittel jregen eine ludizeiliche Verfügung 
ist nicht nur dei jenige befugt, an den sie gerichtet worden ist, sondern 
auch jeder Dritte, des.sen Rechtssphäre durch die Verfügung unmittel- 
bar berührt wird. Es legitimirt jedoch nicht unter allen Umständen 
jede Beeint ruL hl igung der Vermögensinteressen eines Dritten, welche 
mit einer polizeilichen Verfügung in irgend welchen ursächlichen Zu* 
sammenhang gebracht werden kann, zur Einlegnng von Rechtsmitteln. 
Die Rechtsmittel gegen polizeiliche Verfügungen sind yielmebr dritten 
Personen nur im Falle eines unmittelbaren Eingriffb in ihre Vermögens- 
rechte gegeben. Ein mittelbares finanzielles Interesse genügt nicht. 



Kr. 76. Entseh. des Prenss. Oberrerwaltangsgerlehts. 
3. Senat Vom 23. Januar 1901. 

(Entgeh, fl. O.V.O. Bd. 88. 8. SüS I 

Krankenversicherung der Arbeiter. 

Bei einer Aenderung der statutarischen Bestimmungen über 
die Leistungen der Krankenkasse an ihre Mitglieder darf, srnvcit nicht 
der die Heiabsetzung der bisherlgf^i Kas.senleistungen betreil'ende Abs. 3 
des § 26a des Kraiikenver.siclierungsgesetzes entgegensteht, vorgesehen 
werden, ob und wieweit sie auf die vor ihrem Erlass eingetretenen 
Uuterstützungsfälle zur Anwendung kommen soll. 

Fehlt es an einer solchen Bestimmung, so gilt eine den Inhalt oder 
den Umfang der Eassenleistungen erweiternde Statutenänderung nicht 
fftr schon erkrankte Mitglieder. 
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Nr. 77. EntsHi. i\vs KassatioitslK^fos iu Rom. 

Vom 29. Januar 1901. 

(Zeltiehr. t. d. Internat. Eiäcnb.-Transp. X. Nr. 7. S. m.) 

Art 17 Internat. Uebereiiik. lieber die Bedeutung des der bdineeitlien Roilfnbniiter- 
■elNMio direh dei Adreteate« erlheiNeM Aiftniiee, die tahnhoflaierade SeiidMg feel 
der Eltenbahn » erbeben, nach ItallenItobeB Redii 

Eine mit Nadmahme belastete Sendang war bahnhoflagernd auf- 
gegeben worden. Der von der Ankunft benachrichtigte Adressat be- 
auftragte die bahnseitig bestellte Roll fuhr- Agentur, ihm die Sendung 
zuzuführen. Die Sendung wurde dem Kollfuhrraann verabfolgt, und er 
führte sie dem Adressaten zu. Dieser verweigerte jedoch die Annahme, 
worauf der Bahn die Sendung von dem Fuhrmann zurückgestellt wurde. 

Die Eisenbahn verlangte v<»n dem Adre.s.saten die Zahlung der 
Nachnahme und erhob auf des.sen Weigerung hin gerichtliche Klage 
gegen ihn. Diese wur<le darauf gestützt, dass der Adressat die Sendung 
durch das Mittel des Rollfuhrmanns als seines beauftragten Stell- 
vertreters angenommeü habe und 'deshalb zur Zahlung des auf der 
Sendung haftenden Betrages verpflichtet sei. 

Die erste nnd die zweite Instanz wiesen jedoch die Klage ab, 
worauf sich die Eisenbahn mittelst der Nichtigkeitsbesehwerde an den 
Kassationshof in Rom wandte. Die Beschwerde wurde jedoch ebenfalls 
abgewiesen. 

Der RoUftthrmann sei einfach der nachfolgende Frachtführer ge- 
wesen, welcher die Sendung dem vorgehenden Frachtführer abge- 
nommen und weiter befördert habe. Diese Handlung des liollfuhr- 
manns sei ohne rechtliche Bedeutung für die Frage der Annahme des 
Gutes durch den Adressaten, und verpflichte diesfalls weder den 
Adressaten noch den Kullfuhrmann. Die Vorschrift von Artikel 110 
des allgemeinen Tarifes gehe allerdings dahin, dass das Gut nur dem 
Adressaten oder einer von ilim gehörig bevollmächtigten Person auszu- 
händigen sei. Allein diese \ iirs( lirift sei nicht zwingenden Rechtes und 
könne durch eine abweichende Vcreiubaruug ersetzt werden. Der 
Vorderrichter habe nun in für den Kassationshof verbindlicher Weise 
thatsttdilieh festgestellt, dass dem BoUfubrmann von dem Adressaten 
nur der Auftrag, ihm das Ont zuzufahren, nnd nicht auch der Auftrag, 
in seinem Namen das Out anzunehmen, erteilt worden sei. Es habe 
der Eisenbahn frei gestanden, dem Bollftihrmann das Gut trotz 
mangelnder Vollmacht zur Annahme auszuhändigen oder nicht; wenn 
sie es dennoch verabfolgt habe, so sei das Gut trotzdem nicht als an- 
genommen zu betrachten gewesen. 
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Kr. J8. Entseli. des IMtuss. OI)ei'yorniiltiiii^:8gerii'ht8. 

4. Senat. Vom 4. Februar 1901. 
(Pr«B8*. BiMBik-Ank. IWM. Heft 4. 8. MS.) 

VeritfMg md Eliiitlnig iffaiUlehtr Wtgt. ZiittiidfgkettsiM. vm I. Alf. 1883 6 87. 

Die Wegebaupolizeibehörde hat bei der Verlegang und Einsdehung 
öffentlicher Wege nicht nur die Interessen des Öffentlichen Verkehrs, 
sondern auch andere öffentliche, insbesondere volkswirthschaftliche Inter- 
essen, z. B. die Interessen des Bergbaues zur Ermöglichong der Anf- 
schliessnng von Kohlenlagern, die Interessen der Scfaifffabrt zur Anlage 
einer Schiffswerft n. s. w. zu berOeksichtigen. 



Xr. 70. Kiit^< Ii. des Deutsclie« Rolehscorlchts. 
4. Stral-Seuat. Vodl 12. Februar 1901. 

(ButMb. f. straft. Bd.S«. ai51.) 

V«r8fMioll|«teti vtm LMI 1869 §§ 44 Abt. 2 ff., 182. BegMlMlieiirafslativ vm 

15. Dezember 1869 S.Juli 1888 § 31. Bei der TranspcrtObernahme des Gutes darsli 
eiae fieiellwhaft ist Waarenfütirer diejenige piiysisclie Person, welche in derea NaHM 

die thatsächliche Verfügungsgewalt Ober das Gut ausübt. 

Das Vereinszollgesetz betrachtet als „Waaienfülirer" im Sinne 
von §§ 44 Abs. 2 u. flg., dem zuiülclist die Verpiliclitung auferlegt ist, 
die mit Begleitschein I abgefertigte Waare unverändert ihrer Be- 
stimmung zuzuführen, sie dem Amte, von welchem die Schlussabfertigung 
zu bewirken ist, zu gesteilen, bis dahin auch den etwa angelegten 
amtlichen Versehlusa miYerletzt zu erhalten, Immer nur diejenige 
physische Person, welche die Waare zum Zwecke des yon ihr Aber- 
nommenen Transportes jeweilig in ihrer thatsftchlichen VerfQgnngsgewalt 
hat Nach dem bei Zoll- und Steuergesetzen geltenden Grundsätze 
(ygl. § 13 y.Z.G.*s) hUt sich der Staat wegen Erf&Unng der zoll- und 
steuerrechtlichen Verpflichtungen an die Sache und deren Inhaber. 
Demgeraflss ist auch da, wo der Transport für Rechnung einer Gesell- 
schaft, Körperschaft, „juristischen" Person in weiterem Sinne, die nur 
durch ihre Vertreter handeln kann, ausgeführt wird, die Verantwort- 
lichkeit für Erfüllung der Verpflichtungen, wie die Verpflichtung 
selbst derjenigen physischen Person auferlegt, welche iu deren Namen 
jene thatsächliche Verfügungsgewalt ausübt. 

Vgl. Entsch. des E.G.'s in Strafs. Bd. 12 S. 11%, Bd. 18 6. 424 flg., 

Bd. 21 S. 377 flg., Bd. :J2 S. 380 flg. 
Sofern daher die Frankfurter Güter- Eisenbahn- Gesellschaft, über 
deren i-echtliche Natur und Organisation nichts Weiteres erwähnt wird, 
als dass Angeklagter ihr pDirektor** sei, in der That, wie Beschwerde- 
führer sie behandelt und wie es nach der Firma möglich erscheint, 
den Charakter einer jener «juristischen* Personen trfigt, so ist es nn- 
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zutreft'end, sie als Waarenfiiliier im Sinne des Gesetzes anzusehen. 
Vielmehr war zu prüfen, welche physische Person als ihr, die oben er- 
drterte thatsichliehe Verfügungsgewalt beim Transport der Waare aas- 
ttbender Vertreter im massgebenden Zeitpunkte der nnerlaabten Ver« 
ffigang fiber das Zollgut anter Unterlassang der Gestellung vor der 
Zollbehörde fungirte. In diese Prfifung ist die Strafkammer nicht 
eingetreten. Die Möglichkeit, dass dies der Angeklagte als «Direktor' 
und muthmasslicher Bepr&sentant d6r Gesellscbsft war, wird durch die 
getroffenen Feststellaugen ni« ]it ausgeschlossen. Denn einerseits steht 
nicht fest, dass er während seiner Abwesenheit von Breslau seiner 
Vertretungsbefugnisse und -pflichten enthoben gewesen wäre. Anderer- 
seits schloss seine Unkenntniss vom Eingniin^c des Gutes weder die Er- 
langung der eigenen Verfügungsgewalt durch Stellvertreter — die im 
Zweifel mit allgemeinem Auftrage versehenen Angestellten des Ge- 
schäftes, soweit solche nicht nach den konkreten Verhiiltnissen etwa 
selbstständig verfiigungsberechtigte Vertreter der Gesellschaft sein 
sollten — noch die eigene Verantwortlichkeit für seine Werkzeuge oder 
Gehülfen aus. 

Nr. 80. Entseh. dos Deutsdieii Kolehssn'rifhts» 

6. Civil-Senat. Vom 14. Februar 1901. 

(Preuss. Elacnb.-Arch. 1003. lleii l. s Vib.) 

Oer Staat nratt direh seiie WINamerfme dafir sorgen, datt an die BeantM ■lekt 
AitprSeb» iMtallt werdea, welch« Ikre Seeeadhelt aa Imebidisen leeliaet sM, «ad 

dass die für die Ausführung der den Beamten Sbertragenen Geschäfte erforderlichen 
Einrichtungen, soweit möglich, so beschaffen sind, dass dadurch Iceine Gefahr für die 
Gesundheit der Beamten entsteht. Ein scbuldhaftes Verhalten liann ihm aber in dieser 
Betlebiag anr-dana veriewerfen werdea, weaa eiee selaer verantwortllehea Wllleae> 
orgaae wiseta oder wieeea musste, dass sein Verhattei die Qeeaadhelt des 

Beamten gefährdete. 

Das Berufungsgericht hat nun zwar festgestellt, dass Kläger im 
Winter 1894/95 in einem das zulässige Mass erheblich übersteigenden 
Grade überlastet und sein Arbeitsplatz ungenügend beleuchtet gewesen 
ist. Dagegen ist nicht ausgesprochen, dass die Gefährdung der Gesund- 
heit des Klägers durch diese TJmstände von einem verantwortlichen 
Willensorgau^ des Beklagten hat vorhergesehen werden müssen. Ans 
dem Umstände, dass Kläger mehrfach aber zu grosse Arbeitslast und 
schlechte Belenchtuug geklagt hat, folgt noch nicht ohne weiteres, dass 
seine Vorgesetzten ersahen, oder bei gehöriger Aufmerksamkeit ersehen 
mossten, dass die gerügten Uebelstände der Gesundheit des Klägers 
schädlich waren. 

Sollte das Bemfbngsgericht aber mit dem ersten Bichter davon aus- 
gegangen sein, dass die Voranssehbarkeit eines Schadens nicht erfordere 
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licli war. da es sicli um Verletzung: einer Vertrapsiilliclit handele, so 
würde dies rechtsirrig sein. Der Beschädigte hat allerdings, wenn er 
Schadensersatz wegen Verletzung einer bestimmten Vertrag.sptlicht 
fordert, nicht zu beweisen, dass der tiegner seine Verbindlichkeit 
schiildhafter Weise nicht erfüllt hat. Die Verpflichtung des Dienst- 
herrn, im Interesse der Gesundheit eines Bediensteten etwas zu tliuu 
oder zu unterlassen, liegt aber nur dann vor, wenn ein gegeutheiliges 
Verhalkeii die Gesundheit des Bediensteten gefährden wQrde. Es kann 
deshalb dem Dienstherrn ein schuldhaftes Verhalten nur dann Torge- 
worfen werden, wenn er wusste oder doch wissen musste, dass sein 
Verhalten die Gesundheit des Bediensteten gelllhrde. 



Xr. 81. Eutseh. des Treuss. Oberverwaltuiigsgericlits. 
4. Senat. Vom 18. Febraar 1901. 

(Entseb. «. O.V.O. Bd.M. 8. »Hu 860.) 
ErtbellODi der BaiieNhnlgesg. 

Die Polizeibehörde ist berechtigt, einen nur bedingt ertheilten 
Banken sens zurückzunehmen, wenn der Bauunternehmer die ErfftUnng 
der gestellten Bedingungen ablehnt. Denn der Konsens war nur unter 
der Voraussetzung ertlieilt, dass der Uuteruehnier sich den Bedingungen 
unterwerfen würde. Lehnte er deren Erfiillung ab, .so üel damit .sowohl 
die Bewilligung der Ausnahme als auch der auf die Ausnahmebewilligung 
gegründete Baukonsens in sich zusammen, und die Polizei war l>efa2:t, 
die Unwirksamkeit des Konsenses dadurch, dass sie ihn ausdrücklich 
zurücknalini, zur (leltnnfj; zu bringen. 

Der Antrag auf ErLheilung des Baukonsenses kann, auch wenn eine 
ihn versagende Verfügung unangefochten geblieben iut, dennoch jederzeit 
wiederholt werden; auch darf gegen jede neue Ablehnung wiederum 
Besehwerde erhoben werden. Ingleichen kann der Unternehmer bei der 
Polizei jederzeit die Abänderung oder Zurftcknahme einer im Bauschein 
auferlegten Beding^ing von neuem beantragen, obgleich er den Banschein 
zunftehst unangefochten gelassen hat. Jeder derartige Antrag hat eine 
selbständige Bedeutung; seine Ablehnung stellt eine neue polizeiliche 
Verfügung dar, die mit den zulässigen Rechtsmitteln anfeclitbar ist. — 

Folizeiverordnungen, welche da, wo Baufluchtlinien nicht bestehen, 
für die Gebäude Entfernungen von dem Rande öffentlicher Wege vor- 
schreiben, entbehren keineswegs dor Hechtsgiltigkeit. 
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Xr. 83. Entscli. des Vrcuss. Obcrvorwiiltniiirsgericlits. 
4. Senat. Vom 18./29. April 1901. 

(Pniim. BlMllb.-Afeb. IMI. H«(l «. 8. MS.) 

WeiebuiMliiti »Ii WnebMpflIeht ZutindlfkaHsintti von I. AMfitst im | 55. 
LuilMv«rwalt*Ges. vom 30. Juli 1883 §§ 127 (T. Fluohtlinienges. von 2. Juli 1875* 

Die Sorjre dafür, dass den Bedürfnissen des öffentlichen Verkehrs 

Oen&ge geschieht, nnd damit die Befitimmung darüber, durch welche 

Massregeln dieses Ziel zu erreichen ist, weist das öffentliche Recht 

allein der Werrepolizeibehörde und nicht dem Wegebau- 

p flicht i{;en zu. l)i'r Wegebauijflichtigc hat als solclier auf diesem 

GJebiete nur die Stellung, dass er leisten iiiuss, was die Wegepulizei- 

behördc, eventuell uuter Billigung des Verwaltuugsrichters, von ihm 

fordert. 

Der Wegebaupilichiige hat, ebensowenig wie ein Privatmann oder 
wie eine Gemeinde, die hierbei nicht anders steht wie ein Privatmann, 
kein im YerwaltangsstreitTerfahren oder dnrch förmliebe Beschwerde 
gemäss §§ 127 iL des Landesverwaltnngsgesetzes verfolgbares Becht, 
gegen den Willen der Polizeibehörde öffentliche Wege so 
schaffen oder bestehende öffentliche Yerkehrsanstalten in bestimmter 
Weise herznrichten. 

Das gilt auch von öffentlichen Strassen, f&r welche Flachtlinien 
auf Grund des Gesetzes vom 2. Juli 1875 festgestellt sind, sowie von 
der Instaudhaltang von Brücken ttbei* öffentliche Ströme. 



Nr. 83, Eutseh. dos Oosterr. Obersten Gcrlelitshofes 

Vom 24. April 190^. 

(Oesterr. Eisenb. Verordn.-BI XV. Nr, 99. S. 2405.) 

Dit hol dm Bfiriilo dir tolermtlooalofl GotolloolMifl dor SeUahmitt Ii dorm 
Soblafv Salon- und RootairttloMwatoa beoeklflivtmi, |0|oo Unfall voroMiorlon Bo* 

dionoteten dieser Gesellschaft sind als Eisenbahnbedienstete im Sinne des Art. I, Z. I, 
des Gesetzes vom 20. Juli 1894. R.-G.-Bl. Nr. 168, anzusehen. Auf sie findet demnach, 
falls Ihnen ein Entschädigungsanspruch nach den Beatinimungen dieses Gesetzes zu> 
steht, flOMlio Art. VII, Abo. 4, iloo fonannton fioootteo mit dar iaoolNt orwltatoo 
Elntehflnkani das HaflpliloMiooett vom 5. Mirs 1869, R.-8.-6I. Nr. 27, kohio Anwendnag. 

Nach den im Handelsregister erliegenden Statuten der Internationalen 
Gesellschaft der Schlafwaggons besteht der Zweck dieser Oesellschaft 
in dem Betriebe von Schlaf-, Salon- nnd Rostanrationswaggous auf den 

Eisenbahnen, sowie in dem Betriebe alles dessen, was die Bequemlichkeit 
der Reisenden verbessern und deren Befürdening auf den Eisenbahnen 
erleichtern kann. 



*) Siehe Kntscb. desselben Ucricbtshofcs vom 14. M&rc 1901 in dieser Zeitschrift 

Bd. xym s. 85. 
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Narli Inhalt des zwisclieii dieser ( u/sellsclialt und der lietrettcuden 
Eisenbahnunternelimun«^ g^csclilossencn Vertrages hat die Gesellsehali 
nicht blos diese Waggons beizustellen, stjndern auch den Dienst mit 
diesen Waggons zu nberuelnnen, wogegen sie ihre Eiunahuien in 
den Znsatzbeträgen zum Fahrpreise und beim Verkaufe der Speisen 
and Getrinke findet. Ibre Bediensteten sind den Vorständen der Stationen 
nnd den ansflbenden Verkebrsbeamten, sowie den Zugführern der Züge, 
mit welchen die Wagen laufen, untergeordnet nnd haben den Weisungen 
derselben, insofern sie den Bahnbetiieb betreffen, unweigerlich Folge 
zu leisten.. Hieittus, sowie ans dem Umstände, dass die Schlaf-, Salon- 
und Restanrationswaggons zu den zum Betriebe der Eisenbahnen ge- 
hörigen Anlagen zu zählen sind, folgt, dass der Fahrbetrieb der Inter- 
nationalen Gesellschaft der Schlafwaggons einen Theil des Eisenbahn- 
betriebes bildet, und dass die (lesellsehaft selbst Theilnelimerin an dem 
Betriebe der Eisenltahnt-n und als solche versicherungspflichtig ist, weil 
dieser Verptiiclitung, wie bereits erwähnt wurde, der gesamnite Betrieb 
der Eisenbahnen, daher auch jeder Theil dieses Betriebes unterworfen 
ist. Deshalb müssen auch die in diesem Theile des Eisenbahnbetriebes 
beschäftigten Personen als Eisenbahnbedienstete im Sinne des Art. I, 
Z. 1, des citirten Gesetzes angesehen werden, wubei es ganz gleichgiltig 
ist, von welchem Theiluehmer des Betriebes sie besoldet und von 
welchem Theünehmer die Versicherungsbeiträge befahlt werden. 

Thatsächlicb wurde, wie in der Note der Arbeiter-Unfallversicherangs- 
anstalt bestätigt wurde, der Fahrbetrieb der Internationalen Gesellschaft 
der Schlaf waggons Yom 1. Jänner 1898 an hinsichtlich des der am Sitze 
der Versicherungsanstalt befindlichen Division unterstehenden gesammten 
Fabrpersonales gemäss Art I, Z. 1, des citirten Gesetzes versicherungs- 
pflichtig erkannt und diese Entscheidung im Instanaffenzuge durch die 
Statthaltcrei bestätigt. Wenn gleichwohl diese Anstalt in ihrer Note 
der Ansicht Ausdruck gibt, dass Kläger nicht als „Eisenbahnbediensteter" 
versichert ist, obwohl die Unternehmung unter dem Titel „Eisenbahn- 
betrieb" eincatastrirt ist. und dass die Auwendung dieses Titels nur 
ein technischer ( 'lassitirutionsbehelf ist, so ist diese Ansicht für die Ent- 
scheidung der (Ttiichte weder bindend noch massgebend. 

Da der Kläger zur Zeit seines Unfalles als ständig angestellter 
Koch des Restaurationswaggons in dem zu dem Betriebe der fraglichen 
Eisenbahnuuteruehmung gehörigen Fahrbetriebe der Internationalen Ge- 
sellschaft der Schlafwaggons beschäftigt war, muss er als versicherter 
Eisenbahnbediensteter angesehen werden, und findet das Gesetz yom 
5. März 1869, R.-G.-B1. Nr. 27, auf ihn keine Anwendung. 
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Nr. 84. Eutseh. lU's Preiiss, Oborvorw altuiigsgiTielits. 

3. Senat. Vom 13. Mai 1901. 
(Ibtaeh. d. O.T.6. Bd. II. aiTS.) 

fiTMtei Im poHwIliuhM V«r*Nmii|tre€lite. 6M«tt fiber die PttlUelvarwaltmif v«a 

II. Mirz 1850 § 6. 

Das polizeiliche Verordnnngsreclit enthält auch die Befugniss, znm 
Schutze der ihm j^esetzlicli ziiprewiesenon Totcrcssen das G rundcigeii- 
thum gewissen Beschränkungen zu unterwerfen. Ks (hui' das 
aber nicht zum Zwecke der Förderunsf der wirtlischaftlichen Interessen 
der Nachbarn geschelien. Fiir das ixdizeiliclie Verf ügun j^srecht ist 
allerdings eine so weit gehende Befugniss der Polizei, behufs Ab- 
wendung von eigentlichen Nothständen und unter Umständen auch 
dann anzuerkennen, wenn zar Abwendung von erheblichen Verniügeus- 
DEchtheilen die nftchdoi Oesetcen mdgliclie Hilfe bei der zuständigen 
Behörde nicht rechtzeitig za erlangen ist, jedoch vorbehaltlich des im 
Rechtswege zu verfolgenden Entschädigangsan^pnichs des von der Ver- 
fttgnng Betroffenen gegen deqjenigen, zn dessen Gunsten sie ergangen 
ist Fftr das polizeiliche Verordnungsrecht, das auf die Aufstelhing 
allgemeiner Normen abzielt, besteht indessen, soweit die Oesetze im ein- 
zelnen nicht mehr zulassen, die aus der Aufgabe der T^'lizeibehörden 
wie sie im § 10 A. L.-R. II 17 ihre Umschreibung gefunden hat, sich 
ergebende Schranke, dass sie nur das Erforderliche zur Erhaltung 
der öffentlichen liuhe, Sicherheit und Ordnung und zur Ab- 
wendung der dem Publikum oder seinen einzeluen Mitgliedern bevor- 
stehenden Gefahren zu verfügen haben. 

Nr. 85. Entgeh, des Oesterr. Obersten Ocriehtsliofes. 

Vom 14. Mai 1901. 

(OMtenr. KtoenWTerordiL-Bt. XV. Mr. 98. S. tm) 

1. Die dem Aotionscomit^ einer zu errichtenden Actlengesellsohaft gegenüber abge- 
gebene Actienzeichnungs-Erklärung begründet für die später constituirte Actiengeaell« 

«chaft ein Klagerecht auf Einzahlung der Aotlen gegen den eäumigen Zeiobner. 

2. ist die Voraietetzmg, anter weloher eine Aetleszeloliiiung •rfvlgl«, In der eohrlfft- 
lichen Zeichnungserklärung nicht ausdrücklich zur Bedingung gemacht worden, ee hat 
dieeelle, Ib Falle ele sieht zutrifft, auf die Giitigi^eit der Aotleiseloliimi fcelses Ela* 

fluss (§ 901 a. b. G.-B.). 

1. In der vorliegenden Stammactien-Zeichnungserklärung verpflichteten 
sich die Unterfertigten, darunter auch die Eleklricitätsgesellschaft, an 
welcher der Beklagte zu einem Fünftel betheiligt war und ist, die ge- 
zeichneten Betrüge durch üebemahme und Volleinzahlung tos Stamm- 
actien der zu constituirenden Actiengesellschaft zu leisten. 

Diese Urlouide mnss der klagenden Oesellschaft gegenfiber als eine 
rechtsverbindliche Actienzeichnung im Sinne der Art. 208 und 209 
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H.-Ci.-li. angesehen wi ideii. Denn wenn überhaupt zufolge iles Art. 208 
H.-G.-B. eine Actiengesell.schaft nur mit j-taallither licnehniigung ins 
Leben treten kann, zum Behufe der Genehmigung aber iler Gesellschafts- 
vertrag, worin die Hübe des Grundcapitals und der Betrag, auf welchen 
die einzelnen Actien laoten, anzugeben sind, der genehmigenden Behdrde 
vorgelegt werden moss, so Hegt es in der Natnr der Sache, dass den 
an der Grflndnng des Unternehmens Betheiligten, im Torliegenden Falle 
dem Actionscomit^, daran gelegen sein mnss, noch vor der Erlangung 
der staatlichen Genehmigung durch rechtsyerbindliebe Erklärungen die 
Abnahme der Actien sicherzustellen. Durch die Zeichnung einerseits 
und die Annahme derselben durch das Actionscomit6 anderseits wurde 
kein Vertrag begründet, aus welchem dem einen Contrahcnten gegen 
den anderen Leistungsansprüche erwaclisen würden. Vielmehr wurde 
nichts anderes erzeugt, als die Veijiflichtung der Zei'^-liner, Mitglieder 
der ActiengGsellschalt zu werden, sobald diese begründet sein wird, 
und sodann an die Gesellschaft den Mitgliedsbeitrag, das ist den ge- 
zeichneten Betrag zu leisten. 

Die klagende Actiengesellscliaft ist somit activ legitimirt. 

2. In der Sache: Der Eingang der erwähnten Zeichnungserklärung 
lautet: „In Berücksichtigung des gemeinnützigen Zweckes, welcher 
dureb die Herstellung einer normalspurigen Localbabn verfolgt wird". 
Vorerst ist zu betonen , dass die Gemeinnützigkeit des Projectes ent- 
schieden schon in der Herstellung einer Localbabn an sich — abge- 
seben von ihrer Spurweite — erblickt wurde, da ja die Normalspnrig- 
keit der projectirten Localbabn nicht besonders berrorgehoben worden 
ist. In der obigen Stelle kann aber nur die Angabe des — jedoch 
nicht zur Bedingung gesetzten — Beweggrundes (§ 901 a. b. G.-B.) 
ei'blickt werden. Selbst die ßevisionsschrift sagt, dass die Actienzeiclmung 
unter Voraussetzungen erfolgt sei, welche nicht eingetreten seien. War 
aber, wie im gegebenen Falle, die Voraussetzung nicht als Bedingung 
erklärt, so war sie nur ein Beweggrund, welcher auf die Giltigkeit der 
Actienzeichnung als eines entgeltlichen Vertrages keinen Kinfluss hat 
(§ 901 a. b. G.-B.). ' 

Nr. 80. Eiitseli. des Franx("»s. Kassation-shofes. 

Vom 21. Juni 1901. 
(Zaitaekr. f. d. latMMt Elmb •Tnlu^ X. Nr. 7. S. tw. BalletUi de I» HotneUe-TmiipoTtt. iMt. & u.) 

IMeniat Ufdirtlik. Art 19, 30. Veraitwertliohkelt der EIsmMni fir tte Aitliefmisg 

dM €iitat as den bereoMlstwi EMpflagar. 

Die Verantwortlichkeit der Eisenbahn fftr die Auslieferung des 
Gutes an den berechtigten Empfänger h&ngt von den Umständen des 
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Falles und der Reantwoituiig der Frage ab, ob der EiseubaUu that- 
säcblicli ein Fehler zur Last fällt. 

Eine Sendung Schuhwaren war am 8. März 1898 an die Adresse 
der Witwe Rorios in Toulouse auf dem dortigen Balinliof angekommen 
und der Adressatiu von der Eisenbahn avisiert worden. Unter Vor- 
' Weisung des nur mit dem Familiennameu „Bonos" unterzeichneten Avis- 
briefes stellte sich der Sohn der Witwe Borios anf dem Bahnhofe znr 
Empfangnahme der Sendung ein, welche ihm auch aasgeliefert wurde. 

Da die Sendung nicht an die wirkliche Empfängerin gelangte, ver- 
klagte der Absender die Eisenbahn auf Zahlung des Wertes des Gutes. 
Von der ersten Instanz ist die Bahngesellschaft znr Zahlung yerurteilt 
weiden, weil die Bahn, um sich zu sichern, dass der Avisbrief der 
Adressatin persönlich fibergeben werde, denselben hätte rekommandiert 
senden und sich nicht mit der Unterschrift „Borios" am Fussc des 
Avisbriefes begni'igen, sondern diejenige der Adressatin oder ihres ge- 
setzlichen Bevollmächtigten hätte verlangen sollen, zumal die Sendungen 
an die Adresse 4er Witwe Borios gewüliulicli nicht von deren Sohn ab- 
geholt wurden. 

Der Kassationshof hob dieses Urteil auf, weil keine Umstände 
nachgewiesen seien, aus denen die Eisenbahn hätte vermuten miissen, 
dass die Unterschrift „Borios" nicht diejenige der Kmpfäugerin sei, . 
oder dass der Sohn Borios nicht von seiner Mutter den Auftrag zur 
Abholung der Sendung erhalten habe. 



Nr. 87. Entsch. des Oberlaudcsgcrichts Darmstadt 
Straf-Senat. Vom 28. Juni 1901. 

(D. Jor.-Zellg.VII. IM». Hr. t«. & MB.) 

% 61. Bttriebsordnung fOr die Htuptelteibahnm 0«iittoklaiit vom 5. MI 1902. B»* 
gritr des Versuchs des Ansteigens und der BtwafMO des Wagens. 

Angekl. hatte die ThUr des Eisenbahnwagens geöffnet und war, 
während der Zug in den Bahnhof einfuhr, auf das untere Laufbrett ge- 
treten, auch während des sog. Rückstosses vom Zug abgesprungen. In 
der Revisionsinstanz wurde ausgesprochen: Der Zug hält i. S. der Be- 
triebs-0. erst dann, wenn alle mittelbaren und unmittelbaren Wirkungen 
der Falirt aufgehört haben, also der einzelne Wagen so zum Stehen 
gekommen ist. dass gefahrloses Aussteigen mitglieh wird. Der § 61 der 
B.-O. bat nicht den strafrechtlichen Versuch im Auge; denn § 43 
StrGB. bezieht sich nur auf Verbrechen und Vergehen, während dort 
ehie IJebertretiing vorliegt, die aneh aus FahrUssigkeit begangen 
werden kann; ausserdem bedroht § 61 a. a. 0. das versuchte wie das 
vollendete Aussteigen mit der gleichen Strafe und behandelt den Ver* 
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sach in diesem Sinne, d. h. das Unternehmen des Aassteigens, als ganz 
selbstst&ndige Strafthat, wenn das Aussteigen nicht während der Fahrt 
vollendet wird. Eine andere Kegelung wäre auch niclit sacligomäss, 
(hl (las Aossteigen währcml der Fahlst begonnen und nach Stillstehen 
des Zages vollendet werden kann. 

Xr. 8S. Eiitscli. des Deutschen Kelelisi^erichts. 
1. Straf-Seiiat. Vom 11. Juli 1901. 

• Riit-rl;. i S!r;ii- Uli ;ti s -iM > 

§ 267 Strf.-Ges.-B. An den Zifferblättern von Kontroluhren kann (durch die Wächter 

ete.) UrkmdenfUtehing begangen w«rdM. 

Die Strafkammer ist offenbar davon ausgegangen, dass Stellver- 
tretung der Angeklagten anter sich nicht ihrem Belieben anheimgegeben 
war ; sie waren verpflichtet, den festgesetzten Stundenplan einzuhalten. 
Es Hegt schon in der Natur der Sache, dass die Einhaltung der be- 
stimmten Ordnung wesentlich gefordert war, da ausserdem der Zweck, 
die Arbeitsleistung jedes einzelnen zu überwachen und die Zuverlässigkeit 
des Waclitdienstes durch regelmässige Ablösung zu sichern, völlig ver- 
eitelt wäre. Selbst allenfalls eintretende Notwendigkeit der Stellver- 
tretung konnte somit nur durch Anordnung des Arbeitgebers oder unter 
der Voraussetzung der nachträglichen Genehniiguiig die Abweichung 
Von der Regel begründen. Hiernach waren alle Erfonlernisse, die nach 
feststehender Keclitspiechung des Ueiehsfrerirlites zu dem im Gesetze 
nicht festgestellten BegritTe einer Ui kiuulo gehüren , in den fniglichen 
Zitfeililättern , die überdies, da die Stundenzahlen Schriftzeichen sind, 
Schriftstücke darstellen, gegeben. Sie waren von MeuscheuUaud ge- 
fertigte sinnlich wahrnehmbare Gegenstände, die geeignet und bestimmt 
waren, ausserhalb Ihrer selbst (ihres Daseins oder ihrer Beschaffenheit) 
liegende reehtserhebliche Thatsachen zu erweisen; und die Stichmarken 
insbesondere waren mit einer körperlichen Sache, dem Zifferblatte, fest 
verbundene und für die Beteiligten verständliche Aussagen oder Er- 
klärungen, die keineswegs auf wörtlichen Ausdruck beschränkt sind. 

Vgl. Entsch. des R.6.'8 in Strafs. Bd. 17 S. 352, Bd. 22 S. 183, 

Bd. 34 S. 53. 

Infolge diesei Begri&bestimmnng kann zwischen sog. Tieweiszeichen 
und Beweismitteln kein grundsätzlicher Unterschied gemacht werden. 

Die Beurkundung der Anwesc^nheit des bestimmten Wächters zur 
bestimmten Stunde in bestimmter Nacht an einer bestimmten Uhr in 
den Fabrikiäunicn geschieht nach den Eiitsclieidungsgriinden nicht ein- 
.seitig vom Wächter, sondern unter Mitwirkung des Arbeitgebers, der 
täglich das Zifferblatt mit dem Datum und der Angabe des Standortes 

Sger, KiMnbobnreelitUcli« Knucbeldang«ii XIX. ^ 
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jeder Uhr in die betreffenden TJhrkftsten einlegen lässt und durch den 
Verschluss der KSsteii den Wächter zwingt, rein objektiv den Zeit- 
punkt seiner Anwesenheit zu markieren. Dieser erzeugt damit also 
kein nnr sein Lohnforderangsrecht einseitig geltend machendes Zeichen 
nach Art einer scriptiu a pro scrihente oder einer Lühnh"quidation, sondern 
eine ihm und dem Arbeitp-eber gcmeinschafllirlie, uamentlicli liinsirlitlich 
der Zeit für und getreu ihn beweisende l'rkunde. Man würde dies kaum 
bezweifeln, wenn die Kinrichtung etwa t^o getiolfen wäre, dass (h^r 
Wächter statt der Stichmarke seine Unterschrift oder einen Namen- 
stempel, 

Entsch. des R G.'s in Strafs. Bd. 10. S. 307, 
an ihm allein zagänglichen Stelle eines Papieres anzubringen liätte, 
das durch den Ort der Unterschrift ihren Zeitpunkt erkennen Hess. 
Wer diese Unterschrift f&lschlich statt des betreffenden Wftchtera mit 
dessen Namen gefertigt hätte, hätte nichts anderes gethan als der An- 
geklagte, der das an Stelle der Unterschrift verabredete Zeichen so 
anbrachte, als hätte es ein an der Hand des Stundenplanes genau er- 
kennbarer anderer Wächter als von sich herrtthreud angebracht. 

Die Unterschrift, der Stempel, die Spitzmarke war gleichermassen 
uneclit 



Nr. HU. Kutsch, dvs irandeUuerichts de la Seine. 
Vom 21. iSeptember 1901. 

(Zaitaehr.td.taten»tBtiMib.>Trsiupi.X. Nr. a 8.967. Revae gAsArale dM ehemlnii d« ter et des 

tramways 1002. S. Alb.) 

Internat. Uebereink. Art. 24. Die Eisenbahn Ist weder verpflichtet, den Empfanger. 
der die Annahme des Guts verweigert hat, von dem Verkauf desselben zu unter- 
ritMm, WMli tftdMn Vsrtuuif um EMpfangsert« varzanahnda. 

Falls die Annahme von G&tem vom Empfänger verweigert worden 
ist, so kann die Eisenbahn, welche gemäss Art. 106 des Handelsgesets- 
buches zum gerichtlichen Verkaufe geschritten ist, wenn das Besultat 
des Verkaufs zur Deckung der Frachtkosten, des Lagergeldes und der 
sonstigen Auslagen nicht ausreicht, den ihr geschuldeten Restbetrag 
nnr vom Absender einfordern. Die Eisenbahn ist nicht gehalten, den 
Empfänger darum anzuhalten, dessen Weigerung ihn ausserhalb des 
Frachtvertrafjfes gestellt hat. 

Die Eisenbahn ist auch nicht verpflichtet, den Empfänger von 
dem bevorstelionden Verkaufe zu benacliriclitigen. indem keine gesetzliche 
oder roirUMiiHUtarisclic Bestimmung sie dazu nütigt. 

Endlich wendet tler Absender, um sich der von ihm geforderten 
Zahlung: zu entzielien, ganz zu T^nrecht und ungesetzlicli ein. dass die 
Eisenbahn den Verkauf am Bestimmungsorte hätte yurnehmeu .sollen 
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und nicht in ihrem Magazin in Paris. In Wirklichkeit veipflichtet 
keinerlei administrative Bestimmang die Eisenbahn zur Vornahme des 
Verkaufs der vom Empfänger nicht angenommenen Gftter am Be- 
stimmungsorte und der Veraandt dieser Gttter nach Paris zum Zwecke 
des Verkaufs ist sicherlich im Interesse der Beteiligten selbst ange- 
ordnet worden, da die Aussichten, vorteilhaft zu verkaufen , in Paris 
unstreitig grosser sind als in einer Station in der Provinz. 



Nr. Fnfscli. des Kaunnorgerlchts In Ucrlin* 

Strat-Senat. Vom 9. Dezember 1901. 

vPreuss.Ki8enb.-Arcb.lOU2. Heft 5. s. U32.» 

Die Aafgabtt dir Balmpoliitl Ist die 8teheniii| da» Betriebet. Ai dieser Ziständigkeit 
der Bahipolitel fladet die Zuetlediglieit der allgeeieiiee PellieMSrdei, isebeeoiidere 

die der Ortspolizeibeh(5rden, ihre Schranken. ü\p allgemeinen Polizeibehörden sind 
MBit nicht befugt, betrefTs eines üffenttichen Weges Verordnungen zu erlassen, welche 
ausschliesslich bahnpolizeiliche Interessen zu schützen bestimmt sind. 

Die Eiseilbahn von B. nacli A. ist eine Nebenbahn (Seknndär- 
bahn i, also eine P^isenbaiin im JSinne des Gesetzes vom 3. November 
1838, nicht aber eine Kleinbahn im Sinne des Gesetzes über die 
Kleinbahnen und Privatanschlussbahnen vom 28. Jall 1892 (G.S.S.225). 
Während die letzteren der allgemeinen Polizei unterworfen sind (vergl 
Ausfllhrungsanweisnng vom 13. August 1898 zu § 22 Abs. 5, Gleim, 
Komm. 8. Aufl. S. 139; Urtheil des Kammergerichts vom 24. Juni 1901, 
Johow, Bd. 22 C. 39 ff.), besteht fflr die Eisenbahnen im Sinne des Ge< 
setzes von 1838 gemäss § 23 desselben eine eigene Bahnpolizei (vgl. 
Graf Hue de Grais, Handbuch 14. A. S.666). Das Eisenbahnpolizei- 
Verordnungsrecht steht zunächst gemäss Art. 43 der Reichs- 
yorfassung dem Bundes rath zu (vgl das Erkenntnis des Reichs- 
oberhandelsgerichts vom 2. Juni 1876, Entsch. desselben Bd. 21 S. 00; 
Von Küniip, das Staatsrecht des Deutschen Reiches Bd. 2 8. 320; Arndt, 
Verordnungsrecht S. 102 Dieser hat von dieser Befugniss durch 
Erlass einer Reihe allgemeiner Bestimmungen, zuletzt der Betriebs- 
ordnung für die llauiiteisenbahnen Deutselilands vom 5. Juli 1892 
(R.-G.-Bl. Ö. 691 ffj und der hier in Betrarlit konnnenden Bahnordnuug 
für die Nebeneiseubaiineu Deutschlands vom gleichen Tage (R,-G.-BI. 
8. 764 ff.) nebst den späteren Ergänzungen dieser Ordnungen Gebrauch 
gemacht. Innei'halb der durch die reichsrechtlichen Vorschriften ge- 
zogenen Grenzen steht weiter in Preussen gemäss § 136 Absatz 2 
Nr. 1 des Gesetzes Uber die allgemeine Landesverwaltnng vom 30. Juli 
1883 (G.-S. S. 195) dem Minister der öffentlichen Arbeiten ein Eisenbahn- 
Polizei verordnungsrecht zu (vgl. Rosin, Polizeiverordnungsrecht in 
Preussen 2. Aufl. S. 190 Anm. 17, S. 220 Anm. 1; Gei'land, Recht der 

8* 
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Polizeiverordnnngen 2. Aufl. S. 15, Oppenhoff, Komm, zum Strafgesetz- 
buch 13. Aufl. S. 395 Anm. 27; Fritsch, in Conrads HandwÖrterb. 2. A. 

Bd. 3 S. 510). eiullich sind die Eiseiibabnverwaltnngen berechtigt, ge- 
mäss § 53 der Betriebsurdnnng und § 43 der Balinordnung Anordnungen 
behufs Aufrechterhalt uiig der Onlnun«^ im Bahngebiet und bei der Be- 
förderung; von Personen und Sachen zu treliVn. 

Dio Kisenhahnpolizei ist in derselben Weise wie die all- 
gemeine Polizei Trägerin der Staatshoheit (ver»;!. die I'rthf'ile 
des Oberverwaltungsgerichts vom 12. April 18U0, Justizministerialblatt 
S. 209 ff., und vom 28. September 1892, Entseh. Bd. 23 S. 369 ff., 
von Kamptz, Rechtspr. Bd. 4 S. 783 ff., sowie die in die.sea ürtheilen 
angeführten früheren BntscheidaDgen desselben Oerichtsbofes). 

Die Aufgabe der Bahnpolizei ist die Sicherang des Betriebes. Diese 
Aufgabe hat sie nicht blos dea Bahnverwaltungen und Bahnbeamten 
gegenüber zu erf&llen durch Erlass und üeberwachuog bahnpolizeilicher 
Vorschriften, welche die ordnnngsmftssige und betriebssichere Instand- 
haltung der Bahnaulagen and Betriebsmittel, sowie die ordnungsm&ssige 
Handhabung des Betriebes bezwecken, sondern auch dem die Bahn be- 
nutzenden Publikum gegenüber durch Erlass von Vorschriften, welche 
die ordnungsmässige Benutzung der Bahn sichern sollen, endlich aber 
ancb — was hier in Betracht kommt — durch den Eilass und die Ueber- 
wachung von Geboten und Verboten an das gesanimte. aucli das die 
Bahnen nicht benutzende Publikum, welche den Schutz der Bahnanlagen, 
der Betriebsmitlei und des Betnelies gegen Beschädigungen um! stürenJe 
Eingriffe Dritter bezwecken (vergl. § 44 der Balinordnung. Egt i , Hand- 
buch des Ei.senbahnrechts Bd. 1 S. 35 ff.; Roell, Encyklopiidie des Eisen- 
bahnwesens Bd. 1 S. 265; Eudemann, Recht der Eisenbahnen S. 735; 
Gleim, Artikel Bisenbalinpolizei in von Stengels Wörterbuch des deutschen 
* Yerwaltungsrechts Bd. 1 S. 339; Ergänzungsband 3 S. 88 ff.). 

An dieser Zuständigkeit der Bahnpolizei findet die Zuständigkeit 
der allgemeinen Polizeibehörden, insbesondere die der Ortspolizeibehörden, 
ihre Schranke. (Ebenso das Urtheil des Oberverwaltnugsgerichts vom 
14. November 1900, Entseh. Bd. 38 S. 261; Preuas. Verwaltungsblatt 
Bd. 22 S. 266; von Kamptz, Rechtspr. IM 5 S. 334.) Die allgemeinen 
Polizeibehörden sind somit zwar befugt, Vorschriften zur Wahrung der 
allgemeinen polizeilichen Interessen, auch soweit sie sich mit bahn- 
polizeilichen berühren, zu erlassen; sie dürfen somit beispielsweise zum 
Schutz der Ordnung und .^icherlieit auf einem öffentlichen, eine 
Eisenbahn kreuzenden Wege \'erordnungen erlas.sen . welche geeignet 
sind, gleichzeitig bahnpolizeiliche Interessen zu schützen. Niemals aber 
sind sie befugt, auch betreffs eines öffentlichen Weges Verordnungen 
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za erlassen, welche ansaebliesslieli babnpoUzeiliche Interessen za 
schtttjscn bestimmt sind, und am allerwenigsten dürfen sie, wie dies 
hier geschehen ist, Anordnungen znm Schutz bahnpolizeilicher Interessen 
betreffs der die Öffentliche Bahn kreuzenden Privatwege und Privat- 
bahnen (soweit solche nicht dem öffentlichen Verkehr dienen) erlassen, 
weil der Verkehr auf diesen Privatwegen und Privatbahnen, wie be- 
reits oben hervorgehoben, der polizeilichen Regelung nicht unterliegt. 
(Vergl. über diese Fragen das Urtheil des Oberverwaltnng.sgerichts vom 
24. Juni 1897, Entsch. Bd. 32 S. 219; von KampU, Bechtspr. Bd. ö 
S. 309; £ger a. a. 0. Bd. 2 S. 41 ff.). 



». 91* Entoeh. des FranzOs. Kassatioiisliofes* 

Vom 9. Dezember 1901. 

{ Zeitschr. f. d. Internat El8enb.-TranBp. X. Nr. Itt. 8. 885.) 
Iiternat. Uebereink. Art. 12, 45. Durch die Einreichung des ReklamatloMwNreibens 
wird nach französischen Rechte die Verjährung der FraobterstattyngsMa|9 weder 

unterbrochen noch gehemmt. 

Hr. Jouquieres reklamierte bei der Orleaus-Balin schriftlich wegen 
unrichtiger Frachtberechmiug für einen internen Transport und fiigte 
dem Beklanationsschreiben die nötigen Belege, besonders den Fraeht- 
brief , bei. Die Gesellschaft stellte ihm fftr Schreiben und Belege einen 
Empfangsschein aus. 

Diese Reklamation war bald nach der Vollendung des Transportes, 
auf den sie sich bezog, erfolgt, blieb aber liegen, so dass, als dann 
Hr. Jonqui^res — wir wissen nicht, ob infolge abschlilgigen Bescheides 
oder weil kein Bescheid kam — gerichtliche Klage auf Frachtrftck- 
eretattnng erhob, bereits ö Jahre seit Vollendung des Transportes 
Terstrichen waren. 

Die Bahngesellschaft verlangte, dass die Klage wegen Verjährung 
uligewieseii werde. Das H an delstie rieht von Montau!) an verwarf 
die Verjalirnngseinrede. weil durch die Kiiiliäiidiyiin^^ des Empfangsscheins 
für Reklamation und Belege die Verjährung unterbrochen worden sei, 
und hiess die Klage gut. 

Auf erhobene Nichtigkeitsbeschwerde hat jeduch der Kassations- 
hof das handelsgerichtUche Urteil kassiert, weil die blosse Empfangs- 
bescheinigung keine Anerkennung des Anspruchs (Art. 2248 code dvil) 
bedeute und deshalb den Lauf der VerjfthruDg nicht unterbrochen habe. 
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Kr. Entseh. des Bentselieii Bele1i8gerie1i<»* 

2. Civil-Senat. Vom 10. Dezember 1801. 

I Inr Zt-ffflir. r Fl< T-otlii-inL: .Tahrs 2" Il.-ft "'S S . 

Verpflichtung des Inhabers einer Grube zur Verwahrung derselben. Voraussetzung der 
Uebertragung dieser Verbindlichkeit auf einen Anderen. Civitrechtliches Delikt. 

Zur Veiwahrung einer Gmlie nach .'J67 Nr. 12 St.(i.B. ist nur 
der Inhaber und der darüber Verfügungsberechtigte nach § 367 Nr. 12 
St G. B. verpflichtet (vgl. Entsch. in Strafs., B. 6 S. 64, B. 15 8. 58, in 
Civil». B. 25 8. 66 n. Urth. des III. Strafs. v. 25. Jan. 1890, Jnristiache 
Wochenschrift S. 62). Dieser Verpflichtung genttgt ein solcher nicht, 
wenn er einem Anderen lediglich deren ErfQllnng ttberträgt, ohne ihm 
dabei zugleich die VerfÜgang Qber die Grabe zu tkbertragen, namentlich 
wenn er diesem Anderen nicht durch eine ansdrUckliche Vertrags» 
bestimmnng die alsbaldige Verwahrung zur Pflicht macht und ihn auch 
in der Folge in keiner Weise anhält. Die Nichtbeachtung der straf- 
polizeilichen, auf den Schutz von Leben und (Gesundheit der Menschen 
abzielenden Voi-schrift des i; .307 Nr. 12 St.G.R. stellt sich nicht nur 
als ein strafrechtlichos, sondern im Fall eines hiedurch einem Dritten 
verursachten Schaden.s zutifleich als ein civilrcchtliclies Delikt im 
Sinne des Art. 1383 Code civil dar. 

Nr. 9S. Enteeli. des Deutschen Reichsgerichts. 
2. Civil-Senat. Vom 17. Dezember 1901. 

I Jur. Zc'HscLr. f. Kl'J Li'flirinj,' .lalir^ livü 7/8. S. 427.) 

Wtgfall elier Coivestionalstrafe trotz nicht rechtzeitiger Fertigstellimg von AriwitSB. — 

Eventueller Schadensersatzanspruch. 

a) ^^^'llu die Mügliclikeit, vertragsiiiässigo .Aibeiten innerhalb be- 
slinuntei- Frist muh Abschluss des -Vertrags fertig zu stellen, (lm\h 
ein Verschulden des Bauherrn aufgehoben ist, so kommt auch die auf 
die Verzögerung der Arbeit gesetzte Vertragsstrafe in Wegfall. 

b) Der auf eine AufibrderuQg (Sommation) gestutzte Schadens- 
ersatzanspruch ist sowohl dem Gegenstand als dem Grunde nach von 
dem Anspruch auf die Vertragsstrafe wesentlich verschieden. Er bildet 
daher gegenüber dem Anspruch auf die Vertragsstrafe kein Minus, 
sondern muss ausdrücklich erhoben werden. Wenn dies nicht geschehen 
ist, 80 kann derselbe nicht zugesprochen werden. 

Ar. 94. Knts<']i. des Preuss. Olicrverwaltuiitrsgcrlchts. 
4. Senat. Vom 19. Dezember 1901. 

( KnUcU. d. O.V.CS. M. 40. S. ««.) 

Thoihiahm des EisrnbahsantersehMers an der Uotarlattsai elaee ve« Nim leaise 

lasdeepelizeilicher Anordneng verlegten SITentllcliet Wefes. 

In Folge der Erbauung der Privateisenbahn von A. nach B. wui-de 
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die Landstrasse Ton S. nach der Landesgrenze innerhän» der Feldmark 
des Qntes J. (Provinz Ostprenssen) derart verlegt, dass sie bei dem 
Qatshof J. von dem bisherigen Wegezage nach Sftden abzweigte, am 
den Grenzbahnhof J. heromgefttbrt wurde and in der Nähe der Landes- 
grenze mit der frttheren Strecke wieder zusammentraf. Bei Gelegenheit 
der Uebertragang der wegebaaflskalischen Landstrassenanterhaltnngsr- 
pflicht auf den Kreisverband wurde zwischen dem Wegebauüskus und 
der Direktion der Eiseubahu die Verpfliclitun^^ zur Unterhaltung der 
verlegten Landstrassenstrecke sl reitig, und der Fiskus klagte gegen die 
Direktion der Bahn mit dem Antrage 

in erster Reihe: die Bekhigte zu veruitheilen, anzuer- 
kennen, dass sie zur Unterhaltung der neu angelegten A\'t'ge- 
strecke der Laiulstiasse S.— Landesgreuze innerhalb des üutes 
J. verpflichtet sei, 

in zweiter Reihe: festzustellen, in welchem Umfange die 
Beklagte in Folge der entstandenen Mehrlast an der Wege- 
unterhaltung theilzunehmen habe. 
Dio Beklagte beantragte Abweisung des Hauptantrags und scbloss 
sieb dem zweiten Klageantrag an, worauf der Ereisausschuss dabin 
erkannte, dass der Hanptantrag der Klage abzalehnen und der zweite 
Antrag ,fttr begründet zu erachten* sei. In dem Urtheile wurde be- 
merkt, dass die Ermittelung der Höhe der Mehrkosten sich fttr den 
Ki'eisausschoss er&brige und der freien Vereinbarung der Parteien über- 
lassen bleiben kdnne, da die Beklagte dem zweiten Antrage beige- 
treten sei. 

Bei freier Beurtheilung ergiebt sich, dass der Hanptantrag des 
Klägers von den Vorderrichtern mit Recht zurückgewiesen worden ist. 
(Zur Be^n-iindung wird der Inlialt der Vorgiiiige, betretffiid die landes- 
polizeiliche Priitimg und Feststellung des Fisenbahnprojekts, erörtert 
. und dann fortgefahren:) Hiernach ist zwar die Verlegung der Land- 
strasse auf Gnuid des 4 des Eisenbahngesetzes vom 8. November 1838 
angeordnet, dabei aber keine ausdrückliche Bestimmung über die fernere 
UnterhaltUDg getroffen worden. Bei solcher Sachlage ist, wie der Ge- 
richtshof in stilndiger Rechtsprechung angenommen hat, daron auszu- 
gehen, dass in der Verpflichtung zur Unterhaitang des verlegten Weges 
nur insofern eine Veränderung eintreten sollte, als der Eisenbahnunter- 
nehmer diejenige Vermehrung der Wegebaulast zu tragen bat, die sich 
als Folge der durch die Bahnanlage veranlassten Veränderung oder 
Verleguog des Wegezugs ergiebt (vergl. Urtheile vom 18. November 1882, 
vom 1. Febniar 1896 ujid vom 12. Juli 1897, Entscheidungen des Ober- 
verwaltungsgerichts Bd. IX S. ]86£, Bd. XXX S. 184 ff., Bd. XXXII 
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S. 203 ff.); eiue YerriDgeranur der bisherigen Vei^pflichtung des ordentlichen 
Wegebanpfljchtigen wird durch eine solche stillschweigende Anordnung 
nicht herbeigefttbrt 

Der Haaptantrag des Fiskas ist somit nnbegründet, und auch im 
Übrigen musste die Klage zmiickgewiesen wei'den. Weun der Fiskus 
beantragt liat, „festzustellen, in welchem Umfange die Beklagte au der 
Wegeunterhaltung llieilzunelimeu hat", so kann dahin gestellt bleiben, 
ob der Vcrwaltungsrichtor fiir eine zahlenniässjf^e Feststellung der An- 
theile au der, Unterhaliuiigslast iiarh Quulcii ziistämlifr und ob sie iiber- 
liHUpt nir»{^]i(!!i ist. so lange für die rklheiligung der Eisenbaliu die 
slillschweigtiiile Anordnung der LandesiMjjj/.cibeliünle gilt, wonach sie 
die durch die Verle«rung bewirkte Vernieliruug der Uiiterhaltungslast 
zu tragen hat. Diiui wie der Antrag des Fiskus gestellt war, hätte 
er schon wegeu uiaugcluder Bestimmtheit (§ 63 des Landesverwaltungs- 
gesetzes vom 30. Jali 1883) von dem Kreisausscbasse zarttckgewiesen 
werden mOssen. Die Klage musste, um dem Erfordernisse des § 63 
a. a. 0. zu genftgen, den Antrag auf die Feststellung eines zahlenmassig 
bestimmten Antheils an der Unterhaltnngslast enthalten. Auch mit der 
Feststellungsklage kann dem Richter nur ein ganz bestimmtes Rechts- 
?erbältniss, über dessen Bestehen oder Nichtbesteheu die Parteien 
streiten, zur FeststellnnL^ unterbreitet werden. Für ein Ermittelung.s- 
▼erfahren, bei welchem, wie hier, beide Parteien denselben Antrag stellen, 
und die zahlenmässige Feststellung eines dem Grunde nach unstreitigen 
Kecht.sverhiiltnisses vom Rieliter begehren, oline in Bezug auf die Zahlen 
einander w idersprechende Fordeiuugeu zu erhebeU| ist das Vervvaltungs- 
streitverfabreu uicht gegeben. 



>[r. l>5. Kutsch, des Olierlaiidesu:rrlelits ( oLmar. 

1. Civil-Senat. Vom 3. Januar 1902. 

IS 271, 272 H.6.B. Die Klage auf Aufhebung eines Besclilueses der GeneralvereammlHi 
einer AfctlMiieiellMhafl Ist mwsIiI de« VorstaiHle wie ile« Anfslelitsrathe niistellM. 

Nach § 272 Abs. 1 H. G. B. mnss eine Klage, durch welche ein Be- 
schluss der Generalversammlung einer Aktiengesellschaft gemftss § 271 
daselbst angefochten wird, sowohl dem Vorstand als dem Aufsichtsrath 
zugestellt werden; denn beide sind in derartigen Bechtsstreitigkeiten 
in der Absicht, ein betrügliches Zusammenwirken der Parteien (Eollosionen) 
zu vermeiden, zur gemeinsamen Vertretung der .\ktiengesellschaft vom 
Gesetzgeber berufen. Zur ordnungsniässigen Krhebiing der Klage ge- 
nögt daher nicht die Zustellung an den Vorstand allein. Die Vorschrift 
des § 171 Abs. 3 C.P.O. ist hier nicht anwendbar, da dieselbe nur den 
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Fall im Auge hat, in welchem mehrere gesetzliche Vertreter mit gleichem 
InteresBe vorhanden sind, während nntergebens Vorstand ond Aofsichts- 
rath von verschiedenen Interessen geleitet sein können. Die von dem 
früheren Handelsgesetzbach abweichende Fassung hat nur den Zweck, 
den Parteistandpunkt der Aktiengesellschaft Schürfer hervortraten za 
lassen, nicht aber den einer sachlichen Aendemng. 



Nr. 96*. Entseh. des Prenss. Oberverwaltviigsgerielits. 

3. Senat. Vom 9. Januar 1902. 

( Preuss. Kifii'iil).-Ar( Ii Il. ft l S. M7.i 

Ein Kassenmitglied Icann sicli auf Grund des § 27 des Kranlienversicherungsgesetzes 
die Mitgliedaciiaft bei dea Auascheiden aus der die Mitgliedschaft begründenden Be> 
tcMftl|ug dareh regtlaiMiH BeHraitzthta^o aieh in» erbalteii, wmr es nr Zelt 

des Ausscheidens ans der Beschäftigung bereits dauernd erwerbsunfähig war; es hat 
alsdann auf die sämmtlichen Kassenleistungen In gleichem Masse Anspruch, wie die 
ibrigen Mitglieder — selbstverständlich unter Vorbehalt der Bestimmungen des 

- § 26a iH fletebtt. 

Der § 19 des Gesetzes, der vom Erwerb nnd Verlnst der 
Eassenmitgliedschaft handelt, bestimmt in Absatz 3 letzter Satz ans- 
drflcklich: 

,Die Kasse ist berechtigt, nichtversichernngspilichtige Personen, 
welche sich zum Beitritt melden, einer ärztlichen Untersuchnng 
unterziehen zn lassen nnd ihre Anfhahme abzulehnen, wenn die 

rntersuchuiig eine bereits bestehende Krankheit ergiebt*. 
Der § 27 des Gesetzes, der die freiwillige Fortsetzung des 
Vei-sichernngsverliilltnisses beim Ausscheiden von .Mitgliedern aus der 
die Mitgliedschaft liefri inidonden Beschäftigung regelt, enthält aber eine 
gleiche Vorschrift nicht Daraus allein folgt schon, dass der Gesetz- 
geber die Herin ksichtii/iiiiLr licreits bostehender Kranklieiten nni" bei 
der Niuiaufiiahiuc eines freiwilliucu Mitji:liedes, iiiclit aber bei der frei- 
willigen Fortsetzung des Versicherungsverhältiiisses gestatten will. 
Denn, wenn dies nicht die Absicht war. durfte die Aufnahme der in 
§ 19 Abs. 3 letzter Satz getroftenen Bestimmung in den § 27 nicht 
unterbleiben. Vom Standpunkte des § 27 aus ist es auch nicht etwa 
möglich, zwischen den einzelnen Krankheiten je nach dem Grade ihrer 
Schwere und dem Umstände, ob sie dauernde oder nur vor&bergehende 
Erwerbsunfähigkeit mit sieb bringen, zu unterscheiden. Krankheit ist 
als Orund zur Ablehnung der freiwilligen Fortsetzung der Versicherung 
im § 87 vielmehr Oberhaupt nicht anfgeffthrt und aus ihrer im Gegen- 
satz zu der Vorschrift im § 19 stehenden Nichterwähnung kann nur 
geschlossen werden, dass der Gesetzgeber keinerlei Krankheit, welcher 
Art sie auch immer sein mOge, als Hinderungsgrund für die freiwillige 
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Fortsetzung der Versicherung bat angesehen wissen wollen. Damit 
stimmt auch überein, dass es an jeder Bestimmung im Gesetze fehlt, 
wonacli ein freiwilliges Mitglied, wenn es während seiner Mitgliedschaft 
nach deren Beginn in den Zustand dauernder Erwerbsunfähigkeit {Oe- 
rath, dadurch der Zugehörigkeit zur Kasse verlustig ginge oder von 
ihr ausgeschlossen werden könnte. Ein derartiges Mitglied behält viel- 
mehr in Eniiiiugeluiig einer entgegenstelicndeii Vorschrift trotz seiner 
dauernden P^rwerbsunfähigkeit die Kechte des Mitgliedes, und es be- 
darf auch einer weiteren Ausführung nicht, dass eine gegentheilige Be- 
stimmung, die den Verlust auch der bereits erworbeneu liechte des 
Mitgliedes zar Folge h&tte, dem ganzen Charakter und der social- 
politischen Tendenz des Krankenversicherungsgesetzes nicht entsprochen 
haben wttrde. Dauernde Erwerbsunfftbigkeit ist danach kein Hindemiss 
der freiwilligen Fortsetznng des Versichemngsverhältnisses und eben- 
sowenig der Fortdauer dieses Verhältnisses, wenn es von dem Mitglied 
in erwerbsffthigem Znstand begr&ndet worden* ist. 

Kr. 97. Eiitscli. des Preuss. OherverMnltiingsgeriehts* 

4. Senat. Vom 20. Januar 1902. 

(D. Jur.-ZcUi;. Vll i,im).»T.U. S. 347.j 

Rsobt der PtlliellMMrde zun Verbot von Anla|Oi auf iffSMtllekos Straooe«. 

Die Polizeibehörde ist, auch ohne dass ihr eine ausdr&ckliche Vor- 
schrift einer Polizeiverordnung zur Seite steht, jederzeit berechtigt, die 
Beseitigung solcher Anlagen, wie Freitreppen, die sich auf Strassen- 
land befinden, nnd sie bisher geduldet hat, zu verlangeuj sobald sie 
diese mit der Entwickelnng des Verkehrs fUr unvereinbar hält. Da- 
rüber, ob die Beseitigung im Intei'esse des Verkehrs notwendig ist, 
steht ihr allein das Befinden zu; der Verwaltungsriehter könnte hier 
nur dann angerufen werden, wenn etwa beliauptet würde, dass ein 
polizeiliches Motiv für das Einschreiten der Behörde Uberhaupt nicht 
vorliege. 

Nr. 98. Eiitsc'h. des Oberlaiidcsgeriehts Colmar. 
2. Civil-Senat. Vom 29. Januar 1902. 

(Jiir.Zeltfohr.CBU.-LothrtBK. Jalirg.t7. Heft Wio. 8. MS.) 
Zattiidl|keit fSr die Entscheidung Ober die EittOllMi|uiig bei einer Enteignmg Mob 

§7 des Ges. v. 20. Juni 1887 (Art. 109 Einf.-Ges. z. B.6.B.). 

Die durch Art, 109 E.G. z. B.G.B, aufrechterhaltenen elsass- 
lothringischen Enteigmut^sgesetze werden von dem Gniiidsatz belierrsclit, 
da?s nirht nur der g:t_'meine Werth des enteigneten (irund.sti'ick;> selb.st, 
sondrin iil>erliaiiiit jt'd.T dmch di«' Enl''i'.^nuii;j hervorgerufene .sachliche 
nnd in Geld auschlaybarc .Schaden von dcu> Enteigner zu erseUeu ist. 
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Der § 7 des Gesetzes vom 20. Jaui 1887 hat jedoch nur die EntAcbeidung 
Ober den Werth der enteigneten Liegenschaften den Geschworenen, jene 
fiber die Entschftdigangsansprilche aber, welche ans der AusfOhrnng der 
dnrch die Enteiguung am fördernden Arbeiten hervorgemfen werden, 
den Gerichten tibertragen. Letztere haben ihren Entscheidungen lediglich 
den obigen Bechtsgrnndsatz za Grunde zu legen. 

Nr. t)U. Beselu'itl dos Preiiss. OberverwaItuii{?sgcrichts. 
3. Senat. Vom 30. Januar 1902. 

(D. Jur.-Ztg. VlI (1908). Nr. 16. 8. «71.) 

Beoritr des Krankengeldes im Sinne des g 21 Nr. la Kraak.«Versich.-6e8. 

Unter dem Kninkenp:elJ im Sinne des § 21 Nr. la KVG. ist, weil 
das Gesetz nicht ausdriicklich ein nndeies bestimmt, (hisjenige Kranken- 
geld zu verstehen, da.s flir die Arl)eitstii<:e zu gewähren ist. Die Nr. 
la konnte fiiglich nicht die Fassun? erhalten: „Das Krankengehl kann 
allgemein nur unter bestimmten \'üraussetzungen sehon vom Tage des 
Eintritts der Erwerbsunfähigkeit ab sowie für Sonn- und Festtage ge- 
währt werden, sofern n.s. w.", wenn hinsichtlich der Höhe dieses Kranken- 
geldes dem Ermessen der Krankenkassen volle Freiheit gelsssen werden 
sollte. Es kann aber anch nicht unterstellt werden, und es fehlt ins- 
besondere an jeglichem Anhalt dafür, dass die Absicht auf die Zulassung 
eines derartigen freien Ermessens gegangen ist, was zu dem offenbar 
unannehmbaren Ergebnisse führen würde, dass die Krankenkassen das 
Krankengeld für die Sonn- and Festtage nicht bloss unter den zu- 
lässigen Mindestbetrag, sondern aucli über den zulässigen Höchstbetrag 
hinaus bemessen könnten. Das Wort Krankengeld ist im Gesetz überall 
im Sinne eiiier, riicksichtlich ihres Betrags nach § 6 Nr, 2 und § 20 
Nr. 1 zu bemessenden Leistung gebraucht, soweit das (i'esetz nicht ein 
anderes unmittelbar bestimmt uder eine andere Bemessung als statutarisch 
zulässig erklärt, und .soweit sich hiernach eine andere Benies^iung recht- 
fertigt, ist sie flir alle Ansprüche massgebend, es sei denn, dass das 
Gesetz die Zulässigkeit einer Kürzung vorsieht (s. § 6 Nr. 2, § 26 Abs. 1 
u. Nr. 2). Danach hätte dem Nachtrage, durch den die beklagte Kasse 
die Gewährung der Hälfte oder eines Viertels des Krankengeldes be- 
schlossen bat, in dieser Fassung die Bestätigung versagt werden mttssen. 

Nr. 100. Entscli. des« Oostorr. <H>orston C^eriehtshofes. 

Vom 4. Februar 1902. 

(OMterr. Eiaenb.-Verorau. .UI. XV. Nr. 110. S. zm.) 

PMett du ElteibilNitMndimr« towle dae BMiltBtlfltM iir AmMig iliin Ai- 
•prieto hei ier UnrallvtnloNriitMmttlt Feilen ür UitertaMmi. Vertotzmi 

beim Abladen von Fässern ist kein Betriebsanfall. 

Eine Eisenbahnnnteruehmuug hat die Pflicht, sich von den Unfällen 
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ihrer Arbeiter Kenntniss zn verschaffen und solche Unfälle bei der Un- 
fallversichernngs - Anstalt i prlitzeitig zur Anzeige zu bringen. Unter- 
lässt sie dies und verliert der Verletzte deslialb den Anspruch auf die 
Unfnllsrente infolge Verjährung, so trifft die Bahn ein nacii den Grund- 
sätzen des Civilreclitp«^ zum Schadenersatze verpflichtendes Verschulden. 
Dieses Verschuhh'ii conrurriit jedoch mit dem eiirenen Verschulden des 
Bediensteten, welehti seinen Anspruch auf die liente bei der Anstalt 
rechtzeitig anzumelden hat. 

Die Einrede der Uiizulässigkeit des Rechtsweges kann vun der ge- 
klagten Bahn nicht erhoben werden, weil im Unlallversicherungs-Ge- 
setz das Schiedsgericht blos für die Ansprüche gegen die Unfallver* 
sicherongs-Anstalt vorgesehen ist. Die gerichtliche Schadenersatzklage 
ist nicht verfrüht, wenn der Beschädigte gegen die Uber die nachträgliche 
Anzeige erfolgte und auf die Vetjähruug nach § 34 U.-Y.-G. gegründete 
Ablehnung der Auszahlung der Bente durch die Unfallversichernngs- 
Anstalt das Schiedsgericht nicht angerufen hat. 

Eine beim Abladen von Fässern durch Hineinti*eten in ein auage- 
fahrenes mit Schnee bedecktes Wagengeleise V(>niisachte Verletzung ist 
keine Ereignung im Verkehre im Sinne des Hal'tpflichtgesetzes. 

>'r. 101. Ents« Ii. dvs kinnHH')';;eri( lits in Uerliu. 

Straf-Öenat. Vom 10. Februar 1902. 
iP. Jttr.-Z«ttg. VII. im. Nr. 18. 8. 8ts.) 

§ 330 mi 9 367 Nr. lö R.-8trf.*6M.-B. Begriff des BaiMtert Bamtltters. 

«Bauleiter" d.h. die mit der «Leitung des Baues* betraute Person 
i. S. von Baupolizeiverordnungen und des § 330 StrGB. bezw. «Bau- 
meister* i. S. des § 367 Nr. 15 Sti^jlB. ist nicht der Unternehmer,, d. h., 
di^euige physische oder juiiatische Person, welche auf Grund eines Ver- 
trages mit dem Bauherrn die Herstellung eines Baues übernommen hat, 
sondern derjenige, welcher — mag er gleichzeitig der Bauherr odar 
Bauunternehmer selbst sein oder auf Grund eines Auftrages einer 
dieser Personen oder als Geschäftsführer ohne Auftrag handeln — 
thatsächlich die Errichtun^r des Banwerks leitet, nach dessen An- 
weisungen die Herstellung des Bauwerks durch dit^ Bauliandwerker 
und Arbeiter erfolgt, der nicht nur eiuzehie liir den Bau nebensächliche 
Arbeiten, .sondern die Ausführunt^ iles Bau\v«'iks als < Ganzes unmittelbar 
und in wesentlichen Beziehungen anoiduet. Dieser thaisächliche 
Leiter des Baues ist derjenige, welcher die Interessen der Allgemeinheit 
bei Ausfuhrung des Bauwerks, die Interessen der Sicherheit der auf 
dem Bau beschäftigten Arbeiter und der Vorübergehenden, endlich die 
Interessen der später in dem Gebäude sich aufhaltenden Personen wahr« 
zunehmen hat. 
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Nr. Entsch. des Oesterr, Verwtltuiiiifs-OerlehtRhofes. 

Vom 10. Februar 1903. 

(Ofttm. ElNiib.-Verordn.-Bl. XV. Nr. 94. 8. aaoA.) 
Sowohl nach den allgemeinen Bauvorschriften (Bauordnung für Wien vom 17. Jänner 
1883, L.-6 -Bl. Nr. 35, § 23), als auch nach der die Eisenbahnbauten betreffenden 
Mtnisterialveror Inung vom 25. Jänner 1879, R.-6.-BI. Nr. 19 (§§ 19 u. ff.), kann die 
Bube«ini|«B| mr in der Weite ertiieitt wertfee, dees die BwibeliSrde Ober alie 
legei dei preJeeUrten Bae erhobenen Sfrentllch-reelitlielieB Einweedaegen »ter 

Einem erkennt. 

Bei der Vei haiulluiig über die Herstellung eines Streckenblockhauses 
in der Ifaltrstel!*' Meidling-HiUipt-strasse der ^\'iener Stadtbahn (W'ien- 
tlial-Liiiie I und Uber einen Anbau zu demselben hat die Gemeinde Wien 
ihre Zustimmung zu diesen Ilerslelhingen von der Bedingung aldiängig 
gemacht, dass der Be.stand dieser Anlage nicht seinerzeit zum .\nlasse 
genommen werde, um die ITer.stellung vun Ueberbrückungen des zwischen 
den Stationen Schönbrunn und .Meidling-IIauptstrasse gelegenen Ein- 
schnittes ilauu zu verweigern, weuu es sich am die Erüffuuug solcher 
neuer, den Wienflnss kreuzender Communicaiionen bandeln wird, hin- 
sichilich welcher von dem Bahannternehmen bei der politischen Be- 
gehuDgscommission die Ausftthrang zugestanden wurde und dass ferner 
die infolge solcher Ueberbrttckungen etwa notbwendig werdenden Ab- 
änderungen der StellwerlEsanlago auf Kosten des Bauuntemehmens aus- 
geführt werden. 

Mit der nun hiergerichts angefochtenen Entscheidung hat das 
Eisenbahnministerium die Austnhrnng des besagten Streckenblockhauses 
und dessen Verlängerung mit der Massgabe provisorisch genehmigt, dass 
der Gemeinde Wien „alle Rechtsansprüche, welche sie etwa auf Grund 
des Ergebnisses der politischen Begehung der Theilstiecke Hietzing- 
Gumpendorfer Schlaclitliaus der Wienlhal-Linie vom 7. und 8. Februar 
1895 in Bezug auf die Herstt]!ini<^r von Ueberbrückungeu der zwischen 
den Haltestellen .Scliünbrunii uinl .Meidling-IIauptslrasse gelegenen Ein- 
schnittes dieser Strecke und hin>iclitlich der Kostentragung für die in- 
folge der eventuellen künftigen Ausführung solcher Ueberbrückungen 
etwa nOthigeu Abänderungen der in Bede stehenden Ötellwerksanlage 
gegen die Stadtbahnnntemehmung zu stellen vermöchte, uneingeschränkt 
gewahrt bleiben*. Zugleich wurde die Statthalterei beauftragt, zui* 
weiteren Verhandlung zwischen der Gemeinde Wien und der Stadtbahn- 
nntemehmung lünsichtlich der obigen Forderungen der Gemeinde eine 
neuerliche Zusammenkunft der betheiligten Parteien anzuberaumen. 

Die Beschwerde bestreitet die Gesetzmässigkeit der Ertheiluiig der 
Baubewilligung ohne gleichzeitige Entscheidung über die von der Ge- 
meinde Wien im Öffentlichen Interesse eihobenen Ansprüche, weil nach 
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den bei Eiseubabn-Hochbanten zn beachteuden Bestimmungen der Ban« 
Ordnung fQr Wien Uber Einwendnngen der Betheiligten, welche sich 
nicht auf Privatrechte stützen , von der Baubehörde zu erkennen, die 
Ertheilung einer provisoiischen Baubewilligung aber in der Bauordnung 
nicht vorgesehen sei. 

Der Verwaltungsgerichtsbof ist bei seiner Entscheidung von den 
folgenden Erwftgungen ausgegangen: 

Es ist g:anz richtig, <lass sowohl nacli den fillgenieinen Bauvor- 
sclirifien (Rauordming: für Wien vom 17. Jänner 1883. li.-H -Hl Xr. 35, 
§ 23), als auch nach der die Kisenliahnhauten betretfenden .Ministerial- 
venmlnung vom 25. Jänner 187*), K.-(J.-B1. Nr. 19 (§§ 19 und ff.) die 
liaiiliewiilignng nur in der Wei.se ertheilt werden kann, da.ss die Hau- 
behörde über alle p:ep:en den iiriijei tirlen Bau erlmbenen öffentlich-recht- 
lichen Einwendungen unter Eiiieiu erkennt. Denn der Buucün.sens soll 
sowohl für den Bauführer, als aucli f&r die bei der Bauaugelegenheit 
betheiligten Anrainer und Interessenten eine alle in Betracht kommen- 
den factischen und rechtlichen Beziehungen des Bauobjectes regelnde 
Norm bieten, welche fortan fftr die Rechte und Pflichten aller Be- 
theiligten massgebend sein soll. Es wftre also gesetzwidrig, einen Bau 
^provisorisch*^ zu eonsentiren, ohne gleichzeitig über die gegen ihn 
erhobenen ölTentlieh-rechtlichen Einwendungen zu erkennen. 

Der Verwaltungsgerichtshof konnte aber nicht finden, daS8 die 
angefochtene Entscheidung gegen diesen Kecbtsgrundsatz Verstösse. 

Wenn das k. k. Ei.senbahnministerium angesichts der evidenten 
Dringlichkeit der Errichtung der Stellwerksanlage das Bauproject selbst, 
gegeu welches — wie gesagt — die Commune nichts eingewendet hat, 
unter ausdriicklichem Vorbehalte der Kechte der Commune aus den 
Stipulationen der politischen Begehungsconiniission , auf welche allein 
die Commune ihre Forderungen basirt hat, genehmigte, so hat es damit 
auch Uber diese Forderungen im Triucipe erkannt und dadurch den oben 
citirten Vorschriften der Baugesetze formell entsprochen. 

Da aber dieser Vorbehalt und die Bezeichnung des Consenses als 
eines „provisorischen* doch nur die Bedeutung haben kann, dass die 
ertheilte Baubewilligruog für die Bahnuntemehmung nicht ein unbedingtes 
Recht auf den Fortbestand des consentii'ten Blockhauses begrttnde, son- 
dern dass sich die Bahnuntemehmung diesbezüglich alten Beschiftnknngen 
unterwerfen müsse, welche sich ans der endgiltigen Entscheidung Ober 
die vorläufig noch zur weiteren Parteienverhandlnng verwiesenen Forder- 
ungen der Commune ergeben werden, so kann in diesem Vorgange auch 
eine materielle Verletzung der Rechte der Gemeinde Wien nicht er- 
blickt werden. 
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Xr. lO^i. KntM-li. dos Laiidiforiclits .HUuekcn I.» 

Vom 15. Februar 1902. 

^0ttMhr. f. <L IntwiiAt KlteBb.-Tniiup. X. Mr. 7. 8. tSS.) 

■■tarmt U«b»rtiilL Art 37. D. H.6.B. §456. 0. EiMflb.-Verli.-0r4. §75. Zim Be|riir 

der Beschädigung und des Minderwertes. 

Eine am 18. November 1900 in H. (Bayern) eingetroffene Sendung 
"Weizen hatte während de.s Transports dadurch Schaden gelitten, dass 
sie in einen mit einer krcosotartifren Flüssigkeit beschmutzten Wagen 
verladen worden war und sicli der Kreosotgeruch dem Weizen mitgeteilt 
hatte. Der Weizen wurde nach der Entladung in einem luttigen Raum 
aufgeschüttet und mehrfach umgeschaufelt und war infolge dieser IJe- 
liandlung bereits am 24. November wieder vollständig geruchfrei ge- 
worden, .so dass sich bei der chemi.schcu Untersuchung die Abwesenheit 
jeder fremden tibehiechendeu Substanz ergab, und auch bei der Ver- 
arbeitung einer Probe zn llefal und Kleie das Mehl und die Kleie sich 
als vollkommen gemchfrei and tadellos erwiesen, eine Herabmindemng 
des Gebrauchswertes also nicht mehr vorlag. Die Eisenbahn erklärte 
sich daher nnr bereit; die durch die fachmännische Bearbeitung des 
Weizens (Ausschütten, Umschaufeln, Untersuchung u. s. w.) erwadisenen 
Kosten zu tragen. Der Empfänger beanspruchte aber gleichwohl Ent- 
schädigung wegen Minderwertes des Gutes, da die Ware, trotzdem sie 
wieder geruchfrei und gebrauchsfähig sei, dennoch nicht mehr tadellose 
Handelsware sei, weil jeder Verkäufer zufolge Treu und Glauben im 
Handelsverkehre den Käufer auf die mit dem (Jute vorgegangene Ver» 
änderung aufmerksam machen müsse und der Käufer dann eine derartige 
Ware nni- iregen Preisuachlass übernehme. Das (Jericht gab diesem 
Anspruclie des Empfängers auch statt, indem es folgendes ausführte: 
Dass der Weizen infolge der Verunreinigung im Tauschverkelire an 
Wert verloren habe, könne wohl ernstlich nicht bestritten werden. 
Ein Käufer, der die Wahl habe zwischen einem A\'eizen, der nicht ver- 
unreinigt war, und einem solchen, der, wie der fragliche Weizen, ver- 
unreinigt war, werde selbstverständlich dem ersteren den Vorzug geben. 
Bei dem Kauflustigen werde bis zu einem gewissen Grade immer die 
Befürchtung Platz greifen, dass infolge der Verunreinigung später 
vielleicht doch noch Mängel an den Tag treten, welche die Gebrauchs- 
fKhigkeit des Weizens herabmindern. Eine solche Wertvermindwung 
sei nun allerdings bedingt durch die Kenntnis das Kaufliebhabers von 
der Thatsaclie dei stattgehabten Verunreinigung. Mit Recht hebe aber 
die Klägerin in dieser Hinsicht hervor, dass sie als reelle Firma die 
Veipfiichtung habe, einen Kaufliebhaber von dem, was mit dem Weizen 
vorgegangen ist, in Kenntnis zu setzen; möge die Uutersuchung durch 
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den Saehjerständigen auch noch so sorgföltig geffibrt worden seio, 
YolHg ausgeschlossen sei es nach der ganzen Sachlage doch nicht, 
dass sich au dem A^'eizen später doch noch Mängel zeigen könnten, die 
auf die Verunreiiiigmiir zurrickzufuliren sind. Müsse man aber auch 
nnr mit der Möglichkeit einer solchen Folge rechnen, so erforderten 
Treu und Glanben im Handclsverkelire, da.ss dor VerkäulVr dem Käufer 
von einem Vorgänge, wie er lii<M' in Frage sieht, Mitteiinng gebe. 
Thatsät.lilicli habe somit der Weizen dureli die Verunreinigung an Ver- 
kanfswcrt eine Einbusse erlitten. Die Wt it Verminderung sei auf eine 
physische Hescliädifjung, welche der Wfi/.m aul (Irm Transport erlitten 
iiattc, zurückzulühren und lür einen solchen Schaden habe die Eisenbahn 
nach § 45Ö des Handelsgesetzbuchs und § 75 der — deutschen — 
Verkebrsordnnng zu haften. 



Nr. 104. Entseh. des Be%irksgeriehts für Ilandolssaelicn In Wien. 

Vom 11. März 1902. 

(Allg.Tu.-AllS.ZXL Nr. SL 8.488.) 

Wen die Bahn tos Avito darcli einen Betea instellen lässt, Ist sie dalBr verant- 
wortlich, dass die Zustellung ordnungsmässig erfolgt 

In Gemässheit des § 08 Betr.-Regl. hat die Bahn das in die Be- 
stimmungsstation eingelangte Gut dem Empfänger in seine Behausung 
zuzuführen odei- ihm i'iber die Ankunft schriftlich Nachricht zu geben. 
Diese Henaeliri( hti;ruj)g kann gHniilss Zusatzbe.stininiung 1 zu § i)^ von 
der Bahn mittels Boten zugesU'llt werden, und ist die Ausfolgung an 
den Empfänger oder dessen Bevollmächticrten , beziehungsweise an die 
Hanslente des Enipfänpers zuliissig. Gemäss §s? (56 (1) und fiH (7) Betr.- 
iifgl. erfolgt die Auslieferung des Gutes gegen Ausstellung der Empfangs- 
bescheinigung auf dem Aviso- und Empfangsschein und gegen Zahlung 
der etwa aaf dem Gate haftenden Fracht nnd sonstigen Betrige. Der 
unterfertigte Aviso- und Bezugsschein gilt als Legitimation zum Empfang 
der Sendung. Mit R&clcsicht auf diesen letzteren Umstand Ist es Pflicht 
der Bahn, sich bei Zustellung des Aviso- und Bezugscheines strenge an 
die f&r die Zustellung erlassenen Vorschriften zu halten. Es wurde 
nun festgestellt, dass die Bahn, beziehungsweise ihr Aviseur bei der Zu- 
stellung die bestehenden Vorschriften nicht eingehalten hat. Statt die 
Zustellnng unter der im Frachtbriefe und im Aviso- und Bezugscheine 
angegebenen Adresse: Polgar utcza vorzunehmen, hat sich derselbe aus 
einem auch den Processparteien nicht bekannten Grunde in die Margit- 
gasse begeben und hat die Zustellung nicht in der Wohnung des 
Adressaten F. V., sondern, wie die Beklagte angieht. in der Wohnung der 
Mutter desselben, beziehungsweise, wie der Kläger augiebt, in der Wohnung 
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des 1. S. vorgenommen. Da aber nacli den vorliegenden Aint^be«tätigungeu 
feststeht, dass der Adressat F. V. damals in Sze^^ediii nicht wohnhaft 
war, so konnte iuich die Zustellnng weder an den .Adressaten selbst 
noch an dessen Hausgenossen erfolgen. Denigemäss ist die Beliändigung 
des Avisos nicht ordnungsmässig orfubjrt; liiedurch aber wnrde es er- 
möglicht, dass die Scndnng von jemantlein behoben wurde, der, wie beide 
Parteien angaben, sich dieses Gut unrechtmä^isiger Weise aneignete. 
Da «mit die Bahn, beziehungsweise ihr Organ wider die ausdr&ckUcben 
Vorschriften gehandelt und hiedorch der Schade in der Höhe des Klage- 
hetrages entstanden ist, hat die Bahn den Ersatz zn leisten. Diese 
Verpflichtung ergiebt sieb aus den allgemeinen Grundsätzen Uber Sehaden- 
ersatz, indem sich die Bahn eine Verletzung des Vertrages zn Schulden 
kommen Hess, darch welche Veiletznng der Schaden entstanden ist, 
denn nach § 66 Betr.-Regl. ist die Bahn verpflichtet, am Bestimmungs- 
orte dem bezeichneten Empfänger den Frachtbrief und das Gut auszu- 
händigen. Allerdings ist der Aviseur durch I. S. irregeführt worden, 
allein die Balm war hierfür verantwortlich, weil die für die Zustellung 
des Avisos bestehenden Vorschriften nicht befolgt worden sind und weil 
überdies auch den Weisungen am Frachtbriefe nicht nachgekommen wurde, 
indem die Adresse Polgargasse 15 angegeben war, wiUnend der Aviseur 
die Zustellung in der Margitgasse 31 vornalini. Es hätte, wenn die 
Zustellung in der Polgar utcza nicht ausführbar war, entweder gleich 
das Vei'fahren nach § 70 eingeleitet werden müssen oder aber die Bahn 
hätte, wenn sie sich der Mfthe unterziehen wollte, bei der competenten 
Behörde den Wohnort des Adressaten emiren müssen. 



Nr. 105. Entseh. des Oberlandesgericht« Colmar. 
2. CiTil-Senat. Vom 19. Marz 1902. 

(Jnr. ZallMbr. f. Bto^Lotliiliic. Jtixg. 17. Heft f/io. 8. m.) 

Der Ersatz des durch einen Eleenbahnunfall entstandenen Schadens kann, soweit 
Micher nicht auf Grund einer anderen gesetzlichen Bestimmung verlangt werden k&nn, 
nach Art. 22 des Eisenbahnpolizelgesetzes vom 15. Juli 1845 verlangt werden. 

Mit Recht hat das Landgericht die Anwemliiarkeit des Haftpflicht- 
gesetzes, des Untallgesetzes, sowie des B.G.B, in den §§ 844, 845, 831 
verneint und seine Entscheidung auf Art. 22 des Ges. sur la police des 
chemins de fer vom 15. Juli 1845 gestttt/.t, obwohl es dabei übersah, 
dass dem Auftraggeber (commettant) schon nach Art 1384 Code civil 
a. £. der Entlastungsbeweis, er habe die Handlung seines Angestellten 
(pr6po&6) nicht verhindern können, nicht zur Seite steht. Dieser Irr- 
thum hät aber auf die Entscheidung selbst keinen Einlluss, da nach 
§ 9 des Haftpflichtgesetzes in der Fassung der Art. 42 und 105 £. 6. 

Bff»r, maaidMhaMehtlioto WttatlMtmgtA ZIZ. 9 
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z. B. (T.ii nur zu prüfen ist, ob die Beklagte nach reichsgesetzlichen 
bezw. landesgesetzlicheu Vorschriften für den au.s dem Betrieb ent- 
sUudeneu Schaden in weiterem Umfang als nach dem Haftpflichtgesetz 
und dem B.G.B. TerantwortUcb ist. 

An weitergehenden, 'hier einschlagenden, reichsgesetzlichen Be^ 
siimmnngen fehlt es. Ob landesgeaetzliche Bestimmongen dem gemeinen 
Becht des einzelnen Landes oder einem Sondergesetz desselben ange- 
hören, kommt nicht in Betracht, da die sog. Kodiflcationsvorschrift in 
Ali. 55 E.G. z. B.G.B. einen solchen Unterachied für die nnberdhrt 
bleibenden nicht macht. Dem entsprechend sind durch das prenssische 
A.G. z H.G.B, einzelne Paragraphen, u. A. des allgemeinen Landrechts 
und des Code civil, beibehalten worden. 

Das eis. -lothringische Gesotz vom 29. November 1899 hat allerdings 
den Code civil, nicht aber das Gesetz vom 15. Juli 1845 ausser Kraft 
gesetzt. Dass in der französisch-reclitlichen Praxis in Fällen der vor- 
liegenden Art, soweit zu übersehen, nur die Art. 1382 ff. Code civil 
herangezogen wurden, kann die Gültigkeit des Art 22 nicht beseitigen. 
Er giebt eine unzweideutig materielle Rechtsvorschrift, die mit der Be- 
klagten nicht dahin ausgelegt werden kann, dass sie nnr die Zuständigkeit 
der bürgerlichen Gerichte unter Ansschlnss der der Verwaltungsbehörden, 
die ans der Einbeziehung der Bahnen in das grosse Strassenwesen durch 
Art. 1 des Ges. vom 15. Juli 1845 gefolgert werden kOnne, bestimmen wolle. 

In der That enth&lt übrigens Art 22 rttcksichtlich der Haftpflicht 
des Staates als Betriebsunternelimers , die vorliegend gerade in Frage 
ist, eine Sondervorschrift, wie die Ausführungen Aucoc's Conf6rences 
sur l'administratiou , 2. Ausg., Bd. III S. 832 u. 833 darthun und für 
den ganzen Artikel schon aus dem Umstand zn entnehmen ist, dass 
der Gesetzgeber für den Betrieb der damal.^ erst aufkommenden Eisen- 
bahnen den ansdrucklichen Erlass einer solchen Bestimmung fUr noth- 
weudig erachtete. 

Dass der Art. 22, wie bei Dalloz, Sappl. Kop. 15 S. 545 Nr. 408 
ohne Begründung angetührt wird, das allgemeine Reclit für die Haft- 
pflicht der Eisenbahnen als massgebend erklärt habe, — so dass er jetzt 
mit diesem ausser Kraft gesetzt wfti-e, — widerlegt sich schon damit, 
dass im Art 22 die Haftpflicht der Bahnen nur in einer einzelnen 
Richtung, soweit nämlich ein Schaden durch die beim Betrieb ange- 
stellten Personen yerursacht ¥rird, festgelegt wurde. Andererseits unter- 
liegt diese Verantwortlichkeit des Unternehmers für seine Angestellten 
keiner Beschrllnknng, namentlich nicht der des § 831 Satz 2 B.G.B. 
Es fällt darunter jeder Schaden, dessen Ersatz nach dem jetzigen Becht 
im Bahmen des § 249 B.G.B, gefordert werden kann, und zwar ohne 
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Unterschied, ob das schädigende Eieiguiss Püisuiieii oder Sachen be- 
troffen hat. Daraus folgt, dass Art 22 den Balinen eine Verantwortlichkeit 
in weiterem Umfange als die Reiclisgesetze auferlegt und deshalb auf 
Grund des Art. 105 E.G. z. B.G.B, mit Recht von den Kläfrern angerufen 
werden konnte fs. hierzu üesterlen in Eger's eisenbahnrechtlichen Ent- 
scheiduiif^en B. XV. S. 367 A. 1 im Gegensatz zu Aron bei Eger B. XIV 
8. 190 und über das Fortbestehen des Art. 22 Molitor E.L. A.G. z. B.G.B. 
S. 71 unter 5 und die Paürath-Grossuiaun'sche Sammlung, Aum. zu 
Art. 22). „ 

Nr. 106. Entseli. des Oberlandes^criehts Colmar. 

Vom 21. März 1902. 

(Jur. ZeiUcbr f Eis -Lotbring. Jahrg. S7. Heft 7/8. S. 837.) 

VonmkiM tfirentlloher AriMHen. Zeitweise InkeeltimliMe die« freaden Grundatfickes. 
SebailemerMtiMepnMli Mewegei. ZustfbiMikett der Berlckte eder der Verwtlimi? 
Uflliertraguia BlfnUleber ArfeeitM M.UnteniehMr. 

1 Die Begründung, dass der Straasenanlieger sich die vorfiber- 
gehende Erschwerung des Zugangs zu seinem Anwesen gefallen lassen 

müsse, welche durch im öffentlichen Interesse vorgenommene Arbeiten 
an der Strasse herbeigeführt ist, genügt nicht in einem Fall, in welchem 
es sich um eine zeitweise völlige Ausschliessung des StrassenTerkehrs 
handelt. 

2. Nacli der Rechtsprechung der französischen Verwaltungsgerichte 
muss sich der Strassenanlicgei' eine auch nur vorübergehende Erschwerung 
des Strassenverkehrs nur unter der doppelten Voraussetzung gefallen 
lassen, dass die Arbeiten, durch welche die Erschwerung herbeigeführt 
wird, dem Interesse des Strassenwesens dienen, imd dass die dadurch 
herTorgemfenen Stömngen nicht einen gewissen m&ssigen Grad Über- 
steigen. Das Reichsgericht hiUt dagegen fttr diesen Fall wenigstens an 
der Voraossetzung fest, dass es sich um Verbesserungen der Strasse , 
selbst oder doch um die ErfUlong sonstiger Zwecke der Strasse 
handeln müsse. 

3. Nach der französischen Rechtsprechung ist Schadenersatz auch 
dann zu zahlen, wenn die Daner der Öffentlichen Arbeiten aber Gebühr 

verlängert worden ist. 

4. Durch Uebertragung solcher Arbeiten an einen Unternehmer 
kann sich der Bauherr nicht ohne Weiteres von der Ersatzpflicht 
befreien. 

5. Auf Grund des § 8 A.G. z. G.V.G. in Verbindung mit §4 E.G. 
z. C.P.O. und § 11 E.G. z. G.V.G. sind die ordentlichen Gerichte zur 
Entscheidaug über Schadensersatzansprüche in Folge öllentlicher Arbeiten 
im Allgemeinen als zuständig zu erachten. 
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6. Nur im Falle der zeitweise» Inbesitznahme eines fremden Gmnd- 
stückes darf, wenn die in Art, 1 des Decrets vom 8. Febr. 1868 vorge- 
schriebenen Förmlichkeiten erfüllt sind, insbesondere die Genehmigung 
der Inbesitznahme durch den Bezirkspräsidenten erholt worden ist, nach 
Massgabe des Art. 4 Abs. 4 des Gesetzes vom 28. Pluv. VIIT der Ent- 
schädigungsanspruch hiewege.n nicht auf dem Rechtsweg geltend ge- 
macht werden, sondern steht die Entscheidung hierüber dem Bezirksrath 
80. DM Geriehte sind dagegen zaatändig, im Fall die erwfthnten 
FOnulichkeiteii nicht erflUlt sind. 



Nr. 107. £utscli. des Oesterr. Obersten Oerichtshofes. 

Vom 8. April 1902. 

(All8aLTkilf-ABi.ZZL Nr. U. B.m.) 

Wenn Ae Bahn nr Vertaiimi Belralie alla rtaflna dmn veniraiaiilM Waii«a 
keittollt, M tot fir 4m iiltiareli «nlataMlMM Sohaita vtnurtivmrllioli. 

Das Benifangsgericht hat in Uebereinstimmung mit dem Process- 
gerichte erster Instanz mit Recht erkannt, dass die beklagte Gesellschaft 
gemäss § 75 Betr.-Regl. dem Kläger zum Schadenersätze verpflichtet 
ist und keiner der geltend gemachten Befreiungsgriinde des § 75 cit. 
vorliegt. In dieser l^eziehniig genügt e.s, auf die ziitreft'eiide Begründung 
der beiden untergerichtliclien Erkenntnisse zu verweisen, und wird gegen- 
über den Ausführungen in der Revisionssclirift nur bemerkt, dass bei 
Anrufung des erwähnten Revisionsgrundes lediglich zu prüfen ist, ob 
das Berufungsgericht auf den festgestellten Sachverhalt das Gesetz 
richtig angewendet hat und dass weder festgestellt ist, dass der Auf- 
geber des Hafers sieb mit dem som Transporte beigestdlten Waggon 
zafrledengestellt bat, nocb aucb, dass die von demselben mit der Ver- 
ladung betrauten Leute die mangelhafte Signung des Waggons erkannt 
baben oder ericennen mussten. 

Da nach den Feststellnngen des Berufungsgerichtes das in der 
Aufgabsstation fUngirende Bahnorgan den zur Verladung beigestellten 
Waggon re\idirt, zum Transporte geeignet befanden und sohin den 
Arbeitern des Klägers zur Verladung angewiesen hat, hatten diese keinen 
Anlass, den Waggon noch näher zu besichtigen, und sie waren weder 
berufen und noch weniger veri>tiichtet, zu untertauchen und zu prüfen, 
ob derselbe zum Transporte des Hafers in loser Scliüttung geeignet ist. 

Es kann demnach in der Unterlassung dieser Prüfung ein Ver- 
schulden der Arbeiter und rUcksichtlich des Klägers nicht erkannt werden. 
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Nr. 108. Entseh. dos Oostorr. RoielDsgeriehts. 

Vom 16. April 1902. 

lOc^iorr Eisenb.-Verordn.-Bl. XV. Nr. 115 S. i669.) 

UitMTsagung dar Bildung des propMrirln VanlM« „Verlud ier Umwtlvflhrtr 

talMMMkitofetr BtkMHP*« 

Die Staatsgefährlichkeit eines Vereines kommt nicht bloss nach den Bestlmmangen der 
vorgelegten Statuten, sondern im Zusammenhange damit aucli nach den thatsächliohen 
Menenten zu beurtheilen , welche zur beabsiobtinten Vereinsbiidung geführt habea 

•dtr dlatelfea NgleltelM. 

Das k. k. Beichsgwiclil; ist bei der WIkrdiguug der Frage der 
Staatsgefährliehkeit davon amgeganges, dass dieselbe nicht bloss nach 
den Bestimmungen der vorgelegten Statuten, sondern im Zusammenhange 
damit auch nach den thatsftchlichen Momenten beurtheilt werden muss, 
welche su der beabsichtigten Vereinsbiidung gef&hrt haben oder die- 
selbe begleiteten. Diese Momente sind aber im vorliegenden Falle der 
Alt, dass die Regierung immerhin Grund hatte anzunehmen, dass die 
beabsichtigte Vereinsleitung staatsgefährlich sei. 

Aus den Ausführungen des Vertreters der Regierung und den von 
ihm vorgelegten Acteiistücken geht hervor, dass es sich bei der Hildung 
des in Frage .stellenden Verbandes ganz besonders darum handelt, durch 
die geplante Oiganisation der I.<ocomotivtTihrei' und durch die in .Aus- 
sicht genommene Verbindung derselben mit anderen Vereinen gleicher 
oder ähnlicher Tendenz eine Macht zu schatieu, welche dem Staat und 
den Frivateisenbahn-Ünternehmungen gegenüber gebietend auftreten 
kann. Dass dadurch, wie der Vertreter der Regierung geltend gemacht 
hat, Verkehrs- und h<}chste Staatsinteressen gef&hrdet werden können, 
steht ausser Zweifel, weshalb die Untersagung der beabsichtigten Ver- 
einsbildung wegen Staatsgeffthrlichkeit nicht als ungerechtfertigt 
erklftrt werden konnte^ 



Nr. 1(M^. Entseh. des Ocsterr. Retehsgeriehts. 

Vom 18. April 1902. 

(Oenterr. Eleenb Veronln -131 XV Nr 76. s wm.) 

Aasprislw ans EisenbahRkonzeasionen und beziiglioben Verträgen des Unternehmer» 
■II der SttatMlMibibBVMrwallmi sisi aloht Im MrMMMa Rsobtsweie vtrfolsler. 

Ansprüche ans Eisenbahnooncessionen, sowie aus Verträgen, welche 
Tom €k>ncessionftr mit der Staatsverwaltung in Bezug auf GegenstSnde 
der Goncesdon geschlossen worden sind, sind vom ordentlichen Rechts- 
wege ausgeschlossen und gehören Tor das Reichsgericht. 

Das einer Eisenbahn in der Concessionsurkunde zugesicherte Recht, 
die Drähte des Betriebstelegraphen an die Pfähle des Staatstelegraphen 
zu befestigen, yerpflichtet die Staatstelegraphenverwaltnng, immer dafttr 
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Entaoh. des Kassationshof es in Paris Tom 21. April 1902. 



zu sorgen, dass für die benöthigten Bahnbetriebsleitungen die erforder- 
lichen PilUile Torfaanden sind. 

Wenn daher die Tragfähigkeit des vorhandenen GestAnges die An- 
bringung einer nothwendigen weiteren Babnbetriebsleitnng nicht znlllsst, 
so mnss die Verstärkung desselben von der Staatstelegraphenverwaltang 
anf ihre Kosten Torgenommen werden. 

lÜT, 110. Entsch. d<'s Kassationshofes lu Taris. 

Vom 21. April 1902. 
(Zeltnlir. t d. latsmat. nMBb.«Traa^p. X. Nr. t. 8. m. — BuUakbi Moots HOL 8. TS.) 

lateraat. Uabertialu Art 30. Der FraeMvertnif ni • diaft vorfeaiilme Nafbnif 

der Elsenbahn geht aaoh französischem Recht nicht mit der Avisierung von der An« 
kanft der Seadaagf «oidiri erst mit der wiridichen Auslieferuag dar Saadaag aa daa 

Empfänger zu Ende. 

Eine Seiulung Rüben, welche in Senas am 5. Dezember 1899 der 
Eisenbahn zur Ikt'ördernn^ autgegeben worden war und auf Spezial- 
turil' mit verminderter Haftpflicht transportiert wurde, kam vor Ablauf 
der der Eisenbahn reglementarisch zukommenden Lieferfrist, welche am 
15. Desember zu Ende gegangen wäre, in der Bestimmungsstation — 
Cfaäteaucrenz P.L.1I. — an. Der Empfänger Chorel wurde am 9. De- 
zember von der Ankunft der Sendung untenichtet; als er .dieselbe am 
11. Dezember abholen wollte, .hatten die Bftben durch inzwischen ein- 
getretenen iVost Schaden gelitten. Der Empfänger verweigerte daher 
. die Annahme. Die Eisenbahn verkaufte nun die RUben unter der im 
Sinn von Art. 106 des Handelsgesetzbuches eingeholten Bewilligung des 
Präsidenten des Handelsgerichtes ans freier Hand. Der Empfänger 
aber belangte die Bahn auf Ersatz des Wertes der Sendung und des 
entgangenen Gewinnes. 

Im Pr()ces.s ist festgestellt worden, dass bis zum 9. Dezember die 
Temperatur über dem Gefrierpunkt stand : driss sie dann aber auf — 8" 
am 10. und auf — 10" am 11. Dezember gesunken ist und der Schaden 
eine Folge dieses plötzlichen Kältefalles war. 

Das Handelsgericht in Saint-Etieuue hiess die Klage gut. Als 
Frachtfährer, wurde in der Begrttndung ausgeführt, würde die Bahn 
fttr den eingetretenen "Schaden allerdmgs nicht verantwortlich sein, weil 
sie nach dem Spezlaltarif für die während der Beförderung entstandenen 
Schäden am Gute nicht hafte, aber der Frachtvertrag sei mit der Ab- 
Sendung der Benachrichtigung des Empfängers von der Ankunft des 
Gutes beendigt. Mit dem Augenblick dieser Benachrichttguag sei die 
Eisenbahn in die Stellung eines Depositärs eingetreten; der Frachtvertrag 
sei durch den Verwalirnn2:svprtrag abgelöst worden, und die Bahn ver- 
pflichtet gewesen, als guter Hausvater f&r die Erhaltung des Gutes 
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zu sorgen, wie sie sich ja anderseits auch das Eecht auf Erliebung 
vou Lagergeld vorbehalten habe. Von dieser Verantwortlichkeit könnte 
sie me der Nachweis entlasten, dass der Schaden infolge höherer Ge- 
walt entstanden sei. Als solche kOnne aber der eingetretene Frost 
nicht angesehen werden. Aach seien beim Verkanf des Gates die dem 
Verwahrer obliegenden Pflichten vemachlftssigt worden, sofern zn dem- 
selben alle Interessenten and namentlich der Empfinger hätte zuge- 
zogen werden sollen. 

Dieses Urtheil ist anf Antrag der P.L.lf. vom Kassationshof aof- 
gehoben worden. 

Gründe: 

Das ano:efochtene l'iteil ist. um den Anspruch der Eisenbahn auf 
die verminderte Verantwortlichkeit im Sinn des Siiezialtarifs auszu- 
schliessen und die Eisenbahn zur Entschädigung an den Empfänger 
verhalten zu können, davon ausgegangen, dass infolge der Benach- 
richtigung von der Ankunft des Gutes am 9. Dezember, durch welche 
Benachrichtigung der Empfänger anter Androhung der E!rhebang von 
Lagergebflhren zur Empfangnahme des Gutes aufgefordert wurde, der 
Frachtvertrag durch einen neuen, den Verwahrungsrertra^, abgelöst 
worden sei. Der Frachtvertrag wird aber erst beendigt mit der Ab- 
lieferung des Gutes an den Empf&nger, und die Lagergebtthren, welche 
dieser zu bezahlen hat, wenn er aus irgend einer Ursache das Gut 
innerhalb 48 Stunden von der üebergabe der Benachrichtigung von 
der Ankunft des Gutes zur Post nicht abholt, sind in der Ordonnanz 
vom 15. November 1846 ausdrücklich als Kebengebtthren bezeichnet, 
welche aus dem Frachtvertrag erfliessen. 

r)ie Annahme des HamlflsL^Hriclites, dass der Fraciitverlrag durch 
einen Verwahrungsvertrag abgelöst worden sei, ist daher unrichtig und 
das darauf gegründete Urteil muss kassiert werden. 

Nr. III. Entsch. des Ocstcrr. Obersten Ctorlcktsliofcs. 

Vom 22. April 1902. 

(Allg«B.Tftrir-ikas. ZZt. Hr. ». B. tfH) 
8 86 Oesterr. Eisenb.-Befr.-Regl. War die Reparatar eines anterwega MiMiMiafI fe- 
wordenen Guterwagens oder die Umladung des darin verladenen Gutes in kurzer Zelt 
■Sgiicti, 80 ist die Eiseniialin, weao dies unterlassen wird, fdr die Lieferfrist- 

vertimnist haftpflichtig. 
Aus den thatsttchlichen AnsfUhinngen der Zeugen J. B. und J. D. 
ergiebt sich keineswegs, dass durch den Bruch des Tragfedemhanptblattes 
die Abwendung der Versäumung der Lieferfrist unmöglich gewesen ist. 
Bei Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers oblag es 
vielmehr der Bahn, im Hinblicke auf die drohende Lieferfristverspätnng 
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die Beparatnr des schadhaften Waggons, welcher bereits am 20. Desember 
um 3 Uhr 25 Minnten Nachmittags in der Station Stadlan eingelangt 
war, oder aber die Umladung der Waare sofort zn veranlassen, was 
jedes nach der Ansssge des Zengen D. den Zeitraum von nur einer 
Stunde beansprucht hätte und in der mit Werkstätte und einem aus- 
reichenden Waggonpark \ ersehenen grossen Station Stadlaii trotz des 
heriscl) enden starken Weiiinaclitsverkehres und der mangelhaften Anlage 
des dortigen Frachtenbabnhofes leicht zu bewerkstelligen gewesen wäre. 
Es erscheint daher die Rechtsansclianunff des Rerufiinirsp^enchtes, dass 
eine frühere Behebung der Beschädigung niiht möglich und eine L'ni- 
ladung der ^\'aare uiithunlicli war, somit die eingetretene Verzögerung 
in der Lieferung der letzteren durch einen von der Bahn gemäss § 86 
Betr.-Regl. nicht zu vertretenden Zufall herbeigeführt worden ist, 
rechtsirrtbümlich. 



Nr. 118. Entseb. des Oesterr. Terwaltirags-ClerielitshofiDs. 

Vom 24. April 1202. 

(Oesterr. Elsenb.-Verordn.-Br XV Nr 77 S. 1954.) 

Umfug der Konpetens des ElMibahnministeriums bei der Genehnigung voa Eieeobaki- 

Bauausführungen. 

1. Die Kompetenz des Eisenbahnministeriums zur (jenehuiigung von 
Bauausführungen setzt nicht nothwendigerweise voraus, dass die für 
den Ban zu verwendenden Grundstücke im Bahn besitze stehen. Die 
Besitzergreifung des erforderliehen Buugi undes bildet nur dne Vorans- 
setzung der Wirksamkeit des ertheilten Baueonsenses. 

2. Kraft der Ueberordnung der fikr die Ausführung von Bahnanlagen 
massgebenden Cflbntlichen Verkehisinteressen Uber die in Lager-, bezw. 
Segulirung^plänen zum Ausdrucke gelangenden localen Interessen ist 
das Eisenbahnmintsterinm bei Consentirung von Bahnbauprojecten an 
die Festsetzungen solcher Lager-, bezw. Regulirungspläne auch dann 
nicht gebunden, wenn diese durch competente Genehmigung für die 
regelmä ssigen Baubehörden nach Massgabe der baurechtlichen Vorschriften 
bindend geworden sind. 

3. Die den Bahnunternelimungen nach § 10 c des Eisenbahn- 
Concessionsgesetzes hinsichtlich der durcii den Balinbau ganz oder theil- 
woise zerstörten oder unfalirbar gemachten ött'enllichen Communicationen 
obliegende Wiederlierstelluiig>iitlicht bedingt nicht die Berücksichtigung 
blos beabsichtigter Bauführungen. 
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Nr. US. Entseh. des KassattonshoflM In Tnrin. 

Vom 25. April 1902. 

(Zeltaelur.r.d.lBteiut.BlMiibw-TraBq^Z. Nr. 7. as80.) 

Art 5, 31 iMtMTMt Ueberelik. AH. 69 Kai. T«iifo. Ucbwr 4m reoMlloliM liilialt 
ier VfnrfNehtang der EitmlMta nr Wag«nttllang, mmIi ItallmtoeiiM Recht. 

Eine Finna io Savigliano versandte 74 S&cke Reis an einen Kaaf- 
mann in Genna. Die Verladang war von der Absenderin selbst besorgt 
worden. Bei der Ankunft ergab sich, dass 36 Säcke nnd je die unteren 

Partieen des Inhalts dieser Säcke durch Kohlenstaub geschwärzt waren. 
Dieser Thatbestand wurde amtlich festgestellt. Die vorschriftsgemäss 

zugezogenen Sachverständigen erklärten, dass diese Verunreinigung 
von Kolilenriickständen im Wagen lienulne. In der That war dieser 
unmittelbar vor dein Transport der Reis-Säcke zum Kuhleiitraiisporl be- 
nützt worden. Der Schaden an Sack und Ware wiirdi- aul 140 Lire 
testpresetzt. Da die Eisenbabn die Halipllicht ablehnte, erhob der 
Empfänger gcriclitliche Klage auf Seliadenersatz. 

Die beklagte Bahn berief sich auf Art. 09 der Tarife und Transport- 
bedingungen für die italienischen Eisenbahnen, lautend: 

Art. 69 Auf- und Ahladt n. 

Ziffer 1. Dos Aul- und .\bladen der Ciilter, zu welcher Klussu immer diese ge- 
liSreii mögen, iit in der Regel Sache der Verwaltung. 

Ziffer 4. Die Verwaltung ist befugt, zu verordnen, dast nnter iMStimmti n Vuraus- 
setzungen, flherall oder nur in ein/.<liii'ii zu iMzeichnenden Stationen, der Auflad ditn 
Absender und der Ablad dem Empfänger, auf deren Kosten, Überbunden sei, oder auf 
Antrag überlassen werde 

Ziffer 5. In dieeem Falle hat die Yerwaltnng ihrer Yerpflifthlaing Genüge geleistet, 
■obald der Wagen an eine stelle verbracht ist, zu welcher der Zutritt mOglich ist und 
an welcher der Auflad oder der Ablad bewerkstelligt werden kann. 

Die der Bahn in Ziffer 5 auferlegte Pflicht sei von ihr eifhllt 
werden; der Absender habe den Wagen vorbehaltlos und damit auch 
die Selbsthaftung flir alles Weitere flbernommon. 

In der Tliat wurde die Klajrc in der er.sten und alsdann auch in 
der Berufungsinstanz abijewiesen . worauf der Kläger die Nichtigkeits- 
beschwerde eiliob. zu deren Begründung er gellend machte, die Bahn 
sei verpllichtet. den Wagen in gufeni Zustand zu stellen, nnd die Be- 
stimmung von Art. 69 Zitier 5, der Tarife habe nicht den Sinn, dass 
die Bahn befugt sein solle, ungestraft (impuuemente) einen reparatur- 
bedürftigen Wagen zu stellen. 

Der Kassationshof von Tarin verwarf jedoch die Nichtigkeits- 
beschwerde und zwar gestfitzt anf folgende, hier anszngsweise wieder- 
gegebenen 
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Gründe : 

Wenn der Absender den Auflad selbst iibernimmt, wuiiiit er sich 
eine entsprechende Ermässigung der Beförderungsgebühren sichert, so 
soll er dabei mit atter eiiiem ordentlichen Kanftnann zakommenden 
Sorgfalt nnd unter Anwendang aller derjenigen Vorsfchtsmassregeln, 
welche durch die Natur der Ware bedingt werden, yorgehen. Er hat 
seiner Verpflichtung nicht GenOge gethan, wenn er einfach, gleichsam 
automatisch y den Anflad anf denjenigen Wagen» der ihm gerade zur 
VerfBgung gestellt ist, besorgt, ohne sich weiter an den Znstand des 
Wagens zu kehren und obgleich es auch für ihn ersichtlich sein musste, 
dass die Ware nicht ohne die Gefahr, dass sie Schaden leide, in den 
Wagen, so wie ihn die Eisenbahn gestellt, verladen werden durfte. 
Um die drohende Beschädigung zu vermeiden, hätte man den Wagen 
inwendig waschen und reinigen sollen. Diese Massnahmen fallen nicbt 
unter den Begriff der Reparaturen, gehören vielmehr dem Wesen 
nach zum Auflad selbst, den der Absender aus freien Stücken und 
unter eigener Verantwurtlichkeit iibernommen hat. Nachdem er den 
Wagen, so wie er ihm gestellt worden, vorbehaltlos angenommen, war 
es seine Sache, alles Nötige vorzakehren und dafür zu sorgen, damit 
dem Frachtftthrer das Ganze in gehörigem Zustande zur Beförderung 
übergeben werde. 



Nr. 114. Entsek des Dentsdi«!! Bdehsgerlelits. 
3. Straf-Senat. Vom 1. Mai 1902. 

Ohtvm. XlMlvATeli. iMt. Heft ft. & iiM^) 

Eiteife^VsrfcMMs. m 26. (Nttrttr 1899 « 39 ff., 32, 34. Die Beffrderaii vw 

Ze!tungspacketen durch expressen Boten als Handgepäck im Wagenabtheil auf der 
Eisenbahn ist nach § 2 des Reiohspostgesetzes vosfi 28. Oktober 1871 nicht verböte«, 
wohl aber die Beförderung als mit Gepäckschein aufgegebenes Reisegepäck. 

Das angetochteiie Urtheil nimmt an, dass sowohl die Mitnahme 
der Zeitungspat kete als Handgepäck wie auch deren Aufgabe als 
Reisegepäck den Vorschriften in § 2 des Reichspostgesetzes zuwider- 
laufe, und hat deshalb den Angeklagten D. als Thiiter wegen fortge- 
setzter Postportohinterziehung in Anwendung der §§ 1, 2 und 27 Nr. 1 
des erwähnten Beichsgesetses zu der hiernach verwirkten Geldstrafe 
verurtheilt. 

Die Revision des Angeklagten D. bekämpft den von dem ersten 
BIchter eingenommenen Bechtsstandpunkt als einen auf Beehtsirrthum 
beruhenden. 

Der in dieser Hinsicht geltend gemadite Bevisionsangriff kann in- 
dessen, soweit wenigstens die Beflirderung der Zeitungspackete in Frage 
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als Reisegepäck mittels der Eiseiibalin in Hetrachl koiumt, uiclit für 
zutrefl'end luul durchgreifend angeselicn werden. 

All dem für den Begriff des expre.ssen I>oten unerlässliclieu lve(]ui!>it 
einer Beförderung durch denselben fehlt es bei der Beförderung als 
Keisegepäck mitteLs der Eisenbahn. 

Denn hier ftberoimmt die Eisenbahn einen wesentlichen Theii der 
Obliegenheit des Beten und dieser verliert dadurch die Eigenschaft eines 
Expressen im Sinne des Gesetzes, er hört anf, Befördemngsmittel 
zu sein. Die Eisenbahnverkebrsordnnng vom 26. Oktober 1899, welche 
in ihrem vierten Abschnitte die Befttrderong des Reisegepäcks behandelt, 
lässt inhaltlich der Vorsebi'iften in den §§ 90 ff. klar erkennen, dass die 
Beförderung des sogenannten Reisegepäcks auf Grund eines besondei'en 
Transportvertrages erfolgt, welcher neben dem Peraonentransportver- 
trage selbständig in Bezug auf das Reisegepäck gegen Bezahlung 
einer üepäckfraclit 32 Absatz 4) durch Aulliefernng des Reisegepäcks 
und Lösung eines die stelle des Frachtbriefes vcitretenden Gepäck- 
scheius, zum Abschluss gelangt. Die Eisenbahn hatiet (§ 34 der Ver- 
kehrsordnuiig) für das zur Beförderung autgegebene Reisegepäck 
in gleicher Weise wie für die Befördeiung von Frachtgütern und auch 
für den Verlust des Reisegepäcks, soferu nur nach seiner Ankunft am 
Bestimmangsorte seine Abfordemng innerhalb einer Frist von 8 Tagen 
erfolgt. Das Beisegepäck geht durch Aufgabe desselben bei der Eisen- 
bahn vertragsmAssig in den Besite, die Obhut und in die Aufsicht der- 
selben über und unterliegt dieser bis zu seiner Abholung an der An- 
kunftsstation durch den hierzu Berechtigten. Von der Beförderung von 
Frachtgut unterscheidet sich die des Beisegepftcks in der Haupt- 
sache nur dadurch, dass ersteres in den r^elmässig verkehrenden 
Güterzögen befördert wird, während das Reisegepäck im Interesse der 
Erleichterung des Reiseverkehrs in den Gepäckwagen der Personen- 
züge zum Transport gelangt. 

Man kann deshalb in dem Falle der Beförderung der Zeitiings- 
packete als Reisegepäck nicht mehr von einem expressen Buten und 
der Beförderung durch einen suklieii als Betörderungsniittel reden 
und vermag hieran auch der Umstand nii hts zu ändern, dass der Reisende, 
dessen Gepäck als Reisegepäck znr Beförderung gelaugt, regelmässig, 
wenn dies auch nicht not h wendig zutreffen muss, zur Beförderung 
seiner Person sich des gleichen Eisenbahnznges bedienen wird. 

Wenn nun auch die Beförderung postzwangspflichtiger Zeitungs- 
packete als Beisegepäck durch einen Expressboten als straffällig er« 
scheint, so lässt sich doch das Gleiche nicht dann sagen, wenn die be- 
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treffenden Zeitnngspackete von dem Bspressboten in sein Wagenabtheil 
als Handgepftck mitgenommen werden. 

Der Vorderrichter vertritt zwar auch in dieser Beziehung den gegen- 
theiligen Standpunkt. 

Die desfallsigen Ausführungen des angefochtenen Urtheils beruhen 
indessen auf Rechtsirrthum. 

§ 28 der Eisenbahnverkf lirsordnnii<r erstattet nur die Mitftihrung 
des sogenannten ITaiidgepäcks in den l'ersonenwagen und bestimmt aus- 
drücklich, dass Gepäckscheine liierfür nicht ausgegeben werden, die 
Reisenden aucli das in den Wagenabtheilen mitgeführte Reisegepäck 
selbst zu beaufsichtigen habeu. Die Eiseubahn übernimmt auch, 
wie sich aus § 465 Absatz 3 des Handelsgesetzbuches neuer Fassung 
und ans § 34 letzter Absatz der Eisenbabnverkehi'sordnung ergiebt, im 
Gegensatz zu dem zur Beförderung aufgegebenen Reisegepäck 
in Bezug auf das HandgejAck keinerlei Verantwortlichkeit und Haftung 
für dessen Verlust, Minderung und Beschädigung, sofern ihr nicht ein 
Verschulden zur Last fällt. 

Durch den von dem Heisenden für seine Person durch Lösung der 
Fahrkarte abgeschlossenen Transportvertrag erwirbt derselbe allerdings 
mit Rücksicht auf die Bestimmung in § 28 der Verkehrsordnung zugleich 
das vertragsmässiffe Recht auf Mitnahme seines Handgepäcks in 
seinem Wagenabtheil und die Eisenbahn ist, soweit dabei die erforder- 
lichen Gren;<en innegehalten werden, vertragsmässig verpflichtet, dies 
ihrerseits zu gestatten. 

Dieses Recht und diese Pflicht folgen aber ohne weiteres aus dem 
abgeschlossenen Personentransportvertrage in Verbindung mit § 28 
a. a. 0. und stellen sich als ein Ausfluss dieses Vertrages dar, welchen 
man insofern als einen erweiterten Personentrausportvertrag bezeielinen 
kann. 

Demgegenttber kann die Ansicht des Vorderrichters, dass der 
fieisende die BefOrdemng des Handgepäcks der Eisenbahn ftbertrSgt 
und mit ihr ausser ttber die BefSrderung seiner Person zugleich ftber 
die Beförderung seines Handgepäcks einen besonderen Frachtvertrag 

abschliesst, nicht aufrecht erhalten werden und lässt sich zu gunsten 
derselben insbesondere nicht der § 46ö Absatz 3 des neuen Handelsge- 
setzbuches verwerthen. 

Hiernach ist davon auszugehen, dass der Reisende, was von ent- 
scheidender Bedeutung ist, durfh Mitiialnne seines Handgepäcks in den 
Personenwagen dieses unter .seiner eigenen Obhut und Beautsiclitigiinj^ 
selbst mit sich fidirt. die unmittelbare Verfügung Uber dasselbe behält, 
solches selbst befördert uud eine von der Befürdeiiing seiuer Person 
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getrennte gesonderte Beförderung des Handgepäcks dnrch die Eisen- 
bahn nicht stattfindet. 

Trifft dies aber zn, so verliert ein ezpresser Bote dadurch, dass 
er die von ihm zn befördernden postzwangspflichtigen Gegenstände bei 
Benulziinor der Eisenbahn mit als Handgepäck in den Personenwagen 
nimmt, nicht seine Eigenscliaft als expresscr Bote, er bleibt Bct'orderungs- 
mittel und macht sich eines strafbaren Eingriffs in die Eechte der Post 
nicht schuldig. 

Kr« EntBok. des Oesterr. Ycnraltmigs-Ctorichtshofes. 

Vom 3. Mai 1902. 

(Oesterr. EiBenb.-Verordn.-Bl. XV. Nr. 86. S. 8119.) 

Die EiMibaiiMiteriebBiBg kani nicMvsrIallw wirdti, M DMihfIbnwi llrirBai- 
prejMile asf Mob aleM rtebtskriftti fMslinrfite StfMSSipreJwte BadaoM in ■tinmi. 

Mit dem Beschlüsse vom 8. Mllns 1897 hat der Gtomeinderath der 
Stadt Bielitz aUerdings beschlossen, dass die von der Tannelstrasse 
gegen Schirm dnrch den Bahndnrcblass zn ffUirende Strasse eine Breite 

von 12 m erhalten soll. 

Es soll hier nicht untersucht werden, ob ein solcher Beschloss 
der Gemeinde in Betreff der Breite einer Strasse für Ausführungen 
einer Eisenbahn bindend ist; denn es ist zu erinnern, dass der vor- 
liegende Be.scliluss keineswegs selbstständig die Breite der Strasse be- 
stimmte, sondern dass dieser Beschluss vielmehr nur bei Beratlmiig über 
den Stadtplan (Beguliriingsplaii) gefasst wurde, also auch nur im Zu- 
sammenhange mit dem Reguliruugsplane zur Wirksamkeit gelangen 
kann (§ 15, beziehungsweise 8 der Bauordnung vom 2. Juui ISöS, 
Ii.-G.- und V.-Bl. für Schlesien Nr. 26). 

Da der Begnliningsplan selbst, wie erwähnt, die Genehmigung 
(§ 107 der scblesischen Baaoidnung) noch nicht erhalten hat nnd daher 
noch nicht reehtskrliftig festgestellt ist, so kann anch der einen Be- 
standtheil dieses BegnlirnngsplaneB bildende Beschloss in Betreff der 
Strassenbreite bezüglich der Dimensionen des herzostellenden, benehnngs* 
weise zu verlängernden Bahndurchlasses nicht massgebend sein; iem 
in dem Falle, als der Regulirungsplan nicht Rechtskraft erlangt, wird 
anch der Beschluss über die Strassenbreite hinfällig. Da weiteres in 
Gemässheit des § 10, lit. c), des Eisenbahn-Concessionsgesetzes vom 
14. September 1854, R.-G.-Bl. Nr. 238, den concessionirten Eisenbaliii- 
unteniehinungen nur die Verpflichtung obliegt, die bestehenden (.'oni- 
municationen . talls (lie>;elben durch den Bau der Eisenbahn gestört 
werden, anderweitig vollkommen wieder herzustellen, also die zur Zeit 
der Ausführung des Bahnbaues bestehenden Communicationen in 
ihrem dermaligen Zustande zu erhalten, so kann die Eiseubahnunter- 
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iieliimiiig nicht verhalten werden, aut .Strassenprojecte der btadt, welche 
noch nicht eudgiltig feststehen, Bedacht zu nehmen. 



116. Bck.-£iitseh. des Reichs •Tersleheriuigsamts. 

Vom 6. Mai 1902. 

(Areta. f. goworlil. Ucclitaiifl. III. Nr. 10. S. 902.) 

1 1 Gew.<UHf.-Vtrt.>6M. ZMummlwig m V«rtotzNngei aaf RetaM n Helliii»- 
■id llit«ruchii|tiwtekeii alt im Batrlabtiifallt, wtlolitr 41t RcIm veraulMtt tat. 

Ein Arbeiter, welcher sich im Betrieb eine Verletmng der rechten 
Hand zogezogen hatte, erlitt anf dem Wege zu dem Krankenhans, in 
welches er znm Zwecke der Heilung eingewiesen, worden war, einen 
nenen Unfall, indem er beim Abspringen von der Pferdebahn zn Falle 
kam und sich einen Bruch des rechten Schenkelhalses zuzog. 

Der wegen des neuen rnfalls erhobene Entschädignngsansprnrh 
ist durch Rekursentscheidaog vom 6. Mai 1902 mit folgender Begruadang 
abgelehnt worden : 

In ständiger Rechtsprecliung liat das Keich.s-VerBicheruugsanU daran 
festgehalten, dass Unfälle auf Reisen, welche in Verfolg des Heil- 
verfahrens, insbesondere zur Unter.sucinuig oder zur Heilung von Ver- 
letzungen vorgenommen werden, und dass Beschädigungen der Gesundheit 
von Versicherten wüJirend des znm gleichen Zwecke erfolgenden Auf- 
enthalts in Krankenhinsem der Entschädigungspflicht der Bernfs* 
genossenschaften nur unter der yoi*aussetzung unterliegen, dass die Un-' 
Alle oder Beschftdignngen durch den früheren , bei dem Betrieb er- 
littenen Unfall in dem Sinne mittelbar herbeigefOhrt sind, dass dieselbe 
Reise oder derselbe Aufenthalt im Krankenhanse den zweiten Unfall 
nicht herbeigeführt haben wttrdc, wenn nicht in Folge der früheren 
Verletzung eine geringere körperliche Gewandtheit oder Widerstands- 
kraft des Versicherten vorhanden gewesen wäre, oder aber, dass der 
Verletzte durch die zu dem Untersuchungs- oder Heilungszweck erfolgte 
Massnahme besonderen Hpfahren nnsofesetzt worden ist. die über die 
Gefahren des gewidinliehen i^ebens hinausgingen (zw vergl. Rekurs- 
entscheidungeu 1389, 1393, 1561, 1597 und 1598, Amtl, Nadir, des 
R.-V.-A. 1895 S. 147 und 153, 1896 S. 468, 1897 S. 303 und 305). 
Die Eisenbahn oder die städtischen Strassenbahnen hat das Reichs- 
Versichemngsamt aber in der Regel als einen über die Gefahren des 
gewöhnlichen Lebens hinausgehenden Gefahrenbereich in dem Sinne 
nicht angesehen, dass ihre Benutzung bei Anwendung der vorstehenden 
Grundsfttze die Verletzten dem Schutze der UnfallTersicherung noch 
unterstellte. Insbesondere kann auch die grössere oder geringere Un- 
gewandtheit in der Benutzung der genannten Einrichtungen die Annahme 
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einer Uber die Gcfalir des gewöhnlicheu Lebens hinausgehenden erliöhten 
Gefahr nicht rechtfertigen, weil die Unbekanntschaf t mit den Qefahrai 
der neuzeitlichen Transportmittel sich in der Regel einer genauen 
Feststelluno- entzieht und ferner, weil bei Anwendung einiger Vorsicht 
die zur Sicherung der Reisenden allf^emein getroffenen Vorkehrungen 
geniigen, um jede aussergewühnliche (Telahr aufh für den Ungeübten 
auszuschliessen; endlich aber, weil die Bekanntschaft mit den genannten 
Transportanstalten auch bei der ländlichen Bevölkerung allgemein 
vorausgesetzt werden kann. 

Hiernach könnte der Anspruch des Klägers auf Entschädigung für 
die Folgen des bei dem yoraeitigen Verlasseil der PferdelmliB erUttenen 
Unfalls nach Lage des Falles nar dann Erfolg haben« wenn dargethan 
w&re, dass die Verletzung voranssicbtlich nicht eingetreten sein wttrde, 
wenn der Klftger nicht im Oebranche seiner rechten Hand behindert 
gewesen wäre. Ein solcher Nachweis ist aber nicht erbracht 



Nr. 117. Entsdi. des Prevss. OberrerwaltinigsgerlditB. 

l. Senat. Vom 18. Hai 1002. 

( PreoBB. Bisonb.-Arcb. 1902. Hefts. S. I128.,i 
Durch die Ausübung des Eigenthums dürfen die polizeilich zu schützenden Interessen 
des Geneinwohls — lanentlloh Leben und Gesandtaeit der Mensehen — nicht flefäbrdet 
werriea. ErrloliM i. B. ila Biiithiwer auf firaiMiiik an tfier Etafalaha 
•hm anderi^lielelitloea ZiM, der la der Ntte beflndlMie Uobarfabrl eo «lOber- 
•Ichtlich macht, dass hierdurch — wenn auch In Verbindung mit dem Eisenbahnbetrieb 
— eine Gefahr entsteht, so kann die Polizei von dem Grundstiickseigenthiimer die 
Wiederherstellung eines polizeimässiiei Zustandes durch Entfernung des undurch* 

elelrtliei Zaiaat varlaiH"« 
In dem Vorhandensein des nndorehsiehtigen Bretterzannes liegt 
mit Bttcksicht anf den Betrieb der die Chanssee durchschneidenden 
Eisenbahn eine Gefahr, einmal für die Sicherheit des Eisenbahnbetriebs, 
weil der Zann den dreien Ausblick vom Eisenbahnzuge aus huidert, 
ausserdem aber fQr das auf der Chaussee verkehrende Publikum, welches 
wegen des Zaunes das Herannahen des Zuges nicht i-echtzeitig sieht. 
Es ergiebt sich dies aus den auf Omiid örtlicher Besichtigung ge- 
troffenen Feststellungen der Verwaltungsbehörden in Verbindung mit 
der bei den Akten beliiidliclieii Zeichnung. Die Gefährlichkeit des Zu- 
standes scheint die Klägrrjii auch nicht bestreiten zu wollen. Sie meint 
aber, das.s die Polizei entweder der liahn den Eisenbahnbetrieb habe 
untersagen können, bis diese das Recht auf Beseitigung des undurch- 
sichtigen Zaunes erlangt habe, oder dass die Polizei der Eisenbahn 
die Anbringung und Bedienung einer Wegeschranke habe aufgeben 
sollen. LilSBt sieb die Gefahr auf andere Art abwenden, so darf der 
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Eiaeubahabetrieb nach erfolgter Konzessionirong der Bahn nicht polizeilich 
gehindert werden (vergl. Entscheidangen des Reichsgerichts in Zivil- 
sachen, Band VII S. 867 ff., vergl. auch Entscheidungen des Ober- 
verwaltungsgerichts Band XXIII S. 372 ff.). Allerdings könnte der 
Eisenbahnverwaltong durch die Landespolizeibehörde die Verpflichtong 
auferlegt werden, an dem Cliausseeübergange eine Wegeschranke an- 
bringen und bedienen zu lassen (veicrl. § 14 des Eisenbahn Gesetzes 
vom 3. November 1838 — Gesetzsammlung 8. öOö — , § 14 des Ent- 
eignungsgesetzes vom 11. Juni 1874; vergl. auch von Brauchitsch, Ver- 
waltungsgesetze, Raiul VI S. 391, 392 Anm. 36 bis 38). Aber die Orts- 
polizeibeliörde darf von dem Besitzer eines benaclibarten (Tinndstücks 
die Beseitigung einei Anlage, die mit iiücksicht auf den Eiseubalm- 
betrieb gefährlich ist, fordern, aach wenn sich die Gefahr Tielleicht 
durch eine Einrichtung abwenden Hesse, die dem Eisenbahnunternehmer 
aufgegeben werden könnte. Da die Gefahr dnrch die Erriehtang eines 
undurchsichtigen Zaunes — wenn auch in Verbindung mit dem Eisen- 
bahnbetriebe — entsteht, so kann die Polizei von dem Orundstücks- 
eigenthfimer, der den Zaun hat auffuhren lassen, die WiederhersteUnng 
eines polizeimftssigen Znstandes durch Entfernung des undurchsichtigen 
Zaunes verlangen. Die Möglichkeit der Herbeiführung eines polizei- 
mässigen Zustandes auf anderem Wege unter Inanspruchnahme des 
Eisenbahnuntornelimers steht dem nicht entgegen (vergl. Entscheidnngen 
des Oberverwaltungsgericbts Band XXI S. 416, Band XXIV S. 400 11.». 
Dabei muss hier dahingestellt bleiben, ob etwa der Klägerin ein Ent- 
schädigungsanspruch gegen den Eisenbahnunternehmer zusteht, weil sie 
infolge des Eisenbahnbetriebes verhindert ist, ihr Grundstück mit einer 
undurchsichtigen Umwehrung zu umgeben. Denn über einen solchen 
Entschädigungsanspruch haben die ordentlichen Gerichte zu entscheiden 
(vergl. übrigens Entscheidungen des Beiehsgerichts in ZiTilsaeboi 
Band VU S. 266 ff.). 

Danach war die Klage abzuweisen. 

Nr. 118. Entsch. des Beutsclien Iteiclis^eriehts. 

1. Civil-Senat. Vom 17. Mai 1902. 

Internat. Ueberelnk. Art. 30, 34. 41 (0. H.G B. §§456,457. Elsenb.-Verk.-Ord. §§ 75, 
80, 88). Aushändigung an don nicht iegitinirten Empfänger Ist Verlust. Gegen die 
Vcriustklage stehen der Eisenbahn nur die Einreden aus Art 30 zn. Daeh nnss die 
Maie auf Eraats des verlorenes 6stee, nieiit einen anderweftifl dnrdi Versats «der 
grobe Fabrilaeigkelt der Bahn bei Ausführung des Fraektverlraiss eatotandenea 

Schadens (Art. 41) gerichtet sein. 
Wie im allgemeinen Frailitreehte. so liegt auch im Sinne des 
iuteruationalen Uebereinkoiumeus über den Eisenbahn -Frachtverkehr 
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vom 14. Oktober 1890 Verlust des Fracktgates vor, wenn der Fracht- 
ffthrer, hier also die Eisenbahii, ausser Stande ist, das Gut bestimmungs- 
m&ssig anszahändigeii nnd der vertragsmässigen Ablieferungspflicht zu 
genfkgeU) einerlei, worin dies seinen Grund hat. 

Entscheidungen des Beichsoberhandelsgerichts Band 4 Seite 14, 

Band 16 Seite 30. 
Aushändigung an einen nicht legitimirten Empfänger ist — falls 
die Balm das Gut nicht wieder zur Stelle schafft — „Verlust". Nach 
dem zwischen der Kliigerin und der Eiseiibalui abgeschlossenen Fracht- 
vertrage, wie er in den vorgelegten Frachtbriefen beuikundet wurden 
ist, liatte sich die Klägerin selbst als Empfänger des Uutes bezeichnet. 
Im Verhältnisse zwischen den Parteien war daher die Aushändigung 
der Sendung an die Sociötö Aushändigung an eine nicht legitimirte 
Person. 

Auf Grand dieser Sachlage würde die Elftgerin nach Artikel 80 
nnd 34 des internationalen Uebereinkommens in der Lage gewesen sein, 
von der Eisenbahn den Ersatz des gemeinen Handelswerthes der ver- 
lorenen Sendung zu fordern. Anch hätte sie diese Ersatzforderung auf 
einen Theil des Werthes beschränken können, etwa auf die 3200 Bubel, 
die sie in der Klagschrift als ihren Schaden hezeiclinet hat. Einer so 
begründeten Klage gegenüber würde sich die Eisenbahn nur mit einem 
der Beweise haben veitheidigen können, die Artikel 3U anführt; sie 
hätte also nachweisen müssen, dass der Verlust durch ein Verschulden 
der Klägerin oder durch die natürliche Bescharteiiheit des Gutes oder 
durch höhere Gewalt herbeigeführt worden sei, Vertheidigungsbehehe, 
die die Eisenbahn hier nicht zur Hand genommen hat und die ihr nach 
dem, was feststeht, auch nicht zur Seite stehen. Unbeachtlich aber 
würde es gewesen sein, wenn sich die Eisenbahn einer so begründeten 
Klage gegenftber etwa damit hätte vertheidigen wollen, dass sie das 
Frachtgut zwar an eine nach dem Frachtbriefe nicht legitimirte Person, 
aber doch an den Eigenthllmer oder an den, dem die Klägerin selbst 
es habe geben mOssen, ausgeliefert habe. Der Frachtvertrag wird 
zwischen dem auf dem Frachtbriefe bezeichneten Absender und der 
Eisenbahn abgeschlossen, und für die Hechte und Pflichten, die der 
Frachtvertrag begründet, ist es bedeutungslos, ob der Absender den 
Vertrag im eigenen oder im fremden Interesse abgeschlossen hat, ob 
der Absender udei- ein Dritter Eigenthümer des Gutes ist. und welche 
sonstigen obligatorischen Keclitsverliältnisse (Kauf, Miethe, Auftrag) 
den Anlass zur Versendung des (iutes gegeben haben. So wenig der 
Absender, der die Eisenbahn wegen Verlustes des Frachtgutes auf 
dessen Sachwerth in Anspruch nimmt, über diese hinter dem Fracht- 
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▼ertrage liegenden BeehtsbeziebQngen irgend welche Bechenachaft 
flchnldjg ist, 

Entscheidungen des Reichsgerichts Band 1 Seite 2, 
ebeniowenig kann die Eisenbahn gnmdsfttslich damit gehört werden, 
wenn sie aus diesen Bechtsbezielinni^en ihrerseits Vertheidigangsbebelfe 
gegen eine derartige Klage entnehmen wollte. 

Im vorliegenden Falle aber hat die Kläfrerin diesen Weg nicht 
eingeschlagen. Sie hat nicht anf Ersatz des Weitlies eines in Verlust 
gerathenen Frachtgutes geklagt, sondern — gestützt auf Artikel 41 
des internationalen Uebereinkommens - auf Ersatz eines Schadens, 
den ihr die Eisenbahn anderweitig durch eine grobe Fahrlässigkeit 
bei der Ausübung des Frachtvertrages zugefügt habe. Die Eisenbahn 
habe sie dnreh die Aoshftndignng des Frachigntes an die Soeiötö um 
einen Betrag von S200 Babel gekrftnkt, den sie beim richtigen Ver- 
halten der Bahn von dieser Gesellschaft erhalten haben wttrde: Das 
ist der Standpnnkt, den die Kligerin von Anfang an in dem Torliegenden 
Bechtsstreite eingenommen hat. Da es sich hierbei nicht etwa um eine 
„Nachnahme", womit das Frachtgut belastet war, im Sinne des Art. 18 
des internationalen Uebereinkommens gehandelt hat, so ergab diese 
Klagebegründung von vornherein, dass die Klägerin es für nützlich 
hielt, den formalen Boden des nackten Frachtgeschäftes zu verlassen 
und die dahinter liegenden Rechtsbezielmngen , insbesondere die Be- 
ziehungen zu der Society — die in den Frachtbriefen überhaupt nicht ge- 
nannt wird — aufzudecken und klar zu stellen. War die Klage aber 
so begründet, so ergiebt sich von selbst, dass anch der Eisenbahn das 
Recht nicht verkümmert werden darf, auf diese an und für sich dem 
Frachtyertrage fremden Rechtsbeziehungen einzugehen, in Bezug darauf 
widerstreitende Behanptnngen anfznsteilen nnd aas diesen Begehungen 
Vertheidigungsbehelfe zu entnehmen. 

Demnach kann es nicht für zatrelfend erachtet werden, wenn der 
Vertreter der Bevision darttber Beschwerde fhhrt, dass das BemAings- 
gericht ftberhanpt in diesem Streite zwischen dem Absender and der 
Eisenbahn auf Rechtsveihältnisse eingegangen sei, die zwischen dem 
Absender und einem Dritten obwalteten. Vielmehr ist anzuerkennen, 
dass es nach der Art der von der Klägerin gebrachten thatsächlicben 
Begründung der Klage durchaus geboten war, die Rechtsbeziehungen 
der Klägerin zu der Societe zu erörtern und festzustellen. Kann dies 
freilich auch in dem gegenwärtigen Prozesse nicht so geschehen, dass für 
diese beiden Personen in ihrem Verhältnisse zu einander eine rechts- 
ki-äftige Entscheidung gewonnen würde, so liegt in diesem Umstände 
doch kein Hiuderuiss einer Entscheidung überhaupt. 
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Nun hat freilich die Klägerin in der Bernfbngsinetanz nachträglich 
den Yersnch gemacht, ihre Klage auf die ArtÜLel 30 und 34 des in- 
ternationalen Uebereinkommena an stützen. Damit aber trat sie in 
Widerspruch mit ihrem eigenen bisherigen Vorbringen. Denn dies be- 
ruhte darauf, dass ein Sachwerth des Frachtgutes von ihr nicht za be- 
anspruchen sei, da das Frachtgut zwar Torschnell, aber doch an die 
materiell berechtigte Person ausgehändigt worden sei. Nachdem in 
dieser Hinsicht das Sacliverhaltniss durch übereinstimmende Erkl;irniig"pn 
der Parteien einmal ;iii%ekUirt und die Entscheidung des materiellen 
dem Frachtgeschäfte zu Gruinle liegenden Rechtsverhältnisses, aus dem 
die Klägerin ihren Schadensanspruch hergeleitet hatte, der richterlichen 
Entscheidung unterbreitet worden war, konnte sich die Klägerin hinterher 
nicht mehr auf den bloss formalen Standpunkt zui ückziehen. 

Nr. 119. Entseh. des BeibfesgerlchtB für Handelssaeiien In Wien. 

Vom 27. Mai 1902. 

(Allg. Tarif- Ailz.XXr. Nr. 84. S. 526.> 
Die Sendung gilt als von der Partei übernommen, wenn sie ein Bahnorgan in der Be* 
stimmungaatation beauftragt, die einlangende Sendung mit einem dem Bahnorgane 
IhargtliaiB FraaMbrieft weitor-, btzlabHgtwelM aritokiMMilta. 

Nach Ansieht des Gerichtes ist der hier in Frage kommende An- 
sprach betreib des Schadensersatzanspruches wegen verspäteter Liefemng 
der in Wien am 6. Oktober 1699 nach 8. Hichele anfgegebenen Sendung 
erloschen and aaeh veijfthrt. Da die Sendung von einem hiezu be- 
rechtigten Bevollm&chtigten in S. Michele am 1. November 1899 mit 
einem neuen Frachtbriefe, auf welchem J. W. als Absender fangirte, 
neu aufgegeben wnrde, so mnsste die Sendung nothwendigerweise in 
S. Michele früher übernommen worden sein. Dass derjenige, welcher 
die Sendung in S. Michele übernahm, um sie dann wieder in S. .Michele 
nach Wien aufzugeben, ein Bahnbedien steter gewesen sein soll, ändert 
an dem Sachverhalte nichts, da dieser Bedienstete das Gut nicht im 
Namen der Bahn, sondern im Namen des J. W. als Bevolhnäclitigter 
des S. A. übernahm. Auch der Umstand, dass die Fracht in S. Michele 
augeblich nicht bezahlt , sondern nachgenommen wurde, ist kein Beleg 
dafür, dass die Sendung in S. Michele nicht ttbemommen wurde, denn 
derjenige, welcher das Gut dort ftbemahm, war jedenfalls der Bahn 
für den Frachtbetrag haftbar, falls er den Frachtbetrag nicht würklich 
besahlt hätte. Diese Haftung konnte der betreifende Bedienstete Aber- 
nehmen, da er den Frachtbetng bei der neaen Sendung von 8. Michele 
nach Wien ttbemahm und' dieser Betrag sammt der neuen Fracht dareh 
den Werth des Gutes gedeckt war. Aber selbst wenn die Bahn ein 
Gut ausfolgt, ohne die darauf haftende Fracht einzuziehen, so ist das 
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Gut Ton der Bahn doch ausgeliefert, beziehuDgeweiee tob der Partei 
ttbernommen. Da somit das Oat vor dem 2. November in 8. Micbele 
ftbemommen wnrde, so erseheint die Beelamation wegen Schadenersatz 
infolge LiefernngsfristTersflnmniss am 19. November 1899 nicht innerhalb 

14 Tagen angebracht, infolo^edessen gemäss § 90 (1) alle Ansprüche 
gegen die Eisenbahn aus dem Fracht vertrage erlosclien sind. Abgesehen 
davon, ist dieser An.'spruch auch nacli § 90 Betr.-Regl. verjährt, weil 
seit der Uobernahnie in S. Michele und 5;«'ll)st seit der Uebernahnie des 
Gutes in Wien am 14. November lH9ii bis zur gerichtlichen Geltend- 
machung dieses Anspruches, das ist am 8. Mai 1902, mehr als ein Jahr 
verflossen ist. 



Nr. 120. Entsch. des Bentsehen Belchsgerielits. 
6. Civil-Senat. Vom 10. Juni 1902. 

(Arcti f gewerbl. RccbtHpn. MI. Kr. 10. 8.110.) 

Das Iber ^lea Vorgang gebreitete Dunkel schlägt nur zum Nachtheils das Uater* 

nehmers aus. Haftpflichtgesetz vom 7. Juni 1871 § I. 

Eine nothwendige und selbstverständliche Folge des Prinzips des 
§ 1 des Haftpflichtgesetzes ist, dass, sofern nur feststeht, dass bei dem 
Betriebe einer Eisenbahn ein Mensch getödtet, oder köipeilidi verletzt 
worden, das Dunkel, das über den Vorgang selbst gebreitet ist, nur 
zum Nachtheile des Betriebsunternehmers ausschlägt. Weder er noch 
der Verletzte oder die Hinterbliebenen des GetOdteten branchen den 
näheren Vorgang zn ermitteln. Will aber der Unteraebmer das eigene 
Verschulden des Getödteten oder Verletzten oder das Eingreifen höherer 
Gewalt darthnn, so liegt es allerdings an ihm, das Dunkel su lichten. 
Die Grenzen menschlicher Brkenntniss gestatten allerdings kaum eine 
jede Möglichkeit eines Irrthums ausschliessende Ei mittelnng der Wahrheit 
Die Ueberzeugnng von der Wahrheit einer Thatsache kann in ihren 
letzten Grt\nden auf Wahrscheinlichkeit beruhen, die mit zwingender 
Gewalt zu einem bestimmten ürtheil drängt. Welches Mass von Wahr- 
scheinlichheit zur Bildnnij eines solchen gehört, ist Sache der Individualität. 
l)ie Bildung freier Ueberzeugnng ist ein uukontrolirbarcr Vorgang. 
(Gerade das ist das Recht der freien Ueberzeugnng, dass sie an keine 
Kegeln gebunden ist. Eine Kritik des Produktes einer solchen Ueber- 
zeugnng kann sich somit in der Revisionsinstanz nur auf die Nach- 
prüfung erstrecken, ob annehmbar die Prüfung des Richters sich auf 
alle jene Thatsachen und Vorgänge erstreckt habe, die nach den fttr 
den Fall massgebenden Rechtsgmnds&tzen in ErwUgung zu ziehen 
waren nnd fAr die Bildung des ürtheils massgebend sein mnssten. 
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Nr. 191. Entroh. des Bezirksgerichts für Handelssachen In Wien. 

Vom 17. Juni 1902. 

Iittratt IMtrttak. Art. II, 12, 45. — Vei iea nvial tkntMtwn FratMMrlin tet 
ito Bahn ZIasta van Taft der RaalaBiatlia ab la vargltaa. 

Die Bahn war anf Grund der von dem Kläger vorgelegten Fracht- 
briefe und der von ihm geltend gemachten Anst&nde vollkommen in 

der Lage, sofort die Richtigkeit anzuerkennen. Die Reclamation ist 
nach dem Gesagten mit Eecht als eine Mabnm^f sor RUckerstattnog 
unberechtigterweisc eingeliobener Beträge anzusehen. Da somit eine 
fälliire Foiderung vorhanden war und die Bezahlung dieser Forderung 
eingemahnt wurde, so ist die Bahn gemäss Art, 288 H.G.B, zur Zahlung 
der Zinsen vom Tage der Mahnung verpüichtet, und da die Bahn die 
Hühe der angesprochenen Zinsen zugegeben bat, su war sie zur Zahlung 
des Klagsbetrages zu verurtheilen. 

Wenn das hier in Betracht kommende Internationale Uebereinkommen 
keine Bestimmung enthält, nach welcher die Bahn zur Zahlung von 
Zinsen von den zu viel eingehobenen Frachtbetrftgen aosdrlleklieh ver- 
pflichtet wird, so wird hierdurch die nach ArL 288 H.G.B. normirte 
Verpflichtung zur Zinsenzahlong nicht berOhrt. Das Internationale 
Uebereinkommen ist ein specielles Gesetz, nnd es kommen zunächst 
die darin enthaltenen Bestimmungen znr Anweodnng. Soweit ab^ keine 
besonderen Bestimmungen bestehen, sind die allgemeinen gesetzlichen 
Bestimmungen zur Anwendung zu bringen. 

Da nun das Internationale Uebereinkommen die Bahn von der 
Zinsenzahlung nicht befreit und überhaupt eine Bestimmung zur Zahlung 
von Zinsen von den zuviel eingehobenen Beträgen nicht enthält, so 
kommen die allgemeiueu Bestimmungen, vorliegend Art. 288 U.G.B., 
zur Anwendung. 



Nr. 122. Entseh. des BezirkK&:erichts tTir Haudelssaehen in Wien. 

Vom 17. Juni 1902. 

(AUg. Tarif- Anz. XXI. Nr. 52. S. 608.) 

Waaa dia Bahn alaaa la lablaadaa Bairai dar Partei nicht iiseadet, saadara dieaeiba 
arittala aafNoiklrla« Briafaa anwalai, daa Bald aa dar Kaaaa n tafcBtaa, aa IbaraiaiHt 
sie die Venurtwartaag fir diaaa vaa Ihr gewlhlta Art dar Zahtaaf. 

Beklagte beantragt Abweisung des Klagebegehrens, indem sie sich 
darauf beruft, dass sie die Reclamation der Firma A. S. bereits erledigt 
und diese Erledigung mit unrecommandirtem Schreiben vom 16. März 

1900, Zahl 38.063 der Klägerin mitgetheilt habe, mit der Wei.sung, 
dass die Finna A. S. das Fuiinular der ange.schlossenen Quittung be- 
nutzen könne, um den angewiesenen BeU'ag bei der Kasse zu beheben. 
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Die Beklagte legte auch die Quittang ttber den Betrag ein. Dnreh 
Einsicht in diese Quittung wurde constatirt, daas dieselbe von einer 
sehr ungeftbten Hand ausgestellt nnd mit „Ä. S., Grose ICorengasse'' 

unterfertigt ist. Die Beklagte wendet auch die Veijährung gemäss 
§ 90 Betr.-BegL ein. Da die Bahn die Erledigung der Reclamation 
nicht recommandirt an die Firma A. S. aufgegeben hat und derzeit zu- 
gegeben erscheint, dass die Firma A. S., beziehungsweise die Klägerin 
den Klagsbetrag nicht erhalten hat, so wurde als erwiesen angenommen, 
dass der fragliche Brief der Bahn der Firma A. S. nicht zugekommen, 
sonderij in unreclite Hände gelangt ist. Da es nun unmöglich ist, fest- 
zustellen, ob derjenige, der die fragliche Erledigung in Empfang ge- 
nommen hat, Bediensteter der Firma A. S. war, so kann dieser letzteren 
ein Verschnlden in der Bichtang nicht zoi' Last gelegt werden, dass 
bei dieser Firma beztIgUch der Möglichkeit der üebemahme und Ver^ 
Wahrung der Briefschaften nicht die gehörige Sorgfalt angewendet 
werde. Dagegen hat die Bahn zn verantworten, dasa sie auf eine 
Quittung, welche gans offenkundig eine Fälschung ist, den Elagebetrag 
ausfolgte. Die Fftlsehnng war für jedermann auch bei der oberflftchlichsten 
Aufmerksamkeit zu «rkennen und es erscheint insbesondere ganz aus- 
geschlossen, dass eine protokollirte Firma in der Weise zeichnet, wie 
die Unterschrift auf der Quittung sich darstellt. Wenn die Beklagte, 
statt das Geld mit der Post zuzusenden, den Berechtigten anweist, das 
Geld gegen Quittung an der Kasse zu beheben, so übernimmt sie die 
Verantwortung für die Gefahr, welche mit dieser Art der Zahlungs- 
leistung verbunden ist. Hiezu kommt noch, dass die Unterschrift nicht 
einmal den Wortlaut der Firma richtig wiedergiebt, dass also nicht eine 
Quittung der Finna A. S. vorliegt, dass somit der Empfang nicht von 
dem Berechtigten bestätigt ist. Es wäre nun Sache der Bahn, zu be- 
weisen, dass trotzdem das Geld in die Hände der Firma A. S. gelangte, 
welchen Beweis sie aber nicht unternommen hat. Viehnehr hat die Bahn 
zugegeben, dass die Firma diesen Betrag nicht erhielt. Da nach dem 
Gesagten efaie Zahlung an die Firma nicht geleistet wurde, so war die 
Bahn zur Zahlung des Klagebetrages zn yemrtheilen. Die Einwendung 
der Yeijährnng war nicht berechtigt, weil nach Zusatzbestimmnng 7 
zu § 61 Betr.-Regl. die Verjährungsfrist ruht von dem Tage der bei 
der £isenbahn schriftlich eingebrachten, gehörig belegten Redamation 
bis zum Tage der Zustellung der Erledigung der Eisenbahn an den 
Reclaniauten. Da nun als erwiesen angenummen wurde, dass die Er- 
ledigung der Reclamation dem A. S. beziehungsweise der Klägerin nicht 
zugestellt wurde, so erscheint der Ablauf der Verjälirungsfri.sL durch 
die im Eingänge des Thatbestaudes erwähnte Reclamation gehemmt. 
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Nr. 1S3. Eiitsch. des Prciiss. Obern er waltungsgcrichts. 
4. Senat. Vom 23. Juni 1902. 

(Pr«iiM.yerw.>Bl. SSV. Kr. S. B.W.) 

Ein im EieentliHm von Separationsintereisenten stellender Bahnhofsweg wird dadiroh 
■Mt n elmi üliMrtHBbei, iu» dl« e«mlMto M Ailnnf «Mr Hatttttolle Ita vw^ 
bMMit Iwt AMh «e BteriMüinverwaftung Ist zun AmbM Md ÜMtorlntt ititilbM 

nicht verpflichtet 

Von der Chaussee W.— K. ftthrt in nördlicher Richtung zu der im 
Jahre 1884 errichteten Ei.^enbahnstation W. ein Weg. Durch Ver- 
fi'ignn?: vom 21. März 1900 gab der Amtsvoisteher des Amtsbezirks W. 
der Gemeinde W. auf, den Weg auszubauen, z^Yischen Fussweg und 
Fahrdamm eine Reilie von Bäumen zu pflanzen und den Weg künftig 
zu unterhalten. Nach fruchtlosem Einsprüche erliob die Gemeinde W. 
gegen den Atutsvorsteher und den Eisenbahnüskus, vertreten durch die 
Königliclie Eisenlwhndirektion zu E., Klage mit dem Antrage, die ge- 
dachte Verftkgiing aofzaheben nnd den Eisenbahnflskiis zum Baa des 
Weges für verpflichtet zu erklftren. Der noch heute im Eigenthnm 
der Separationsinteressenten stehende Weg — so heisst es im Wesent- 
lichen in der Klagebegrfindting — sei ein Privatweg* welcher nicht Ton 
der Gemeinde, sondern von dem ESsenbahnflskas, welcher sich dieser 
Verpflichtung bisher entzogen habe, chansseemässig auszubauen sei. 
Die Königliche Eisenbahndirektion hingegen bestritt die Verptlichtnng 
des Fiskns, indem sie, ohne den Widerspruch der Gemeinde zu finden, 
darauf hinwies, dass der Weg anlässlich der Errichtung der Haltestelle 
W. von ihr weder verlegt noch verändert worden sei. 

• Auf Grundlage des Beschlusses der Königlichen Generalkomraission 
zn M. vom 12. April 1891, nach welchem die Vertretung und Verwaltung 
der im Separationsrezesse von W. bezeichneten gemeinschafilichen An- 
gelegenheiten dem Gemeindevorstande zu W. übertragen ist, lud der 
Kreisausschuss als Vertreter der Separationsinteressenten den Schöflfeu 
E. snm Verfahren bei and erkannte sodann am 15. August 1900 dahin, 
dass die Klage absaweisen, die Terllkgnng vom 21. Uftrs 1900 mit der . 
Massgabe anf recht zn erhalten, dass vor Ansfllhrang der Verf&gnng 
die Gemeinde W. die Erwerbung resp. Ezproprürang des in Bede 
stehenden Weges yoi'zonehmen habe. Auf die Berafimg der Gemeinde 
bestätigte der Bezirksansschnss die Vorentscheidung. 

Die von der Klägerin gegen die Entscheidung des Bemrksansschusses 
eingelegte Revision war zorttckzuweisen. 

Die Annahme, dass der ursprönglich für den öftentlichen Verkehr 
nicht ausgewiesene Weg diesem seitens der Separationsinteressenten ge- 
widmet worden wäre, entbehrt der thateächlichen Grundlage. Denn 
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wenn die InteresBenten sich die bei Anlegang der Haltestelle bewirkte 
BesseriiDg des Weges durch die Gemeinde gefallen Hessen, so lässt 
dieser ihnen zum Vortheil dienende Vorgang — an welchem nach den 
vorliegenden „Verhandhingen über die Neuanle!i:niifj des Bahnhofsweges 
in W." (Blatt 7o) anscheinend auch die Domäne betlieiligt gewesen ist — 
Von vornherein keinen Ri\ckschliiss auf die Absicht der Widmung auf 
Seiten der Interessenten zu. Dass sie ihre durch die Separation ge- 
schaffenen Hechte am Wege bis in die neueste Zeit hinein zu vertheidigen 
bestrebt gewesen sind, ergiobt sich vielmehr aus denjenigen, im vorer- 
w&hnten Aktenhefte enthaltenen Verhandinngen, welche anf die Fest- 
setzoDg von Flacbtlinien fftr den Weg sowie auf Abgrenznng der den 
Separationsinteressenten zu belassenden Benntzung des Weges resp. 
die ihnen zu gewährende Entschftdigong abzielten. Was die Gemeinde 
W. betrült, so ist gegenüber der Bemerkung der Vorderrichter, ,das8 
die Gemeinde den Weg für den Verkehr des Publikums znm Bahnhofe 
freigegeben habe", darauf hinzuweisen, dass eine solclie Freigabe von 
den Interessenten ausgehen miisste; es ist übrigens auch nicht ersichtlicb, 
dass der Gemeindevorsteher, welcher die Gemeinde W. im Streitverfahren 
vertreten iiat, eine solche Erklärunp;' abgegeben hätte. — 

Der Vorderrichter stellt jedoch einen zweiten .selbständigen Ent- 
scheidungsgrund auf ; denn er geht in dem weiteren Verlaufe der 
Urtheilsbegründung davon aus, dass es sich bei dem Vorgehen des 
Amtsvorstehers um die Forderung handele, einen öffentliclien Weg im 
Zuge des vorhandenen Weges anzulegen, und er erklärt diese Forderung 
fQr gerechtfertigt, auch wenn davon ausgegangen werde, dass der be- 
stehende Weg noch Privatweg sei. Dem ist zuzustimmen. Zwar ist 
es — wie in dem vom Vorderrichter angezogenen Falle, vergl. 
Bd. XXXVn S. 235 der gedruckten Entscheidungen des Ober- 
verwaltungsgerichts — nicht ganz klargestellt, ob der Amtsvorsteher 
den Weg noch als einen privaten ansah und dessen Umwandlung in 
einen öffentlichen forderte, oder ob er annahm, dass der Weg schon 
öffentlich sei und nur eines besseren Ausbaues bedürfe. Aber darüber 
besteht auch hier kein Zweifel, dass der Amtsvorstehcr im Interesse 
des öffentlichen Verkehrs den alsbaldigen Ausbau unter allen Um- 
ständen von der Klägerin forderte, gleichviel, ob der Weg schon 
öffentlich war oder nicht. Für die Anlegung des Weges als öffentlichen 
Wegezuges kt)nnnt jedocii nach Massgabe dnr Wegeordnung für die 
Provinz Sachsen vom 11. Juli 1891 (vergl. ^ 4 Nr. 1, § 17 Abs. 1) nur 
die klagende Gemeinde als Pflichtige in Betracht ; denn dass dem Eisen- 
balinfiskns die Verpflichtung zur Herrichtuiig des ^^ eges als Öffentlichen 
auferlegt (§ 4 des Eisenbahngesetzes vom 3. November 1888) oder von 
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ihm je übernommen wäre, ist nicbt ersichtlich und das Bedttrfniss nach 
Anlegung des Weges in Breite Ton 12 m und die Nothwendiglceit des 
Aosbanes nie in Zweifel gezogen. 



Nr. 1S4. EntäC'h. des Bczirlisgeriehts fOr Handelssaehen in Wien. 

Vom 24. Juni 1902. 

(ÜMtenr. BlMBb.-T«fOfdiMlll.ZZI. Nr.W. 

Hat der Absender den Transportweg angegeben, so ist die Bahn niclit berechtigt, einen 
anderen Weg zu benützen, wenn die Lieferfrist auf dem von ihr gewählten Wege eine 
längere ist, ungeachtet die Bahn die längere Lieferfrist nicht ausgenützt hat. 

Nach Art. 6, lit. I) I. l e. kunnte die Bahn mir einen anderen Weg 
benutzen, wenn keine höhere Fracht gelordei t und die Lieferiri-^t niclit 
länger ist, als auf der vorgeschriebenen Houte. Es ist hier unent- 
scheidend, dasR die Bahn thaAsftehlich die längere Lieferungsfrist ?ia 
Basel nicht ansnfitzte und die Mehrfracht znr&ckstellte, denn nach 
dem Wortlaute des Art 6, lit. 1) I. Ue. durfte sie den eingeschlagenen 
Weg nicht benfltzen, weil die Liefemngsfrist ttber Basel eine längere 
ist und sie ancb die höhere Fracht berechnete und einforderte. Die 
Partei kann bei der Vorschreibong einer Boute nicht alle Folgen er- 
messen, welche mit dieser RoutenvorscUrift verbunden sein können. 
JEjS ist daher mit einer solchen Booten Vorschrift ein gewisses Risico 
verbunden, das die Partei zu einem bestimmten Zwecke übernimmt. 
Vorliegend rausste die Partei mit Bestimmtheit annehmen, dass die 
Route via Basel mit Rücksicht auf die Bestimmungen des Art. 6, lit. 1) 
I. Ue. niclit werde von der Bahn gewalilt werden können, weil die 
Voraussetzungen Zahl 2 und 3 für diese liuule nicht zutreöen. Die 
Partei konnte daher mit Recht erwarten, dass die Route über Amster- 
dam eingehalten und somit die Verzollung von der Expositur West- 
bahnbof wird yorgenommen werden kdnnen. Da nun die Bahn nicht 
berechtigt war, von der Torgeschriebenen Route via Amsterdam abzu- 
geben und durch die unzulässige Abfertigung ttber Basel, demnach durch 
das dem Gesetze nicht entsprechende Vorgehen der Bahn, die Mehr- 
spesen fär die Verzollung im Betrage vod K 19*80 aufgelaufen sind, 
so war die beklagte Bahn zur Zahlung dieses Betrages zu verurtheilen. 
(§ 1295 a. b. G. B.) 

Nr. 1^. Entscii. des Oberlundes^:eriehts Frankfurt «.M. 
Straf-Senat. Vom 4. Juli 1902. 

(Mltth. des V«r. DmitMli. ScniMatf»,- 1. KMBb.-V«nr. X (190S). 8. 668.) 

Werkttitten, dif Mlglkih den Zweeka Md der Flrdeniiig elies BaimuiitermlMitm 
dienen, indem in ihnen Reparaturen des Materials Uid Herttstlaai Uwle AmlMtUniao 
dar im Betriebe eiferderUekee Gerätheekafte» verieitMMe« weNea, lebSrea taa 
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AMmMMriile Ur BahiiitonKhmii Mtf fiülta Müh ilill Mtar dlt B e l dii 

lewerlatriiwil C| 6 «.1.0.). 

Ohne Rcchtsirrthum stellt der Vorderricliter fest, dass das ünter- 
nebmen der S. Eisenbahngesellschaft, die in W. und B. und zwischen 
diesen beiden Orten eine elektrische Strassen bahn betreibt, nach Art 
und Umfang des Betriebes als eine Eisenbahniinternehmung angesehen 
werden muss, deren Gewerbebetrieb nicht unter die ßeichsgewerbe- 
Ordnung fällt (§ 6 a. a. 0 ). 

Zu diesem Gewerbebetriebe der Eisenbahnunternehniung der S. Eisen- 
bahngesellscbaft gehört, wie der Vorderrichter zutreffend annimmt, 
auch der Betrieb der hier in Rede stehenden Werkstätte, von der er 
tbatsächlich feststellt, dass sie lediglich dem Zweck und der Förderimg 
dfis Eisenbahnunternebmens dient, indem in ihr Reparaturen des 
Materials ond Herstellnng nnd Ansbessernng der im Betriebe ei> 
forderlicben Gerätbscbaften Torgenommen werden. Wenn die Bevisions- 
recbtfertigong anBfObrt, dass nur die gewerbsmässige Beförderung von 
Personen nnd Gfttern auf dem festen Spnrwege (den Bisenbahnsebienen) 
diesen Gewerbebetrieb darstelle, so nimmt sie den Begriff an eng. Der 
Gewerbebetrieb der Eisenbahnuntemehmungen umfasst insbesondere 
auch die Instandhaltung und Ersetzung sowohl des beweglichen Be^ 
triebsmaterials als auch des Unterbaues, ohne welche die Beförderung 
der Personen und GtUer auf dem Schienenwege nicht ungestört durch- 
geführt werden kann. Die nur zu dem Zwecke entwickelte gewerbliche 
Thätigkeit der S. Eisenbahngesellschaft, diese Beförderung von Personen 
und Gütern zu ermöglichen und zu fördern, stellt sich auf ilirer Seite 
nicht als die Ausübung eines besonderen Gewerbes neben dem des 
Eisenbahnunternebmens dar, sondern lediglich als ein Theil des letzteren. 
Vergl. Landmaun, R.-G.-O., Anm. 10 zu § 6, 

yergl. Stenglein, strafr. Nebenges. Anm. sn § 6 G.-O. (S. 723), 
Rohrscbeid, R.-G.-0., Anm. zu § 6 S. 31, 
Tergl. femer Entscb. d. B.-G. in Zivilsachen, Bd. 8, S. 149 ff. 

Die Beicbs-Gewerbeordnang findet hiernach aof den Betrieb der 
Werkstätte keine Anwendung. 



Nc» ll96* Aok.-Be8eheid des prenss. ^rinisters der tfffenü. ArbeUen« 

Vom 1. September 1902. 

(Prousa. Kiscnb.-Arcb. Jahrg Hoa 6. S. 1347.) 

§§ 4. 14 Ei»eib.*eM. vsm 3. Ntvbr. 1838. §§ 150, 158 Znstkntf.-fiet. vtn I. Ai|. 1883. 
II 18-21 Estel|i.-6M. VM H. M 1874. AMM<rai| de« Ptaii «M FasMsItawi des 
E«tiigsBBgt|S|assttadat asf fimd des abgeiiderten PkUMt bsi der EsMismi zisi 

Eisenbahnbau. 

Im Besclüuss ist der Antrag des Gemeindevorstebers in £. und der 



Bek.-Be8c]ieid des preoss. Ministen der dffentl. Arbeiten vtmi 1. 8^. 1903. 1^ 

D. Thonwerke (G. m. b. H.j auf Verbreitei-iing der Uiiterfühi iiug der W.- 
strasse von 8 m aaf 14 m für beg^-üudet erklärt und deshalb „dem vor- 
läufig festgestellten Plane die Znstimmung nicht ertheilt* worden. 

Wie der BezirksansschosB zntreflbnd aoBgeffthrt hat, ist er zu einer 
selbständigen Abänderung des Planes hinsichtlich der UnterfUhmng nicht 
befiigt, weil die Genehmigung der Bahnlinie in ihrer vellstandigen Dorch- 
ffthrong durch alle Zwischenpnnkte, sowie der gesammten Eonstmktions- 
Terh&ltnisse der Bahn durch §§ 4, 14 des Eisenbabngesetzes, § 158 des 
Zoständigkeitsgesetzes dem Minister der öffentlichen Arbeiten vorbehalten 
ist; da aber die Unterführung der W.strasse einen wesentlichen Bestand- 
theil der Bahn bildet, so entbehrt der Beschluss des Bezirksausschusses 
über die Gestaltung dieses Bauwerks der rechtlichen Wirksamkeit. 

Nacli Erfüllung der durch §§ 18 tf. des Knteigiiungsgesetzes vom 
11. Juni 1874 vorgeschriebenen ForniliclikeiLeu liegt dem Bezirksausschuss 
auf Grund des § 21 des Enteignungsgesetzes, § 150 des Zuständigkeits- 
gesetzes insbesondere ob, den Gegenstand der Enteignung, die Grösse 
und die Grenzen des abzutretenden Grundbesitzes nach Massgabe des 
Enteignungsantrags und des geprüften Planes festzustellen; da er jedoch 
trotz ErfBllnng jeuer Förmlichkeiten die Feststellung des Bnteiguuugs- 
gegenständes abgelehnt hat, so bedarf dieser Beschluss der Aufhebung 
und erscheint die erhobene Beschwerde insofern begrttudet. 

Wenn auch die gesetzmftssig erfolgte vorläufige Feststellung des 
Planes fQr die UnterfOhmng der W.stias86 mit einer lichten Weite von 
8 m anf den sachkundigen Ermittlungen und Gutachten der dazu be- 
rufenen königl. Staatsbehörden beruht, so ist doch im Hinblick auf die 
vom Bezirksausschuss geäusserten Bedenken und den seit der landes- 
polizeilichen Pri^fung des Entwurfs verstrichenen Zeitraum dieser Plan- 
theil nochmals untersucht worden; es hat sich aber wiederum der Au- 
trag auf Verbreiterung der Unterfülirung von 8 auf 14 m durch die 
örtlichen Verhältnisse nicliL als gerechtfertigt erwiesen. Da indessen 
die zuständige Landespulizeibeliürde unter Würdigung der erst neuer- 
dings durch den Ausbau der Kreisstrasse und die Anlage zweier Kolonien 
hervorgerufenen Verkehrsbedürfnisse nunmehr die Verbreiterung der 
Unterfllhrung auf 10 m und ihre Ausstattung mit zurückgesetzten, sich 
möglichst erweiternden Flttgeln für erforderlich, aber auch genOgend 
erachtet hat, erscheint diese Gestaltung des Bauwerkes im öiFentlichen 
Interesse zur Sicherung gegen Gefahren und Nachtheile nothwendig. 
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Nr. 137. Entseih des Bezblngeriehts für HandekMehen in Wien. 

Vom 2. September 1902. 

(AJIgem. Tarif-Anz. Jahrg. XZI. Nr. 43. s.eet.) 
Die Bahn ist nicht dafür verantwortlich, wenn der als recommandirtes Schreiben auf- 
gegebene Avieo- und Bezugischein von der Poet einem Unberechtigten ausgefolgt wird 
wwt wMi letztorar aatar daa Nanaa d«» Airaaaataa daa Gat baziahi 

Wenn die Pest das Aviso einer anderen Person zngestellt bat oder 
niclit ordnnngsmässig vorgegangen ist, so ist die Bahn bief&r nicht ver- 
antvortUcb, weil einerseits nach § 68 Betr.-Begl. der Bahn das Recht 
einger&Dmt ist, sich bei der Avisimng der Post zu bedienen nnd ander- 
seits die Post ein selbständiges staatliches Institut ist, deren Betriebs- 
gebamng dem Einflösse der Bahn entzogen ist, weshalb anch die Post 
nicht unter die „Leute der Bahn" im Sinne des § 9 Betr.-Regl, gezählt 
werden kann, für deren Verschulden die Bahn zu haften hat. Die 
Bahn trifft aber auch kein Verschulden, wenn das Gut nach vorschrifts- 
niässiger Avisimng des Adressaten nicht von diesem behoben worden 
sein sollte, denn nach § 68 (7) Betr.-Kejrl. erfolgt die Aiisliererung 
des Gutes gegen Zahlung der etwa darauf haftenden Fracht- und 
sonstigen Betrüge und gegen Ausstellung der Empfangsbestätigung. 
Als letztere gilt die Bestätigung auf dem Aviso- und Bezugsschein. 
Demnach erscheint der Besitzer des bahnämtlichen Aviso- und Bezugs- 
scheines legitimirt, das Gut zu beheben nnd die Bahn ist anch gehalten, 
demselben das Gnt auszufolgen, ohne dass sie die Pflicht h&tte, die 
Echtheit der Unterscimft auf der Empfangsbestätigung und die Person- 
identitftt zu prOfen. Diese Prüfung vorzunehmen, fehlen der Bahn 
anch die Mittel, da nach dem Betriebsreglement ftr die ünterschrift 
auf dem Aviso als Empfangsbestätigung eine Beglaubigung nicht vor- 
geschrieben ist nnd auch nicht verlangt werden darf. (Siehe aneh 
oberstgerichtliche Entscheidung vom 3. Februar 1888, Z. 840, Sammlung 
Roll, Jahrg. 1888, Nr. 3, ferner die Entscheidung vom 9. ÄFai 1899, 
Nr. 2997. h. g. Act C T 162;98 ) Auch wäre eine Verpflichtung zur 
Priifung der Identität und Echtheit, abgesehen davon, dass hiezu die 
Bahn nicht berechtigt ist, mit dem Verkehrsinteres.so nicht veroiiibai-, 
da eine solche Verpflichtung die Freiheit und Schnelligkeit des Eisjin- 
bahuverkehres uuterbindeu würde. 



Nr. 1S8. Entseh. des Bentsehen Belehsgerlehts. 

3. Straf-Senat. Vom 22. September 1902. 

[las Hrcht. V[ (1902,1. Nr. 20. S. 518.) 

§ 330 Straf-Ges.-Buch. Begriff der allgemein anerkannten Regeln der Baukunst. 

Unter den allgemein aiicikannten Regeln der Baukunst sind nicht 
nur diejeuigeu, welche uucU wiäsenscUaftlicUer Erkenntuiäs sich als 
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richtig und .ananfechtbar darstellen , sondern aach diejenigen zu ver- 
stehen, welche im Kreise der die Banknnst Betreibenden anerkannt 
sind. Ob der Thftter bei der AosfUhrang eines Baues sich innerhalb 
des Rahmens der an einem bestimmten Orte bestehenden banpolizeüidhen 

Vorschriften lullt und ob seine Pläne die Genehmigung der Baupolizei- 
behörde {gefunden haben, ist für den subjektiven Thatbestand nicht von 
entscheidender Bedeutung. Massgebend für das Vorhandensein der Fahr- 
lässigkeit in einem konkreten Falle ist nicht, dass eine Handlung oderUnter- 
lassnno: mit Kiicksicht anf die ihr regelmässig heiwolinende Gefährlichkeit 
durch Gesetz oder Verordnung verboten ist und dieses Verbot übertreten 
wird. So wenig bei einer gegen ein bestehendes Verbot verstossenden 
Handlung immer Fahrlässigkeit notwendig vorliegt, so wenig lässt 
sich Fahrlässigkeit grundsätzlich deshalb verneinen, weil ein solches 
Verbot nicht besteht, nnd eben so wenig schUesst der Mangel einer 
die Vornahme einer gewissen Handlung gebietenden gesetdichen 
Vorschrift die Annahme einer Fahrlässigkeit ans. 



Nr. 1S9. Beseheid des KSnigl. Siebs. Hinisterinms des Inneni. 

Vom 17. Oktober 1902. 

PfNeM nr Spraagssg des Gleiskörpers einer Strassenbahn inftlge der mH dsii Bahfl- 

betriebe verbundenen Staubentwiokelung. 

An sich ist die Frage, ob der Staatsfiskus als Unternehmer oder 
die Dresdner Strassenbahn als Betriebspächterin der Lössnitzbahn zur 
8tras.senbesprengung bezw. zur Uebertragung des durch vermehrte Be- 
sprengung infolge der mit dem Strassenbahnbetrieb verbundenen Staub- 
entwit'kelung den Gemeinden entstehenden Aufwandes angehalten werden 
können, durch die Entscheidung der Kreishauptmannschaft Dresden 
vom 21. August 1901 (Blatt 65 der Akten Abth. XIX. Abschn. 4. Nr. 12 
Bd. II) and durch die Abweisung der hiergegen von der Gemeinde 
Radebeol erhobenen Anfechtungsklage in dei* Entscheidung des Ober- 
verwaltnngsgerichtes vom 25. Januar 1902 Bl. 76b. ff. erledigt. Wenn 
detngegenftber neuerdings die betheiligten Gemeinden ein selbständiges 
Einschreiten des Ministeriums des Innern auf Grund von § 2 unter d 
unter e der Verordnung, die Bessortverh&ltnisse in Eisenbahn- etc. 
Angelegenheiten betreffend, vom 26. Juni 1851 beantragen, so bietet 
auch diese Verordnung, selbst wenn sonst der Antrag sachlich gerecht- 
fertigt wäre, keine rechtliche Grundlage für eine Auflage an den Eisen- 
balmunternehmer in der hier in Frage kommenden Richtung, Denn die 
angezogene Ressortverordnung hat nur die Bedeutung einer Verwaltungs- 
instruktion; sie regelt nur die inneren Beziehungen der betheiligten 
Ministerien zu einander, indem sie deren Geschäftskreise abgrenzt, ent- 
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Uli aber keine materieUen Bechtssätze, auf die sich Dritte berafen 
k5iinteD. Wenn daher in § 2 nnter d nnd e dieser Verordnnag «Die 
Handhabnng des Sehntses der A4jaeenten gegen Gefahren oder Beein- 
trftchtignngen, weiche aas der Anlage oder dem Betriebe der Bahn 
entstehen", sowie «die Handhabung der allgemeinen Polizei bei dem 
Bau und Betriebe von Staats- oder Priyatbahnen" dem Departement 
des Innern zugewiesen ist^ so begründet dies nicht ohne Weiteres nach 
aussen hin eine Befugniss zum Einschreiten der Behörden der innere 
Verwaltung in den bezeichneten Richtungen, sondern setzt voraus, 
dass eine solche Befngniss nach dem positiven Rechte überhaupt besteht. 

Der staatlich genehmigte nnd rechtmässig ausgeübte Betrieb einer 
Eisenbahn verpflichtet aber den Unternehmer gegenüber Dritten, welche 
hierdurch Benachtheiligungen erleiden, ohne dass dabei in ihren rechtlich 
geschützten luteressenkreis eingegriffen wird, zu keinen weitergehenden 
Leistungen, als ihnen entweder durch posiÜTe Bechtsvorschriften oder 
durch besondere Eonzessionsbedingungen auferlegt worden sind. An 
soldien Bechtsvorschriften nnd Bedingungen fehlt es aber im vorliegenden 
Falle. Es steht vielmehr die Bestimmung in § 27 Abs. 8 der Bevid. 
Landgemeindeordnung dem Ansprüche der Gtoeinden entgegen. 



Nr» 130. Bescheid des KOuigl. Sächs. ^linisteriums des Innern. 

Vom 25. Oktober 1902. 

VereinbaruRgen iwlaohen StraMcabahRHRternehmerR und fieneindei über die Betriebs- 
mite tdtr mat itr ttiatlMss ObenwfkltM ■■terllsicaie EtarMilüiM VMtm tir 
ilia ParltlM. lislrt aber dia Oberaufsichtsbehörde, weioba ta ihraa Aaafiaaaiaa M 

und selbständig bleibt 

Das Ministerium des Innern pflichtet im Einverstandnisse mit dem 
Finanzministerium der im Berichtsbeschlusse der Kreishauptmannschaft 
Dresden vom 29. Juli dieses Jahres ausgesprochenen Rechtsanschaunng 
über die Wirkung von Vereinbarangeu, welche zwischen einer Strassen- 
bahngesellscbaft und eiuer Gemeinde Aber die Betriebsweise oder sonst 
tkber »gleich der staatlichen Oberanfsicht unterliegende Siinficfatungeii 
einer Strassenbahn getroffen worden sind, im Wesentlichen bei. Solche 
Vertragsbestimmungen binden, selbst wenn sie von der Regierung ge- 
nehmigt worden sind, nur die Vertragsschliessenden Theile gegen- 
einander. Sie können die Begiemng nicht hindern, qAter davon ab- 
weichende Anordnungen selbständig zu treffen, soweit solche durch 
Bücksichten auf das von ihr zu wahrende öffentliche Wohl geboten 
und gereclitfertigt erscheinen. Insbesondere bleibt der Regierung stets 
das Recht vorbehalten, in Ausübung ihrer Oberaufsichtsbefugniss zu 
verlangen, dass solche Einriebtungen eiuer Strassenbahn oder Eisenbahn 
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flberhaapt, die zwar nach einem frttheren Stande der Technik und einst- 
maligeii Ansehammgen Billigung gefunden, später aber im Verlaufe der 
Zeit nach den bei ihrer Anwendnng gemachten Eif abrangen sieh als 
nnyollkommen oder naehtheilig erwiesen haben, dnrch bessere nndzweck- 
missigere Anordnungen ersetzt werden, namentlich dann, wenn damit 
zngleieh wirthschaftliche Vortheile yerbunden sind. 

Vertragliche Abmachungen des Bahnunternehmers mit einem Dritten 
haben gegenfiber der Oberaufsichtsbehörde, die solche genehmigt, nur 
die Wirkung, dass die späteren EntSchliessungen der letzteren nunmehr 
gegen beide vertiagsrliliessende Theile wirken. Die Regierung übt 
bei Genehmigung des betretfenden Vertrages nur die Rechte und Pflichten 
der Staatsgewalt aus, sie macht sich dadurch aber nicht selbst zum 
vertragschliessenden Theile, sondern behält sich, soweit sie sich nicht 
etwa in ihrer späteren Entschliessungsfreiheit selbst aiisilriicklich be- 
schränkt, die freie Verfügungsgewalt für die Zukuuit in demselben 
Umfange vor, in dem sie gegenüber dem Bahnuntemehmer au sich 
besteht 

Eine andere Frage ist, ob und wieweit staatliche Anordnungen, 
wodurch vertragsrnftssige Vereinbarungen zwischen dem Bahnuntemehmer 
und einem Dritten berührt und nach aussen hin ausser Kraft gesetzt 
werden, Entschädigungsansprüche des einen Tertragsehliessenden Theiles 
gegen den anderen begründen kOnnen. Diese Frage ist aber nicht jetzt 
und auch nicht von der Regierung zu entscheiden, sondern wird ein- 
tretendenfalls der Beurtheilung dnrch die zuständigen Verwaltungs- 
nnd beziehentlich richterlichen Instanzen unterliegen. 

Das vorstehend Ausgeführte gilt im vollen Umfange auch von dem 
für die elektrischen Strassonbahnen in Dresden auf bestimmten vStrassen 
seinerzeit auf Grund der Verträge zwischen den beiden Stra.ssenbahn- 
gesellschaften und der Stadt<z:emeinde Dresden von der Regierung ge- 
nehmigten Betriebe mittels Akkumulatoren. 

Sollte später aas betriebstechnischen und wirthschaftlichen Gründen 
die Beseitigung der Akkumulatoren geboten oder auch nur zweckmässig 
erscheinen, so wird dann die Regierung die entsprechenden Anordnungen 
nach ftrder, nur durch Bttcksichten auf das allgemeine Wohl, nicht 
anf blosse finanzielle Vortheile des Bahnuntemehmers oder der Stadt- 
kasse b^timmter Entschliessung zu trelTen haben. 
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Abhandlungen. 

5. 

Die Haftpflicht dfi* Tost für Jteselisidfiriiiis: von KoisrndtMi . v«'r- 
glieheu mit der Klsoiibahuhaftpflicht nach Deutschem KcichsrccUt. 

Von Or. jur. Alfred von Weinrich in Karlsruhe i. B. 

§ I. Einleltinf ttid Uebersicht. 

I. Wenn in einer der Interpretation nnd Weiterbildunfr den Eisenbahn- 
rechts ge\viiliiH't(Mi Zeitbclirift Bestininuing'en des Postrechts zur Eriirternng 
gelangen, so beilarf es weg-cn des innij^en Zusamnu nhanf^es beider Rechte 
keiner besonderen Begründnng. In hervorragendem Masse gilt die« bezüglich 
der Haftpflicht wegen PerBoneDbeBelilldigung. Ein Vergleidi der hierfiber in 
den gedachten Geeetzen bestehenden Rechtsnormen bietet nidit nnr theoretisofaes 
Iiitf rpssp, sondern hat auch praktischen Werth, indem er eine befruchtende 
Wirkmitr auf derfu .\nslep:nng: itussern dürfte. Beide Rechtsgebiete arbeiten 
in unserni Falle uiiL frleiihen Rej^riffen. Diese lassen aber, weil unter ver- 
Hrhiedenen Uesiclitspunkten betrachtet, eine verschiedene Aullas.^ung zu, wo- 
durch eine solche Vergleichnng nicht nnerheblich au Werth gewinnt. 

n. Der legislative Gr nnd der Spezialbestimmnngen Aber die Haftpflicht 
der Eisenbahnen ist nicht der gleiche, wie bei der Post Daa Haf^pdichtrecht 
der Eisenbahnen beruht auf der Gefiihrlichkeit des Betriebs. Dies j?ilt nicht 
für die Post. Der Postbetrieb ist jedenfalls nicht {^efilhrlicher, als der jre- 
wiihnliche Fnhrwerksbetriob; ja man kann sojrar behaupten, dass wehren der 
bestehenden Sicherheiti»vorschrifteu und der grössern Präzision bei der Aus- 
übung des Fostbetriebs dieser als der minder gefälirliche erscheint. So muss 
z. B. nach $ 19 des Postgesetses (P.O.) jedes Fuhrwerk den ordentlielien 
Posten, Knrieren und Eztraposten answeichen, wodurch viel ünglttck verhfitet 
wird, da bekanntlich die Unsicherheit wegen des Ausweichens Anlass zu zahl- 
reichen Unfällen bietet. Beim besondern Tlaftpflichtrecht der Post spielen, 
wennf;leicli dasselbe auf den zwischen dem Reisenden und der Po8tvei\v,iUunfr 
geschlossenen Vertrag') sich gründet, üftentlicli-rechtliche üesithtspunkte mit. 
Die Postanstalten sind Anstalten des Staates (Reichs), die Postbeamten Staat«»- 
(Beichs-) Beamte. Es ist in der Literatur streitig, ob und inwieweit der Staat 
fOr das Vereehnlden seiner Beamten haftet Um diese Streitfrage abxnschneideii, 

') Dies ist auch der Grund, warum die Haftpflicht der Pust in mein Buch: Die 
Hafl^lclit wegen K«iperr«'letsang nnd TOdtong «nes Menschen. 2. Aufl. Berlin 1908 
keine Aufnahme gefunden hat, da dasselbe nu Ton der Haft^ffliclit ans Delikten nnd 
delüctsälmlichen Gründen handelt. 
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hat § 1 1 Ziff. 2 P. Ct. Bestimm uugeu darüber getroffen, wie es bei der T^fscliiiilip^nng 
von Reisenden zu lialten seL Nnr so erklärt sich die exorbitauto Vuräclaift, 
dMB bei ESiperverletaEiinfseii nnr fttr Kwt- nnd Yerpfl^ngskosten gohaftet ^rird. 
Denn nnter dem Qedchtspaakto den VertragB mnsste auch wegen Aufhebung 

bezw. Mindernng der Erwoilisfahigkeit anhaftet worden. Wie das Haftpflicht- 
gesetz (H. G.) ist auch das P. G. nacli Einführnnc: des Bürgerlichen Gesetz- 
buches (B. G. B.^ beibehalten worden, iiisoferne sich niclit ans dem B.G.B, 
oder dem Einfühnmg:?gesetz (E.G.) das Gegentheil ergiebt (Art. 32 E.G.). 

Sodann ist das H.G. weitergehend, als das P.6. Nach dem H. G. 
wird gehaftet, wenn beim Betriebe einer Eisenbahn ein Henich getOdtet oder 
IcQrperlich verletet wird, dag^:en wird nach dem P. 0. nnr fSr BeadAdignng 
von Beisenden theilweise Ersats geleistet. Wenn Dritte durch den Postbe- 
trieb verletzt, z. B. vom Postwagen überlahren werden, so gelten hierfür die 
gewöhnlichen bürgerlichen Bem htsnormen ^). Die Betreiun^'sirründo Mm der 
Haftpflicht der Po.st sind die gleichen, wie bei der Eisenbahn, niuulich: 
höhere Gewalt und eigenes Verscluilden. Wie wir jedoch im Laufe der Dar- 
ateliung sehen werden, ist der Begriff der höheren Gewalt, wie ihn ^e Jnris- 
pmdens des H.G-. ausgebildet hat, ein anderer, als nach dem P.G., und der 
Begriff eip:ene8 Verschulden giebt, wenn er anch durch die Rechtsprechung 
hingst im Sinne einer subjektiven Verschuldung fixirt ist, doch zu Zweifeln 
Veranlassung, wahrend der Ausdruck: Fahrl;issi«.'kpit in § 11 Ziff. 2 P. G, 
jeden Zweifel darüber ausscliliesst , dass etwa Unzureclinungstähige darunter 
fallen können. 

fflnsichtUch der Verjährung gelten für die Haftpflicht der Post Sonder- 
bestimmungen, wie fttr die Haftpflicht der Eisenbalm. Nach deren Besprechung 
soll die Frage untersucht werden, ob unter Umstünden neben dem P. G. noch 
andere Gesetze, insbesondere das H. G., aus bei Beförderung mit der Post 
erlittenen Unfällen in Betracht kommen und ob der Post ein Kegressrecht 
gegen den Schuldigen zustellt. 

rrthcil dos Reichsgerichts iR (J.) v.nn 17. .Tuiii 1S87. Eritsch. XIX 101 ff. Nach 
diesem Lrtbeil a. a. 0. S. 1U7 war im Oebiete des rhciuischeu Kecbts Art. 1384 c. c. 
auf die Post anwendbar, wenn durch Verseliulden eines Postbeamtoi ein Dritter, der mit 
der T'ostverwaltung in keiium Vertra^sverhältnisso stand, gcschädi<rt wuriic. I>ies wird 
zu Unrecht von Schmidt in Urachot's Beiträgen Bd. XXXlll S. 184 ff. bestritten. 
Die Postrerwaltung ist Dritten gegenüber, welche mit ihr bdnen Vertrag abgeschlossen, 
sowohl nach Art. 18.34 c. c, als anch nach dessen .\nfhebang nach dem B.G.B, für den 
diesen Personen durch ihre Beamten schuldhafter Weise zupefiitrten Schaden verant- 
wortlich. §51 P. (t. bestimmt, dass alle bisherigen allgemoiuou und besonderen iJe- 
stimmungen über Gegenstände, worüber das gegenwärtige Gesetz verfügt . . 
. . .. aufgehoben seien. Bas P. (i. ciithiiU mImt üK. r 'lic i)u isid.liktische Haltung' dr-r 
Post keine Bestimmungen. Dass der Posttiskus hatte, kann deshalb nicht zweit el- 
baft sein, weil die Beförderung durch die Post ein Gewerbe ist, das der Staat als 
Monopol bctrri1)t. niitliin bei einem auf Schadenersatz (gerichteten Prozess keine das 
ätaatswobl berührenden Fragen in Betracht kommen. Ist der Schaden durch eine un- 
richtige Verfflgung der PostbehOrde entstanden , so haftet der Postflsicus nach §^ .30 
und 89 B.G.B., ist er ^'cn durch einen rnterbeamten verursacht worden, dann 
gründet sich die Haftpliicbt der Post auf gflSl B.G.B. Vgl. Uber diese Frage von 
Weinrich a. a. (». S. ,')(; ff. 
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§ 2. Voraussetzungen der Haftpflicht. 

I. Damit die Postverwaltung haftpflichtig werde, muss ein Reisender 
körperlich verletzt worden sein. Die Haftpflicht wird begründet durch den 
vom Reisenden mit der Post abgeschlossenen BefSrderungsvertrag. Mithin 
entfUlt die Haltpflicht der Poet filieraU da, wo ein solcber Vertrag nicbt ab- 
geflcliloBBen wurde; s. B. wenn Tom PostUlon ein sog. blinder Paaeagier mit» 
genommen wird Weil die Haftpflicht der Eisenbahn im Gegensatz hier- 
zu sicli nicht auf den Vertrag gründet, so findet das H. G. auch Anwendunir, 
wenn ein Reisender verletzt oder getödtet wird, der kein Fahibület genommen 
hat''). 

Sobald der Reieeiide eingescluriehen wurde nnd seinen Fahrschein etbalten 
bat, hat er im Falle seiner Verletsiing 9ia Becbt anf EntschSdignng erworben. 
Dieses Beoht hat er also schon vor Antritt der Reise. Wird z. B. durch 

Ansschlagen eines Pferdes beim Anspannen der znfailig in der Nahe weilende 
Reisende verletzt und dadnrrli jjcbiiulert, die Heise anzntieten, so ist die Post 
verpflichtet, Schadenersatz zu leisten. Weil die Haftptüclit d«'r Pnstverwaltung 
auf den Vertrag sich gründet, kann nur der Verletzte Ansprüche gegen 
die Post geltend machen, niemals sind Iiierzu die Hinterbliebenen aus 
eigenem Becbte") wegen des Urnen durch den Tod des Beisenden ent- 
standenen. Schadens beftagt. 

Ein Eraatsanspmch steht nur den mit der ordentlichen Post beför- 
derten Personen an, nicht aber den mit Extrapost reisenden (§ II Ab- 
satz 2 P.Ct.). 

II. Welcher Art die Verletzung ist, ist gleicli^tig. Körperverletzung 
ist, wie bei der Haftpflicht der Eisenbahnen^), jede Oesnndheitsbeschildiguug, 
mithin aneh die Vemrsachnng einer Gejsteskrawhheit. Die Verletsnng mnss 
bei der Bahn dnrch den Betrieb, b^ der Post durch den Beisennfall veror- 
sacht worden sein. Sie braucht nicht sofort fühlbar gewesen, sie kann auch 
erst spHter hervorgetreten sein, um eine Ersatzverbindlichkeit der Postver- 
waltung zu beuründen. Das Gleiihe gilt auch, wenn die Entstehung durch 
eine vorhandene Anlage begünstigt wurde, ebenso ist die durch eine be- 
sondere körperliche Beschaffenheit, z. B. dorch das Vorhandensein einer syphi- 
litisdien Kranich^ herbeigefOhrte Erhöhung der Kurkosten von der Post sn 
tragen. Die hier entwickeltea Grundriltse sind dem gesammten Hal^iAieht- 
recht gemeinsam'). 



*) Dambach - von G rimm: Das Gesetz Uber das Postwesen des Deutschen Beichs 
8. Aufl. Berlin IDOl. Lass und Haier: llaftptlicbtrecht und Reichs - Versicherungs- 
gesetzgebung. München 1902. 2. Aufl. 

«) Eger: Das H.icliHhaftplIichtgesetz. 5. Aufl. 190<). S. 140 

*) llat der verletzte Keiüende vor seinem Tod die Kurkosten bezahlt, so können 
die Erben deren firsats von der Postverwaltung verlangen, ebenso wenn sie fttr die 
Kurknstou in Anspruch genommen -wurden , weil der Ersatssnspmch nicht mit dem 
Tode erlischt, sondern auf die Erben übergeht. 
Eger a. a. 0. S.ß7. 

*) Lass n. Maler a. a. 0. 8. 84, insbes. Note 18. v. Welnrioh a. a. O. S.21. 
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§ 3. lilwtt der Haftpflicht. 

I. Wie bereits erwähnt wurde, ist von der Post nnr bei EOrperver- 
lefarang eines Bdaenden Ersats zu leisten und sind nur die erforderlichen 
Kar> und Verpflegnngakosten m gewlUiren. Welclie Kosten erforderlieh 

waren, bestimmt im Einzelfalle das lichtt ilii he Ermessen'). Darunter können 
die Kost-en für einen Spezialarzt un<l einer besonderen Wartnnpr und Pflege 
fallen -|, wie auch die Kosten der Unterbringung und Verwahrung in einer 
Irrenanstalt. 

Ganz besondere Scliwierigkeiten bietet die Frage, wie es sich verhält, 
wenn In Folge der VerletKung eine Vermehrnng der Bedürfnisse des 
Besehädigten eintritt, woftlr §848 Abs. 1 B.0.B., das in unserem Falle 

znr Anwendung zu kommen hat, sofeme dessen Bestimmungen nicht mit dem 
P. G. in Widerspruch stehen, eine Rente frewHhrt. Zu der Zeit, als das P. G. 
ins Leben trat , wurde nach den damals in Deutschland ^reitenden Rechten 
und nach der Praxis wegen Vermelirung der Bedürfnisse in dieser Form kein 
Ersatz geleistet ''^). Im Sinne des P. G. liegt die Anwendung vorstehender 
Bestimmung jedenfalls nicht; indem dieses Geaeta die Ersatzpllicht der Fostp 
▼erwaltang auf Enr- und Verpflegungskosten besehrinkte und die wegen vor- 
minderter bezw. aufgehobener Erwerbsfähigkeit ablehnte, wollte es die mit 
den fortlaufenden Rentenzahlungen verbundenen Belästigungen von der Post- 
verwaltung fernhalten und jene möjrlichst bald von ihrer \'erbindlichkeit be- 
freien. Diese hat den i'harakter einer Ersatzpflicht*), d. Ii. der Verletzte 
mass die Enr- und Verpflegungskosten im Einzelnen nachweisen und ob die- 
selben erforderlich waren. Mnss s. B. der Verletzte gefahren werden, so hat 
er die dalBr gemachten Auslagen an speciflciren. Dies ist natfirlich viel 
umstHndlicher und schwieriger, als wenn nach § 843 Abs. 1 ß.G. B. der 
Riihtcr dem Verletzten von vorneherein für solclie Auslagen eine Rente 
zubilligt. Der beim Reisen auf der Post Verletzte bekommt also auch Er- 
satz für die Auslagen, welche durch die in Folge seiner Beschädigung einge- 
tretene Vennehrung seiner Bedürfnisse nothwendig geworden sind, aber er 
hat diese im Einzelnen dansnthnn, wfthrend die auf andere Weise Verletzten, 
auf welche § 843 Abs. 1 und 8 B.O.B, und § 8a H.Q. Anwendung finden, 
für solche Auslagen eine Rente verlangen kennen. 

II. Bezüglich der Frage, wie es sich mit der Einrechnung von anderer 
Seite in Folge des Unfalls erhaltener Beti iiuc verhiilt , verweise irh auf das 
an anderer Stelle bereits Gesagte •*). Der durchschlagende Ciesichtspiinkt auch 
f&i- die Ersatzpflicht der Post ist, tess der Reisende durch den Unfall nicht 
bereichert werden soll. Was der Beisende daher von einer Unfallversicherungs- 
geselladiaft erhalten hat, mnss er sieh anrechnen lassen. Dass hier auf Grund 

*) Lass u. Maier a. a. 0. S. III. 

^ R.G. vom 11. Februar 1890. Entsch. XXV 50. 

») Eger a. a. O. S. 295 U. 848. 

♦) Danibach - v, (Jrimm a. a. <>. S. 12."{ Nr. 9. Wirsing, Die civUreobtUdie 
Haftung der Post. Würzburg 1092. Lass a. Maiui a. a. U. ä. III. 
•) Haftpflicht 8. 78 ff. 

11* 
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des Versicherungsvertrages , dort ant (Ti nnd des Postbefördenuif^sv ertrag es 
gescholdet wird, ist f&r die Bereicherangsfrage belanglos. Hier kann es ja 
doch mir darauf ankommen, daas und nicht warnm der Verietrte T«n der 
OeseOBcliaft etwaa eriialten hat. 

III. Eine Abfindung anf den Anspruch anf Ersatz der Kni^ und Pflege* 
kosten dnn h Znerkenmmj^ einer Busse ^ ist um deswillen nicht ansgeschlossen, 
weil neben der Post auch nocli Dritte für Kur- und Pflegekosten haften können. 
Wird nun derjenige, welcher die Beschädigung des Reisenden verscliuldete, 
neben der Strafe zu einer Basse verurtheilt , so fällt dessen Ansprach gegen 
die Poet fort (§ 281 Ahe. 2 St.G.B.), es sei denn, daas nach dem Strafnrtheil 
nur anf den Ansprach wegen Yennindemiig der Erwerbs- 
fUdgkeit bezieht, da die Abfindung durch die Bnsse auch eine tlieilweiise sein 
kann^j. Auch die Ansprüche am § 1 H. G. werden inixk VerarÜieilnng des 
Schaldigen za einer Basse aufgehoben''). 

Dia Baf^laagaiiiada voa dar Haftpflicht 
§ 4. In AllianclMi» 

I. Sowohl nach dem H.Q. , wie nach dem P.6. wird die Haftpflicht 

nur bei höherer Gewalt und eigenem Verschulden ausgeschlossen. Allein der 
Kechtsgrnnd dieser Haftpflicht ist in jedem der beiden Frille ein ver- 
scliiedener und demtremiiss das VerliiiUniss dei' Ausscliliessungsgründe zu 
der Haftpflicht jeweilig ein anderes. Die HaftiiHicht des i^lisenbaiinbetriebs- 
nntenuhmers 'grttndet sich auf das Gesetz (ex lege ')• die der PMtverwaltong 
nach dem P.G. anf den Vertrag. 

n. Dass die Haftpflicht der Eisenhahn eine ges etaliehe ist, erklirt 
noch nicht ihren juri-^tischen Charakter. Dieser ergiebt sich vielmehr 
aus folgender Betrai htunjr: Der Eisenhahnbetrieb ist ein selir geHihrlicher 
Betrieb und erfnrdert eine erhöhte Sorgfalt. \Vird nun Jemand durch diesen 
Betrieb körperlich verletzt, so hätte er nach allgemeinen procesbualen Grund- 
sitMn den Beweis an ftthrea, dasa der Betrietenntemehmor diese erhöhte 
Sorgfalt nicht gehabt liabe. Dieser Beweis ist aber, weil der verletate 
Anssenstehende die Interna des Betriebs, anf die es hier in der Begel an- 
kommt, nicht kennt, meist sehr schwer, in zahllosen FftUen gar nicht zu 
führen, während auf der anderen Seite wegen der grossen Gefährlichkeit ein 
llaftprtichtbedürfniss bestellt. Diese Beweissclnvicrigkeiten werden nnn aus 
dem letzterwähnten Grunde beseitigt. Es geschieht dies dadurch , dass das, 
was der ElRger m beweisen hat, nimHch der Ifaagel an Sorgfalt als bewiesen 

') Vgl. hierüber v. AVeiurich &. a. 0. 8. 126. 

V. Weinrich a. a. 0. Ö. 124. 
^ Eger a. a. 0. S. 470. 

*) Als solche wird diese Haftpflicht konstant vnii der rjf-chtsprfrhung bezeichnet, 
and daram soll aach der üerichtsstand der unerlaubten Handlung bei Klagen aus § 1 
H.(i nicht begründet sein. Beidis-Oberbandelsgericbt Entscb. XIII 68. Demtui olge 
würde der Betriebsantemehmcr nicht am Orto d( s I'nfalls, sondern nur am Orte seiner 
Niederlassung auf Ersatz des durch den Unfall erlittenen Schadens verklagt werden 
küuuen. 
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anfrenommen nnd oine Tiefreinng von der HaftpUiclit mir dann gewährt wird, 
wenn entweder trutz der gesteigerten Dilipenz der Unfall niclit verhütet 
werden konnte oder der Verletzte diesen durch eigene Schuld lierbeifülirte, 
WM bddw der beklagte Betriebsnnternehmer zu beweisen hat 

Die von mir Tertretene Aiuddit, dMs wegen des ZnsammenliangB 
mit dem Beweierecht der Avagleicli swteehen den Beweiischwieiigkeiten 
and dem Haftpflichtbedärfniss nni* dnrch Schaffung einer Bechtsverrnnthiing 
zn Gunsten des klägerischen Reweistlunirs ir<'t'im<lon werden kann, wird nnr 
von wenigen') getheilt. üeber die datie-ren erhubeiien Einwände habe ieh mich 
bereits anderweitig ausgesprochen, worauf hier verwiesen werden soll''). 

n. Anders zn konetniiren sind diese Befreiungsgründe von der Ilaft- 
pflieht nach dem P.G. Wie bereits erwBlint wurde, gründet sieli die Haft* 
pflidit der Post wegen BesdAdignng des Bdsenden auf den mit diesem ge- 
schlossenen Vertrag. Durch denselben nbemimmt die Postverwaltong die 
Verpriif htung . den Heisenden ohne Verletznnir seiner körperlichen Integrität 
zu befördern, und indem sie das P.G. dem Vertrage zu Grunde legt, worin 
ihre Haftpflicht für den Fall der Verletzung nonnirt ist, garantirt sie ihm 
Jene. Hiervon wird sie nur dann befreit, wenn es ilir durch unabwendbare 
Ereignisse «unOglicli ist, diese Gamntiepfliclit m* erfüllen (hOhere Oewalt) oder 
wenn der Beisende dnreii sein dgenes sehnldlmfteB Yeilmlten rie daran ge- 
hindert hat. 

§ 5. Im Besonderen. 

I. Auch hierüber habe ich mieh a. a. O. S. 145flf. bereits eingehend ge- 
äussert, so dass ich mich hier kürzer fassen kann. Für die höhere Gewalt 
liabe ich S. 150, sofeme der Eisenbahnbetrieb in Betracht kommt, folgende 
Begrifbbestifflmnng aufgestellt: «HOhere Oewalt beim Etsenhahnbetriebe ist 
ein plStsiioh Antretendes vnTorhersehbares Ereigniss, das aasseriialb dieses 
Betriebskreises entstanden, dnrch hereinwirken in denselben Schaden an Leib 
und Gut verursacht und unter sorgftltlger Anwendung aller dem Eisenbahn- 
betriebe ordnongsmässig zu Gebote stdiender . Mittel nicht verhütet vwden 
konnte". 

Nach der Bechtsprechnng sind jedoch beim Eisenbahnbetrieb nnr solche 
änssere Ereignisse als höhere Gewalt anznsehen, deren Verfafttong dnrch Vor- 
k^rnngen nnmSglich war, welche nach der allgemeinen Vexkdirsanschairang 
so dem an erreielienden Erfolge in einem Ternttnfligen Verlilltiiisse stdien*). 



>) So sagt: Hiesenfe Id: Das besondere Haftpflichtrecht der dentscben Arbfliter- 
▼ersiehemngsgesetze. BerHn 1894 S. 8: „fOr die jvrisflfldie Konstndrtton ist Am 

Schuldmoment als letzter Anker unentbehrlich'. Nach v. Schulze-Graevcrnitz in 
Grfinhut's Zeitschr. XVI .S. 459 und 460 Hegt der Schwerpunkt des Gesetzes darin, 
dass ein Verschulden präsumirt wird, weil hei dem dcrmaligen Stand der Technik und 
der grossen Masse der Hilfsmittel und Erfahrungen ernste Unfälle im Eisenbahnver- 
kthr sich dnrch Sorgfalt im Betrieb venuhiideni lassen, dtlrt bei Läse und Haler 
a. a. U. S. lOü Mote 13. 

*) Heltpflieht S.148ff. 

Egor 1. a O. S. 113 und die auf S. ll.S i;n angcführton T'rthoilp nzmer, 
Uaftpflich^esetz S. 44. Beindl, Das BeiobsbaftflUobtgeseU. München lUUl Ö. 63. 
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Dieie Ansrlrücke sind zu nnbeitiiDint. Was hchat allgemeine Yerkehrsanschauoiig, 
was nach dieser zu dem zn erreiclicnden Eitolf!;e in einem vernfinftigen Ver- 
liiiltniss >:tclionV Dieselben VorkohrnnprcTi , weklie der eine Richter als in 
einem solchen VerhiSltniHs stehend ansieht, darin erhlickt der andere eine 
Einrichtung, welche man billigerweise nicht verlangen kann*). Für lietriebs- 
ereignisse wii'd dagegen stet» gehaftet. Hit Bttcksicht anf diese Bechtaprechnng 
hatUnger die Ansicht aufgestellt*), dass nach dem H.O. der bShern Oewalt 
der äussere casns {rleichstehe, der Unternehmer mithin für alle .Insseren Zufälle 
zn haften habe. Diese Ansicht geht jedenfalls zu weit Braucht auch der 
in Betracht kommende äussere Unfall nicht objektiv verhütbar gewesen zu 
sein, so genügt doch nicht jedes zuf:illi<re Ereitrniss, sondeni es müssen, 
damit höhere Gewalt vorliege, alle dem Eisieubahubetrieb orduungsmässig zu 
Gebote stehenden lüttel nicht hinreiehend sein, um das drohende Unheil ab> 
mwenden. 

AVie Bt^t es nnn mit der in § 11 Ziff. 2 P. G. erwähnten hSbem Gewalt? 

Auch liier mnss der Unfall dnrch eine äussere Veranlaßsnng entstanden sein, 
wenn er sicli aurh nicht auf den Betrieb zn bozielien braucht, um als höhere 
Gewalt zu erscheinen. Die Garantiepllicht der Postverwaltung bezielit sich 
nicht nur auf ilir Personal und Material, wo bei den durch diese bewirkten 
Schäden, wie bei der Eisenbahn, der Einrede der hSbera Gewalt lüeht statt- 
gegeben nird, sondern aneh auf die lOtreisenden^). Während also naeh § 1 
H. G. nicht gehaftet wird, wenn ein Reisender einen Mitreisenden beschädigt'), 
ist dies nach § 11 Ziff. 2 P. G. der Fall. Dagegen sind Angriffe einer RäuV)er- 
bande stets böliere Ge^valt. Eliniinirt man, wie Viel der Haftpflicht der Post, 
den Begriff des Betriebs aus dem der lililn in (.lewalt, so bleil)t nichts anderes 
übrig, als auf den vom römisclien Rechte ausgebildeten Begriff' deräelbeu zurück- 
zngreifen, nftmlicb in der h^hem Gewalt ein schadenibringendes, objektiv nicht 
80 veihtttendes Ereigniss zn erblieken. 

IL Der Wortlaut dea § 1 H.G. lässt es zweifelhaft, wie der Begriff des 
eigenen Verschuldens anfznfassen ist. Die Rechtsprechung und nach Ihr 
die herrseliende Meinung") setzt subjektives Verschulden und damit Zu- 
rechnunjrsfiihigkeit vorans. Nach Unger a. a. (). S. 404 soll Verschulden im 
Sinne des § 1 H. G. gleichbedeutend sein mit: ,Sclinld sein", , veranlassen' 
Es ist dies das Versehnlden im objektiven Sinne. Ifan könne demnach 



>) V. Wein rieh: Haftpflicht u. s. w. 1. Aufl. Strassburg 188.'^. S. 157. 

*i Handeln auf eigene (iefahr. .lahrbürher l'iir I>ot,Mnatik Bd. XXX S. 417 Note 
160. .\ucli als erweiterter Separatabdruck erschienen. Jena 1893 2. Aufl. Vgl. auch 
Oorth : Der Begriff der vis major 1891 8. 171 ff. 

') Vgl. dagegen K ein dl a. a, (). 

') In der grandlegenden 1. 1 ^ 11. Dig. naut. caup. stub. 4. U, taeisst es: ... et 
factum praestare non «olnm nantantm, sed et vectornin. — Bei der Haftpffieht des 

(tustwirths fflr eingebraditr Sachen wird deren Besrliädirrnng oder Wegnahme durch 
andere Gäste gleichfalls nicht als höhere Gewalt angesehen. § 7Ü1 B.Ü.B. MttUer 
and Meickel 1. 65. 

•) Eger: Ilaftpflichtgcsetz o. Anfi. S. 132. 
. *) Eger: üaftpflicbtgesetz d. Aufl. S. ff. 



A. von Weiniieh, Die Haftpflicht der Poet fttr BeMhidlgong von Beiaendeii. 167 



anch bei dem zweijnhrigen Kindo, das in die KiUlor oines im Schritte daber- 
lalirenden Tramwaywautiis lief, wo das R. G. höhere Gewalt annahm'), was 
freilich unserm natiirlichen Gefühl weoiger zusagt, als die AnnaJime eines 
Vmchiüdei» im objektivoi Sinne, von einem eolehen spreehen. Beim 
des in § 11 Ziff. 2 den Anedrack: .Falirllleaiglceit'' gelnranehi, steht dagegen 
ausser Zweifel, wie das , Verschulden' aufzufassen ist, nämlich nur im sub- 
jektiven Sinne. Im Falle der Unznrechnnnfrsfähigkeit haftet daher die Post- 
verwaltung, wenn nach Tjaf?e der Saclie nicht höhere Gewalt angenommen 
werden kann Das« auch der dolus des Reisenden die Haftpflicht des Post- 
tiskus auäächliesst , obwohl in § 11 Zifi'. 2 nui- von Falu'lässigkeit die Rede 
ist, ist selbstventSndlich. 

EonlraTrirt dgenes Verschnlden des Beisenden mit dem eines Postbeamten, 
so kommt es dannif an, wessen Verschulden bei Herbeiführung des Unfalls 
das vorwiegende war, wie dies auch in § 1 H.G. der Fall ist''), da § 254 
B. G. B. auf das lipscmdere Haftptlichtrcclit der Post gleichfalls nicht anwend- 
bar ist. Die Gründe sind in beiden Rechten die gleichen, nüinlich die Noth- 
wendigkeit einheitlicher Rechtsnormen gegenüber den damals in den verschiedenen 
Landesrechten Aber das VerhBltoiss gegenseitigen Verschnldens bestehenden 
Beatimmnngen. Das die Beehtsdnheit begrGndende B.O.B. hatte, da anch das 
Postreeht fortbesteht, hieranf keinen Binflnss. 

§ 6. Der Ersatzanspruch und dessen Verjährung. 

I. Der Anspruch wegen Beschädigung des Reisenden ist gegen die 
Uberpdstdirektion bezieliungsweise gegen die mit deren Funktionen betraute 
Postbehörde zu richten § 13 P. G. Dieser Anspruch erlischt binnen sechs 
Monaten vom Tage der Bescbftdigung des Beisenden an gerechnet. Diese Ver- 
Jtiurvng wird nidit allein dnreh Anmeldmig der Klage, sondeni ancb dnreh 
Anbringung der Beklamatioii bei der Postbebörde nnterbrodien. Ergeht hier- 
auf eine abschlHgige Vorbescbeidnng, so beginnt eine neue Verjährung, welche 
durcli t'ine Reklamation gegen jenen Bescheid nicht nntcrbrochon wird. § 14 
P. G. Diese neue Veriilhrnngsfrist ist ehenfalls eine sechsmonatliclie. Diese 
Frist wird jedoch durch die Klage unterbrochen und dauert die mit letzterer 
be£;innenden Frist, wie bei den Ansprüchen aus dem H. G. , bis zur rechts* 
lorftftigai Entsdieidnng oder anderweitigen Erledigung des BeeMsstreites § 211 
B.6.B. Der rechtskrftftig festgestellte Ansprach Teijlhrt in dreissig Jahren, 
trotzdem dessen YerjBhnmgsfrist vor dieser Entseheidnng eine zwe^ährige 
liezw. sechsmoiiatliche war (§218 U.G.B.). 

II. Machen .sich die Folgen der Verletzung erst spiiter geltend, dann 
ist nach Ablauf der Verjährungsfrist dir Anspruch trotzdem erloschen, wie 
beim H. G. nach Ablanf der zweijährigen Frist. Der Reisende kann sich aber 
dagegen schfitaen, sei es, dass er innerhalb dieser 6 Monate eine Beklamatioii 



') Urtbeil vom 23. Mär« 1888 Entsch. XXI 13. 

') R.<i. vom Juni 1882 Eisenbahnrcchtlirhc Entscheidungen III 24n And«ce 
Urtbeile in diesem äinne Eger a. a. 0. 8. 161 ff.] vgl. auch Reiudl a. a. ü. ä. 81. 



Digitizeo Ly v^oogle 



138 A. von Weinricli, Die Haftpflicht der Post für Beschädigung von Rdsenden. 

unter Vorbehalt seiner Ansprüche einreicht, sei es, dass er wie beim H.O. 
FeststeUmigsUage erbebt*). 

S 7. Die Haftpflicht Dritter und die Regressfrage. 

I. Neben der Post können auch noch andere Personen wegen der Be- 
sehltdignng des Seisendra Lesern liaften*). Dahin gehSrt der Fall, daasdnrcb 
Verschulden eines Dritten, mag dies der PestiUon oder ein anderer sein, s. B. 
Jemand, der dnreh sein Verhalten die Pferde zum Scheuen veranlasst« und 
diese den Wagen umwarfen, der Reisende beschädigt wurde. Auch der Fall 
der Kosoliäditrnnp diircli einen Mitreisenden j^ehört hierher, welcher wie die 
übritren Sdiuldi^en für Km- und Verpflegninfrskosten solidarisch mit der l'ost 
für die sonstigen Ansprüche des Reisenden und die seiner Hinterbliebenen 
naeh dem B.0.B. haftet 

Das Gleiche gilt anch bezfiglich des Posthalters. Es ftrigt sich mui 
weiter, haftet dieser anch, wenn ihn keine ]>crsönliche Schuld trifft, sondern 
der Unfall dnrrli rlie vSchuld des Postillon's oder durch die Postpferde herbei- 
pefülirt. wTinh' V Der Pustlialter hat einen Knecht als Postillon, sowie die 
Postiiterile zu lialten , welclie zu Spaiiniliensten für Staats- und Kommunal- 
bedürlnisse nicht herangezogen werden dürfen (§22 P. ü.). Er stellt den 
Postillon der Post und w&hlt denselben ans, haftet sohin dem Beisenden 
ans § 831 B.6.B. Der PosÜialter kann sich aber dnrch den Beweis be- 
freien, dass er bei dar Auswahl des Postillon's die im Verkelir erforderliche 
Sorgfalt beobachtet hat Für die Pferde haftet der Posthalter auf Orond 
des § 833 B.G.B. 

Wie gepen jeden Dritten kann anoli der Reisende auf Grund des H. G. 
gegen die liaUn und des § 1 1 Zid. 2 P. G. gegen die Post klagbar werden. 
Dahin gehört der Fall, dass der Postwagen von einem heranbransenden Eiaen- 
bahnznge fiberfahren wird*). 

n. Was die Regreasfrage anlangt, so hat der Postfiskna ein BClckgrifb- 
recht gegen den Poathalter anf Grund des von ihm mit diesem geschlossenen 
Vertraps. Jener muss aber das Verschulden beweisen, so %. B. dass der Post- 
halter einen nntüclitifren Pos^tillon gestellt oder unbrauchbare Pferde geliefert 
oder den Wagen nicht in Ordnung gehalten hat, wenn dies die Ursache der 
BeschAdigung des Beisenden war. Trifft den Poafhalter bezflgUeh der Ans- 
wähl des den ünfall bewirkenden PostiUon's kein Verschnlden, so lumn der 



<) Dies wird mit Tnrecht bestritten; Tgl. dagegen Weinrioh a.a.O. 8. 102. 
') Lass und Maicr a. a. 0. S. 112. 

*) Hilse führt in den Verhandlangen des XXVI. Deutschen Jnristentags Bd. I 
(Gutachten) 1902 S. 48 den interessanten Nsehweis, dass die meisten Kollisionen zwischen 
den Strassenbahnen und Fuhrwerken erfoltren. .So ist ans zehniäliriifen statistischen 
Beobachtungen ermittelt , dass in Berliner StrasscnbaUnbcti-iebeu 45,21 ^/o der Kupital- 
abfindmig nnd 54,25 der RentenTerblndlichkeiten ans Unftllen horrthren, an welchen 
fremde Versrhulduntr den .\nlass geschaffen hatte, weil nfimlich die Vernnglflekten, 
theils unmittelbar, theils mittelbar durch fremde Fahrzeuge beschädigt worden waren. 
Bine Ausdehnung dieser Unterswsbnng anf swOlf MiSF&rtige Betriebe nnd ffie gloidieB 
Zeitrftmne hat 61,7 nnd 64,6 */• als Darehsohnittsaiffom ergeben. 
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FoBifiBkut den Postbalter nicht ans §878 B:O.B. Tenntwortlich maeheiL 
Denn dieser Qbermmmt es ja nicht, die Postwagen nacii einer hestimraten 
Station zu befördern nnd bedient sich zur Erfüllung dieser VerbiiuUichlveit 
des Postillons, sondern viclraelir die Post befördert die Wasen nebst Inhalt 
in eigenem Namen nnd auf eifrene Rechnung und bedient «irh hierzu des vom 
Fostlialter iiir gestellten Knechts als Postillon. § 278 iät eine Ausnahmebe- 
stiminang nnd kann deshalb nicht ausdehnend intorpretlrt werden. Wird der 
Unfall durch die Postplerde herbeigefOhrt irad trifft den Poethalter hieran 
keine Schnld, so hat die Postverwaltnng kein Regressrecht § 840 Abs. 4 
B.G.B., desgleichen wenn der Unfall durch einen Dritten herbeigeführt wurde. 
Dies gilt auch bezüglich des Betriebsunternehmers ^) im Falle des § 1. — H.G. 
Denn es handelt sich hier um eine sog. ^nnechte" Solidarobligation, die auf 
verscluedeuen Entütehungsgriinden beruht. Der Dritte haftet aus dem Delikt, 
die Post ans don mit dem yerletiteii Beiaeiiden geschlossenen Vertrag. Da- 
gegen ist der schuldige HÜreisende der Post aam Ersats des von ihr dem 
Verletzten Geleisteten, wegen s^es vertragswidrigen Verhaltens verpflichtet, 
«0 z. B. wenn er sich den znr Aufrechterhaltnng der Ordnnng und der Sicher- 
heit auf den Posten und den Wartezimmern getroffenen Anordnungen nicht 
fügt (§ 59 n der Postordnung) und daraus ein Unfall entsteht^ 



■) Vgl. aber diese Frage v. Weinrieb a. a. 0. S. 165 nnd 166. 
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6. 

Die HsftpfUeht der Eisenbahnen für Brach Ton Gnsswaaren. 

(Aft. 81 Abs. 1 Ziff. 2 Internat. Ucbereink. üb. d. Eisenbahnfrachtverkehr — S 4Ö9 
AIm. 1 Ziff. 2 Deutsch. H.G.B. — g 77 Abs. 1 Ziff. 2 Deutsch. £isenb.-Verk.-Oxdiiung.) 

Von Or. L Faid, 
BechtBanwalt in Mains. 

Die BeBtimmungen des Uandelsgesetzbnchs und der Verkehrsordnang, nach 
welchen die Haftpflicht der Eisenbahnen bei der BescliftdigaDg unverpaekt oder 
mit mangelluifter Verpackung aofgegebeoer Qfiter anegBBcblossen iirird, IiabeB 
nenerdinge zn zahlreichen Klagen insbesondere insow^t Anlass gegeben , ak 
es sich um die Bescliildifrnng von Gusswaarensendnugen handelt. Naclidom 
den Beschwerden und der Missstiramung:, die bezüirlicli der insoweit vorhandenen 
Missstfinde bei den Interessenten, vor Allem den Eisen- und Gusswaarenhändiern 
und den Giessereien bestehen, in den Organisationen dieser, nämlich in dem 
Verein der EiBengiessereien nnd dem Verbände dentscher EiaenwaagenhKndlar 
Änsdmek gegeben worden ist, hat man sieh daadt anch in den parlanea- 
taiischen Verhandlungen nnd demnächst auch seitens verscliiedener Handels- 
Icammern befasst. Die Interessenten sind darülioj- einer Ansicht, dass für die 
Abändenuitr der bezüglichen Vorschriften ein dringendes Bedürfniss besteht, 
und nur insoweit gehen die Ansichten derselben noch auseinander, als es sich 
darum handelt, ob die Uebernahme der HaftpHicht der Bahnen für die Be- 
schftdignng der nnverpockt oder mangelhaft verpackt versendeten Gftter von 
denselben scbleditbin nnd ohne Aeqnivalent oder nor nnter gewissen Vomvs- 
setzunnreti und ^^egen eine bestimmte Gegenleistung zn Ubernehmen ist. 

Was den Rechtszostand betrifft, der in Ansehung dieses Punktes be- 
steht, 80 ist derselbe folgender. Während die Eisenbalm für den Schaden 
haftet, der durch Verlust oder IJeschildigung des Gutes in der Zeit von der 
Annahme zor Beförderung bis zu der Ablieferarg entsteht, während sie ihre 
Haftpflicht nnr durch den Naehwds besdligen kimn, dass der Sdiaden durch 
ein Verschulden oder eine nicht von ihr verschuldete Anweisung des Ver- 
fügungsberechtigten, durch höhere Gewalt, üusserlich nicht erkennbare USogel 
der Verpackung oder durch die natürliche Beschaffenheit des Gates, nament- 
lich durch Innern Verderb, Schwinden, gewöhnliche Leckage verursacht ist 
(H.G.B. § 456), haftet sie nicht für den Schaden, der aus der mit dem Mangel 
oder der mangelhaften Beschaffenheit der Verpackung verbundenen Gefahr ent- 
steht (H.0.B. § 469 ZÜTer 2); es besteht die Vermuthnng, dass ein einge- 
tretener Schaden ans dieser Gefahr entstanden ist, die Bahn kann aber dann 
die Befreiung von der HaftpHicht nicht geltend machen, wenn der Schaden 
durch ihr Verschulden entstan<len ist, wtdiin natürlich auch das Verschulden 
ihrer ijeute und der andern in § 4öö il.G.B. genannten Personen gehört. 



L. Fnld, Die Hftftpflidit der Eisenbahn für Brucli von Gtuswaaien. 171 

Die Rechtslage desjenigen, welcher wegen Bnichsdiftden hei imTerpaektoi 

oder mangelhaft verpackten Waaren Enatzansprftche gegen die Bahn geltend 
machen will, ist hiemadi stet?: oinc wenipr ffünstipre; ihm lieirt die Last des 
Beweises ob, dass die besundtre Gefahr, wclrlio ans dem Manpol der 
Verpackung folgt, im gegebenem Falle nicht die Ursache des Schadens war, 
dieser vielmehr durch eine andere Ursache hervorgerafen wurde, also insbe- 
sondere dnreh scholdhaftes Verhalten der Eisenbahn oder deijenigen Personen, 
fBr deren Verhalten sie eintreten mnas; genaner gesagt, kann der Oegenbe- 
weis gegen die Vermnthnng sich entweder darauf beziehen, dass der Brnchschäden 
im gepebenon Falle iiborlianpt nicht ans der besonderen Gefahr habe entstehen 
krtnnen, \vekhe die Üahii aiisschliesst , oder dass im g:eg:ebenen Falle ein be- 
stiiiimU-s, von der Balm zu vertretendes Ereigniss die Ursache gebildet habe 
(Eger, Inteni. üebereinkonimen Aber den EisMibahnftrachtyerkehr 2. Anfl. 
8. 160). Dw eine wie der andere Beweis ist aosserordentlich schwierig, vnd 
wena2.nian berficksichtigt, dass die Bechtsprechnng dahin neigt, die Befrei«^ 
von der Haftung anch dann anzunehmen, wenn mehweisbsr der Schaden durch 
ein aussergewöhnlich starkes Ranfriren hervorgerufen wurde (Kaufmann, 
Handelsrechtliche Kclitsitrechung llHXi Ol S. 123 Nr. 459), so ist es klar, 
dass die Aussichten auf Entschädigung für iiruchscliäden bei Gosswaaren nicht 
eben als erhebliche bezeichnet werden kOnnen. 

Die Bechtsanslegnng halt ansserdem daran fest, dass die Befrdvng der 
Bahn nicht dnrch die Thatsache beseitigt wflrde, dass fOr die BeschSdigong 
neben der nicht zu vcrtreteudMi Oefalir andere Ursachen konkurrirend in Be- 
tracht kommen, dies vielmehr nnr dann der Fall sei, wenn diese andere Ur- 
sache auch die alleinige Ursache bildet i Kcrer a. a. 0. S. 160). Ob diese 
Bechtsanslegung mit dem Gesetze wirklich derart in Einklang steht, wie 
sJemlich ttberehistimmend aogenommen wird, laum dahingestellt bleiben, da 
nach dann, wenn etwa In dieser fflnsicht einer abwdehenden Bechtsaadcht 
das Wort geredet werden mfisste, hierdnr«^ an der QMsaohe Nichts geändert 
werden würde, dass die gegentheillge Auffassung die Autorität der als herr- 
schend 7Ä\ erachtenden Rechtsribung für sich besitzt und es vollkommen nutz- 
los und aussirhlslus wäre, hiergegen ankämpfen zu wollen. Eine Aenderung 
steht aber in dieser Beziehung um so weniger in Aussicht, als sich anch bei 
der Anslegong des Artikek 31 des Internationalen Vebereinkonunens fiber den 
XasenbahnfrachtTerkehr in der Fassung der Redaktion vom 10. Oktober 1901 
ebenfalls das Bestreben seigt, nnr bd der festgestellten anneUlessüidiMi Ver- 
nrsachnng des Schadens durch eine andere Gefahr die Haftpflicht der Bahn 
als gegeben zu erachten. Artikel 31 des Internationalen Uebereiukommens 
stimmt mit § 459 H.G.B, im Wesentlichen überein: es besteht kein Zweifel, 
dass suwolil nach diesem wie nach jenem die besondere Transpurtgefahr mit 
dem Bmehsehaden in konkretem Falle in erkennbarem Znaammenhang stehen 
mnss, andernfalls die Bechtsyermnthnng zn Qnnsten der Bahn nicht Fiats greift 

Aufgrund der gedachten Vorsdirift des H.G.B. bestimmt nun § 68 der 
Verkehrsp-Ordnonir, dass die Eisenbahn berechtigt ist, von dem Absender eines 
unverpackten oder mangelhaft verpackten Guts zn verlangen, dass er auf dem 
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Frachtbriefe das Fehlen oder die Mängel der Verpaclcnng aneikennt nnd der 
Versandstation darüber ausserdem eine besondere Erlclärnn^ nacli Massgabe 
des dafür vorgeschriebenen Formulars ausstellt. Sofern ein Absender gleich- 
artige der Verpackung bedürftige Güter unverpackt oder mit denselben MHugeln 
der Verpackang auf der gleichen Station aufzugeben ptlegt, so kann er an 
Stelle der beeonderen ErUarnng für Jede Sendung ein für aUemal eine generelle 
ErUAmng nach ebenfall* bestimmtem FornmUtr onteneiclinen. Der Fracht- 
brief hat alsdann den Hinweis auf diese Erkläning zn enthalten. Es besteht 
Uebereinstimmnng darüber, dass die Bestimmong über die Nothwendigkeit der 
Erklärung auf dem Frachtbrief mit Nichten den rimrakter einer Ordnungs- 
voiHclirift hat, sondern dass diese Erklärunc auf dem Frachtlivief die unbe- 
dingte Voraussetzung für die Geltendmac liung des Befreiung .sginindes bildet j 
ohne die ErklSmng auf diem Fraehtbrief kann deh die Bahnverwaltong aneh 
dann nidit anf die angefOhrten Bestimmnngen fiber die BefMnng von der 
Haftpflicht berufen, wenn der Absender einen Revers nach eingeführtem Mngtw 
unterzeichnet hat. der die mangelhafte Verpackung oder das Felden jeder Ver- 
packung enthiUt. An dieser Vor.sclirift ist mit grösster Strenge festzuhalten. 

Es scheint nun, dass die Baliueu iieiieidin^'s hUutiger als früher von dem 
Absender unverpackter Gusswaaren sich einen lievers des Inhalts ausstellen 
laesen, dass er kdnerlei Ansprüche anf Ersata im Falle einer Besehldignng 
gegen tie beritae. üeber die Folgen dieser Gepflogenheit vrlrd seitens der 
Oiessereien nnd Eisen waarenhKndler vielfach geklagt, man behanptet insbesondere, 
dass die Angestellten der Bahnen mit Gütern, welche auf Grund eines solchen 
Reverses versendet werden, unachtsam und geradezu leichtsinnig umgnugen, 
und führt hierauf unmittelbar die Thatsaclie zurück, dass Brnchschiiden 
heute weit häutiger konstatirt werden müssten wie früher, was allerdings als 
richtig zugestanden werdmi mnss nnd indinkt aach von den Bahnen znge- 
geben wird. Es ist nnn snnlchst gegenfiber dieson Verfahren der Elsenbahnen 
der Einwand geltmd gemacht worden, dass ihnen die Ansstellang einer solchen 
Erklärung Überhaupt nicht gestattet sei; allein derselbe ist nnstichhaltig und 
verkennt das geltende Recht. Es kann nicht im geringsten bezweifelt werden, 
dass die Eisenbahnen auf Grund der Vorscliriften des TT. G.B. und der sich 
an dieselben anschliessenden Bestimmungen der Verkehrsordnung berechtigt 
sind, sich bei vnverpackten oder mangelhaft verpackten Ghiaswuren den Ver- 
xleht des Absenders anf etwaige EntechUignngsaosprttdie des Absenden hier* 
ans bescheinigen an lassen. In der That ist anch, soweit erslditlich, im 
gerichtlichen Verfahren ein Einwand gegen die Gültigkeit eines solchen Ver- 
zichts noch nicht erlioben worden, dessen Tragweite sich durch seinen Inhalt 
und die s-^es^etzlichcn ^ezw. die Vorschriften der Verkelii snrduung in Verbindung 
mit den für die Auslegung von Verzichten allgemein auerkannten Auslegungg- 
grundsätaen besehrSnkt. Anf diesem Wege IHast sidi dah»r eine Aendemng 
des Verhaltens der Bahnverwaltnngen nicht errdchen, es kann sich vielmehr 
nnr darom handeln, durch eine Abindm^ng der geltoiden Bestimmungen die 
üebemahroe der Haftpflicht der Bahnen fflr die Schäden von Onsswaaren her^ 
beizoftthren. 
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Bevor anf dip Kiiizcllu'iten der Vorscliliipo eingeganpren weiden soll, 
welche in dieser Hinsicht gemacht wurden, sei erwähnt, das» auf den siid- 
dentsehen Balmea «nndBt die Ehniehtong iMSteht, daas die EnatsCheile der 
besclkidigten Waarea frachtfrei bef5rdert «erden; die preniduh-hesaiBOhe 
Eisenbahiigemeiiigchaft lehnt dies ab, aber sie befördert doch die betchldigteii 
Theile an den Absender frachtfrei znrück. In den Liefernngsbedintrungen des 
Vereins der dentst^lien Giessoreien ist froHa^rt, dass die Vorsendunp: auf (tc- 
fahr der Empfäiijirers freht , s(» dass dieser an sich vpri»tüchtet ist, für den 
Schaden aufzokummen und den betreitenden Ersatz zu bezaiilen. Aber in der 
Prazie irird an. dieser Almiacbimg von Seiten der Giessereien nicht streng 
festgehalten nnd kann anch nicht festgehalten werden» «eO das Werk, das 
sich dem Ennden gegenfiber unkonlant in dieser Hinsicht zeigen würde, Ge- 
fahr litnft, denselben zn verlieren. Daher kommt es, dass die Giessereien in 
zahlreichen Füllen den Schaden trapen. Ebenso verhiüt es sich aber mit dem 
Eisenwaarenliiindlci , welcher (iusswaaren verkauft nnd versendet; anch er 
kann in vieleu Fällen den durch Bruch entstehenden Schaden nicht dem Kunden 
belasten trots der gesetali^n Vorschrift fiber den üehergang der Gefahr 
anf den Eftofer mit dem Angenhlick der Uehergahe der Waare an den Spe- 
ditenr oder Frachtführer (B.G.B. §497), die übrigens darch besondere Yer- 
einbaniiigen gerade in der Gnssbranche nicht eben selten abgeändert zn werden 
pflegt. 

Meinungsverschiedenheiten über die Frac:e , ob mangelhafte Verpackung 
vorliegt oder nicht, sind nicht so selten. Allerdings ist der Absender eines 
Gutes, das nach seiner Ansicht genügend, nach Ansicht der Bahnverwaltang 
dagegen nngenfigend yerpockt ist, in der Lage, die gerichtliche Entscheidnng 
der Differenz herbeizuführen. Weigert der Absender die Erklämng auf dem 
Frachtbriefe bezüglich der mangelhaften Verpackung, weil er der Meinung ist, 
dass dieselbe nicht vorliegt, so kann die I?ahn die Annahme der Waare zur 
Versenduffjr veiwei^^ern und der Absender gejren sie sowohl hierauf als auch 
gegebeneu Falles auf Sciiadenersatz Klage erheben. Dass die Möglichkeit 
der Herbeiführung einer geriditUchen Entscheidung darüber anch für das 
GeltnngsgeUet des Internationalen Uebereinkommens über den Eiseabahnfracht- 
verkehr besteht, wird von keiner Seite bestritten. In der ersten Eonferenz 
wnrde von Seiten der schweizerischen Delegirten beantragt, es solle dies 
durch eine unzweideutige Bestimmung ausdrücklich anerkannt werden: man 
wünsclite dieserhalb die Aufnainne folgenden Satzes in Artikel 9 des dentschen 
Entwurfs: »Die Handelsübung entscheidet über die Nothwendigkeit und Be- 
schaffenhdt der YeipaiAnDg; im Streit entscheidet der Richter der Abgangs- 
station fiber diese Fragen*. Die Eonferenz war aber in ihrer Hehrheit der 
Anrieht, dass es dieses Satzes nicht bedfirfe, da ohnelün das Recht des Ab- 
senders, die Streitfrage dem ordentlichen Itichter znr Entscheidnng zu unter- 
breiten, nicht in Zweifel gezogen werden könne. Aber auch wenn diese Be- 
fngnis.s des Ahsendei s weder nach dem inhtndischen noch nach dem internationalen 
Frachtrecht irgendwie bestreitbar ist, so stehen doch praktische Gründe der 
regdmlssigen Anwendung entgegen; der Absender, der siqh zn derUefenng 
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auf eine bestimmte Z^t verpflichtet hat, mass es im Allgemeinen Tondehen, 
aich der Äiuiclit der BalmTerwaltniig xa unterwerfen, als es anf einen Bechte- 
streit ankommen an lassen, der in Jedem Falle, mag der endgflltige Ansgang 

ein gfinatiger oder iinp;ünstiger sein, eine ansserordentliche Verzö(?erung der 
Transportausfübrnng: mid ilamit vielfach höchst nnanprenehiiie Folgen herbei- 
führt. Anch mit Hücksicht hierauf erscheint es geboten, dass eine andere 
Eegelnng der Ersatztrage normirt wird. 

Der Vorschlag, der gemacht worden ist und in gprossen Tagesbliltteni 
eine belfUlige Anfoalime geAinden liat, gebt daliin, dass die Btthn die Er- 
satepflidit für den Bneli unverpackter Oosswaaren fibemelmien nnd als Er- 
satz dafür eine Versicherungsgebühr von 3 Pf, pro 1 00 kg Gusswaaren erheben 
solle. Man glaubt, dass schon die Ue.bcrnahme der Haft- nnd Ersatzpflicht 
genügen werde uui die Angestellten der Bahn zu einer sorgsameren Bcliandlung 
der Gusswaaren bei der Ausführung des Transpoils zn veranlassen; finanzielle 
Belastungen würden der Bahn nicht nur nicht erwachsen, sondern es sei im 
Gegenftbeil als walirscbeinlieh ansonehmen, dass sie dvrdi diese Versicliening 
neos Einnahmen in nicht unerheblicher Htthe erhalten werde. Bei der An- 
nahme, dass 1,6 Million Tonnen Gusswaren jährlich versendet werden, würde 
die Versicherung annllhemd 450000 Mk. einbringen, d. h. voraussichtlich mehr 
als für Entschädigungen verausgabt werden niüssten. Ob diese auf statistischen 
Angaben beruhenden Schätzungen, die natürlich nur einen Werth als solche 
haben und haben sollen, voll nnd ganz zutreffend sind, lässt sich nicht nach- 
prüfen. Allerdings spricht aber die Wahrscheinlichkdt dafOr, dass dareh die 
Eänftthrong der Haftpflicht die Zahl der Schftden sieh in nicht nnerlieblidiem 
Hasse verringern werde, insbesondere wenn, was ja sicherlich geschehen würde, 
die Bahnen gleichzeitig mit der Uebernahme der Haftung durch scharfe In- 
struktionen ilir Personal zu einer möglichst sorgsamen und sclionenden Be- 
handlnng veranlassen würden; denn soviel steht fest und kann auch von den 
Bahnverwaltangen nicht in Abrede gestellt werden, dass die Anzahl der 
SchMden bd Ghunwaarem, die auf das Verhalten des Personals rarflckrafOhren 
dnd, einen keineswegs versdiwindenden Thdl der flberfaanpt vorkommenden 
Beschildignngen dieser Waaren betragen. 

Jlan könnte nun gegen diesen Vorschlag einwenden, dass es dnch bedenk- 
lich sei, das Prinzip der Ausschliessung der Haftung für alle unveriiackten oder 
mangelhaft veipackten Waaren lediglich zu Gunsten einer bestimmten Waaren- 
gattung zu durchbrechen; mit demselben Rechte, wie die an den Gusswaaren 
Interessirten konnten auch die an andern, der BeschAdigung ausgesetzten Waaren 
Interesrirten eine Aendemng des geltenden Rechts besllglich dieser Waaren 
fordern nnd dies würde dann schliesslich dahin fuhren, dass der Grnndssts 
der Art durchlöchert werde, dass es schon besser sei, ihn überhaui)t aufzu- 
heben. Allein es wird nicht schwer fallen , diesem Einwand entgegen zu 
treten. Wenn für die Gusswaaren eine besondere Berücksichtigung gewünsclit 
wird, so erscheint dies im Hinblick damuf vollkommen gerechtfei*tigt, dass 
es eben diese Waaren vor Allem sind, welche der Beschftdigung dnrdi Brach 
ansgesetst sind. Gewiss, es glebt sehr viele Waaren, welche gegen Bmchge- 
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fahr noch empfindlicher sind, als Gnuswaaren, aber diese noch empfindlicheren 
Oflter werden weder vnveritackt, nocli Ja mangelhalter Verpackoiig snr Ver- 
MBdviig gebradit, Bondffitn in fetter gegen Bmdisehaden anereldiend schflUen- 

der Verpackung; die eigenthihnliche Beschaffenheit der Gasswaaren bringt ee 
aber mit sich, dass sie seiir oft nnverjuickt versemlet werden niÜRSpn. Die 
Erfahrangen, welclie Jahr ans Jalir ein mit ReklaniatioTion wegen Bruclisrliiiden 
gemacht werden, geben lüerüber eiueu derart genügenden Aufschluss, dass 
▼on der Behauptung, wie sie dem gedachten Einwand zu Grunde liegt, der 
Behaaptong des Bestehens fl^eicher Gefslir fUr Guswaaren nnd andere Waaren 
enurtlich keine Bede sein kann. 

Da nnn nicht angenommen werden kann, dass die Bahnen ohne eine 
gewisse Ver?ütnn<r diese Haftpflicht mit übernehmen werden nnd ihnen dies 
auch niclit zuzumuthcn ist, so empfiehlt es sich allerdings, der Berücksichtigung 
dieses Vorschlags grundsätzlich näher zu treten, über dessen Einzelheiten noch 
disknürt werden kann. Dass eine nennenswerthe Steigerung der Gasawaaren- 
preise dorch die Verwirklicfanng desselben kenrorgenifeii werdMi wfirde, nehmen 
die Fachkreise nicht an, wegegen allerdings mit einem Ideinen AnfiMshlag 
gerechnet werden muss. Indessen würde derselbe reichlich aufgewogen durch 
den Fortfall der höchst unerquicklichen Streitigkeiten, die aus dem gedachten 
Anlass in so erheblicher Zahl entstehen, sei es zwischen den Bahnen und den 
Absendern bezw. den Empfängern der beschädigten Unsswaai'en einerseits, 
sei es zwischen den Absendern und Empfängern unter einander. Eine Aendernng 
der Vorschriften des Handelegesetsbacbs uftn für die DnrchfHhmng dieses 
VorscUags nicht nnbedingt erforderlieh. Di^enigen, weldie dies behaapten, 
fibersehen, dass die Bestimmung des § 459 H.G.B, nur insoweit zwingendes 
Recht enthält, als die Bahnen nicht befugt sind, über die darin enthaltenen 
Befreiungsgründe hinauszugehen und die Haftpflicht durch Vertrag oder 
Verkehrsordnung auch in solchen Fällen abzulehnen, welche nicht hierunter 
fallen. Das Ctosets hindert aber die Bahn nicht, im '^i^erspmoh mit dem 
dnen oder andern in § 469 anfgezShlten B^kvinngsgmnde die Haf^efat avf 
sieh an nehmen. Es bedftrfte also nnr einer Aendernng der Verkehrs-Ordan^, 
heaw. eines Zusatzes zn derselben bezfiglich der Gusswaaren, dnrch den die 
VoraTissetznngen für die Uebemahme der Haftpflicht ersch&pfend geregelt 
würden. 

üb es sich empfehlen würde, diesen Zusatz auch in ^ 459 H.G.B, anf- 
amidimen, nm die inssere Uelrereinstimmung zwischen Handelsgesetzbuch und 
Verkehraordnnng herzustellen, ist eine Frage von TerhSUnissmftsBig geringer 
Bedeutung, die wohl schwerlich als eine dringliche erachtet werden kann. 
Dringlich ist dagegen die Berücksichtigung der im Vorstehenden hervorge- 
hobenen Verhitltnisse, wie sie bei dem Transport von Gusswaaren bestehen, 
durch eine Erstreckung der Haftpflicht der Bahnen auf die dieselben betreuen- 
den Brachschäden. Die Dringlichkeit besteht zunächst für den inländischen 
Verhehr; hiermit soll natOrlldi nldit gesagt sein, dass es nicht wttnsohens- 
werth wSre, auch fflr doi internationalen Verkehr eine damit ftbereinstimmende 
B^relung herheisuführen. Die Schwierigkeiten, welche einer Aenderuag des 
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Interaationalaik UebereinkomiDenB fai diesem Pimkte entgegenstdien, sind mm 
sweifello» weit erheblidier all die ffindenüsse, weldie bei der Aemderang der 
YttlcelirBordiiiiiig m flberwinden «iiid. Trotsdem l&set dch mit siemUcher 

Bestimmtheit voranssa^^eii, dass, wenn erst die Verkehrsordnnng insoweit den 
Anforderungen entspricht, welche mit wachsendpr Energie seitens der Giofisoroipn 
und Eisenwaarenhflndler bezüglich dieses Punktes erhohen werden, die Aen<leniii!? 
des Internationalen Uebereinl^ommemi nur eine Frage der Zeit wäre; dafür 
bftrgt der grosse Einfiuss, welchen das deutsche Eisenbahnfttichtrecht aaf den 
Inhalt dieses ansgeflbt hat and ansftbt. 

Die Anaslefaten ffir eine BevttclrdehtigQnK des vorstellenden Vorschlags 
scheinen, soweit ersichtlich, ziemlich günstige zn sein. Auf der in Düssel- 
dorf im Jnli 1902 abgehaltenen Versammlung des Vereins deutscher Eisen- 
giessereien nahm man einstiuimig den Antrag an: „Bei Eisengusswaareii, die 
ihrer Natur nach onverpaclct zur Beförderung gelangen müssen, haftet die 
lasenbalm fflr jede Besehttdigong dnreh Bmdi. Als Gegenwerib irerreclinet 
die Eüsenbalin eine VersichemngsKftbahr ven 8 Pfennigen für Je 100 kg 
Chuswaaren; die in § 68 der Verkehrsordnnng geforderte Erklftrnng kommt 
in Wegfall". Wie anf der Versammlung des Weiteren beilditet wurde, stehen 
die Eisenbahnverwaltungen dem Vorsciilag im Alltremeinen franz sympathisch 
gegenüber, und Meinungsver.icliiedenlieiTen scheinen nur noch insoweit vojlianden 
zu sein, als von einer Seite die Einführung dieser Versicherung in obligatorilicher 
Form, von der andern dagegen nur in falniltatiTer voi^eschlagen wird. 

Diese IMnongsdifTerens ist in gnindsttsliehw Hinsicht nidit von nennettB- 
werther Bedentang. Der obUgatorisehea Versichening den Vonng m geben 
vor der fakultativen, ist indessen ein ausreichender Anlass nicht geboten, vor 
Allem nni desswilleii nicht, weil alsdann für den Absender solcher Waaren 
die Möglichkeit fortfallen würde, sicli tregen den Verlust duroli Versicherung 
bei einer privaten (iesellschaft zu versichern, welche das Risiko gegen eine 
geringere Prlmie als 8% libemehmen würde. Diese Möglichkeit besteht aber, 
and es ist sogar wafarseheinlich, dass sieh sehr bald Oesellsehaften bereit 
linden lassen würden, sich mit einem geringeren Satm an begnügen, da ja 
mehrfach der Satz von 3 % als zn hoch bezeif bnet wird. Es würde dieser- 
halb vollkommen trenügen , die Versicherung als fakultative einzuführen, so 
dass nur derjenige Anspruch anf die Entschildigung seitens der ßahnverwaltnng 
besitzt, der sich bei ihr versichert. Mit dieser Regelung dürfte auch den 
Ansiditem der fibrigen Interessenten iMsser gedisi^ werden. 

Dass dnreh den Vorsehlag nicht eine Aendening des Handel^gasetabochs 
nothwendig gemacht wird, vielmehr lediglieh die Beseitigung der in § 58 der 
Verkelirsordnnng Torgesehenen ErklKrong des Absenders genügen würde, ent* 
spricht dem Standpunkte, der im Obigen vertreten worden ist. 
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7. 

Beiträge zur Erlftuterung des Preassisehen Eiiteignuiigsgesctzes 

Tom 11. Juni 1874. 

Von Dr. Georg Eger, 
B«gieniiig8r«th in BerUn. 

I. 

Die Bezeichnung des Unternehmers und des Unternehmens. 

Nach § 2 des Preussiscben Enteignuiigsgesetzes erfolprt die Enteig^nung 
auf Grund Köuiglicber Verordnung, welche den Unternehmer and das 
UnteriieliBieii, zu dem daa Orniideigentliiim in Anspruch genommen 
wird , bes eichnet. Dieser Inhalt der KOniglieheU Verordnung iit obllgatoriacfa. 
Der Cntemelimer und das Unternehmen mfissen in der Königlichen Yerordnnng 
beaeiclinet sein. Anderenfalls ist dieseUie niclitig^). 

Narh der Natur und dorn Woson der Etitpitrmmp^ ist die AuffassuTifr un- 
zutrerttiid, dass das Enttn!;iinnir><reclit prinziiialitPi- nur dem Staate zustelu; 
und vom Staate lediglich in Betreff seiner Ausübung und Wirkungen au dritte 
Unternehmer nnd Frlyal^erBonen fihertragen oder cedirt werden kOnne, und 
femer, daea, weil nnr Beehte, nicht anch Pflichten cedirt werden IcOnnen, 
der Staat trete der Uehertragnng bexw. Verleihnng für die Entichftdigang 
verliaftet bleibe nnd für deren Leistnng an den Enteigneten Sorge tragen 
mfisse ^. Es beruht die?; auf einer Verkennunp der Bepriffe Enteipmunps- _ 
hoheitsrerht und Enteiiinunt^fsrecht. Von einer Uebertra}rnnir Uirünhut 
Enteign.-K. S. öl , H7 — 99), oder gar civilrechtlichen Cession (Thiel, Euteigu.-K. 
S. 16) des Enteignuugärechte seitens des Staates au den Privatnnterneluner 
kann nicht die Bede wein*). 

Das Enteignnngsrecht ist kein derivatives Becht, sondern ein ursprüngliches, 
es beruht nicht anf irgend einem Uebertragungsakte (Oession etc.), sondern 
steht anf Grund der von der Staatsp-evvalt ausgesprochenen Verleihnnir dem 
beliehenen Fnternehnier urspriinulirli nnd selbststiindig — <iii<rinäi — zu. 
Indem die ätaatsgewalt von ilirer Eutei^^uuu^f^^lioheit Gebraach macht und dem 
Unternehmer das Enteignnngsrecht verleiht, gev^Oirt sie üun ein eigenes, 



') Bend ix, Komni /. £nteign.-Oes. § 2 Anm. 9, 8.9. Bering, Zeitg. d. Ver. 

Deutsch. Eisfnb.-Virw. 18% Nr. 2<1. 

*) Dieser irrigen Ansicht sind die Motive zum Entw. eines Eut.-CJes. von 1864, 
J.-M.-B1. 1864, ä. 359. 360. Dagegen Lttbell, Komm. s. Entelgii.-Oe8. S. 40, 41, und 
Seydel, Komm, z P^nteign.-Qes. 2. A S. 48. 

■) Vergt. Keichsger. ö. Civ.-Sen. ö. 1. 1889. Eiscnb. Entsch. VI ä. 444 und 28. lU. 
1898, X 8. 848. 

Bgvr, BtoMbahnreahtlteb» BoCNMduicra XIZ. 12 
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selbBtBtänilif^s Recht, flbertrftgt aber keinesw^ ein staatliches Beeilt anf 
jenen Daher sind auch alle an die Annahme einer dvUreehtiicheii üeber- 
traping, Cession etc. greknüpften Fnlßfernnj^en hinfällig. Der Staat haftet 
ebensowenig civilrechtlich als ("fdcnt dem Unternehmer für das Recht, wie 
dem Expropriaten für die Gegenleistung, für die Entschädiirunyr 

Die Pflicht und Aufgabe der Staatsgewalt bei Ausübung de» Enteignungs- 
hoheitsreohts ist Tielmeh]* lediglich staatsrechtlicher Natnr. Sie hat, wie bei 
Ansfibung aller Rechte, nnr daffir Sorge zu tragen, dass der Beliehene von 
dMtt verlitlu'iun Reehte den gesetzlich viti<rosehriGbenen Gebrauch macht und 
dass sich das Veifaliron in den gesetzlich l)e8timniten Seliranlcen und Formen 
bewegt. Dariilier hinaus gelit die Pflicht des Staates nicht. Nur insoweit 
könnten somit dti- Staat bezw. die mit der I.eitunjr und Durohfülirunir des 
Enteignungsverfahrens betrauten Organe desselben naeli allgemeinen liechts- 
regeln yerantwortlich werden, als sie die ihnen liierbei gesetslicli zugewiesenen 
Amtspflichten verletzen. Die Enteignnngshobelt des Staates verhält sich hier- 
nach zum Enteignun^srecbt des rntemehmerB nicht anders, wie die Eonzessions- 
hoheit des Staates bei der Anlage von Eisenbahnen zu dem Konzessions- 
rechte des Eisenba])n-Unternelimers oder wie die Berjrbolieit des .Staates zu 
den bezügliclien Rechten des Bergwerks -Unternehmers i^Schürfrecht etc.). 
Hier wie duit übeiträgt der Staat nicht sein Iloheitsrecht auf den Unter- 
nehmer — denn dieses ist nnfibertragbar — , sondern verleiht ihm nnr kraft 
seines Hoheitsrecbts ein eigenes, selbstündiges Privatrecht (Privileginm), 
dessen Ausübung er zwar von .Amtswegen beaufsichtigt, für welches er aber 
in keiner Hinsicht civilrecbtlicli als Cedenr. Garant etc. eintritt"^). 

Der Unternelnner ist suniil der ursprüng-lich Berechtigte, nicht 
der Cedent, und aus diesem Grunde ist es noth wendig, in dem Verleiliungs- 
akte den Unternehmer und das Unternehmen ausdrücklich zu 
bezeichnen*). 

Was die Bezelchnnng des Unternehmers anlangt, so mm» dieselbe, 

gleichviel ob das Recht nun einer fiskalischen Station , einer kommunalen, 
religi<'>sen etc. Kitriicrsc liaft i Provin>^. Kreis, Gemeinde, Kirchen-, Sehnl- 
Gemeinde etc.), einer Privatkuriioration oder jdiysisclien Person verliehen 
wird, so genau bezeichnet sein, dass die Identitiit des Beiielieuen unzweifel- 
haft erscheint. Einem idcht re^tsfftliigen Verein 54 B. G. B.) oder einer 
Gesellschaft des bürgerlichen Rechts (SS 705 ff. B.G.B.) kann, Veil sie als 
solche weder Rechte noch Pfliehten haben kSnnen, das Enteignnngsrecht nicht 
verliehen werden, obwohl der nicht rechtsfiiliiap Verein die passive Partei- 
flUiigkeit (§§ 50, 736 C.-P.-O.) und die Gesellschaft ein Gesellschaftsvermögea 

') Löbcll 8. 10 bezeichnet es als „l'rivileginm", Förster-Eccius, Preass. 
Privatr. Bd. 1 S. 77 als .erworbenes Recht". 

«) EntSCh. des Heichsger. 5. ( iv.-ScJi. vom m. 4 1H87. Kiscnb. Entsch. V. S. 343. 

^) V. Pohland. Tlieor. u. Pra.v. d. deutsch. Kiit -Ucchts 8. 12, 1:^. I.;il>;iiid Ar- h. 
f. civil. Prax., Bd. 62 b. 170, 179. Rauda, Hie Enteignung in Hrünhut s Zeitschr. 
Bd. 10 S.634ff. 

Bendlx 9 2 Anm. 7 8. 9. 
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ZOT geaaaiinteii Hand hat (§§ 718 ff. B.O.B.). Die Verleihiuig hat in solchen 
FlUen an die oin:üe1nen Mitglieder g-emeinschaftlich zn erfolgen'). 

Ebenso hetlarf die Bezeichnnn}? des l" nternehraens einer derartigen 
Rc^timmtlieit, da^n dasj^elhc iiacli Zweck, rinfang', T.ajre ete. |2:enau < liarakt.erisirt 
i.st, alsd z. B. bei Kisenbaliiien, Chaus.^een die Bezeichnung der Riclitnngslinie 
durch Angabe des Anfangs- und Endpunktes, der Haaptstationen etc., da- 
gegen braaehen die einzelnen Ornndetflcke, welche fftr das Unternehmen er- 
forderlich sind, in der KOnigl. Verordnnng nicht speziell bezeichnet zu werden, 
zumal die Fni«e, welche Gmndstacke besw. in welchem Umfan}.'e dieselben 
in Anspruch trenoumipn \v< rdf^n müsspii, ovat im spJUeren Planfeststellungs- 
verfahren löft.) iiiit? lU'tiiiitivf Kiitsilu'idung tiuden kann (Seydel S, 27 
Anm. 2). Selbst wenn aber die j^enaue und spezielle Bezeiclinung der zu 
exproprlirenden Grandstücke in der das Enteignungsrecht verleihenden 
Königlichen Ordre erfolgt, wird dadurch das nach §§ 15ff. voiges«Ariebeoe 
PlanfeBtstelliingsverfahren (welches noch anderen Zwecken dient) nicht ra^brigt*). 

Das verliehene Bntei*munpsreoht ist ein Privilefr, ein höchst jier.sönliches 
Beeilt des Belielienen. es iiaftet unliedin<rt an »b r Person (les.seUjen und daif 
nicht an Dritte ühertrapen (cedirt) worden, auili uiclit von einer tiskalisclien 
Station an einen Privatuntemehuier, an eine Kurpuratiou etc. (s. Bahr und 
Langerbans 8. 13, Seydel 8. 88 Anm. 3, F. Endemann, Bürg.B. II § 75); 
das £<ntdgnvnfsrecht ist ein an die Person des Belidienen gebundenes, nicht 
ces^Ues Becht Es ist seiner Nator vnd seinem Zwecke nach untrennbar 
von der Eonzession zu der Anlage, für welche es veiliehen worden ist"). 

Anderer Meinung ist an.scheinend Dernburs: 'T.elnli. <\. Prenss. Priv.-R. 
Bd. 1 § 34 Anm. 13). welcliei- aniiiiiniit, da.ss der mit dem Expropriationsrecht 
Beliehene die Ausübung der aus demselben erwachsenden Keclite an Andere 
soweit abtreten kOnne, als dieselben au<^ so dem mit dem Exprupriations- 
rechte ausgestatteten üntemebmen zu Gute kommen, wahrend er fflr die ans 
der Geltendmachung des Expropriationsrechts erwachsenden Pflichten persönlich 
verhaftet bleibe. 

Dairegen gestattet das Keiclisgericht zutreffend weder l'ebertragnng 
der Keehte nueli der Ptliditen: „Der Kxi)r<)priar — führt der (^eriellt!^hot■ 
ans — kann sich durch den Kachweis, dass er das Exprupriatiuusvuriahren 
ans irgend welchen (z. B. formellen) Grttnden auf seinen Namen fflr das 
Unternehmen eines Dritten durchgeführt, die durch das Ezpropriationsverfahren 
erworbenen Grundstficke Jenem Dritten Überlassen und jener das Unternehmen 
für eigene BecblllBg ansgeführt habe, dem Expropriaten und den benn< ha arten 
Grundbesitzern gegenüber der Entsch&digungspflicht nicht entziehen und diese 



<) Fachs. Komm. s. Bad. Entcign.-Ges. S. 14. 

Kekursbescheide des Hand.-Min. vom 15. 11. 1875, III 30118/75 und 25. 11. 1875, 
11 21.'>7^i ?.). Vt-r^rl. aber den lie^rif des UnternehmeDS auch Bering in d. Ztg. d. 
Ver. Deutsch. Eisenb.-\ erw l.si»t; Nr. 20. 

*) Preuss. Ob.-Trib. 3. .-^cii. IH. 7. 1870. Entsch. lid. 61 S. 94fl . Vgl. noch Ob.-Trib. 
Bd. 40 8. 42, Bd. 68 8. 94 f.; Strieth. Aich. Bd. 54 & m»; femer Förster (Eceins) 
Bd. n S. 168 Anm. 16; Löbell 8. 31 Note 4; Bering 8. 28, 29. 

la» 
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mit i]iren EntücbädigUDgsanflprfichen nicht an jenen Dritten verweisen, wie er 
denn «neli mit rechfUdier Wlrknng dM Ihm nur für seine Person verlieiiene 
Expropriatienareeht seihst anderwat abxntreten nicht herechtigt ist* 

Daher wird es, wenn ein Eisenbahn-Üntemehmen im Wege des Verkaufs, 
der Fusionirung oder des Konkurses anf pinen anderen Unternelinier über- 
geht, stets eines landeslierrlichen Genehinigungsaktos liierzn bedürfen, um den 
nenen ünteniehmer zur Ausübung des Enteignungrsreclites zu legitiniiren. 
Dieser landesherrliche Alct kann aber in der Kunzessiunsverleihung an den 
neuen üntemehmer geftmden werden/ weil diese ex lege die Verleihung des 
Enteignnngsrechts in sich sehUesst. Die allerhSchste Oenehmignng eines Ver- 
toages, in welchem ein mit dem Enteignnngsrecht ani^gestattetes Eisenbahn- 
nntemehmen zur Fortsetzung des Betriebes „mit allen Rechten* auf einen 
Anderen übertragen wird, ist der Nettverleüiung des Enteignungsrechte gleich- 
zuachten ^. 

Bei Versta'atlichnng von Eisenbahnen liegt der bezügliche Akt in dein 
VerstaatUchnngsgesets vnd dem dnrdi dasselbe sanktionirten Vertrage. In 
dtessm Sinne hat das Beiehsgericht angenommen, dass bei verstaatlichten 

Eisenbahnen in schweben<lcn EnteignungsfUlen dw Staatt^eisenbahnflskns als 
der Unternehmer und dalier in Enteigunngsprozeüsen passiv legitimirt erscheint, 
und in einem Spezialfälle zur lU-ijründuTiü: Fidirendes ausgeführt''): 

pEs ist zwar richtig, dass die Konzesainn zum Bau der Zweigbahn H.-W. 
der Bheinischeu Eiseubahngesellschaft und zwar vor Erlass des Gesetzes vom 
14. 2. 1880 ertheilt ist, und dass die §§ 2 und 7 des Enteignungsgesetees 
vom 11. 6. 1874 dem in der Königlichen Verordnung bezeichneten 
Unternehmer die Pflicht zur Entschädigung auferlegen. Es mag auch mit 
der Entscheidung des R.-G. vom 12. 6. 1883 (Entscheidung des ß.-G. Band IX 
S. 276) angenommen werden, dass die Verleihung des E.vjiropriationsrechts 
nur für die Person jjeschehe, und dass eine Abtretung desselben mit recht- 
licher Wirkung lür den Enteigneten durch Vertrag nicht statttinde. Im 
hier gegebenen Falle sttttit sich jedoch das Recht des Staates, eine Enteignung 
behufs AusfOhning der fraglidien Zweigbahn vorzunehmen, anf das Oesets 
vom 14. 2. 1880 und den durch dasselbe sanctionirten, dem Gesetne 
beigedruckten Vertrag. Insbesondere ermSclitigt § 4 des Gesetzes die Staats- 
regierung, zur Deckung der für die Bauausführung derjenigen Bahnstrecken 
erfurderliclun Mittel, für welche der Rh. Eisenbahngesellschaft die Konzc^simi 
zum Bau und Betriebe verliehen ist, unter den näher angegebenen Bedingungen 
StaatsschuldTerschrdbungen auszugeben. Diese Vorschrift IBsst deutlich er» 
sdien, dass der Oesetcgeber die Staatsregiemng ermächtigen wollte, den Ban 
der bereits konzessionirten Nebenbahnen für staatUdie Rechnung auszuführen. 
Kachte aber die Staatsregierung von dieser Ermächtigung Gebrauch, so handelte 



M lUicbsger. Hfilfs-Senst 12. 6. 1883, EÜsenb. Bntnh. m 8. 79, Bntseh. L C. 

Bd. 9 S. 276. 

*) Rek.-Bescb. d. Min. d. üff. Arb. v. 3. 8. 1889, IV IGOa. 

*) Erk. vom 6. ClT.-Sem. d. Beiohsger. oaterm b. 1. 1889, Bisenb. Entsch. VI 8. 444. 
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sie niobi als Vdrwalterin der EisenbalmgeBellscliaft fOr diese, sendeni unter» 

nahm den Bau für den Staat, wurde also kraft presetzlicher BoRtimmnng 
Unternohmerin an Stelle der bereits früher konsessioiürten Eisenbalm- 

gesell.schaft''. 

Da.s Reichsgericht weist aach daraiU hin, dass die genaue Be- 
zeichnung des Unternehmens in der Eönigl. Verordnung auch ffir die 
EntschKdigungsfrage von grosser ^ehtiglrait sei, weil der Untefneiuner 
nicht Uoss Sehadenersats für den Grand und Boden» sondern aach für die- 
jen^^ Nachtheile zn leisten habe, welche dem Seetbesitz des Expropriaten 
au8 dem Betriebe {gerade dieses Unternehmens envaclisen: pDa>< Grnnd- 
eigenthum kann (§ 1 des Gesetzes vom 11. 6. 1874) nur ans Gründen des 
öftentlichen Woldes für ein Unternehmen, dessen Ausführung die Ausübung 
des Enteignungsrechts fordert, entzogen oder beschränkt werden. Die Entr 
eignong geschieht mitbin stets behofs AnsfOhraiig eines bestimmten Unter- 
nehmens, welches in der die Entdgnnng anordnenden Verordnong oder Ver- 
fügTing bezeiehnet werden mnss (§§ 2, 3) und dessen Anfgebnng den Verlost 
des Enteignnmrsrcchts nach sich zieht (§ 42). Da die Pflicht zur Abtretung 
nnr in Bezieliuiifr auf diesem mit dem öffentlichen Wohl zusammen- 
hängende Unternehmen besteht, so kann auch bei dem dieser Pflicht ent- 
sprechenden Rechte auf Entschädigung von dem Unternehmen, welches die 
Abtretung Teraalaast, nicht abgesehen werdea. IHe Ebitschldignng wird also 
nicht bloss dalHr, dass das Eägentfaom ftberhaapt abgetreten wird, sondern 
anch daffir geleistet, dass dasselbe •gerade für dieses Unternehmen ab- 
getreten wird. Daher müssen ancli diejenigen Nachtheile, welche durch Her- 
stelliinp: und Betrieb desselben voraussichtlich den Restgrundstücken erwachsen 
werden, bei Festsetzung der Entschädigung nach § 8 Satz 2 in Anschlag 
gebracht werden" 

n. 

Die zeltliche und räumliche Begrenzung des Enteignungsrechts. 

Ist gemitss § 2 des Preiissischen EnteitTnuncrsgesetzes durch die Könitrl. 
Verordnung für das darin bezeichnete Unternelimen das Rnteignungsrecht ohne 
jegliche Einschränkung verliehen, so ist dasselbe sowohl zeitlich in seiner 
Daner nnd Fortwirknng, wie aach rftamlich in Betreff der Fortentwickelong 
der nrsprSng^eheii Anlagen nnbegrenst 

Die in den legislatonschen Berathnngen aufgeworfene Frage nach der 
Daner des verliehenen Enteignungsrechtes d. i. : wann die Königl. Verordnung 
zeitlich konsnmirt sei, bezw. auf Grund derselben nicht fenier e.xproiiriirt 
werden dürfe, wurde von den Hegiernnjrs-Kommissarien dalün beantwortet, 
dass es auf den Wortlaut der Enteiguungsordrc ankomme, bei Eisenbalinen 
nach dem Stande der Gesetzgebung aber wohl eine nnbegrenzte Fortdauer 
des Bechts anzunehmen seL Etai hiemach gestellter Antrag, durch dio 
AllerhSdute Ordre auch die Zeit zn bestimmen, für welche das EnteignangB- 



*) Belebter. 1. CtrU-Senat.Sl. 3. 188S, Biaeab. Sntooh. m 8. eo. 
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recht Terliehen werde, weil die unbegrenzte Zeitdauer zu ^rten und Nach- 
theilen fllr die der Enteignung Ausgesetzten führen könne, wurde verworfen 

Allerdings bestimmt § 21 Nr. 1 , das8 die Enteifriuintrsbehörde im Eht- 
sch:ldi<;unfrs-FeBtstellungsl)esclilu6P(' ancli die Zeit, innirlialb deren l.■in^^^teni^ 
vom Euteignuugsrechte Gebranch zu maciien sei, festzustellen habe. Indess 
dl6M FestBtellinig; eratreekt sich nar auf die Dauer der Anattbong des Ent- 
eignnngsreehtea in Betreff der apeziell im vorang^egangenen Flanfeatatellangs- 
verfahren (§§ 15 f.) bestimmten Onrndetttcke, derartig, dass, wenn dieae nicht 
in der festgesetzten Zeit im Enteignungswege in Anspruch genommen worden 
sind, das Enteignunp-svcrfaliveTi hierüber von Neuem eingeleitet werden muss 
(s. §§21 u. 42). Dagetren be/.ielit sich die Vorschrift de» § 21 Nr. 1 nicht 
auf die Dauer des durch die Königl. Verordnung für das betr. Unternehmen 
generell verliehenen Enteignungsrechtes. Dleaea kann der Natur der Sache 
nach nnr von demjenigen Organe zeitlich beschränkt werden, weldiem die 
Verleüningsbefttgnias sosteht^. Löh eil S. 30 Nr. 3 meint, es werde für die 
Bestimmung der Zeitdauer bei Eisenbahnen auf die Ausleirung der Konzessions- 
und Verleihungs-Urkunde in Verbindung mit dem vom Minister nach § 4 des 
Eisenbahn-Gesetzes festgestellten Projekte in jedem einzelnen Falle ankommen. 
Aus der Natur der Eisenbahnen lasse sich die Nothwendigkeit einer unbe- 
grenzten Fortdaner des Enteignnngsrechts nicht mit mehr fieeht folgern, als 
bei andern Anlagen. Letzteres ist zwar richtig, wie denn auch nach vielen 
Oesetzgebnngen die Eisenbahnkonzessionen zeitlich begrenzte sind. Indess 
spricht füi- die .Auiialmie der T'egierung, dass in Preussen ausnahmslos diese 
Konzessionen auf unbegrenzte Zeit verliehen werden und das Enteignungsreelit 
bei Eisenbahnen gesetzlich ein inteirrirender Theil de» Konzessionsrechts ist '^i 

Den Kleinbahnen und Pri vatauschlussbahnen (Ges. vom 28. 7. 
Q.-S. S. 225 Nr. 25) steht dagegen ein gesetasliches EntdgnangBreeht nicht zo. 
Fttr diese Bahnen tet daher in jedon einzelnen Falle, wenn die Voraas- 
setzimgeil des § 1 Ent.-Gcs. vorliepren. die ausdrückliche Verleihung des Ent' 
eignunfrsreehts ireniUss § 2 I.e. durch Könii;!. Vernrdnnng erforderlieli, — so- 
weit nicht für die Benutzung ütientlicher ^Vef:e das Hlr<r;(nzun<rsbeselilusi- 
vcrfahren der §§ ü, 7 des eit. Ges. vom 28. 7. 1892 ausreicht *). Bei diesen 
Bahnen richtet sich die zeitliche Grenze des Enteignungsrechts, wenn dasselbe 
verliehen ist, nach der Zeit der Konzession, welche dauernd oder auf Zeit 
erthellt werden kann"). 

Ebenso ist r «in milch in Betreff der Fortentwickelang des UTsprttog^ichen 
Untemehmras eine Begrenzung des einmal verliehenen Enteignnngareehts an 



*') Bor der X. Kommisa. des Abg.-HanseB vom 4. 3. 1872. Dalcke, Komm. s. 

Entcign.-(ies. ä. 43 Anm. 7. 

«) Erk. d. Ger.-Hof. s. Entwsh. dar Komp.-Konfl. 19. 6. 1858, J.-M -Bl. 1868 S. 887. 

*) 8S 8—10 Eisonb -rTcs vom 3. Xovbr. IS'^H. Bering. Preuss Kntri^'nuTicsrecht 
§4 8.23, Bocboll, Üecbtsfällc, lieft I S. 11. Egcr, l'reass. Kisenbahnr. .\bschn. III 
I 16 S. 97 Anm. 23 und Abschn. V § 19 S. 280 und Anm. 4. 

*) Eger. Komm. z. Kleinbalinges. S. 4."V ! U\. 't'^\. 

Uleim, Komm. z. Kleiubabngea. 3. Auti. iU IV. Egcr 6. 207 S. 
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aidi nicht MusnnAhmeii. Daraus folgt z.B. für die Anwendung desselben anf 
J^nbalmen, dass, wenn ein Eisenbahn-Unternehmen mit dem BnMgnvngB- 

r((hte aasgestattet worden ist, sich dasselbe nicht bloss anf diejenigen 
Ländereien erstreckt, welche nach Massjjabe des zur Zeit der Verleihung 
vorlieprenden Projektes zu der Bahnanlasre nothwendifj waren, sondern auch 
aof allen etwa in der Foljrezeit zum Zwecke einer durch die Entwickelung 
des Verkehrs nothwendig gewordenen Ergftnanng, Aendernng oder Er- 
Weiterung der nrsprflngllehen Anlage weiterhin zu erwerbenden Qrond und 
Boden. Denn das Enteignnafsreeht ist fOr das Eisenbahn-Unternehmen 
als s"](ln^. also nicht nur für die Zwecke des Bans, sondern anch des Be- 
triebs ertheilt Einer neuen Köni|?Ucben Verordnung im Sinne des § 2 be- 
darf es daher in diesen Fällen nicht 'O- 

Festznhalteu ist jedoch hierbei, das» es sich immer nur um die aas sich 
selbst heraus erfolgende Fortentwiekelung des ursprünglichen Unternehmens 
handelt, mithin das Enteignungsrecht in dem BegriiTe und Zwecke des Ursprünge 
lieh liezeichneten Unternehmens seine naturgemSsse Begrainn^r findet Die 
An8dehnnn(>:en /.. Ii. einer Eise1l^a1]I1 nhcr ilire in der Kbnigl. Verordnung be- 
zeichneten Endpunkte hinaus durdi iltn Anbau nener Eisenbahnlinien — sei 
eti in Verlilnfreruntr der llauptlinie nder durch Seitenlinien — kimnen im 
Sinne des Enteignnngsgesetzes ebensowenig als daii ursprüngliche Unter- 
nehmen betrachtet werden, wie der Zuwachs durch Fusion, Ankauf etc. dner 
anderen Easenbabnlinie, wenngleich wirthechaftUch dieselben in der Fortr 
entwickelnng des alten UntemehmoiB begründet dnd. Dagegen ist mit Recht 
an^^enumnien w^aden, dass auf ans der Verkehrsentwickelung motivirte, 
naehtrilirliclie üahuhof serweiternnp^en das für das ruternelmien TSr^ 
Uehene Eiitei-^nun^^sreclit Anwendung findet und es einer neueu Kiinigl. Ver- 
ordnung;: nicht bedarf, so z. B. zur Herstellung von Neben^elcisen und öe- 
winnung von Erdmaterial behnfs Erweiterung und Erhöhung eines Bahnhofes'^, 
wie denn auch bei der Ausführung solcher nachtrilglichen, unter die nrsprttngliehe 
Verleihung fallenden Erweiterungen — Schienenverinndnngen mit industriellen 
Etablissements oder Hafenanla^^en etc. — eine ausdrückliche spezielle Aner- 
kennung: lies E\])ropriation8rechtes und eine darauf besfigUche Bekanntmachung 
nicht mehr niitliiir ist*). 

Auch die Anlage von \ erbindungsgeleisen behuis Ansclilusses an andere 
Eäseabahn-Untemehmangen (§ 45 Eisenb.-Qes.) ^) ist hierher zu rechnen, ferner 
VergrlSssemng eines Bahnhofes und Anlegung eines Lagerplataes fHr Betriebs- 

>) Rek.-Besch. d. Min. d. «ff. Arb. vom 9. 19. 1894, IV 7694, 27. 12. 1897, TV A 8743. 

») Bes( luid des Hand -Min. v<.m 21. 1. IST.'». V 121. ID. 2. 187;'). II 2VM). 27. l. IH78. 
II 7347 u. d. Min. d. öff. Arb. vom 30. 3. 188<J, II b 3hm u. 3. 8. l«»y, IV 1ÖÜ3 (Et- 
Weiterung von Reparaturwerkstätten), vom 5. <». 1882. II b 7334. 

") Bescheid des Hand.-Min. vom 86. 1" 1S74. II 2:?,)4.'). V r>Ü<;2 74 u. vom 210. 1875, 
V 6831 75; gerliiKl Ufji^e Aondenin<ron der Trat:.- tr.esch. id vom 10.1.1877, V 11816). 

«) ßejicheid dcb Jliiud.-Min. v. 28. y. 1874, V ;i8ö4 74. 

^ Erk. des II. Httlfs-Sen. des Beidis-tierichts v. 5. 12. 1881, Bisenb. Entsoh. n 
S. 162. 
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* und OWbfuiiiwterialien auf demsellieii^), UmlNui eine« Bahnhofes und Ver- 
legang der In dentellMB einmiindendeii Bahnstafeeken *), Iirweiternng von 

Eisenbahn-ReparatnrwerkstRtten ^ , Er^nzang nnd Erwefternng der Bahn- 
anlagen*), Erwc'r)i dos Rechts zum Betreten Ijena^liliarter Grundstücke be- 
hufs EntfeiTinng luser Steine, \Yelche dem Betriebe fjefiihrlich sind ^). Aach 
wegen einer nur geringfügigen Aenderung der Trace der Balm durch Ver- 
legung einer KdteBteQe ist von Bitnüiinuig eininr neuen KSnigl. Ordre Abstand 
gftaonimen worden*). 

Darftber, ob und In wieweit das nrsprflng lieh verliehene Inteignnngsrecbt 
anf derartige spätere Anlagen Anwendung zn finden hat, haben nicht die 
Gerichte, sondern die Enteiprnnntrsbehörden zn entscheiden^. 

Diese vorstehenden Gnimlsätzp rinden auch anf diejeniiren rutei nehmun{r(n 
Anwendung, welclien das Enteignungsrecht bereits vor Euianatiun des Cresetzes 
TOB 11. 6. 1874 naeh den früher in den einxelnen Landesfhdlen gdtenden 
Enteignonga - Beatjmmnngen verliehen worden ist. Die materleUe Kraft des 
unter der firOhmren Gesetzgebung verliehenen Entelgnnngsreehtes fibertiigt 
sich auch anf das Geltangsgebiet des neuen EnteiprnungsgesetzeR, wenn M<A 
die Form der Verleihnnff eine andere gewesen, als die durch letzteres anjre- 
ordnete. Auch in denjenigen F.lllcn — führen die Besch, des Hand. -Min. vom 
10. 2. 1875, U 24'60, 22. 12. 1877 und 27. 4. 1878, II 7347, aus — , in 
denen die Verieihnng des Enteignungsredites noA nnter äH» Herrsdiaft d«r 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden Bestimmungen nach 
Ifassgabe dieser letzteren in rechtsverbindlicher Weise erfolgt ist) liegt kein 
Grund vor, die fortdauernde Wirksamkeit dieser Bereehtigung mit 
Rücksicht auf die Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes in Frage zn stellen, 
da das Recht seihst dadurch, dass für die Form der Ausübung desselben 
d. i. für das Enteignnngsverfaliren anderweite Vorschriften gegeben sind, 
nicht berllirt woiden ist. Die Formvonchrin des § 2 findet also auf Unter- 
nehmungen, für welche bd EinflUining des Gesetaes das Becht znr Enteignung 
bei-eits in verbindlicher Form iMwilÜgt witf , ktine Anwendung (vwgL auch 
Seydel S. 28). Wenn es sich aber um die Geltendmaehnng solcher früher 
verliehener Knteignnngsreclite handelt, rinden die bisherigen Vorschriften über 
das Enteigniintisverfahren nur noch insoweit Anwendung, als dasselbe z. Z. 
der Emanation des Enteignungsgesetzes bereits eingeleitet war, anderenfalls 
greift das nene YerfUiren Flata (s. § 55). 



') Kek.-Resch. d. Min. d. öff. Arb. 21. 11. 1889, IV (II a) 3776. 

») Erl. d. iMin. d öff Arb. vom 2.3. 11 1899. IV ;i 912«». 

») llck.-Besch. d. Alin. d. üfif. Arb. vom 3. 8. 1889, IV lü03. 

^ B«k.-Be8cb. d. Min. d. M. Arb. vom 27. 18. U197, IV A 8748. 

•) Rek.-Bcs(li. d. Min. d. öff .\rb vom 9. 12. 1894, IV 7694. 

<) Besch, d. Hand.-Min. vom lü. 1. 1877, V 11816;76. 

^ Erk. d. Eomp.-Oer.-Hof. vom 19. 6. 1868, J.-H.-BL 8. 887. 
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I. Besondere eisenbahnrechtliche Schriften. 

Ctlmar, L. Internationales robereinkommen Wher rlc» Eisciihrihn-T-'iaclit- 
verkehr. Kommentar. 2. (Schla88-)Lief erong. Wien 1 V erlag des Allgem. 
Taiif-Anzeigers, M. Mflnz. 

Die erste Liefenmg (Art 1—11) des ▼orliegewleo Werkes ist bereits im 
Bd. XVn S. 381 dieser Zeitschrift besprochen worden. Xunmchr ist die zweite 
(Schluss-)Lioforung iTschienon . wclrlic iWo Art 12— timfasst. Derselben sind die 
gleichen N'urziige, wie der ersten, naclizurübiuen , insbesondere die sorgfältige Be- 
rttclniobtignng der Seehtsprednuig und der Utermtor, aaeb der aosttiidiscben, bei 
der Erörtening Jeder Streitfirage. Das Bach kann einer gUnstlgen Aufnahme in 
weiten Kreisen gewiss sein. 
E|er, Dr. Geerg, Kegierungsratb. Das Internationale Tebereinkommen Uber 
den Eisenbahn-Frachtverkehr in der Fassung des Znsatz-Uebereiu- 
kommens rem Ifk Jnni 1898 nnd in VerUndvng mit dem neuen Betriebs-Reglement 
des Vereins Deutscher Eisenbahn- Vor waltnngen, gültig ytm 10. Oktober IflOl. 
Kommentar. 2. Auflage. Berlin 1903. .1. (Juttentag. 

Das internationale rebercinkonunen vom 14. Oktober 1890, welches die inter» 
nationalen Bechtsbesiehnngen des Elsenbahnftacbtvcrkehrs fttr den grüssten TbeO 
des europäischen Kontinents (Belgien, Dknemark, Deutschland, Frankreich, Italien, 
Ln.xemburg, Niederlande, Oesterrcich-rngam, Rassland, Schweiz) einheitlich regelt, 
hat durch die Beschlüsse der Pariser Revisionskonforonz vom 16. März bis 
2. April 1896 eine Reihe von Abänderungen und Ergänzungen erfahren, 
irdcbe in dem Zusatstbereinkommen Tom 16. Jnni 1896 msammengeftMSt sind. 

Die neue unter Zugnmdelegnng des rovidirten Tebereinkommens verfasste 
Auflage des bekannten und weit verbreiteten Koniinenttirs darf als eine viillig um- 
gearbeitete, in vielen Beziehungen gänzlich veränderte bezeichnet werden. Die Ver- 
iaderungen liegen dnerssits darin, dass in Folge der nenn Bestinunnngen eine 
Nenbearbeitang wesentUehor Absdmitte des Kommentars nnter angebend« Ver^ 
werthnng der Protokolle der internationalen Konferenzen erfolgt ist, andererseits 
darin, dass bei den Erläuternngen die seit dem Erscheinen der ersten Anflüge ver- 
fiffentlicbte, sehr umfangreiche Kechtsprechung aller Vertragsstaaten, sowie die 
seUedsgericbtlidien Entscbddungen des Zentralamts für den intematbnalen Eisen« 
iMhntranqiort, die geeammte Literatur, die beztiglicben Landesgesetze nnd Ver- 
ordnungen des ganzen ^'crt^agsgebietes die sortifältigste Berücksichtigung erfahren 
haben. Auch sind bei jedem Artikel des internationalen Uebereinkommens nicht nur 
die mgdiArlgen Aneftthrangs-Bestimmungen, Anlagen nnd ErkMnuq;en der Sdilnss- 
protokolle, sondern aioii die internal Vorsebriften der einaelnen Vertragsstaalen in 
thnnliehster Vollst ändigkeit mltgetheilt Es sind ferner jedem Artikel die ein- 
schlägigen l'ar.Tgraphen des neuen Bctriebs-ReL'Iements des Vereins Deutscher Eisen- 
bahn-Verwaltungen, sowie Hinweise auf das neue Vereins-Uebereinkommen nnd die 
nenen gemeinsamen Abfertigangsvorsebriften beigefflgt, so dass sich bei Jedem 
einzelnen Artikel das gesammtc dazu gehörige gesetzliche nnd reglementariscbe 
Material abersichtlich vereinigt findet. £in ToUstlndiges nnd sorgfUtig bearbeitetes 
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Inhaltsreraeiohiü» und Swshngister trigt lar Erleicbterang dea Gebrandies des 

KuniiiK-ntars Ix-i. 

Herold, Dr. Rob. Der Schweizerische Bund und die Eisenbahnen bis zur 
Jahrhandertwende. Stuttgart 1902. J. G. Cotta. 

Die in wirthachaftUcher und politischer Hioaiclit flberans wichtige liistorisdie 

Entwicklung der Risenbahnverstnntlichun^ in der Schwebt hat in dieser Zeitschrift 
(Bd. XIII S. 269ff.j iM-rtits F. Volniur bis zum Jahre 1897 in sehr verdienstvoller 
Weise zur Darstellung gebracht. Noch umfassender und eingehender ist diese Frage in 
der Tortiegendoi Schrift Heroldes behandelt. Dieselbe aerfftllt in swei Theile, 
von dmen der erste der Entstehung und Ansbildong des sdiweizerisohen Eisen- 
bahnwesens bis zum Jahre 18h1 . der zweite dein rcbertrange der Schweiz zum 
Staatsbahasystcm und der Durchführung dieses Systems gewidmet ist. Von be- 
sonderem Werthe nnd Interesse ist der zweite Theil, welcher unter sorgfältiger 
Benntsnng der Qadlen nnd Uteratnr die einseinen Phasen der VerstaatUchnng, den 

, nrsprflnglichen Rechtsznstand auf Grund der konzessionsmäsHigen I?ückkaufsrcchtt', 
sodann das Bundesgcsetz betr. das Stimmrecht der Aktionäre, das niickkaufsgesetz, 
die l'ruzesse Uber die Festsetzung der (hundsützc fUr die Ermittlung des BUck- 
kaafsprcises, die wdttte Verstaatliehnnirsalrtion nach der RttekkanfsafaeÜmmnng in 
klarer, gediegener und durchaus objektiver Weise erörtert. Der Verfasser giebt 
dem Stiiat.sb;ihnsysttin entschieden den \"orzu{? vor dini rri\ athahnsystem. wenn <t 
sich auch den Bedenken gegen crsteres nicht verschliesst, die vornehmlich in der 
Unsicherheit der Erträge und in der Rückwirkung dieses Urastandes auf den Staats- 
hanslialt besteben. Br verkennt nicht, dass diejenigen Staaten, welche die Ver« 
Staatlichung durchführen, zu grossen industriellen rnternehmern und als solche in 
ihren Etats von den .Schwankungen and Krisen des Handels and der Industrie in 
hohem Masse abhängig werden. 

NIlMher, Dr. F. Das Osterreiehisch-nngarlscbe nnd internationale Eisen- 
bahn-Transportreobt. Wien 1902. Hölder. 

Der Verfasser will in dicsrjn Buche. \v( Ichcs die von ihm an der Fort- 
bildungsschule für Eiseubuhnbeauitc in Wien gehaltenen \'orträ^re über Eisenbahn- 
recht zur Grandlage hat, einen dem neuesten Stande der Gesetzgebung entsprechenden 
Lembehdf fflr die Hörer schaffen. Dieser Anfgabe hat sich der Verfasser nut 
grossem Fleiss und (ieschick unteizn-in lij, --rluitt wird durch ihre Uebersicht* 
liehkeit und Vollstandiirki it d' ni bezeichni ten KniHc uline Zweifel eine ergiebige 
Quelle der Beleliruntj sein und verdii-nt volle .\neik<nnunLC 

Nertzer, Dr. W. llandkomuuutar zur E isenbahn- \ er kehrsurdnuug. Berlin 
1908, Otto Liebmann. 

Das Bocb soll nicht eine umfangreiche und erschQpfendc Interpretation der 
Vevkelirsiirdnung enthalten «nndern will iliesellie nur vom praktischen Standpunkte 
aus in knapper und übersichtlicher Darstellung erläutern. Soweit dies bei dem 
nmf angreichen StoiTe auf «nem tdur beschiibikten Baome möglich war, hat dch der 
Verfasser mit Fleiss nnd Umsicht bemflbt, diese Aufgabe sa erfflllen. Aber freilidi 
konnten zahlreiche wichtige Frasren keine Berücksichti^jiing finden. Im l'ebriLT'n 
ist der Text der Verkehrsordnung und der Allgemeinen Zusatzbestinnnnntren kuriekt 
ndtgetheilt, die Ausstattung des Buches sauber und gut. Dr. Eger, Berlin. 

taiMkerft Oeorg, Qdi. Ob.-Reg.-Rath. Die Wahrung der öffentlichen Inte- 
ressen gemäss § ü des Strassen- nnd Bauf luehti-ngesetzes vom 2. Juli 
1876. Sonderabdruck ans dem .\rcliiv für Kisenbahnwesen. l'erlin liM)2. .lulius Springer. 
Der Verfasser erläutert den Inhalt des ^ (> des Gesetzes vom 2. Juli L87Ö 
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nnd stellt unter sorgfältigster Berücksichtigung der CJesetzesmateriaUen, der Literattir 
und Rcf'htsprcrhnng sowie dor hezü^lichon Ministn i ilcrliissc in klarer und über- 
zeugender Weise fest, dass die Erfüllung der VerjiÜichtun'j; der Ortspolizeibehörde 
aas § 6 1. c. den Obliegenheiten derselben aus § 5 unbedingt vorangeben muss, dass 
das Ver&lirMi der §§ 7, 8 sidi anf die Einwendungen inr Wahmng der im § 6 be> 
zeichneten öffentlichen Interessen nicht bezieht, der AuBgleich von Gegen siitz'n 
Bwischcn verschiedenen üfTentlichen Interessen dfecrhaupt nur auf dem Wei;f> widisel- 
seitigen Benehmens der zu ihrer Wahrung berufenen Behörden erfol^'en darf und 
daae, weil die BefngniMe des liiDisters der OffentUdien Aibdten aus 4, 14 des 
Eisenbahn-Qesetzcs Yom 3. November 1838 durch das Geaets vom 2. Juli 1875 nicht 
berührt werdfii, Kollisionon /wisrhen Eisfnhahnaiiliii,'en und iStrasscn r\lU*in auf dem 
Wege des Benehmens der (ienieindebehördcn mit den Kisenbahnbehörden, gegebenen- 
falls unter Anrufung der Entscheidung des Itlinisters beseitigt werden können. Es ist 
ein groases nnd besonderes Verdienst des Verfassers, diese ftnsserst sehwierlgen 
Fhtgen in erschöpfender nnd echt wissenschaftlicher Weise klargestellt zu haben. 

I"r (i Eger. Berlin. 

Blsndstone, S. R. The universal directory of llailway ofticials. London liK)2. 
Camln, R. Aufgaben nnd Ziele des k. k. (Oesterreidi.) Eisenbahnministerinnis. Wien 

im C. Gerold's Sohn. 
Degels, Ed. (inidc pratiqne du <<»inTncr?ant, do rindnstriel. du voyngeur dans scs 

rupports avec le vuiturier et spC'cialement avec les cbemios de fer. Cootrat de traus- 

port. Cient VJ02. Victor Drosselalre. 
VIvanto, CsMre. Tratatto di diritto conunerciale vol. IV TL II. Ii Traqiorto ferro- 

Tiario. Le Fnscrisione. Tnrin 1908. 

II. Mit dem Eisenbalmreclit Im Zusammenhange stehende Schriften. 

VM KMtenMfcl» Df . Anttn. Der Lagerschein als Traditionspapier. Im Hinblick 

anf das kontinentale Zweischeinsystem und mit besonderer Berlldnichtignng des 
IJaterreicbisclict! Tii-dits. Berlin ]^M)-2 Carl Ilt\ iiiaiurs \'trlair 

Eine dogmatische und recbtsvergleieheude Untersuchung von grosser Schärfe, 
die nun Vctsfindttin der Ldn« von Lagcrschdn manch noies Moment beihringt. 
r. Kostaneekl gdit daron ans, dass Iwim kontinental«! Zweischelnsjstem — nidit 
beim Einscbeinsystem und nicht beim englischen Zweisrheinsystem — neben den 
ans der Eigenschaft des Lagerscheins als Traditiimspapier sich ergebenden Bechts- 
normen auch wechselrechtliche Momente zur Erklärung herangezogen werden uiUsscn. 
Es wird gezeigt, dass die traditionspapierrechtlidien Momente anch beim kontinen* 
talen Zweischeinsystem das l'rimäre nnd Entscheidende sind; auf dieser Grundlage 
werden dann insbesondere die ("onsefiuenzen Iiinsichtlicli der Beziehungen zwisdien 
dem Lagerbesitzschein und dem Lugerpfandscbeiu untersucht. Die fleissige und 
gediegene Arbeit verdient volle Anerkennung. Dr. Karl Blbtaetter, Berlin. 
Efar« Dr. SMrg» Regiemngsrath. DasOeseti Aber die Enteignung von Grnnd- 
cigenthum. Vom 11. .Tuni 1874. ErlHutert mit Benntanng der Akten 
des Königl. Prcuss. Ministeriums der öffentlichen Arbeiten. 2. Aafi 
Band II. Breslau 1902. J. U. Keru s Verlag. 

Der erste Band des Eger'schen Kommentars znm Prevssischen Enteignungs- 
gesetze bat im Bd. XVIII S. 194, 195 dieser Zeitsthril't seluf Besprechung gefunden. 
Mit dem vorliegenden /weiten (Schluss-i Bunde ist die /weite .Viilla}.'«' des 
Kommentars zu Ende gefühlt. Demselben iat ein ausführliches luhaltsverzcichnissj 
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ein eingehend bearbeitetes Sachregister des ganzen WorkoR nnd eine Zast&ndigkeits- 
T.'iIhIIc beigefügt. Der Verfasser war aurh hi i der Xeuhearbritnng des zweiten 
Bandes bestrebt, durch die sorgfUtigste Vcrwertbung und Heranziehung der Ge- 
setMsmftteiUIien, der Litentnr und Reolit^reehuig, sowie der Erlasse nnd Ent- 
BclieidmgeB der MinisterialliistaBien alle wesentlidien Rrmgen in möglidist eiii> 
gehender Weise zu erörtern. 

Jsng, Dr. Emil. Radfahrseuohe and Antomobilen-Unf ng. Manchen 1902. 
Aug. .Schupp. ' 

Der Yerfasser hat sieh die Anfgabe gestellt, die gegenwftrtigen Badfahr- und 
AntomoliU-Hissst&nde sn belevehten nnd zu deren rechtlichen Regelang YorscbUge 
zu inrirlirn Kr tadelt die gegenwärtigen, dnreb den Radfahr- nnd Antomobilverkdir 
gi'.s( li;iti(.iit'ii uiili iriliclicn Vt rhiiltnisse, tlt-ren Beseitigung er sowohl im Interesse der 
Kadfuhror und Autoniubilisten selbst, wie auch des Publiloinis fUr geboten erachtet. 
Die Tradens seiner Aasftthmngen geht dahin, dass die beiden neuen Verltehrsarten 
nicht zo Gunsten Einzelner die Allgemeinheit schidigen dürfen. Ks sei daher eine 
rechtliche Ixegelung binsirhtlirh der Benfltznng dieser nenen Verkehrsmittel in d.iii 
Sinne anzustreben, dass strenge Verfügungen unter Androhung empfindlicher Straten 
getroffen werden, welche die grosse IkUsse der Bevölkerung vor den Ausschreitungen 
der Badfahrer und Aatomobilisten siehem und deren Twltdur so gestalten, dass er 
seinen heute vielfaeh gemeinschadUchen nnd gemeingeflUirlichen Charakter rerUert. 

Laeas, Dr. H., Ministerialdirektor. Anleitung zur strafrechtlichen Praxis Ein 
Beitrag zur .\usbildung unserer jungen Juristen und ein Ratgetier fflr jttngere 
Praktiker. Berlin 1902. Otto Liebmann. 

Der Verfasser, auf dem Gebiete des Stralkeohts und Stral^osesses als 
Praktiker nnd Theoretiker von herrorragender Bedeatnng, hat in der vorliegenden 
Schrift für die angi bcnrlcn .Fnristen und jüngeren Praktiker ein T'ehnngs- nnd zugleich 
ein kurzgotasste.s Lelirhiu h schatTon wollen, welches dieselben an di r H.mtl praktischer 
systematisch geordneter Fälle in dieses (iebiet einfuhren soll. Die sorgfältige Auswahl 
der ans dem Leben gegriffenen FiUe, an welchen die Anwendung der gesetsUcben 
Vr»rschriften und die Wirkung dieser Anwendung gezeigt wird, die meisterhafte Be- 
handlung des Stoffes nnd die ausserordentliche Klarheit und (iediegenhrit di r Aus- 
ftlbningen haben aber ein Werk entstehen lassen, welches weit über das angegebene 
Ziel hinaus für die Ttieorie und l'raxis des Straf rechts und Strafprozesses Uberhaupt 
von hohem und bleibendem Werthe ist. Die glinsenden Vorsttge, welche die frdlieten 
Schriften des A'.ifi^Mrs besitzen, zeichnen auch die vorliegende Arbeit ans. 
Dieselbe wird jedi ni . der sich mit Strafreeht und .^^trafprozess befasHt — nnd dazu 
gehören auch die Kisenbahn-Behürdcn nnd -Beamten — von grösstcm Nutzen und eine 
llhems reiche Quelle der Belehrung sein. Dr. O. Eger, Berlin. 

B lnaho C Dr. R. Die gewerbliche Betridbsanlage vom Standpunkte des Osteneidilsohai 
Verwaltungsrechts (Jraz 1902. Leusebner & Lubensky. 

Brachvogel u Frydrychowicz. Handbneh des tirnndburhrerhts. Berlin 1901. Fr. Vahlen. 

Burchardt, Fr. Die Rechtsverhältnisse der gewerblichen Arbeiter. Berlin 1901. Fr. Vahlen. 

NttMUB, Kegierungsratiu Die dentsdw Acb^erversteherung. Leipzig 1908. HubertL 

FilttiNi, B. Die OmndsQge der Bteuerlehre. Berlin 1908. Oarl Hejmann. 

KOntzel. Der Anfsichtsrath der Aktiengesellschaft, seine Beohte und Püichtai. Leiiisig 
1902. Reinboth. 

Lyon-Caen, C, et Rsnailt, L Trait<^ de droit comuiercial 3e ed. Paris UK)2. Pichun. 
Pflsghart, A. Die Elektrisitit als Rechtsol^ekt. Stnssbuig 1908. Heits. 
Reymitf, B. Les acddents du travail des ouniers «tnngers. Paris 1908. Rousseau. 
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SflNyrtr, F«nL Qeseliiohte der llAiBoNeeter Bahn. Dannstadt 190B. K. Hess. 

SlObler, A. Si hwelzerische Eisenbahn- Literatur 1830— IWI Bern 1902. 

8taion, Or. P. Die Keichsgrundburhordnang und flire landesrechtUohen ürgiamageB. 

2. Aufl. Berlin 1901. J. Guttentag. 
Slnlwiiitr, Dr. H. Lohn mid Anfreehmiag. Berlin 1908. CSsri Eiymaam. 
Staphaii, R. Handimch des gesammten Reohts. Blne Bet^tsen^UopMie für Stndlrende 

etc. 3. Aufl. um. 

Turnau, Dr. W. , und K. Forster. Ihm Liei;c-nsch:iftsrccht. 1. Bd.: Das Sadmirecht 

des bürgcrliciicn Gesetzbuchs. 2. Aufl. Puderburn 1902. F. Schöningh. 
WloUtr, Or. M. Die KlelnlMluien in Prenssen. Berlin 1902. 

Widimsky, B., Regiernngsrafli. Das russische Zullregicmcnt Tom 16. Mai 1901. Nach 
dem offiziellen Text übersetzt "Wien 11)02. Selbstverlag der Osteurnp Tiirifnindschau. 

Wiedemann, Dr. A. Die süchsis< heii Staatseisenbabnen in historisch-statistischer Dar- 
stellung. Leipzig 1902. Tb. Thuntas. 

Wtif, F. Das Ssteneidiisclie Zollsteafirecht Wien 1908. Hans. 

III. Abhandlungen aus Zeitschriften. 

Basm. Die (trenzen des Aufrechnongsgebots gegenflber der Lobnfordening. (BL f. 

Kecfatspfl. .Tahrg. 13. Nr. ö.) 
BsMMh, G., Kanunetgeriehto-Batii. Das BeUamationsTerfaluen. (Allgeai.Tar.-Ans. 

XXI. Nr. 46. 8.708.) 

Biberfeld, Dr. Die Ausstellung eines Frachtbriefes. (Spcd.- n. Schiff.-Zeitg. X. Nr. 43.) 
Bitter. Streitfraf!;e über die Rechtsverhältnisse fremder rnternebmcr auf Berpwerks- 

uud äunstigcn gewerblichen Anliigen. (Zeitschr. f. Bcrgr. Jahrg. 43. Uctt 3.) 
Bloelk Zar Frage von der HaftpAiclit des Fraehtfllhrers. (Jor. Wocbensohr. 1902. Nr. 46.) 
Coersiann, W. Kraftfahrzeuge und Reichsgesetzgebung. (Das Recht VL S. 313.) 
DIeck, G. , Kist'Tib. -Direkt. -Präs. Die Zuständigkeit der l'reuas. Disziplinarbehörden 

beim Willerspruche gegen die wegen unerlaubter tlntfernung vom Amte verfügte 

Entziehung des Diensteinkommens. (Zeitschr. f. d. ges. Strafr.-Wisseusch. Bd. 3. 1902.) 
DMm, Or. W. Die Anwendliarkdt des Beldisliaflqpfliohtgesetaes aof Bslmsentralen. 

(Mittb. des Ver. Deutsch. Strassenb.- u. Kleinb.-Verw. .Tahrg 1902. S 426.) 
Drager. l'nsere Erfahrungen über die Wirkung des (iesetzes über Kleinbahnen und 

Privatanschlossbahnen vom 28. «Juli 1892. (Mitth. des Ver. Deutsch. Strassenb.- u. 

£leinb.-Terw. 1908. Heft 11. 8. 499.) 
Epttoln, Or. M. Können Ansnalmistarife IMher laaten, als die gewOnlichen Tarife? 

(Allg. Tar..Ans. XXI. Nr. 30.) 
F Eine ungültige Zusatzbestimmung im Oesterr. rngarischen Betriebs<- 

reglcment (der neue Absatz ä zum ^ 61). (Allg. Tar.-Anz. XXI. Nr. 37.) 
Fnadit, W. CiL, Ob.oL.-Qer.-R. Vorsdilag sn etnem Oeselse lllMr Aotomobile and 

Fahrrider. (Das Recht V. S. 630.) 
Frankenburger, Dr. H. Handelsgesetalmeh fttr das Deatsche Beielu 8. Aofl. Manchen 

UK)2. .T. Schweitz. r 

Graf, Dr. Heinrich. Zu Art. 44 Ahn. 1 Internat. Uebereiuk. (Erlüschen der Ansprüche 
gegen die Eiseniialui ans dem Fraditvertrage durch Zahlung der Fracht etc. nnd 
Annahme des Gnts) i Allg Tar.-Anz XXI. Nr. 39.) 

mesiand. Zur neueren Entwicklnng der Pufall- und Haftpflicht-Tersichening. (Zeit- 
schrift f. d ges. Versich.- Wissensch. Bd. 3. Heft 1.) 

Hllse, Prof. Dr. K. Der Sprachgebrauch des bürgert. Gesetzbuchs in seinem Einflnss 
anf die Beditqpredrang in Haltsaehoi. (Zdtsehr. f. EXb. IX. 8. 648.) 
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— Hat sich das Prenssisdie Rleinbalmgeiets bisher bcwlbrt? (D. Stoatam- ■. KtdDb.- 

Zoitu. XV Nr 4H ) 

Hubert. De l'exp^dition par chemin de 1er contre remboursement. (Annales de droit 

commerdal. Anm. 16. Nr. 4.) 
Lchmuiii, Pr«f. Or. K. Die Bedeutung der Aasdrfleke .Almahme*' (Empfangnabme) 

nach dem Bürgerlichen Ocaetsbnehe und dem Handdfgeaetsbndie. (D. Jor.-Zeitg. Yü 

Nr. 21. S 4i)l 1 

Lotmar. Tarilvertrag. (Geller, Oesterr. Centr.-Bl. f. d. jur. Praxis 1902. Juni; August.) 
Meyer, Dr. 6.» Rechteaow. Zwei Fragen ans dem Gdiiete der Gehalts- nnd Lohn- 

hescUagnahne. (D. Jor.-Zeitg. VII. Nr. 19 S. 449. Nr. 21 S. G06.) 
Mmcbweok, G. Versichorun^r der Qflt« aof den Eisenbahnen. (S^ed.- n. Schiff.-Zeltg. X. 

Nr. 41. 42. 43, 44. 4ö. 4*;, 47 > 

Reindl, Dr. M. Ist in den Füllen des § 4U Abs. 1 a. 3 des lnt(>rnationaien l eberein- 
lEommens nnd des § 87 Abs. 1 Ziffer I v. II der Verkehrsordnung Gegenbeweis det 
Eisenbahn zulässig? (Zeitg. d. Ver. Deutsch. Eisenb.-Verw. 1902. Nr. 76, 76.) 

Riesenfeld, Dr. E. l>as neue ^Oesterreich.) Haftpflicht^'t'setz, die Fiibrkiirtenstoner u. 
die Hahnen niederer Ordnung, i Mitth. des Oesterr. Ver. 1. d. lörder. des Lok.- u. 
Ötrassenb.-W. Jahrg. 10. Heft 7. rt. iöd.) 

tMkf 9r., Oer.-Aas. Kraftrabneoge nnd Reiebsgesetsgebnng. (Das Bccht VI. 8. 490). 

Schmidt, l'eber die Beschaffung toq Grund nnd Boden zum Bau TOn Staataeisen- 
bahnen diin h die Kreise i Preuss. Verw.-lU. XXIV. Nr. 1 8.9.) 

V. Stengel, Frhr. v., l'rul. Die Uaitung des ätaats für Amtshandlungen seiner Be- 
amten. (RL f. d. hajr. Ctr.-Wee. X. Nr. 11/18.) 

ViMM, Dr. Lw. Welche Art der Haftnng fttr Automobile? (Das Recht VI. S. 488.) 

— Pie Haftnn<( für Automobile. ( D. .lur.-Zeitg. Festgabe z. Juri.stentage S. 40.) 
Weber, Dr. F., Direlct.-Ass. Staat uml Fiskus. (D. .lur -Zeitg. VII. Nr. 20. S. 481.) 
Wengler. Die Vurwaltungsrecbtsplluge im Königr. Sachsen. (Arch. f. üffentl. Kccht. 

Bd. 17. Hefts.) 

Wirth, 6. Die Ausdehnung der Haftpflicht auf Automobile und Badfahrer. (Das 

Recht VI. S. 40.) 

Das internat. rebi-reinkommen über d»n Fisetibahnfrachtverkebr und die allgemeinen 
Abfertigungsvorschriften des deutschen Eisenbahn verkehrsverbaudes. (D. Eisenb.- 
Beamt-Z. 1908. Nr. 41.) 

üeber die Erheblichlceit der Behauptung der beklagten Bisenbahn, daas Icein Sdiaden 
entstanden sei, gegenüber der Klage aus Art. 40 (1) und (8) des Internat. Ueber- 
einkommen. fZeitsdir. f. d. internat. Eisenb.-Transp. X. Nr. 11. S. 35fi.) 

Die Haftpflicht der Eisenbahnen. (D. £i8cub.-Beamt.-Zeitg. 1902. Nr. 28.) 

Abhandenkommen von Qtttem ans den Eisenbahn -ZoUaohnppen. Haftpflicht. (Sped.- 
u. Schiff.-Zeltg. X. Nr. 40. S. 469.) — Frachtbrief und Ladeschein. (Nr. 4ö. S. 631.) 

Schliesst die sfaatli<h(' riifallreiit«' die civilrecbtllchen Entst hüditiungsansprOche der 
Hinterbliebenen gegen den IjLtrit lihuiiti iiii hmer aus? (Das Kecht i!Mj2. Nr. 20. TK);!] 

Die .\ktivlegitimatiou für Keklauiuiiuuen. i^Oesterr. Eiscnb.-Zeitg. Wien 1Ü02. Nr. 2U.) 

Das neue Haftpflichtgesete, die FahrkartenstMier nnd die Bahnen niederer Ordnung. 
(Mitth. d. Ver. f. d. Förder. der Lok.- u. Stinasenb. Wien 1908. Heft 7.) 

Les grandes compagnies des ehemins de fer cn IWl ( I/fieonomiale fran^ais. Paris 
1902. Bd. 30, Heft 27 u. 2H.) La garantic d iuUirCt et les emprunts des Com- 
pagnies de ehemins de fer. (Heft 33.) 

L'organiuaaione deU'eserdiio ^ State. (Uonit. d. strad. feir. 1908. Nr. 88.) ^ OU 
organlci dei ferroriarL (Nr. 40.) 
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L'csercizio ferroviario di Stato. (Monitore delle stnde ferrate. Turin 1908. Nr. 83.) 

roiut'SsiorR' tli strade fcrrate complementari. fXr. 2»!. 2!).) 
K iili iiad It'jfislation in Massachusetts, i Hailroad (Jazett«'. New York 1902. Heft 28.) 
l^ilway liills in parliament. ^Kailway News. London ld02. Nr. 2013). — Private 

Uli leglsbtion. (Nr. 8015.) 
Jadietal deoisions on Bnglisb freight rates. (Railrosd Gaseite 190S. Heft 85.) 

IV. Gesetzgebung. 

Internationales Uebereinkommen. /usaiiunnistillun^ der Mittluilungen . betr. die 
(ioiuiiinit^ang und Inkraftsetzung des am IB. .luni ISi^H abgeschlossenen ZusatzUber- 
einkommeiiB mm Internationalen rebereinkonimen ttber den EiseabalnhFnMihtvarkelir 
vom 14. Oktober I8(H) in den vertra^schliesseiiden Staaten. (ZtÜBtHa. t. d. Internat. 

Eisonb -Frarhtverk. 1!K)2 Nr 11. S. ) 
Deutsches Reich, iiekanntm. des Kcichskanzlers vom 10. September 1Ü02, betr. die 

dem Internat. Uebereinkommen Uber den Ettenbahnfeaditverkelir beigefagte Uite. 

(R.-G.-B1. 8. m, Elaenb.-V.-Bl. S. 496.) 
Baden. Gesetz, betr. die Fürsorge fOr Beamte in Folge von Betriebsnnf&Uen , vom 

27 .Tuli iVJes.- u. Verordn.-BI. Nr. XXV. S 208.) 

Elsass - Lothringen. Minist. -VerfUgang vom 23. .Jnui 1902, betr. AUgeni. Vertrugs- 

bedingtt^gen für AasfBlining von Arbeiten und Lleferongen im OeschaftabetcMbe 

der ßanvcrwaltnng. (K. o. Bec-Amtsbl. S. 189 ) 

— Minist -ViTt' v. 2M .Tmii HX)2. betr. Sichoriu-itsl» istunj? f. AusfObr. T. Arb^n tt. 
Liet'eruiigeii im (ies( hiiftsborciche dir Hau Verwaltung. (S 196.) 

FranlireJch. Erlass de» Ministers der ütrentl. Arbeiten vom 20. Mai 1902, betr. Ab* 
indemnif des Art 3 der Verordn. 4. November 1899 Uber die Arbeits- nnd Rnbe- 
tciten ili V Lokomotivführer und Heizer. (Jonm. offic v ß .luni 1902.1 

— Cirkuiar dfs Ministers der öfl'entl .Krlit-iten vom 18 .luni liHI2. betr. die neunte 
Abänderung des Keglemeuts t. d. Beförderung von getübrlicbcu und ekelerregenden 
Oegenrtinden in Fraakz^di v. 18. Nov. 1897. (Zettsdir. f. d. intemat £isenb.- 
Transp. Z. Anlage: Ges. a. Vollsngsverordn. S. 179.) 

Hamburg. Sirassenordnunu vom 7. Juli 1902. (Amtsbl. S. 359.) 

Hessen, (besetz vom 12 .luli 1902. betr. die Buheirehaltsverhältnisse und die Ver- 
sorgung der liintcrbliebenen der Beamten der Muin-Neckarbabn. (Preuss. C.-V.-Bl. 
8. 474. Hess. Begier.-Bl. Nr. 46.) 

Italien. K'ünigl. Erlass v. 28. Jntt 1901, betr. Einftthning neuer TorBdirifte& für den 
Verkehr der SclbstfalinT. iMon. d strad. ferr. v 21 Scptemb« 1901.) 

Oesterreich. Vereinbarung erleichternder Vorsrhritten f. d wechselseitigen Verkehr 
zwischen den Eisenbahnen Oesterreichs und l'ngarns einerseits und Deutschlands 
andererseits rttcksichtlicb der nach dem Internationalen Uebereinkommen Aber den 
EisenlKilintr.« litverkebr ansgeschlosHeneii oder bedingungsweise zugelassenen Cie^^en- 
ständc. .\b<resrhl<issen ;tm 2.") Februar 15M»2. In Kraft mit 1. .Tuli 1902. (Zeitscbr. 
f. d. Internat Kisenb.-Transp. X. Ges. u. Vollz -Verordn. S. 182 fl.) 

— Verordnung des Finansmlnisterlums Im Rinvemebraen mit dem Eisenbabnministeriam 
vom 84. September 1902, betr. den Umtausch d«r mit der Verordnung vom 11. De« 
zembor 1901 R.-G.-Bl. Nr. 213 eing^tthrten internationalen Fracktbriefformulare 
mit aufffedniektem Stempelzeichen aciren neue Frarhtbriefblan(]uetten. — Sonder- 
abkomuien der k. k. Österreich. Kegierung u. der k. deutschen Kegierung zum Inter- 
nationalen Uebereinkommen Aber d. EisenbabnfhMbtverkebr f. d. deutsdi-Osterrekdi. 
Verkehr. (Zeitschr. f. d. Internat. Eiflenb.-Tnuup. X. Ges. u. VoIlL-Veroid. S. 181.) 
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— Erlass des Eisenbahnministcriams t. 3. Oktober 1902, betr. Transport explosiver 
Oegenat&nde in Oetterrdoli-Uiigam. (EiMiib.*Veror(lii.>BI. 1902. S. 8799.) 

— Vprordmnig der Minist, der Finanzen, Eisenbahnen n des Handels Tom 27. Sep- 
tember 1902 znr Durchführung des Ges. v. 19. Juli 1902. betr. die Einf&hrung einer 
Fabrkartensteaer vom Personentransporte auf Eisenbahnen. (B.-G.-Bl. Nr. 19ö. 
Stttck CL EiaeBb.-yerordii.-Bl. XV. Nr. 117.) 

Prtiim. GeeelB ▼om 90. Ibi 1908, betr. die Erweitemag und VerfoUatladigBBg 
des Stnatseiscnbahnnetzei und die Betbeüignng dei Staates an dem Ban ron Klein- 
bahnen. (GS, 8. 7.Ö.) 

— Erl. d. Min. d. üffeutl. Arb. v. ti. September Iü02, betr. Verrechnang der Schreib- 
gebflhren im PrOftings- etc. Verfahren für Kleinbahnen. (Zeitschr. f. KIb. S. 688.) 

— Verwaltungsordnung fttr die PreasB.-Hes8. Staatseisenbahnen. Gültig vom 1. April 

1902. (Zeitschr. f d. internat. Eisenb.-Transp. X. Ges. u. Vollz -Verordn S 202 \ 

— (besetz vom 7. .luli 1902, betr. die Neuregelang der Vertragsverhältnisse der Main- 
Neckarbahn. (E.-V.-Bl. S. 467. GS. S. 297.) 

— BrI. des lOn. der MTenti. Arb. vom 18. September 1908, betr. AvsfQhmngabe* 
Stimmungen a. Erläuterungen zam rnfallfflrsorgegesetz vom 2. Juni 1908. (E.-V.-BL 
S. 480.) — Vom 13. September 1902, betr. Sicherheitsbestellung der ausserhalb des 
Beamtenverbältnisses beschäftigten Personen. (S. 492). — 17. September 1902, betr. 
weitere AnsfUhrungsbestimmnngen snm Klelnbahngeeeta Uber Äe Handhabung der 
Bahnpolisei. (8.501.) 

SaolNmt Königreich. Entcignungsgcsetz v. 24. Juni 1902. (Ges.- u. Verordn -Bl. 1902. 
P. 15.3 ) — 1. Tuli 1JK)2. betr. I iitiillfürsorge für Beamte. (S. 248.) — 16. .Juli 1902. 
betr. Gewährung von WohnungsgeldzuscbUssen. (S. 289.) — 18. Juli 1902, betr. 
ZwaagsvoHstrednmg wegen Geidltistnngen in Vwwaltnngssachett. (S. 294). 

Soinveii. Aendemngen des § 63 des Transportreglements der Schweiieriseben Eisen- 
bahnen etc vom 1. Juni 1H94 und des § .'VS der .\nlage V vom 1. Juni 1399 — 
gUltit; vom 1. u. 15. August u 1."). September 1902. (Zeitschr f. d. Internat. Eisenb.- 
Transp. X. Ges. u. Vullz -Verordn. S. 180, IBI.J — Ergänzung der Anlage V. Vom 
88. Oktober 1908. (S. 208.) 

— Bundesbeschluss vom 5. Juni 11*02 . betr. Revision von Art. 67 des Bnndesgesetses 
vom 4 Februar über das Bundesstrafrecht. (Eisenbahntransportgefährdung,) 

— Bundesgesetz, betr. die elektrischen Schwach- und Starkstromanlagen. Vom 
84. Jnni 1902. 

RiMlaii. Veiordming des Minitters der Verkehrswege in Nr. 10 der Saaunluig der 

Ges. u. Verordn. der Regierung vom M. Mai 1898, betr. die Abänderung des Ari 106 
dpR .Alldem. Ges. f d russischen Eisenbahnen v. 12. .Iiiiii ^HH'y 

— Kaiserl. Erlass vom Ü.. 18. Mai 1902, betr. Aenderung des Art. 26 des allgemeinen 
mssiseben Eisenbahngesetns. (Verordn.-Bl. des Min. der Vericebrt-Anstatten vom 
80. Jntt/1. Angost 1908.) 
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Nr. 181. Sntselb te Beatsekeii fieiehsgerielitB. 
1« Civil-Senat. Vom 26. September 1900. 

«SMMw. Aldi. f. MigwrL Soekt mi. m H«ft im*. S. 781.) 
Internat. Ueberelnk. Art. 9. Elsenb.-Verk. Ord. § 58. H. G. B. Art. 395 bezw. §§ 429, 
456. Ein ungenQBender Verschluss eines Fasses (eine der Lockerung ausgesetzte 
Mestingsobraube) iat ein äusserlich erkennbarer Manoel der Verpackuno> für welchen 

«• ElsMMn biflti 

Es kann nicht fttr nnsnlassig erachtet werden, wenn der Benifungs- 
richter za Onnsten des Beklagten das Vorhandensein eines bestimmten 
Hangels nnterstellt nnd sodann pr&ft, ob eben dieser als ein üiisserlich 
erkennbarer sich darstellt. In letzterer Hinsicht aber ist nach dem 
ganzen Zusammenhange der UrtheilsgrAnde die deutliche Wahrnehmbar- 
keit der Ifessingschranbe fttr den Bemfnngsricbter insofern Ton Bedeutung, 
als er aus derselben die Pflicht der Organe der Eisenbahnverwaltung 
lierleitet, zu pilifen, ob ein in solcher Art bewirkter Verschluss des 
PfÖrtchens fttr den Eisenbahntransport geeignet ist oder nicht, und 
zwar insbesondere deshalb nicht, weil die über den Fassrand hervor- 
ragende Verschlnssschraube der Gefalir ausgesetzt ist, sich durcli Be- 
rührung mit anderen Gegenständen zu lockern, und weil, wie der 
Beklagte selbst in den Vorinstanzen geltend gemacht hat, die Lockerung 
auch schon duich die dem Kisenbahntransport eigene rüttelnde und 
schüttelnde Bewegung, namentlich bei langer Dauer des Transports, 
herbeigeführt werden konnte. Ersichtlich geht der Berufungsrichter davon 
aus, dass, wenn die Verschlussart aus solchen Gründen ungeeignet war, 
dies bei ordnangsmässiger Prüfung erkannt werden mnsste« Einen 
Bechtdrrthum zeigt dies nicht Sache des Frachtführers ist es, zu 
prfifen, ob die Verpackung des Guts nach Massgabe der mit der Trans^ 
porUu't Terbundenen Gefahren als eine ausreichende Sicherung erscheint. 
Seine Pflicht findet ihre Grenze darin, dass ihm nur eine Äussere Unter- 
suchung zusteht nnd obliegt, aber diese hat sorgfUtig zu geschehen. 
Soweit sie, bei Beachtung der im Transportgewerbe gemachten Er- 
fahrungen, zu der Annahme führen muss, dass die Verpackung eine 

Bger, naenbahanebdlehd Bat8dMMmit«B ^ 
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194 EntBch. des BezirksgerichtB fflr Handelssachen in Wim vom 22. Dezbr. 1900. 

aiuroicheiide Sicherheit nicht bietet, kann der hierin liegende Mangel 
als ein änsserlich nicht erkennbarer nicht gelten. Anders wQrde die 

Sache liegen, wenn Verschlusse von der Art des hier angewendeten, 
einschliesslich der Uber den Fassrand hinausragenden grossen Messing- 
schraube, zwar ihrer Gattung nach für den Eisenbahntransport geeignet 

wären, der im konkreten Falle thatsächlich benutzte Verschluss aber 
Mängel gehabt und diese sich der Wahrnehmung entzogen hätten; 
allein, nach dieser Richtung hin hat Beklagter selbst in den Vorinstanzen 
Behauptungen nicht aufzustellen vermocht. Von der in Art. 9 des 
internationalen Uebereinkommens Uber den Eisenbalmfrachtverkehr vom 
14. Oktober 1890 und § 58 der Verkelirstndiuuig l'iir die Eisenbahnen 
Deutschlands am 15. November 1892 gewahrten Befiigniss, die Mängel 
der Verpackung im Frachtbrief anerkennen zu lassen, hat der Beklagte 
keinen Gebrauch gemacht. 

Nr. 188. Entseh. des BezirksGrcrichts ftlr Handelssaelieii tu Wlea. 

Vom 22. Dezember 1900. 

(Oesterr. Eisenb.-Vcronin.-Ul. .XV. Nr. 130. .S. 3051.) 

Die Berufung auf die Verecbiedenbeit der bei der Auf- und Abgabe verwendeten Wiege* 
■Ittel IffNIt ■■ stob die EIimMm sMiI m der Nafluai fir ist festgesteIHe Misier- 
gewlehi f 77 (I), 3 komt ssr !■ BetrssM, wras &w «InielratMM SchMtos etie 
mthwMidigo Felge dtt Asf- oder Abladene Ist 

Voraussetzung für die Anwendung des § 77 (1), Z. 3 ist, dass das 

Aufladen im Znsanuneiihange mit dem festgestellten Gewichtsabgange 

steht. 

Die Eisenbahn will diesen Zusammenhang darin erblicken, dass 
erst nach erfolgter AV)wage die Kartoffeln von der Partei anf<i:e1aden 
wurden. Durch das Aufladen jedoch kann eiu Abgang der Kartoffeln 
nicht entstehen. Es könnten allenlalls Kartoffeln während des Auf- 
ladens gestohlen werden; das Stehlen jedoch ist aber keine noth wendige 
Folge des Anfladens. Der Abgang wird in dem hier vorausgesetzten 
Falle sich aus dem Entwenden, nicht aus dem Aufladen erklären lassen. 
Aus dem Vorgesagten ergiebt sich, dass der Verlust der Kartoflfeln, 
demnach der eingetretene Schaden, aus der mit dem Aufladen verbon- 
denen Gefahr nicht entstanden ist und aach nicht entstehen konnte, 
deshalb kann sich die beklagte Eisenbahn auch nicht anf § 77 (3) 
E.-B.-R. bemfen. 

Wenn die beklagte Eisenbahn vermeint, dass nicht constatirt sei, 
welches Gewicht die Sendung in dem Momente nach der Verladnsg 
hatte, so kann dieser Umstand an der Haftpflicht der Eisenbahn nichts 
ändern, denn nach § 64 (4) E.-B.-R. machen bezüglich jener G&ter, 
deren Aofladiing von dem Absender besorgt werden, die Angaben des 
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Frachtbriefes über das Qewicbt gegen die Eäsenbahn nur dann keinen 
Beweis, wenn die Naehwiegnng seitens der Eisenbahn nicht erfolgt und 
diese auf dem Frachtbriefe nicht beurkundet ist. Vorliegend erfolgte 
jedoch die Nachwiegung seitens der Eisenbahn und ist das Gewicht aaf 
dem Fl at'litbriefe durch die Eisenbahn beurkundet. Dem zufolge macht 
die Angabe des Gewichtes im Frachtbriefe Beweis gegen die Eisenbahn, 
und es ist ohne Bedeutung, auf welche Weise die Bahn das Gewicht 
ermittelt hat. Um sich von einer Haftung zu befreien, müsste die 
Eisenbahn einen vollständigen Beweis liefern, dass das von ihr ermit- 
telte Gewicht ein unrichtiges war. 

Es genügt aber nicht die blosse Vermuthung, bezw. Behauptung, 
dass ein Fehler bei der Abwäge entstanden ist, oder dass nach der 
Verwieguug vor der vollständigen Verladung ein Verlust der Kartoffeln 
eingetreten ist. Es gentigt auch nicht die blosse Vermuthung, dass 
eine Differenz der Abwäge sich durch die verschiedenen Arten der Er- 
mittlung des Gewichtes in der Aufgabs- nnd Abgabsstation erklftren 
lasse oder dass bei Verwiegung anf der Brilckenwage das Wicgeresnltat 
Ton yerschiedenen Umstanden, wie Wind, Begen etc., im minderen oder 
höheren Orade beeinflusst werde, nnd dass auch das angeschriebene 
Taragewicht der Wagen differirte. Da also einerseits die Angabe des 
Frachtbriefes Aber das Gewicht in der An^bsstation gemfiss In § 54 (4) 
Tollen Beweis liefert nnd andererseits in der Abgabsstation ein Minder* 
gewicht von 683 kg. festgestellt wurde, und da ferner die Bahn einen 
Beweis, dass eine oder die andere dieser Gewichtsfeststellung unrichtig 
sei, nicht und nmsoweniger, inwiefem diese Gewichtsfeststellung un- 
richtig sei, geliefert hat. so steht fest, dass dieser Abgang in der Zeit 
von der Annahme zur Betürderung bis zur Ablieferung sich ergeben 
hat. Gemäss § 75 E.-B.-E. hat aber die Balm fttr einen solchen 
Abgang zu haften. 

Nr. 188. Entseli. des Oesterr. Oliersten Gerlehtsliofes. 

Vom 30. Januar 1901. 

(RöM, Elscnli. Eiitsi li. igoi. S. 22. Nr. 8.1 

Versagen der Vacuumbremse ist keine vis major im Sinne des Haftpfliohtgesetiw; 
ito EitMifeabi lallet Msaeh fir elsss Mmk lnrM|tfllirlM Usfall. 

Die seitens der Geklagten erhobene Einwendung mnss als ganz 
onstichhftUig bezeichnet werden, da es fttr den vorliegenden Fall voll- 
kommen gleichgiltig war, ob die Vacnnmbremse versagte. 

Jedenfalls liegt ein Constmetions- oder ein Materialfehler vor, den 
die Bahn zu vertreten hat, da sie verpflichtet ist, nur solche Vorrich- 
tungen zu verwenden, welche die Sicherheit des Publikums absolut 
sicherstellen. Sollte übrigens thatsächlieh ein plötzlicher Defect an der 

18» 
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Vnciiiuiibreinfle, wia die Oeklagte behauptet, nicht abwendbar sein, dann 
muflste es als ein Yerachalden der geklagten Gesellschaft angesehen 
werden, dass sie anf demselben Geleise, auf welchem der Schnellzng 
einfuhr, einen anderen Zug stehen Hess, mit welchem der einfahrende 
Zug im Falle des Defectwerdens der Bremse znsammenstossen mosste. 
Es konnte daher auf diese Einwendung keine Rücksicht genommen 
werden, und musste die Geklagte gemäss § 1325 a. b. G.-B. zur Schad- 
losbaltuDg verortheilt werden. 

Nr. Entseh. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 
Vom 31. Januar 1901. 

(Rull, Eisonb. Entscb. IMI. Mr.Si. 
Die Eisenbahn haftet auch für Brandschäden, welche an ausserhalb des Feuerrayons 
gelegenen Gebäuden durch Funkenflug hervorgerufen werden, wofern sie keine Vor- 
kehrungen trifft, der Feuersgefahr entsprechend vorzubeugen. 

Gemäss dem citirten § 17 der E.-B.-O. sind die Eisenbahnen ver- 
pflichtet, alle Mittel, welche Erfahrung und Wissenschaft an die Hand 
geben, bei dem Bahnbetriebe anznwenden, nm üng^ttcksfUIe hintanza- 
halten. Eine jede Unterlassung dieser Vorsicht und Obsorge mnss 
somit als Veneben im Sinne des § 1297 a. b. G.>B. angesehen werden nnd 
begründet die gesetzliche Haft- nnd Entschädignngspflicht der Eisenbahn. 

Wenn also, wie ans dem Gutachten der Sachverstftndigen herrorgeht^ 
es trotz aller möglichen Vorkehrungen nnmöglich ist, den Fnnkenüog 
ans einer Locomotive hintanznhalten, nnd die Sachverstindigen erklftren, 
dass das Entstehen des Brandes durch Funkenflug verursacht worden 
sein konnte, wenn weiters erwogen wird, dass infolge der an dieser 
Stelle herrschenden Steigung die Locomotiven stärker geheizt werden 
nmssteii, wodurch der Funkenflug verstärkt wurde, so war es auf (Ti und 
der zuvor citirten (Tesetzesstellen, ohne Rücksicht darauf, ob die nieder- 
gebrannten Gebäude ausserliaib des Feuerrayons gelegen sind, Pflicht 
der Geklagten, alle Mittel behufs Abwendung der Feuersgefahr anzu- 
wenden, zumal, wie durch Zeugen bestätigt wird, an dieser Stelle schon 
wiederholt iufolge Funkenfluges aus den Maschinen der passirenden Züge 
Brände entstanden sind, die zwar rechtzeitig erstickt wurden, der Ge- 
klagten aber nicht unbekaunt sein konnten, nachdem die Anrainer sich 
bei derselbeii ans diem Aniftssen beschwert hatten. 

Da nun seitens der Beklagten nicht behauptet wird, irgend welche 
Vorsichtsmassregeln im vorliegenden Falle angewendet zu haben, so 
liegt darin eben ein Versehen im Sinne des § 1297 a. b. G.-B., und da 
weiters festgestellt erscheint, dass der fragliche Brand infolge Fnnken- 
fluges entstanden ist, so ist die Haft- nnd Entsehikdigungspüicht der 
Geklagten in den §§ 1295 nnd 1297 a. b. G.-B. begrttndet. 
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Nr, 135. £iitsch. des Oost«rr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 7. Februar 1901. 
(OMtenr. nMiib.-Tw«tdB.-BL ZV. Nr. m. a 9m.) 

M •Mrl0liltv«rlMt»i, wttoli» Ibtr i« 78 da« ElstnlMdMhBttrfeNrsilfMiilt 

festgesetzte Grenze hinausreiohen, hat die Eisenbahn zur Befreiung von der Haftpflicht 
laokiiiweiMn, dtM der Schaden aus einer Thatsache cattimingea Ist, wtloho sie 

nicht zu verantworten hat. 
Ell Ibtr ilt !■ diMM Paragrapbea fettgatattl» 0rMi« MiMMraMiMder fiawtoMs- 
vorlMt ktra lieM tfcM ««Itert ais „gewöhniiohe LMMtf** !■ SIm« des S 75 L-B.-R. 

bezeichnet werden. 

Anlangend den ersten Revisionsgrimd, so steht die Annahme des 
Berufungsgerichtes, dass das Ausfliessen des Spiritus eine Folge der 
Beschädigung des P'as;sps sei, mit den Processacten, nach welchen das 
Fass nach der Abzapfung sich als unbeschädij^^t erwiesen habe, nicht 
im Widerspi uclie. Diese Annalinie ist nicht eine thatsächliche Voraus- 
setzung, sondern nur eine Schlussl'olgerung aus deu von der ersten 
Instanz festgestellten Tliatsachen. Dass das Fass uach dei' Abzapfung 
unbeschädigt war, sei eben nicht als Thatsache festgestellt wordeu, 
sondern sei lediglich die unbewiesene Angabe des Binders. 

Anlangend deu zweiten Revisionsgrund, genügt es, auf die richtige 
Begrfindung des angefochtenen Urtheiles Mnsnweisen, welcher nur hei- 
süffigen ist, dass in der Anwendung des im § 78 E.-B.-B. für Flüssigkeiten 
festgesetzten Percentsatses eine rechtsirrthttmliche Antusong des Be- 
griffes „gewöhnliche Leckage* nicht geftoden werden kann, weil diese 
Bestimmnng die Grenze festsetzt, büi zu welcher die Eisenbahn von der 
Haftung fftr Oewichtsverlnste an Flüssigkeiten befreit ist, die Eisen- 
bahn daher über diese Grenze hinaus den Beweis liefern niuss, dass 
der Schaden ans einer Thatsache entsprungen sei, welche sie nicht zu 
verantworten hat Dieser Beweis ist jedoch der Eisenbahn gegebenen- 
falls nicht gelungen. 



Nr. 180. Entseh. des Deutsehen lteielis&;eric'hts. 

2. Givil-Senat. Vom 26. März 1901. 
(btMlL d. BaiebigMr. L OlTlla. Bd. 8. 84.) 

8lid die ¥e« Bvndeerate beeehleeeeies, la Cenhralbletle fir die Desleebe ReloH voa 

1882 S. 123 flg. verliandeten „Grandefitze für die Besetzung der Subaltern- und Unter- 
beentensteilen bei den Reichs- und Staatsbehörden mit Militäranwärtern" ale eise 
verbindliclie reichsrechtliche Verordnung über diese Materie anzusehen? 

Dass es sich bei den „Grundsätzen" um Rechtssätze, um objektives 
lieclit handelt, hat das Berufungsgericht und im wesentlichen auch der 
IV. Civilsenat des Reichsgerichtes aus dem Zusammenhange der 
„Grundsätze" mit dem § 77 des Reichsgesetzes, betr. die Pensionierung 
und Versorguug der Militärpersonen, vom 27. Juni 1871 ttberzeugend 
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nachgewiesen. Demi wenn eine GesetzesTorschrift^ hier der § 77 a. a. 0., 
sell»t die AosfUHung einer in ihr noch bestehenden Lttcke vorsieht, 
selbst die Schaffiing ^er noch fehlenden Bestandteile des Becbtssatzes 
in gewisser Weise anordnet, so muss auch die Aosfttllang dieser Lttcke, 
hier die .Orandsfttze", den Charakter einer Rechtsnorm haben. Damit 
ist nun allerdings noch in keiner Weise entschieden, dass dorch die 
.Gronds&tse', wenn sie anch hiernach objektives Recht enthalten, den 
Militäranwärtern anch subjektive Reclite haben gewährt werden sollen, 
da, wie schon bemerkt, auch objektive Bechtssätze lediglich Anweisungen 
an Behörden enthalten können. Aber dass die „Grundsätze" jedenfalls 
nicht lediglich Anweisungen an Behörden darstellen, ergeben unwider- 
leglich die §§ 26, 28, 30, wo bestimmt wird, dass der Civilversorgungs- 
scheiu verwirkt ist, wenn gegen den Inhaber durch Strafnrteil auf 
dauernde Unfähigkeit zur Bekleidung öftentliclier Ämter erkannt wird, 
dass beim Eintritt in den Ruliestand der Civilversorgungsschein erlischt, 
dass bereits erworbene Ansprüclie durch die „(Grundsätze" nicht berührt 
werden. Aber auch positiv läsest der Gesamtinhalt der „Grundsätze" 
und seine Verbindung mit dem Gesetze vom 27. Juni 1871 klar er- 
kennen, duss es sich um die Feststellung der subjektiven Bechte der 
Militäranwärter handelt 



>ir. 137. Eutsch. des Ctowerbegericlits Frankfurt a. M. 

Vom 2, April 1901. 

(Ax«lL £ ttmtm. VMUatß. Jahrg. m. Kr. lt. 8. SM.) 

ElM BmttaBuni ier AriralttordmiHt wenoh Strtfei vea Lola akioeieii wertM 

dlrrea, tot «HiNii. 

Unzulässig ist aber anch der Abzug der Strafe. Nach § 394 des 

Bürgerlichen Gesetzbuches findet eine Aufrechnung gegen Forderungen, 
welche der Pfändung nicht unterworfen sind, nicht statt. Diese Be- 
stimmung ist zwingender Natur; dies ergibt abgesehen von dem prä- 
cisen Wortlaut der Bestimmung ein einfaches Zusammenhalten mit 
§§ 400, 1274 des Büigerlichen Gesetzbuches, dem Lolinbeschlagnahme- 
gesetz, und § 850 der dvilprozessurdimiifr, die über den Willen des 
Gesetzes, jede freiwillige und vertragsmäs;<ige Verfügung über gewisse 
Forderungen anszuschliessen , keinen Zweifel lassen. Aber auch nach 
der Gewerbeordnung ist die fragliche Bestimmung der Arbeitsordnung 
nicht aufrechtzuerhalten; denn selbst wenn man die Bestimmungen der 
Gewerbeordnung als durch das Bürgerliche Gesetzbuch unberührt ansieht 
auf Grund § 32 des Einfähiningsgesetzes, so ist doch durch § 134 b Nr. 4 
der Gewerbeordnung keineswegs der Abzug von Strafen ausdrücklich 
zugdassoD, sondern nur gesagt, dass die Art der Einziehung der Oeld- 
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strafen im voraus festgesetzt sein m&sse, die materiellrechtliche Frage 
sonach überbaupt nicht entschieden. 



Nr. 138. Eiitseh. des Landfforichts Kdln. 

Vom 27. April 1901. 
(D. Jor.-Zeltg. VJi (leos). Nr. aa. s. b6o. Ziff. i.) 

9 3 Haftpfliohtgeseti. AireolmiMi yn ErsparniMM. B«wtltlait. 

Der Ersatz der Eurkosten aas § 3 Haftpflicht-6. soll nicht zu 
einer Beretcherung des Verletzten führen. Ersparnisse, die der Ver- 
letzte wfthrend .der Daoer einer Badereise infolge derselben in seinem 
Haashalte macht, mnss er sich daher anrechnen lassen. Er braucht 
aber nicht zar Begrflndnng seines Ersatzanspmches zu behaupten and 
zu beweisen, dass er keine Ersparnisse gemacht hat, sondern es ist 
Sache des Ersatzpflichtigen, gegenttber der nachgewiesenen Summe der 
Kurkosten im Wege der Einrede die anzurechnenden Bnpamisse be- 
stimmt zu behaupten und unter Beweis zu stellen. Die Beweislast ist 
die nämliche, wie in den tthnlich gearteten F&Uen der §§ 324, 615, 
649 BGB. 

Nr. 130. £|itäch. des Oesterr. Obersten Oerielitähofes. 

Vom U.Mai 1901. 
(AUgan. TMir-Aai. ZZL Nr.U. 8.778.) 

Die Bahn ist ersatzpfliohtis, wenn sie dM AviM» fmt BsmgtMbein durch ihren Boten 
■leM dem Adressaten zustellt, und auch wenn sie das Gut gegen einen niott alt dem 

Namen des Adressaten gefertigten Bezugsschein ausfolgt. 

Die Auslieferung des Fiaciit Lautes nach Auslösung des Frachtbriefes 
darf ungeachtet der erfulgten J^enachrichtigung nur an den im Fracht- 
briefe bezeichneten Empfänger oder seinen Machthaber erfolgen. Hieraus 
folgt, dass nicht der blosse Besitz und die Vorzeigung des Avisos die 
alleinige Bedingung der Auslieferung ist, sondern nur der im Fracht- 
briefe bezeichnete Empfänger den Empfang rechtswirksam anerkennen 
kann, dass der Empfänger, um in den Besitz des Frachtbriefes zu ge- 
langen, sich als solcher ausweisen muss, umsomehr wenn, wie im 
vorliegenden Falle, der Aviso- und Bezugsschein zugleich als Empfangs- 
beschdnignng f&r die Eisenbahn zu dienen hat. 

Da sonach gemäss § 66 Betr.-Begl. im Zusammenhalte mit § 68, 
Abs. 7 Betr.-Regl. die Auslieferung des Frachtbriefes an den Destinatar 
gegen dessen Empfangsbestätigung zu erfolgen hat und dieselbe keines- 
wegs gegen die blosse Rückgabe des Avisos gestattet ist, so ist die 
Bahn verpflichtet, vor Ausfolgong des zur Auslieferang des Frachtgutes 
legitimirenden Frachtbriefes hinsichtlich der Empfangsbescheinigung, 
welche sie sich auf dem zugleich als Bezugsschein bezeichneten Aviso 
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ansBteUen UsBt, sorgftltig za prBfen, ob der Empfang aach 7on dem 
im Frachtbriefe angegebenen Empf&nger bestätigt wird, nnd bei man* 
gelttder TJebereinstimmnng die Ansfolgnng des Frachtbriefes und somit 
auch die Aosliefemng des Gates zu verweigern. 

In dem vorliegenden Falle ist aber zugegebenermassen die Aosfolgungp 
des Frachtbriefes und Aasliefcrung des Gutes au eine Person geschehen, 
welche sich als Empfänger lediglich dadurch auswies, dass sie den mit 
dem Stampiglienabdrucke M. D. versehenen und mit J. C. gefertigten 
Aviso- und Bezugsschein vorzeigte. 

Frachtbrief und Frachtgut wurden also an eine von dem auf dem 
Avi.so sowohl als auch auf dem Frachtbriefe bezeichneten Empfänger 
verschiedene Person ausgefolgt, da als letzterer, wie festgestellt, die 
Firma M. D., I. P. & Co. und nicht M. D. augegeben war. 



Nnl40. Putsch, dos Oberlandess:orichts Darmstadt. 
Vom 28. Juni 1901. 

(ZeltBohr. t deataoh. bOrgerL Recht n. fhuis. CMIreeht. Bd. XXXJU. Heft 9. 8. ftM.) 

R.-llafl|ifl.-6st6tt § I. EigtMt Vsrtsbildsi dwafc «erstitliM AmMiM aas M 

Mdi hl Bewtfisg feelledItolMa Zifs. 

Es ist in nicht zu beanstandender Weise festgestellt, dass der 
Veninglftckte noch wShrend der Fahrt die ThQre des Abtheils von 
aussen geöfhiet hat, dann ausgestiegen und dabei noch vor dem Zeit- 
punkte, in welchem der Zog zum Stehen gekommen war, verunglückt 

ist. Auch muss dem ersten Richter aus den von ihm angeführten 
Grttnden darin beigepflichtet werden, dass der Unfall lediglich durch 
das verbotswidrige Aussteigen wahrend der Fahrt verureacht worden 
ist, dass die Balmhofshalle überhaupt, insbesondere an der Unfallstelle, 
genügend beleuchtet war nnd deshalb eine ungenügende Beleuchtung 
bei der Entstehung des Unfalls nicht mitwirken konnte. 

Der Irrthum, in dem sich der Verunglückte befunden hat, war 
selbst verscliuldet. Sinnestäuscliungen können in der Hegel als solche 
erkannt werden; dies gilt besonders in dem vorliegenden Falle. Nach 
den Zeugen V. und S. waren in dem Augenblicke des Unfalls, abgesehen 
von der Thüre, aus der der Verunglückte ausgestiegen war, die Thüreu 
zu sftmmÜicheB Wagenabtheilungen noch geschlossen. Davon konnte 
sich der Verunglftckte vor dem Aussteigen leicht Überzeugen; eine in 
dieser Bichtnng gemachte Wahrnehmung mnsste berichtigend auf seine 
Auffassung wirken. Aus der Thatsache, dass noch alle anderen Thflren 
geschlossen waren, geht aber auch hervor, dass die Bewegung des Zuges 
bei ehiiger Aufmerksamkeit erkennbar war, da sonst der eine oder 
andei'e Beisende gleichfiills Anstalten zum Aussteigen und zum Oeffhen 
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der Thüre getroffen liiitte. Nicht minder deutet der von dem Zeugen 
W. ansgestossene Wainimgsruf „langsam" oder ^Aditung" auf die 
Erkennbarkeit der Bewegung des Zuges hin. Hat der Verunglikkte 
eine Priifung unterlassen, so muss ihm dies um su nielir als Versi liulden 
angerechnet werden, als er au dem Ziele seiner Fahrt augekumuieu, 
eine besondere Eile deshalb gar nicht geboten war. 



'St, 14L. Entsc'h. des Kozirksi^eriehts Leoben. 

Vom 10. September 1901. 

(,Zelt6chr. f. d. Internat. Elsenb.-Transp. XI. Nr i S. ii.) 

AMlItftrmi dM SiiIm. Naftung des Hiibtrt«liti|toa Empfängers ffir 0m itordi An- 
tahm dM ahM fOr Um biattaiatra flntN dar ElMiibalia aiitotaadma MadM. 

Der Ersatzanspruch der Eisenbahn könnte seine Grundlage nnr 
m der Unredlichkeit des Besitzes auf selten des Belangten haben 
(§§ 335, 1487 a. b. G.-B.). Es ist jedoch in dieser Richtung Ton der 
Eisenbahn der ihr obliegende Beweis nicht erbracht worden. Denn bei 

dem Umstände, dass dem beklagten B. von der Eisenbahn eine sowohl 
dem Gewichte als dem Gebinde und der Bezeichnung nach t&uschend 
ähnliche Sendung desselben Aufgebers übergeben wurde, konnte er die 
Sache „ans wahi-scheinlichen Gründen für die seinige halten". Ebenso 
hat auch die von ihm behauptete Tatsache, dass er in Anbetiacht der 
erprobten Vertrauenswürdigkeit des Absender.«^ auf eine nähere Prüfung 
der erhaltenen Wate sich nicht einliess, bei Berücksichtigung der Ver- 
hältnisse alle innere Wahrscheinlichkeit für sich, wiilircnd seine Äusserung, 
dass ihm die erhaltene Flüssigkeit hochfärbiger erschien, noch keinen 
Schluss auf die Kenntnis der Verwechslung zulässt. 

Nachdem das empfangene Getränk von den Dieustleuten des Be- 
klagten unbestrittenermasseu ohne Bemerkungen konsamiert worden ist, 
mangelt es auch an Anhaltspunkten daf&i*, dass der Beklagte vor Ver- 
brauch des Getränkes auf den Unterschied gegenüber der bestellten 
Ware auftneiksam gemacht worden sei. 

Als redUchei Besitzer haftet der Beklagte jedoch nur fikr eine 
aUfftUige Bereicherung aus der ihm irrtfimlich zugekommenen Leistung. 

Ton einer Bereicherung kann aber gegebenenfalls keine Rede sein, 
da die bestellte Ware in gleicher Weise wie die irrtümlich ausgefolgte, 
den Zweck eines Jausentrunkes erfällt hätte und ein Mengeuunterschied 
nicht bewiesen ist. Ebensowenig ist der Beklagte duich die Zahlung 
des Preisunterechiedes seitens der Eisenbahn bereichert, weil er fttr 
diesen Betrag auch dem Absender gegenüber nicht gehaftet hat. 
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Nr. 14*^. £nt«('li. des Oosterr. Obersten (j^erielitohofes. 

Vom 18. September 1901. 

(Allgm. TsK-Ana. XXI. Nr. 4B. B. 7».) 
I. Ate eine Versäumung der Lieferfrist ist es niolit anzuselieii, wenn die Bahn nicht 
die lanze Sendung auf einmal, sondern in zwei (oder melireren) Partien an den Be- 
ttinmvniMrt briagt, wenn nar aaoh der letzte Theil der Seadani inoerhalb der 

lieferfrist einlangt 

IL Dtr Umiaii, das« die Baha die iiiie Seedaeg avtoirt, wllireid aar eli TheM 
leieltBit leti aeeht ele eeeh ntoht e^ndenreit^fileMli. 

Dadurch, dass der Kläger am 4. April die drei Körbe Fische annahm 

und die volle Fracht und Nachnahme erlernte, anstatt die unvollständige 
SendttDg zarfiek zuweisen, ist derselbe in die Verpflichtungen des Fracht- 
vertrages nach der zutreffenden Rechtsansicht des Berufungsgeiichtes 
eingetreten, indem er dadurch zu erkennen gab, dass er das ganze 
avisirte Gut, wenn es innerhalb der gesetzliciien Lieferfrist einlangt, 
auzunelimen bereit sei , wenn auch dasselbe in Abtheilungen eintrifft. 
Dass die fehlenden sieben Körbe Fische innerhalb der gesetzlichen 
Lieferfrist ankamen und daher vom Kläger deren Annahme nicht mit 
Erfolg verweigert werden konnte, ist im Processe festgestellt worden. 

Auf die in der Revisionsschrift enthaltene Neuerung, dass der Be- 
vollmächtigte des Klägers durcli die Uebernahme der drei Körbe seine 
Yollmacht überschritten habe, was übrigens der Beklagten gegenüber 
gaiUE bedeatongslos wire, kann kein Bedacht genommen werden. Von 
einem Schadenenats nach § 88 Betr.-Begl. kann nach der Sachlage 
keine Bede sein, da ein Beweis darüber, dass die Fische schon am 
6. April verdorben anlangten, nicht erbracht wurde. 

Nr* 143. firginsungsbeschluss des Provinzialr*tlis HaiinoTer. 

Vom 18. September 1902. 

(ZelUobr. L Kleiub. 1908 (X). Mr. I. 8. 47.) 

§§ 7, 53 PrwiM. nM.^ vra 2«.Jril IB82. CrfirdtnrfMe fir dto UattrtMlaH 
elaar Baba mtar daa KitlniiaiiaiMeti. BegrllT dar weMarwtrheifa RNMa. labtlt 

■ad Uafaag dM ErgiaamfatoMUatiM. 

Für die Unterstellung eines vor dem Kleinbahngesetz bestehende 
Unternehmens unter das Gesetz ist lediglich die Erklärung des Unier- 
nehmers und die öffentliche Bekanntmachung des Zeitpunktes der Unter- 
stellung erforderlich. 

Als wohlerworbene Rechte der Wegeunterhaltungspflichtig-en im 
Sinne des § 53 Abs. 6 des Kleinbahngesetzes haben nur .solche Befugnisse 
zu gellen, ilic zwar vermittels des Zu.stimniiinp:srt'chts erworben sind, 
mit diesem Recht selbst aber nicht zusammen l allen. 

Ks veiletzt nicht Treu und Glanben, wenn eine Bahngesellschaft 
sich erst mit dem Kiiudigungsrecht einverstanden erklärt hat und dann 
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nach erfolgter Kündigung das Ergiinziingsverfahren beantragt. Dies 
Verfahren hat den Zweck, die öffentlichen Verkehrsinteressen uucli 
gegenüber den Interessen der WegeunterhaltungspÜichtigen uud der 
einzelnen Einwohnergrnppen zu waliren. 

Der Ergänzungsbeschluss kann nicht entsclieiden, inwieweit der 
ordentliche Ktt-htsweg aus den Vertragen zwischen Wegeuiiterhaltungs- 
piliclitigem und Bahnunternehmer noch gegeben ist. 

Nr. 144. Entseh. des Itovtsehfiii Belehsgerlelito. 
4. Straf-Senat Vom 24. September 1901. 

(Jur. Wochen«chr. XXXI (1908). Nr. 37,'iO. 299. Ziff. 21.) 

§ 316 St. G.B. Fahrlässige Gefährduno des Eisenbahnbetriebes durch Fahren in den 
Eisenbahngeleisen, obwohl neben denselben genügend freier Raum vorhanden ist. 

Die Fahrlässigkeit des Angeklagten ist darin gefunden worden, 
dass er auf den Geleisen der elektrischen Strassenbahn mit dem von 
ihm geführten Geschirr gefaiiren ist, obwohl neben den Geleisen völlig 
genügender freier Kaum uud er bei seiner Bekanntschaft mit den 
örtlichen und Verkehrsverhältnissen der UnfaUstelle verpflichtet war, 
auf das Herankommeii eines Motorwagens Sitcksicht sn nehmen, andi 
bei nur einiger Anfmerksamkeit sich bfttte sagen mttssen, dass sein 
Fahren auf dem Schienengeleise nach dem gewöhnlichen Lanfe der Dinge 
den eingetretenen Erfolg einer TransportgelF&hrdnng herbeiführen könne. 
Damit ist sowohl die Pflichtwidrigkeit seines Handelns, als die Vorher^ 
sehbarkeit des eingetretenen Erfolgs, die zur Annahme der FahrliBsigkeit 
erforderlieh sind, ansreichend dargethan. 



Nr. 145. Eiitsch. des Deutschen Keielisgeriehts. 

2. Straf-Senat. Vom 22. Oktober 1901. 

(Jur. Wuclieu^ulir. XXXI (1902). Nr. 37/iO. S.aOi. Ziff. 7.) 

Die Strafbettiamig des § 192 tivaiUI.-Vart.-fiw., batrtlM Ukiabilie daa ArbaH- 
lalara lai afgaaaa Ihrtiaa trifft «if aila Arte« iar Lahavaritimat aa. 

Hinsichtlich des § 82 b des Erankenversichernngsgesetzes hat das 
Reichsgericht wiederholt entschieden, dass, wenn das Gesetz den Arbeit- 
geber bestrafe, der ,den von ihm besch&ftigten Personen auf Grund 
des § 53 Lohnbetrftge in Abzog bringt und diese Betr&ge ... der 

Krankenkasse voreuthält", die Strafbarkeit nicht an die Voraussetzung 
geknüpft sei, dass der Arbeitgeber die für den Arbeiter zu entrichtenden 
Beitr&ge thatsächlich ans den hingezählten Lohnbeträgen an sich ge- 
nommen und einbehalteu oder sie überhaupt als Kassengelder für die 
berechtigte Kasse besonders besessen und bereitgehalten habe, dass es 
vielmehr genüge, wenn der Arbeitgeber thatsächlich, sei es auch still- 
schweigend, vuu seinem Abzugsrechte Gebrauch gemacht habe. Das 
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Gleiche hat hinsichtlich der Strafhestimmung des § 182 des Invaliden- 
versicherunf^sgesetzes zu gelten, die von derjenigen im § 82 b des Kranken- 
versicheriing.sgesetzes nur insofern abweicht, als sie das Unterlassen 
der Verwendung zu Versicherungszwecken auch dann unter Strafe stellt, 
wenn eine auf VermOgensvortheilo oder Schädigung gerichtete Absicht 
nicht obgewaltet hat. 



Nr. 146. Entseh. des Oesterr. 01»enlen C^erlehtBliofta. 
Tom 24. OIctober 1901. 

(Oeeterr. Jnwiik.TeronliL*n. ZVL Nr.». am) 

1. Bei Transporten innerhalb des Betriebsbereich es des Osterrelchisch-unBarisoh- 
msslseliei Eiseibaiuverbandes sind Francaturen für eiaea bettiantoi Tbeil der 

Transpcrtstreclie zulässi||. 

2. Iii Slime dM Art 12, Abi. 4, du IntermUMiiM UibsratikomiNi Iber die 
Eisenbahn-Friohtverlielir vm 14. Oktiber i890, ll.-fi.>BI. ex 1892, Nr. 186, ist auoh Ii 
Jenen Fällen das an Fracht zu wenig Geforderte von dem Absender nachzuzahlen und 
das zu viel Erhobene von der Bahn zurückzuerstatten, wenn bei Berechnung des nach 
Abs. 3 desselben Artikels im Voraus festzusetzenden ungefibren Fraohtbetraoes eis 

Fiblir mtiriMifM Iii 

3. Die BestiniNMO des Art. 45, Abs. 3, des Internationaien Uebereinkommens, lidi 
weichem bezüglich der Unterbrecliung der Verjährung von Entschädigungsforderungen 
aus den Frachtverträge die Gesetze des Landes entscheiden, wo die Klage angistellt 

ist, gilt auch für die Hemmung der Verjährung. 

Wenn es auch richtig ist, dass Art. 12 des Berner Uebereinkommens 
vom 14. Olitober 1890, R.-G.-B1. Nr. 183 ex 1892, nur von der 
Frankirong der Gesammtfracht nDd von der Hinterlegung des der 
Gesammtfracht entsprechenden ungefähren Fracbtbetrages spricht, 
nnd nicht minder richtig, dass nach Art. 6, AI. 1 ad i, der inter- 
nationale Frachtbrief den Francaturvermerk im Falle der Vorans- 
bezahlong der Fracht oder der Hinterlegung eines Ftancaturrorschusses 
(Art 12, Abs. 8) su enthalten hat, und dass nach Abs. 6 desselben 
Artikels die Aufnahme weiterer (sdllcet: als der im Art. 6 bezeichneten) 
Erklärungen in den Frachtbrief, sofern dieselben nicht durch das 
Uebereinkommen für statthaft erklärt sind, unzulässig ist, so ist doch 
zu berücksichtigen, dass gegebenenfalls, wo es sich um Transporte 
innerhalb des Bereiches des Oesterreichiscii-Ungarisch-Russischen Eisen- 
bahuverbandes handelt, nicht die Bestimmungen des Internationalen 
Uebereinkommens schlechthin, somlern jene des für den genannten 
Verband bestehenden besonderen Güteitarifes, welche gemäss Art. 4 
des Tnternatiunalen Uebereinkommens für Transporte innerhalb des 
Yerbaudsbereiches uneingeschränkte Geltung haben, in Anwendung 
kommen. 

Nach der dem Art. 12 des Internationalen Uebereinkommens, 
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weleher in dem hier massgebenden Gütertarife als § 12 Aufnahme 
geAinden hat^ beigefügten Znaattbestimming 8 ist es nnn ansdrAcUich 
gestattet, auf die Fracht einen beliebigen Theil als Francatnr 
ansnzahlen. Hieraas folgt» dass auch die Anzahlung eines Theilbetrages, 
wdebw der Fracht f&r eine bestimmte Tbeilstrecke entspricht, zulässig 
ist. Nach § 12 des Tarifes kann aber die Frankirang entweder durch 
Vorausbezahlang der Fracht, sofern dieselbe beim Versandt genau 
bestimmt werden kann, oder darch Hinterlegung des ungefähren 
Frachtbetrages, falls er nicht genau bestimmt werden könnte, erfolgen. 
Dasjenige, was nun in Betreff der Gesammtfracht gilt, muss dann, 
wenn Thoilfrankirung priiicipiell gestattet ist, auch von der Theilfracht 
gelten, zumal nicht einzusehen ist, wienacli die vorschussweise Be- 
richtigung des annäherungsweise bestimmten Frachtbetrages für eine 
Theilstrecke weitere Coniplicationen und Verrechnungsschwierigkeiten 
verursachen sollte. Die Richtigkeit dieser Ansicht folgt übrigens auch 
aas der Erwägung, dass die im Art 12 des Internationalen Ueber- 
einkommens nnd § 12 des Gütertarifes vorgesehene „Hinterlegung*^, 
wie dies zutreffend der erste Richter angedeutet hat, keineswegs die 
rechtliche Bedeutung eines Deposits im Sinne des allgemeinen bürger- 
lichen Gesetzbuches hat, sondern yielmehr, wie sich ans der Vergleichung 
mit Art. 6, Abs. 1 ad i, ergibt, als blosse Vorausbezahlung des 
Frachtlohnes (sFrancaturTorschuss*) aufzufassen ist. 

Nach § 12, Abs. 4, des Gfitertarifes finden auf die in diesem 
Paragraph erwähnten Forderungen die Bestimmungen des Art. 45, 
Abs. 3, Anwendung; letztere aber besagen, dass bezüglich der Unter- 
brechung der Verjährung die Gesetze des Landes, wo die Klage 
angestellt ist, entscheiden. Was aber von der Unterbrechung der 
Verjährung gilt, das muss noch mehr von der Hemmung derselben 
gelten, zumal es den Grundsätzen des Rechtes widerstreiten würde, die 
Wirkungen der Verjährung auch dann eintreten zu lassen, wenn dem 
Berechtigten die Geltendmachung seines Anspruches vermöge besonderer, 
nach Landesrecht als Hemmuugsgrüude anerkannter Verhältnisse factisch 
unmöglich war. 

Nr. U7. Entseh. des Deutsehen Reichgerichts. 

1. Straf-Senat. Vom 2. Dezember 1901. 

. Kntsch d. Rciolisfror, 1. Straf». Btl. 35. S. 12.) 

Die BestinmuiiBen der §§ 315, 316 St. 6. B.'s finden auch auf Bergbahnen Anwendiig, 
btl wslahes alt TrItfekrafI nr Ftrttieweiuno der Fthritui« aaf dar SeMtiosttreolit 
ias Elfltigtwieirt dtt thalwlrtt laiftidts Wtatnt diest 

Zur Zeit des Unfalles hat der Angeklagte den thalwfirtsfahrenden 
Wagen der zwischen Bean Site nnd Neroberg verkehrenden Drahtseil- 
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bahn gefttbrt, nacbdem er seit Frtthjahr 1898 im Bahndienst als 
Wagenftthter angestellt worden. Es lag ihm mithin die Leitung der 
Eisenbahnfahrten, wie die Strafkammer angenommen, ob, sofern nacb 
den im Urteile geschilderten Betriebseinrichtangen der Nerobergbahn 
ein Transport anf einer „Eisenbahn" im Sinne des § 316 St.G.B.'8 in 
Frage steht. Dies ist indes mit Recht von der Strafkammer an- 
genommen. Die Fortbewegung^ der Wagen auf der Bahnstrecke findet 
nach Inhalt des Urteiles in der Weise statt, dass der bergauffahreude 
Wagen von dem thalwärtslaufenden hinaufgezogen wird, und da.ss, nm 
dem letzteren „den nötigen Antrieb zu geben", aus der auf dem Nero- 
berg belegenen Pumpstation 2,5 Kubikmeter Wasser in ihn eingelassen 
werden. Hiernach bildet die Schwerkraft diejenige natürliche Kraft, 
welche für die Fortbewegung der Fahrzeuge auf der Schienenstreckc 
in Anwendung gebracht ist, und damit sind die für den Begriff einer 
Eisenbahn gemäss § 316 St.G.B.'s nach der Entscheidung des er- 
kennenden Senates vom 17. September 1885 gegen L. in Entsch. des 
E.G.'s in Strafe. Bd. 12 S. 371 za fordernden Voranssetzungen nach- 
gewiesen. 



Nr. 148. Entseli. des Bentsohen B«lel»geilehtB. 
4. Straf -Senat. Vom 10. Dezember 1001. 

(Jnr. Wochenschr. XXXI :i90>:i. Nr. 87/40. S. 801 Zlff (' i 

Krank.-Ver8.-6e8. § 82 a, b. Invalid.-Vers.-Ges. § 182. Die Straf bestimmuno für Lobth 
tbziig« im eigenen Nutzen erstreckt sich im Krank.-Vers.-Ges. aucli auf die Betriebsleltsr, 

nicht aber Im Invalid.-Vers.-Gesetz. 

Die Straf bestimmung des § 82 b kann nach § 82 a auch gegen 
solche Personen Platz greifen, welche yon den Arbeitgebern als Be- 
triebsleiter bestellt sind, yoransgesetst, dass ihnen aneh die Auszahlung 
der Löhne an die Arbeiter, die Einbehaltung der diesen nach § 53 des 
Gesetzes zu kürzenden Betrüge, und deren Abführung an die Kasse 
flbertragen ist. § 182 ist in das neue Invalidenversicherungsgesetz Tom 
18. Juli 1699 aufgenommen, nm dem auch anf dem Gebiete der Alters- 
und Inyalidenversichernng heryorgetretenen Bedttrfhisse einer dem 
§ 82 b des Krankenyersicherungsgesetzes entsprechenden Strafbestimmung 
zu genitgen. In dem Gesetze vom 13. Juli 1899 findet sich jedoch keine 
Bestimmung, yermüge deren die Anwendung der bezeichneten Vorschrift 
auf die von den Arbeitgebern bestellten Betriebsleiter in ähnlicher 
Weise aus<redehnt werden könnte, wie dies im Bereich der Kranken- 
versicherung in Ansehung des § 82 b des Gesetzes vom 10. April 1892 
gemäss § 82 a daselbst anzunehmen ist. 
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Nr. 149. Entoeh. de8 Obentsn Landesgerlehts fOr Bayern. 
1. OiTil-Senat Vom 16. Januar 1902. 

(SenlTort Arcb. B4. 67. Heft lt. S. 48fr-48S.) 

Der Eisenbahnflskus haftet auseerkontraktlioh für unerlaobte Handlungen eines 
Raagierleitera nicht, well dieser nicht als Willensorgan des Fiskus zu erachten ist. 

Die juristische Person kann sich ebenso wie eine natUrliclie Person 
zur Vertretung im rechtsgeschäftlichen Verkehr und zu thatsäcliiichen 
Verrichtungen der Hülfe Andrer bedienen. Diese gebraucht sie als 
Gehulf eu oder Werkzeuge, sie macht sie aber nicht zu ihren Organen, 
sondern sie tritt zu ihnen in dasselbe Verhältnis wie eine natOrliehe 
Person; die Handinngen solcher Angestellten sind nicht eigene 
Handlangen der joristischen Person; die Ton ihnen vorgenommenen 
Beehtsgeschftfte sind nnr anf Ornnd einer Vollmacht für oder gegen 
sie wirksam, und für ihr Verschulden haftet die jnristische Peraon nnr 
nach den allgemeinen Vorschriften. 

Laband im Arcb. f. civ. Praxis Bd. 73 S.187; Rehbein a.a.O. S. 83, 84, 46; Planck 
a. a. 0. Anm. 1 und 8 SU §S 80 und 81, Arno. 6 Abs. 2 av § 881; Begeltberger 

a. a. O. § 82 S. .323. 

In den grossen Betrieben, deren Unternehmer juristische Personen 
sind, steht den Willensorganen, in denen der Unternehmer will und 
handelt, eine grosse Anzahl von Angestellten gegenüber, die, wenn sie 
auch innerhalb ihres Wirkungskreises selbständige Entsehliessungen zu 
fassen haben und andern Angestellten vorgesetzt sind, doch nnr die 
Stellung von Gehtilfen haben. Dies ist in Ermangelung besonderer 
Bestimmungen bei den Ange.stellten anzunehmen, deren Wirkungskreis 
bei einer anf dem Grandsatze der Arbeitsteilnng bemhenden Betriebs- 
einrichtnng nicht dem Unternehmer, sondern den Geholfen znfftUt. 
Mit den ihnen obliegenden Verrichtnngen befasst sich der Unternehmer 
nicht selbst, er richtet nicht seinen eigenen Organismus als jnristische 
Person für die Ansftthmng seiner Verrichtnngen ein, sondern er stellt 
dafür Bedienstete an nnd organisiert sie nach den Erfordernissen des 
Dienstes. Der Dienst des Rangierleiters, der bei der Zusammenstellang 
und dem Auseinandernehmen von Zttgen die Verscliiebnng der Wegen 
za leiten und dabei die in der Eidesnorm bezeichneten Vorkehrungen 
zn treffen hat, besteht in engnmgrenzten, durch die Dienstvorschriften 
genau geregelten Verrichtungen, in untergeordneten Dienstleistungen 
mechanischer Natur; seine Aufgabe ist ihrem Wesen nach die eines 
Gehülfen, dessen sich der Unternehmer als Werkzeuges bedient. Mit 
diesen Verrichtungen befasst sich der Fiskus als Unternehmer nicht 
selbst; der Rangierleiter ist deshalb nicht Willensorgan des Fiskus, 
seine Handlungen sind deshalb nicht Handlungen des Fiskus. 
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Nr, 150. EntMh. des BmitMiuni Beielugerlehts. 

6. Civil-Senat. Vom 20. Januar 1902. 

(PrfMi>-s. Kisonli -Arrh. 1903, Heft 1. 8.183) 

Ein Anspruch gegen den Landesfiskue wegen Versobuldung eines Staatsbeamten ia 
8iiM tfet § 39 Zlff)»r 2 im premaitobei AiaWhnw mit ti M na SerlefetovtrfaMwm«- 

gesetz ist nur dann gegeben, wenn der Anspruch auf die Verschulimf des Beamtei 
bei Ausübung der ihm obliegenden öffentlich-rechtlichen Funlitionen gegründet ist, 
dagtgen nicht, wenn vom Fisicus deshalb Entschädigung verlangt wird, weil ein in 
•Imm Gewerbebetriebe desselben Angeateilter die ihm obliegenden Verpfliohtangei 

MlwIdIliflerwaiM ■Mit iiMrif •rflllt hat 
Die Bttrlebsinspektionen sind lediglich die ausfuhrenden Organe der Eisenbahndlrektianea, 
haben diesen gegenüber keine Selbständigkeit und können deshalb auch nicht als 
Niederlassungen, von denen aus unmittelbar Geschäfte geschlossen werden, im Sinie 
ies § 21 tfer ZIvilproiMMrdRing angesehen werde«. 

Nach dem Tatbestande des angefochtenen Urteils macht Kläger 
dem Beklagten den Vorwarf, dass aaf dem Wegettbergange Uber die 
yon ihm betriebene Eisenbahn R.— J. der eine Prellstein Ittogere Zeit 
und auch am 8. Jannar 1900 gefehlt habe. Er gründet seinen Ansprach 
also lediglich darauf, dass der Beklagte die ihm als Eisenbahnnntemehmer 
obliegende Verpflicbtang zar ünterhaltong der im Interesse des Publikoms 
erforderlichen Anlagen vernachlässigt habe. Diese Vei-pflichtnng hatte der 
JEIskns wie jeder andere Unternehmer, und handelten die Personen, 
welche für ihn das Erforderliche aaszaf&hren hatten, nicht in AnsQbnng 
öffentlich-rechtlicher Funktionen, sondern als seine Betriebsgehilfen. 
Dass abgesehen hiervon einem Staatsbeamten die Verletzung von Amts- 
pflichten znr Last falle und Beklagter aus besonderen Gründen für das 
Veiselit'ii des Beamten bei Wahrnehmung der obrigkeitlichen oder 
Regierungsgewalt haften nüisse, hat Kläger nicht geltend gemacht. 
Das Landgericht war deshalb t'i'ir den Anspruch nicht ohne Rücksicht 
auf den Wert aussclilicsslich zuständig. Dies hat der Senat auch bereits 
iu Sachen Eisenbahiifiskus gegen Luft in dem Urteile vom 29. April 1901 
— Juristische Wochenschrift von 1901 S. 394 — ausgesprochen. 

Zulässig ist dagegen die Revision nach § 547 Zi£fer 1 der Zivil- 
prozessordnung insoweit, als das BeroAingsgericht die Zostftndi|^eit 
des Landgerichts 6. zur Entscheidung über den auf § 25 des Gesetzes 
vom S. November 1838 gestützten Ansprach und damit auch seine eigene 
Znstftndigkeit zur Entscheidung hierflber verneint hat Die Revision 
ist aber insoweit nicht begründet. Denn es ist nicht richtig, dass die 
Betriebsinspektion zu Q. eine Niederlassung des beklagten Eisenbahn- 
flskos, von welcher aus unmittelbar Geschäfte geschlossen würden, 
darstelle und deshalb das Landgericht G. zuständig sei. 

Eine Niederlassung im Sinne des § 21 der Zivilprozessordnung er- 
fordert eine Geschäftsstelle, der dem Hauptetablissement gegenflber 
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Selbständigkeit zusteht, and <1ie nicht bloss in Ausnnlimefällen und in 
Saclien von unterpreordneter Bedeutung selbständig handeln kann, Ui teil 
des ersten Zivilsenats vom 24. Mai 1897, Juristische Woclienschrift 
S. 381 K Eine solche NiederlassuDg bilden die Betriebsiuspektioueu nicht. 

Nr. 151. Jhitsch. des Oberlauidesgeriehts Dresden. 
6. Civil-Senat. Vom 23. Januar 1902. 

(FIsoben Zeltsebr. f. Praz. a. 0«Mttf . Bd. iL Heft W. 8. m.) 
Oer Enteignete Ist für diejenigen Schäden ti« 4m Bahnbau und Betrieb zu ent- 
schädigen, die ilin nicht betroffen hätten, wenn er nicht zur Abtretung seines 
firundstticks gezwungen worden wäre, nicht aber für solche, die ihm auch ohne die 

Enteignung erwachsen wXrei. 

Alle Nachtheile, soweit sie mit der Enteignung in nachweisbarem 
Zasammenhange stehen, muss der Beklagte als Urheber der Enteignung 
dem Kläger ersetzen. Sein Hinweis darauf, dass jene Nachtheile in 
der Hauptsache nicht sowohl durch die Entziehung des dem Kläger 
gehörigen schmalen Streifen Landes als vielmehr durch die Anlage 
and den Betrieb der Eisenbahn veranlasst seien, mag zutreffen, ändert 
aber nichts an der ErsatzTerbindliehkeit des Beklagten. Denn die 
Enteignung geschah zum Zwecke der Eisenbahnanlage und 
zur Ermögliehung ihres Betriebes. Hat die Ausführung der 
Anlage und ihre Inbetriebsetzung dem Kläger Schaden bereitet, so 
erweist sich der Schaden mittelbar immerhin als eine Folge der Ent- 
eignung. Der Enteignete würde davon nicht betrutVen worden sein, 
wenn er nicht gezwungen worden wäre, seinen Grund und Boden gerade 
zum Bahnbau abzutreten. Insofern ist die Enteignung selbst von ihrem 
Zwecke nicht zu trennen. Soll der Kläger, wie es das Sachs. Ent- 
eignungsgesetz vom 3. Juli 1835 1; 3 vorschreibt, für die NachLlieilo 
der durch den Eisenbahnbau geforderten Landabtretung vollständig 
abgefunden werden, so niuss er zugleich für diejenigen Schädigungen 
mit Vergütung erhalten, die seinem Hausgrundstttcke aus der baulichen 
Anlage und dem Betriebe der Eisenbahn erwachsen sind. Hierttber 
herrscht anch in der Rechtsprechung der Gerichte gegenwärtig im 
Grossen und Ganzen kein Streit (Entsch. des R.Ger. Bd. 6 S. 251 ff., 
Bd. 7 S. 262, Bd. 13 S. 245; vergl. anch Scheicher, Rechtswirknngen 
der Enteignung § 53 S. 343 ff.) etc. etc. 

Die eingetretene Entwerthnng des Grundstocks um 8800 M. ist 
indes keineswegs ausschliesslich ' auf Rechnung der stattgehabten Ent- 
dgnnnjg zn setzen. Sie beruht vielmehr zum Theil auf erner allge- 
meinen Verschiebung der wirthschaftliehen Verhältnisse, die der 
Betrieb der Eisenbahn für den Ort G. herbeigeführt und die ins- 
besondere auch das Grundstück des Klägers mit beeinflusst hat Während 
Bger, KlMobtthBreolitUoli« BatielietduigMi XIZ. 14 
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dasselbe sich vordem in der Terkehrsrejehsten Lage der Stadt befand 
und gerade deshalb zn geschäftlichen Anlagen aller Art hervorragend 
gee^et war, ist es durch die Eisenbahn ans dieser günstigen Lage 
etwas herausgedrängt worden. Der Verkehr hat seitdem andere Wege 
eingeschlagen und drängt sich jetzt mehr um den Bahnhof herum. Diese 
Thatsache selbst ist (nacli den Aussagen der Sachverständigen und 
Zeugen) trotz des von klägerischer Seite dagegen erklärten Wider- 
spruches nicht zu bezweifeln. Und es ist ebensowenig zu bezweifeln, 
dass der Beklagte für solche Schäden allgemeiner Natur, die sich 
bloss auf das Vorhandensein der Eisenbahnanlage gründen und die dem 
Kläger auch dann erwachsen sein würden, wenn er gar nicht von der 
Enteignung betrofl'cn worden wäre, nicht verantwortlicli gemacht 
werden kann (Scheicher a. a. 0. S. 256). 



Nr. 153. Entsch. des Amtsgerichts Xilneheu I. 

Vom 5. Februar 1902. 
(ZeltMbr. t 4L Isttraat BImii]».*^iibp. Xr. Nr. l. S. ift.) 

Hafftpfllatt Aar Eissabalm M vertpiteter BemsbrisMIims des Esipfliosn vm itr 

Aikiift dM Batti. 

Das Verderben der Sendung war festgestelltermassen nnr auf die 
durch die verspätete Avisierung vemrsaehte lingere Lagemng in der 

GiUerhalle zurückzuführen. Die Eisenbahn -Verwaltung bestritt ihre 
Haftung, da nach der ausdrücklichen Bestimmong des § 68 (2) doreh 
die dort über die Fristen fUr die Avisierung gegebeneu Bestimmungen 
die Vorschriften über die Lieferfristen nicht berührt würden, die Eisen- 
bahn also, wenn sie die Lieferfrist eingehalten habe, nicht wegen ver- 
späteter Ablieferung in Anspruch genommen werden könne, die Liefer- 
frist aber im vorliegenden Falle Unbestrittenermassen gewahrt worden 
sei und das Verderben des Gutes lediglich in der natürlichen Beschaffen- 
heit desselben seinen Grund habe. Das Gericht gab jedoch der Klage 
statt und verurteilte die Eisenbahn zur Hezahlung des Wertes des 
Gutes, indem es folgendes ausführte: Da die Eisenbahn die Avisierung 
nicht innerhalb der für Eilgut vorgeschriebenen Frist bewirkt hat, hat 
sie ffir den durch diese Unterlassung verursachten Schaden zu haften. 
Hieran kann anch der Umstand nichts ändern, dass durch die Be- 
stimmungen Aber die Avisierung die Vorschrllten Iber die Lieferfristen 
nicht bertthrt werden sollen, da die Eisenbahn nach § 76 der Verkebrs- 
ordniing für den durch Verlust, Minderung oder Beschädigung des 
Gutes in der Zeit zwischen der Annahme und der Ablieferung ent- 
standenen Schaden haftet, sofern derselbe nicht durch eigenes Ver- 
schulden des VerfQgungsberechtigten, durch höhere Gewalt oder durch 
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die natürliche Beschaffenheit* des Gutes, nameotlich durch inneren 
Terderb, veninacht worden ist, nach dieser Bestimmung also eine 
Haftung der Eisenbahn — von den in § 75 a. a. 0. vorgesehenen Ans- 
nahmsfUlen abgesehen — aneh innerhalb der Lieferfrist begründet ist. 



Nr. Entseh. des Dentsehcn Setehsgcriehts. 

1. Straf-Senat. Vom 10. Februar 1902. 

{EntBch. d. Kelchsger. l. Strafs. Bd 35 S 115.) 

Ein Packmeister einer Staatseisenbaha macht sich der Untersohlagung in antlicher 
EigtnaelHifl empfangeatr «tfar In Mlnem Gewahraan bafladlicher Smhes tehuldio, 
wem er Nakmift- eier 8emM«alttel den ttni «nvertnurten FraoMsIteni na aitbaldliea 

Verfermaht ailiilMit. St-6.<B. i 350. 

Zur Unterschlagung von dem Angeklagten als Frachtgut anyer- 
trautcr Quantitäten Bier ist in den UrteilsgrUnden in thatsäcliliclier 
Hinsicht gesagt, Angeklagter habe solches den Stückgütern in der Weise 
„entnommen", „dass er an einem der Fässer die daran befindliche Schraube 
mit einem Eisen aufdrehte und zum Abzapfen des Bieres einen Gummi- 
schlauch ansetzte", sowie, dass er „die Nahruugs- und Gennssmittel, die 
er den in seiaem Gewahrsam befindlichen Gütern entnahm, alsbald 
verbrauchte". 

Die Revision meint, hieraus gehe nicht hervor, ob der Angeklagte 
den Schlauch an die Fässer ansetzte und das Bier in ein Get'ä.ss abfliesseu 
liess, ob er »also" den Besitz erlangte, oder ob er den Sciilauch ansetzte 
und mit demselben aus dem Fasse trank, in letzterem Falle wäre der 
Angeklagte, so wird ausgeführt, nach der Rechtsprechung des Beichs> 
gerichtes ans § 303 St.-G.-B.*8 wegen Sachbescfaftdigung zu bestrafen 
gewesen, da er keinen Besitz an der Sache erlangt habe, dieser vielmehr 
sofort mit der Aneignung verloren gegangen sei. 

Der Einwand ist nicht stichhaltig. Bei ihm ist znnftchst ftbersehen, 
dasa nach Feststellnng der Vorinstanz die BierflLsser dem Angeklagten 
als Packmeister zur Ausflkhrung der von der Staatseisenbahnverwaltnng 
mit den Absendern geschlossenen Frachtvertiftge zur Terwahmng ttber- 
geben waren, er solche mithin in amtlicher Eigenschaft empfangen und 
deren Gewahrsam bereits ftbemommen hatte, bevoi- er sich deren In- 
lialt zueignete. Denn mit dem Gewahrsam an den Fässern hatte er 
zugleich denjenigen an deren Inhalt, obwohl letzterer in jenen wohl- 
verwahrt war, erlangt und konnte Uber ihn ungehindert mit dem Fasse 
als Ganzes verfügen. 
Vgl. Urt«il des 11. Strafsenats des ßeicbsgerichts vom 4. Januar 1889 gegen M. und 
H. Bep. 3032 88, aach Entscb. des S.O.'s fn Strafs. Bd. 5 8. 283. 

Znr Erlangung des Besitzes an dem Biere bedurfte es mithin nicht 
noch dessen Überleitung in ein anderes Gefäss. Wäre übrigens die 
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Anfnabme des Bieres aus dem Fasse in ein solches für die Frage des 
Besitzüberganges von reclitlicher Bedentang, so wftre nicbt abzusehen, 
wamm nicht bereits mit dem Einlassen in den Gammischlaach die 
vom Beschwerdef&hrer geforderte Voraassetzong des Besitzerwerbes 
yorgdegen haben konnte. 



Nr. 154. Entseh. dos Bciitsehcii Reiehsj^ericbts. 
1. Civil-Senat Vom 12. Februar 1902. 

(Senffert Arch. Bd 57 Hi lt lO. S. 405 407. i 

B. G. B. § 844. R.-Haftpfl.-Ges. S 3. § 323 Abs. I. Civ.*Pro2.-Ord. Der Ersatzanspruch 
für die Witwe u. Kinder des QetBtetei luuiii la tibm •farinHHsiMR Smm (Raiite) 
IfiWMm w«nles. Es bedarf aaeb aloht vaa varaherela der FeeMellaai, welcfcea 

Elaflüss darauf die Wiederverheiratnng oder der Tad der Witwe oder Kinder haben 
wird. Oer Reateaaaepruob der Witwe wird durcb Wiederverhelrataag aloht ahaa 

weiteres verloren. 

Die Vorinstanzen haben dadurch, dass sie, wie beantragt war, den 
Schaden für Witwe und Kinder zusammen einlititlicli bemessen und auf 
die Klage der Witwe allein die dieser mit den Kindern zusammen ge- 
bührende Geldrente festgestellt haben, das Gesetz nicht verletzt. Die 
Witwe, die als Haasmatter die Unterhaltsmittel für sich und ihre Kinder 
vom Kanne za beziehen hatte and den Kindern gegenftber selbst&ndig 
alimentationspflichtig ist, stutzt sich auch dann anf ein ihr zastehendes 
eigenes Recht, wenn sie den Schaden, den die Kinder dnrch den Verlast 
des Vaters und Ernährers erlitten haben, als ihren eigenen Schaden 
geltend macht, weil beim Wegfall des alimentationspflichtigen Vaters 
ihre eigene Alimentationspflicht den Kindern gegenüber in Kraft 
getreten ist. 

Es ist aber anch der weitere Rev.-Angriff nicht begriindet, dass 
schon jetzt im Urteile hätte festgestellt werden mOssen, welchen Einilass 

der Tod oder die Wiederverheiratung der Witwe auf das Mass der von 
der Beklagten zu gewährenden Geldrente habe, welche Wirkung der 
etwa eintretende Tod eines Kindes haben würde, und in welchem Zeit- 
punkte der Anspruch jedes einzelnen Kindes wegfalle. Die Kevision 
verkennt hier durchaus, dass es sich bei dem von der Klägerin erhobenen 
Anspruch nicht um die Geltendmachung einer Alimentationsverbindlich- 
keit handelt, sondern um einen Schadensersatzanspruch, eine Ersatz- 
forderung für das, was die klagende Witwe an TJnterhaltsmitteln flu- 
sich und die Kinder thatsächlich bezogen liabtii würde, wenn ihr Ehe- 
gatte am Leben geblieben wäre. Diese Ersatzpflicht ist, wie schon das 
ROHG. in den Urteilen Bd. 13 S. 24, Bd. 14 S. 411, Bd. 22 S. 347, 
Bd. 24 S. S66 in verschiedenen Beziehungen dargelegt hat, von dem 
Eintritt in die Alimentationsverbindlichkeit des yerstorbenen Gatten 



Digitized by Google 



Eutscb. dos Beurkogerichta fiXt Uandelmcben in Wien vom 18. Febr. 19U2. 213 

and Yatei-s wesentlich verschieden und unterscheidet sich von derselben 
besonders dadurch, dass sie von den Vermögensverhältnissen der Be- 
rechtigten nicht abhängig ist nnd sich nicht nnr so weit erstreckt als 
der Verstorbene hfttte leisten müssen, sondern anch so weit als er that- 
sächlich geleistet hat. Es ist anch rechtsirrig, wenn die Revision meint, 
dass bei der Wiederverheiratnng der Witwe die Bente ffir diese gftnzlich 
wegfallen mttsse. Wie das Reichsgericht in einer Reihe von Entschei- 
dungen, die es ans Anlass der Anwendung des Reichshaftpiliehtgesetzes 
getroffen hat, dargelegt hat, geht auch in den durch dieses Gesetz ge- 
troffenen Fällen durch die Wiederverheiratnng der Witwe ihr Renten- 
anspinich nicht oline weiteres verloren, nnd wurde es als unzulässig 
eraclitet, die Gewährung der Rente von vorneherein an die Beschränkung 
zu knüpfen, dass die Witwe im Witwenstande verbleibe; 

Tgl. £ger, EiscnbahnrechÜ. Entach. Bd. 1 S. 66, Bd. 4 S. 117, Bd. 6 & 376, Bd. 10 

S. 32, Bd. 15 S. 259. 

Bei Scluuleiisersatzanspi liehen, welche dem richteiiichen Ermessen unter- 
liegen, handelt es sich um die Beurteilung konkreter thatsächlicher 
Verhältnisse, welche so, wie sie augenblicklich liegen, den Massstab da- 
für abzugeben haben, dass der Umfang des Schadens in entsprechender 
und gerechter Weise bestimmt wird. Den Einfluss zukünftiger Ereignisse 
in Betracht zu ziehen, würde einerseits die dem Richter gestellte Auf- 
gabe ftberschreiten, welche die Feststellung des witUich eingetretenen 
gegenwärtigen Schadens erfordert, andi'erseits ihm die nnmögliche Auf- 
gabe stellen, die kflnftige Gestaltung der fOr die Schadensersatzpflicht 
massgebenden VerhiUtnisse im vorans zu ftberblicken. Das Ber.*Gerieht 
hat sich daher mit Recht auf die Feststellnng beschrankt, was der 
Witwe nnd den Kindern dnrch den Wegfall des Verdienstes des Gatten 
and Vaters zur Zeit entzogen ist, nnd mit gutem Grunde darauf hinge- 
wiesen, dass der § 323 Abs. 1 CPO. die Möglichkeit bietet, im Wege 
der Klage eine entsprechende Abänderung des Urteils zu verlangen, 
wenn eine wesentliche Veränderung derjenigen Verhältnis.se eintritt| 
welche für die Bemessung der Hohe der von der Beklagten zu ge^ 
w&hrenden Geldrente von entscheidendem Einflüsse gewesen sind. 

Nr. 155. Entseh. des IJezirksirericlits für Handelübachen in Wien. 

Vom 18. Februar 1902. 
^}e«t«nr. Zl9rab.«TemdB.-BL Z?. Mr. 1». & IHl.) 

MakslebUleh der Im Mckvariltisiswefe lawihrlm FrMhtaaoblltM «rsebelst •!■ 

Ansprach auf Zahlung von Zinsen gegen die Eisenbahn nicht gerechtfertigt, solange 
du Mckvergütunsoverfabren, nämlich die Feststellung des AiepmcbBS aif den Fraoht- 

nachlass, nicht durchgeführt ist. 

Auf Grund der Anmeldung des Berechtigten hat die Bahn zu prüfen, 
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ob die Voraussetzungen für die Frachtermässigung vorliegen und 
)iat sodann die Differeu, welche sich decIi Berechnung des erm&ssigten 
SVachtsatzee ergibt, der Partei zarttckzastellen. Damit also eine Rftek- 
erstattnng stattfinde, moss die Partei hei der Bahn schriftlich erUftren, 
dass sie von dem ermSssigten Frachtsatce Gebraach mache, und moss 
gleichzeitig den Nachweis der ErfBlhing aller Bedingungen fftr die er- 
m&ssigte Fracht liefern. Aber erst wenn die Bahn festgestellt hat, 
dass die Voranssetzongen für den Ansprach auf die ermlaaigte Fracht | 
yorliegen and erst wenn die Bahn wirklich die ermässigte lYttcht fest- 
gestellt hat, erwftchst der Partei das Eecht, die Hückerstattnng des 
Difterenzbetrages zu verlangen, welcher sich zwischen der bezahlten 
Fracht und der nachträglich nach gewährter Ermässigong berechneten 
Fracht ergibt. 

Das Gesagte miiss daraus gefolgert werilen. dass im Verordnungs- 
Blatte in der Rubrik „Art der Durchführung der Frachteimässigung" 
„der Riickverg^ütuiigsweg" bezeichnet ist. Solange das Rückvergütungs- 
verfalircn. niimlieli die Feststellung des von der Partei angemeldeten 
Anspruches, nicht durchgeführt ist, steht der Partei kein licjuider 
Anspruch an die Bahn zu, nachdem weder in den Tarifen, noch im Be- 
triebsreglemeut den Bahnen eine Frist zur Durchführung des Rück- 
vergütungsverfahrens gesetzt ist. Da nach diesen Ausführungen die 
Berichtigung der Forderung des Klägers eist in dem Momente beansprucht 
werden konnte, in welchem die Bahn die Anträge auf BQckyergQtung 
erledigte, und vorliegend diese Erledigang erst nach Einbringang der 
Klage erfolgte, so war der Anspruch auf die Bef actio zur Zeit der 
Elageeinbringung noch nicht fällig. Die Bahn hat erst nach Einbrin- 
gung der Klage die dem Kläger zukommende Eft^yergfttnng festgestellt 
und zugleich geleistet. Demgemäss war ein Zmsenansprndi weder nach 
Art. 288, noch nach Art. 289 H.-G.-B., weder vor, noch nach Einbringung 
der Klage entstanden. 



Nr. 156. Entseh. des Oesterr. Obersten Qeriehtshofes. 

Vom 25. Februar 1902. 

(Oesterr. Klscnb.-Verordn.-Bl. XV. Nr. 144 8 3063) 

Die U6b«rgabe eines Frtolitliriefes mit einer unrichtig bemessenen Fraolitgelijilir be* 

lahiHet keine Attsliunft 
Sieh« eiset vortlolitifei Kaetaamee let üt in asegefietftea FhMlittrlffii aa> 
letetiten Gebüliren daranfhin zi Olierpriren, oh tfieeelben nach den erdanngsnissif 

verlautbarten Tarifen richtig und insbesondere nicht zu niedrig angesetzt sind. 
Für den aus der Unterlassung dieser Ueberprüfung dem Fraobtzataier entstehenden 

Seimden liaftet die EitmitalHi atelit ' 

Die Anschauung des Eevisionswerbers, dass die Eisenbahn durch 
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die Uebergabe des Frachtbriefes, in welchem der Fi'achtsatx angegeben 
war, ihm eine unrichtige Auskunft ertheflt, ihn so in Irrthom geführt 
nnd derart den eingetretenen Schaden verursacht habe, ist unrichtig. 
Der Revision s Werber misskennt hiebei den Unterschied zwischen einem 
Irrthume bei Bemessung der Frachtgebühren und einer nnrichtigen 
Auskunft. 

Die Uebergabe eines Frachtbriefes mit einer unrichtig bemessenen 
Frachtgebühr beinhaltet keine Auskunft. 

Sache eines vorsichtigen Kaufmannes ist es, bei Erhalt des Fracht- 
briefes die Frachtgebühren selbst zu überprüfen, um ^iicli zu überzeugen, 
ob auch die Frachtgebühren nach den ordnungsmUssig kundgemachten 
Tarifen richtig bemessen seien, und er nicht geschädigt wurde. Unter- 
lässt er diese Vorsicht, und legt seineu Preisberechnungeu unrichtige 
Frachtsätze zngmnde, so hat er den hierdurch erlittenen Schaden selbst 
verMhnldet, indem llnn doch bekannt sein mnss, dass Imingen bei Be- 
messong des Frachtlobnes nicht ausgeschlossen sind, dass die von der 
Empfangsstation bemessenen Frachtgebfthren hinterher bahnseits Uber- 
prüft werden nnd dass der Empfänger nach § 61 (4) des Eisenbahn- 
Betriebsreglements zur Nachzahlung auf die volle FraditgebOhr innerhalb 
der Frist eines Jahies verpflichtet ist. 



Nr. 157. Bntseh. des Landgerlehts Mlliiehen L 
Vom 1. Hftrz 1902. 

(ZeKschr. f. d. tntemat Blsmib.-TrMup. X (iMS). Mr. 11. 8. tt7.) 
Oefesr die NIIm des Schadenersatzes im Falle des Infolge der Vereäumiis i» Litfsr* 
friet eingetretenen Verderbes des Transportgutes. 

Bei der Frage nach der Haftung der Eisenbahn für den Schaden, 
den ein Gut auf dem Transporte erlitten hat, ist zunächst nach Lage 
de.s Falles zu entscheiden, ob die Beschädigung lediglich eine Folge des 
Transportes oder der stattgehabten Lieferfristüberschreitung gewesen 
ist. Ist die Beschädigung nicht durch die Lieferfristversäuraung, 
sondern durch den Transport überhaupt verursacht wurden, d. h. wäre 
die Beschädigung auch ohne Verspätung lediglich durch die Gefährlich- 
keiten des Transportes an sich eingetreten, so greifen die Bestimmungen 
des Art. 395 H.-G.-B. (jetzt § 456 H.-G.-B.), bezw. des § 75 der Ver- 
kehrsordnung Platz; im anderen Falle dagegen haboi die Bestimmungen 
des Art. S97 H.-G.-B. (jetzt § 466), bezw. des § 86 V.-O. Anwendung 
zu finden. ]>er Kl&ger behauptet nun, die Beschädigung des Weines 
sei lediglich auf die Yersäumung der Lieferfrist zurttckznflkbren nnd 
diese Anschauung mnss als zutrelTend erachtet werden. Nach § 86 V.-O. 
hat nun die Eisenbahn fQr den Schaden, welcher durch VersKumung 
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der Lieferfrist entsUDden ist, zu haften; hierbei ist jedoch wieder zu 
nnterscheideii, ob eine Beklfkiation des Interesses an der Liefemngr 
stattgefonden hat oder nicht. Nar in ersterem Falle haftet die Eisen- 
bahn f&r den ganzen Betrag des Schadens; in letzterem Falle kann bei 
Nachweis des Schadens als Betrag desselben nnr höchstens die ganze 
Fnicht beansprucht weiden. Da aber eine Deklaration des Interesses 
im vorliegendem Falle nnbestrittenermassen nicht stattgefunden hatte, 
kann KIftger als Betrag des Schadens nur den Betrag der Fracht 
beansprucheu. 

Die Position des SchadeDersatzbcrechtigten , der das Interesse an 
der Lieferung nicht deklariert hat, wird nur dann eine bessere, wenn 
der Schaden diirdi Ar^^list oder grobe Falirlässigkeit der ELsenbalui 
herbeigeführt wurde, da in diesem Falle gemäss § 88 a. a. 0. der volle 
Schaden vergütet werden niiiss. Die Annahme des ivlägers, dass im 
vorliegenden Falle der lange Stillstand des Wagens in der Station B. 
auf groV)e Fahrlässigkeit zurlickznfiiliren sei, ist aber, weil eine uuvor- 
hergeseheue Verkehrsstockung eintrat, unzutrell'eud. 



Nr. 15.S. Eiitsch. des Deutseheu lleiehssrorichts« 

7. Civil-Senat, Vom 18. März 1902. 

i.Jur W.iclR'U-L'lir XXXI 1%2 Nr .'IT 10 S 3:'l' Ziff. 55.) 

Preuss. Enteign.-Ges. v. II. Juni 1874. § 8. Auch die Folgen der neuen Anlage i. B. 
die Esttielmig itr BaiplattMslItU des RMtgrundttlokt ktHMSs feil ür EitsehidK 

|aii|»l«MnMii in Betraoht 

Das B.G. tritt durch seine Ehitscheidang in Widerspruch mit den 
vom B.G. in beständiger Uebnng bei Handhabung des § 8 des Ent- 
eignungsgesetzes vom 11. Juni 1874 zur Geltung gebrachten Grundsätze, 

wonach zur vollen Entschädigung des Enteigneten auch der Ei-satz des- 
jenigen Schadens gehört, welcher durch die neue Anlage bewirkt wird, 
zu deren Zwecke die Enteignung geschehen ist. Von diesem Grund- 
satze, hinsichtlich dessen Begrnndnng auf die Ausfiihrnngen in den Bd. 7 
S. 2(12, Bd. 13 S. 244, Bd. 44 S. 331 der Entsch. des ß.G. abgedruckten 
Urtheilen verwiesen wird, abzugehen, liegt keine Veranlassung vor, ins- 
besondere nicht etwa deswegen, weil die Enteignung nach Massgabe 
des Fluchtliniengesetzes vom 2. Juli 1875 eingeleitet worden ist (vergl. 
Entsch. des E.G. Bd. 31 S. 273). Darnach kann dem Kl. eine Ent- 
schädigung dafür nicht versagt werden, dass er durch Anlegung der 
neuen Strasse, zu deren Zwecke ihm IG a 18 qm seines Grundstücks 
entzogen sind, gehindert wird, die Bauitlatzeigonschaft seines Restgrund- 
stUcks so auszunutzen, wie es ihm möglich gewesen sein würde, wenn 
die neue Strasse nicht angelegt worden w&re. Der Umstand, dass der 
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Kl., wenu die Htiasscnkoiiektiir uline gleichzeitige Enteignung eines 
Theils seines Grnntlbesitzes diucligelülirt worden wäre, Anspruch auf 
Entschädigung nicht gehabt haben würde, kann die Anwendung des 
§ 8 des Eiiteiguungsgesetzes nicht ausschliessen. (Vergl. Urtheil des 
B.O. vom 21. Oktober 1890 bei Eger, Eiaenbabnr. Entseh. Bd. 8 S. 70.) 



Nr. 159. Eutseh. des Oesterr. Obei'sten Ocrichtshofes. 

Vom 20. Ifftrz 1902. 

(OcMen.BlMnb..V«roniii.<Bl. ZV. Nr.ltt. 8.SiOt.) 
Die Bestimmungen der §§ 46 und 47 des Unfallversicherungsgesetzes vom 28. Dezwibfr 

1887, R.-G.-Bi. Nr. I ex 1888. finden aucli auf die gemäss Art. I, Z. I, des Gesetzes vom 
20. Juli 1894, R.-G>*BI. Nr. 168, versicherten Eisenbahnbediensteten Anwendung. Dem- 
tufolge sieM t^wm 9tMm Elsenbahibediensteten Im Falle elaer Verletzuag eta 
AMprMh uf Sehadanertatt mi Sdmerieageld gegei «9 Babi mir ium », weis 
ier Unfall voa der Baha^ laxw. deren gesetzlichen Vertretera vartitxllah herbei- 
geführt worden ist. 

Die Revision, welche in erster Linie auf den Revisionsgrund der 
Z. 4 des § 503 C.-P.-O. gestützt wird, geht davon aus, dass für die 
Eisenbahnbediensteten das Arbeiter- ünfallversicherungsgesetz vom 
28. Dezember 1887, R.-G.-Bl. Nr. 1 ex 1888, nur in einzelnen Jk- 
stimnuingen anwendbar sei, dass insbesondere die §§ 46 und 47 U.-V.-G. 
für die Eisenbahnbediensteten nicht verbindlich seien, und dass demnach 
den Eisenbahnbediensteteu freistehen müsse, auch dann, wenn der 
Betriebsunfall nicht vorsätzlich, sondern nur durch grobes Verschulden 
herbeigeführt wurde, von der Untemehmang das in der Versicherungsrento 
nicht berflcksichtigte Scbmerzengeld zu verlangen. Dieser Anschannng 
des Bevisionswerbers kann jedoch nicht beigepflichtet werden. Abgesehen 
davon, dass schon die Ueberschrift des Gesetzes vom 20. Jnli 1894, 
B.-G.-B1. Nr. 168, «betreifend die Ausdehnung der UnfaUversichernng", 
gegen die Annahme zn sprechen scheint, als ob es sich nur um Herüber- 
nähme einzehier Stellen des ünfallversicberungsgesetzes handeln wfirde, 
erkl&rt der Art. I dos soeben berufenen Gesetzes die Betriebe der 
Eisenbahnen ansdrQcklich der Yersicherangspflicht nach Massgabe der 
Bestimmungen des Gesetzes vom 28. Dezember 1887, B.-G.-B1. Nr. 1 ex 

1888, unterworfen . Zu diesen Bestimmungen gehört aber auch, nachdem 
sich eine abweichende Vorschrift im Ausdehnangsgesetze nicht findet, 
der § 46 U.-V.-G., wonach die Versichernngspflicht den linterneljmnngen 
nur gegen dem aufgelegt wird, dass dieselben von der Haftung für 
grobes Verschulden dem Veisicherten oder dessen Hinterbliebenen 
gegenüber befreit sind. Wenn aber die Unterneliniun?en die Ver- 
sicherungsptlieht nur unter der (ieltung" des § 46 U.-V.-G. auf sich zu 
nehmen haben, so können selbstverständlich auch die Rechte der 
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Versicherten nar mit dieser durch das Oesetz verfugten Einschr&nkang 
als in Becht hestehend ei^kannt werden. 

Wenn aber noch ein Zweifel darttber obwalten könnte, ob anter 
den durch Art. I des Ansdehnnngsgesetzes recipirten Bestimmnngen des 
UnfallTersichernngsgesetces auch der § 46 mltzaTerstehen sei, so mflsste 
derselbe durch die ErwSgong schwinden, dass der vorletzte Absats 
des Art. VII des Gesetzes vom 20. Juli 1894, R.-G.-B1. Nr. 168, 
ausdrücklich die §§ 46 und 47 U.-V.-G. als anch f&r Eisenbahnbediensteto 
geltende Vorschriften citirt. 

Kr« 160. Entseh. des i^berlaiidesgerielits BresAen. 
3. GiTÜ-Senat Vom 21. Mftrz 1902. 

(FlMben Zoltadir. £ Pno. o. Oetetss. Bd. Wk Heft i/e. & iBS.) 
Bei der Bemessung der Enteignangsentschädigung sind aurh Werthsteigerungen, wetoh« 
•US der normalen Weiterentwicidung der z. Z. der Enteignung bereits gegebenen Vei^ 
hältniäse des Grundstücks herbeigeführt werden müssen, zu berücksichtigen. 

Mit Recht wird von Scheicher (Reclitswirk. der Enteign. in §64 
am Schlüsse S. 300 und in §§ 65, 66 S. 300 ff., S. 316 ff.) nicht bloss die 
Benutzungsart, sondern auch die Benutzungsfähigkeit des enteigneten 
GrandstUckes, und zwar die letztere anch dann als ein Faktor der 
Werthsbemessnng behandelt, wenn die ertra^eichere Ansnntznng des 
Gmndsttickes nicht schon nach dessen Znstande snr Zeit der Enteignung, 
sondern erst infolge Hinzntrittes gewisser durch die normale Ent- 
wickelnng bedingter Aenderungen der Verhältnisse mOgUch gewesen wftre. 

Es mnss auch, wie gleich in diesem Zusammenhange bemerkt werden 
mag, dem Prozessriehter, der der Natur der Sache nach regelmlssig erst 
geraume Zeit nach der Enteignung mit der NacbprOfiing der hierbei 
festgestellten Schadensumme befasst wird, gestattet sein, eine derartige 
inniittelst wirklich eingetretene Veränderung der Verhältnisse bei seiner 
Schädenberechnung zn berikcksichtigen, wenn anch immer nur aus dem 
Gesichtspunkte, dass, wenn schon zur Zeit der Enteignung die Möglichkeit 
dieser Veränderung bekannt oder doch vorauszusehen gewesen wäre, 
dieselbe den damaligen Werth des enteigneten Landes und das Urtheil 
über seine Verwendbarkeit becintiusst haben würde. Denn es handelt 
sich hierbei nur um die Aultindinitr und Benutzung einer Erkenntniss- 
quelle, die auch die Euteignungsbehorde zu berücksichtigen gehabt hätte, 
wenn sie ihr bekannt gewesen wäre. 

Ebensowenig zutreffend ist die Auffassang des Beklagten, dass bei 
der Abscliätzung des enteigneten Landes auf seiueu Zusammenhang mit 
anderem unmittelbar benachbartem Grundbesitze des Eigenthümers kein 
Absdien zu richten sei. I>6nn entschftdigungsbereehtigt ist der letztere 
nicht ausschliesslich in seiner Eigenschaft als Eigenthttmer gerade der 



Digitized by Google 



Entsefa. des Deiitsdieii Beldisgeriobts vom 3. April 1908. 219 



enteigneten Grundfläche, sondern im ganzen Umfange der Vermögens- 
Temunderung, die er infolge der Enteignung ilberhaupt in seinem Ver- 
mögen erleidet, wenn man den Zustand seines gesammten Vermdgene nn- 
mittelbar vor der Enteignung mit seinem dnrcli die Enteignung ge- 
schaffenen Zustande vergleicht (vergl. ächelcher a. a. 0. § 42 S. 191 
nnd S. 193 nacb Anm. 12 § 75 S. 364). 

^r. lOi. Entscli. des Beutsehen Beiclisgcrichts* 

6. Civil-Senat. Vom 3. April 1902. 
(Jw.WoflkMuehr.IXZI (iMt). Mr. 84. Bettag««. 8.ttl. Ziff. Ml) 

{ 88$ Abs. 2 B.G.B. - § 367 ZilT. 12 St. G.B. Pflicht des WegebaupflioMlfM tur 
Fürsorge fKr die Sioiierbelt des Wafen- und Fussgängerveriieiirs. 

Unatreitig läuft das Bügenwasser im Dorfe Ober-BOgendorf auf 
einer grösseren Strecke dergestalt hart neben der Chaussee, dass diese 
nach der Bachseite durch eine annähernd senkrechte Mauer begrenzt 
wird. Letztere hat da. wo die Brücke abzweigt, eine Höhe von 2'/» 
Metern, vom Wasserspiegel bis zum Niveau der Stra.'^se crereclmet. Da- 
nach liegt an dieser Stelle unzweifelhaft eine Sachgestaltung vor, wie 
sie § 3G7 Ziffer 12 des Strafgesetzbuchs im Auge hat, mag mau die 
üferniauer als einen „Abhang", uder das Wasserbett im Verhält niss zur 
Strasse als eine „üeffnung" ansehen; Menschen, welche zu Fuss oder in 
Wagen die Strasse passiren, sind dort der Gefahr ausgesetzt, in den 
Bach herab zu stürzen nnd dadurch ihr Leben zu verlieren oder doch 
sdiwere Yerietzungen zu erleiden. Es mnsstea daher nach der ange- 
zogenen GesetzesTorschrift, die sich als eine solche im Sinne von § 823 
Abs. 8 des Bürgerlichen Gesetzbuchs darsteUt, Vorkehrungen getroffen 
werden, welche jene Gefahr abzuwenden geeignet waren nnd zwar auch 
für Fussgftnger. Denn nach aUgraieinen Bechtsgmndsfttzen hat der 
Wegebanpflichtige Oberhaupt für die Sicherheit des Verkehrs auf dem 
betreffenden Wege zu sorgen, ebensowohl für den der Fussgänger, als 
fttr den Wagenverkehr (vergl. das Erkenntniss des Oberverwaltungs- 
gerichts vom 13. Februar 1886 im Preussischen Verwaltungsblatt Bd. 7 
S. 228 fg., Germershansen , Das Wegerecht, II. Auflage Bd. 1 S. 44, 86), 
und er ist deshalb auch verpflichtet, soweit die in § 367 Zifter 12 des 
Strafgesetzbuchs vorgesehenen Verhältnisse vorliegen, die erforderlichen 
Massnahmen auch zum Schutze der Fussffiinger zutreffen. — Es wird 
verneint, dass dies ausreichend geschehen sei. 

Nr. 16'^. Bcschluss des Kammergerichts In Berlin. 
1. Civil-Senat. Vom 7. April 1902. 
DariHMf, wsr alt Belfetlllottr tum EitelgMS|tvMfriirts nnuMm itt, bat alMi die 
VenraltiBiektWrie sa «rtaoheMM. Oir SriiAaehrMter bat iM ile Zitt<ltaR| des 
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EiiM|Ni08lMMMiniM bneketalgeMlm EmehM leieiOber (§§ 43, 44 dtt Eniilf« 

■mgt|U0tzM) kaln Naabprlftn^sraolit 

Nach der ganzen Stroktnr des Verfahrens kann anter dem Eigen- 
thttmer im Sinne des § 44 a. a. 0., dem der EnteignnngshescUoss znza- 

stellen ist, nur derjenige verstanden werden, welcher von der Enteignangs- 

behörde als legitimirter Entschädigungsbereclitigter angesehen worden 
ist, nicht aber der wirkliche Eigen t!i inner. Durch die endgültige Plan- 
feststellung wird — unter Ausschluss des Rechtsweges — das zu ent- 
eignende Grundstück bestimmt (§§ 18 ft' a. a. O. ). Demnächst wird auf 
Antrag des Unternelimers das Verfahren ;uif Feststellung der Ent- 
schädigung eingeleitet (§§ 21 Hicibci war bei di i parlamentarischen 
Erörterung eines friiliereii «Gesetzentwurfs der Standpunkt vertreten, 
dass es lediglich Sache des T^nteniehmers sei, den richtigen Ent- 
schädifjungsberechtigten, namentlich also den wirklichen Eigenthümer des 
GruutUtücks zu ermitteln, und dass der Enteignungsbehürde die Pflicht 
der Legitimationsprüfung von Amtswegen nicht obliege. Dieser Stand- 
punkt wurde nicht gänzlich aufgegeben, aber doch dahin gemildert, dass der 
Einteignungskommissar darauf zu achten habe, dass das Verfahren auch 
gegen den wirklichen Eigenthttmer gerichtet werde (§ 25 Abs. 2). Znr 
BnrchfQhmng des Grandsatzes haben verschiedene ICassnahmen znm 
Schutze der dinglich Berechtigten in das Gesetz Eingang gefunden, 
yermiSge deren die Zuziehung dieser Berechtigten thnnlichst sicher ge- 
stellt wei'den sollte (vergl. die bei Eger, Kommentar znm Enteignungs- 
gesetz, abgedruckten Materialien Band 2 Seite 197 ff.). Zanäehst hat 
der Unternehmer der Enteignungsbehürde die Quellen zugänglich zu 
machen, aus denen er seine Kenntniss von den Personen der Betheiligten 
geschöpft hat; er hat die ihm auf seinen Antrag zuzufertigende be- 
glaubigte Absclirift des Grundbnchblatts vorzulegen (§ 24 Abs. 3). Der 
Grnndbuchrichter seinerseits hat gleichzeitig mit der Herstellung der 
Abschrift einen Vermerk über das eingeleitete Enteignungsverfahreu 
in das Grundbuch einzutragen, der, ohne eine Verfügungsbeschränkung 
zum Ausdruck zu bringen, jedem Erwerber eines dinglichen Rechtes die 
Möglichkeit verschaffen soll, sich von der öffentlich-rechtlichen, die 
Pflicht zur Abtretung des Gruudeigenthums in sich schliessenden Be- 
lastung, welche den Inhalt der Enteignung bildet, zu unterrichten, der 
aber auch weiter den Grundbuchrichter in den Stand setzen soll, von 
jeder Kechtsänderung der Enteignungsbehörde Kenntniss zu geben und 
sie so bezQglich der Berechtigten auf dem Laufeuden zu erhalten 
(§ 24 Abs. 4). Alle diese Schutzmassregeln sollen die möglichste 
währ fUr die Legalität des Verfahrens bieten. Nirgends ist aber im 
Gesetz gesagt, dass, wenn sie im Einzelfalle sich als nnzuläoglich er- 
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wrasen, w«i»i also insbeBOtidere, wie im Torliegenden Falle, der Grund- 
badiriehter €fl tinterlSsst, den Enteignangsvermerk einzutragen mid die 
Enteignangsbehörde von den vorgefallenen Verftnderungen zu benach- 
richiigeii, die Bechtsgttltigkeit des Verfahrens dadurch in Frage gestellt 
werde, und noch weniger, dass in einem Prozess ttber die Entschfidignng, 
IIb« welche allein der ordentliche Bichter za befinden hat, die Legitimation 
des Unternehmers oder des Entsehftdigangsberechtigten angezweifelt 
werden dfirfe. Dies ist auch vom Beichsgericht in fiberzengender Weise 
angenommen (Entsch. Bd. 7 S. 225, Bd. 44 S. 229, 330). Nach gesetz- 
licher Vorschrift ist die Enteignnngsbehürdc befugt, das Griindbucbanit 
nm die Eintragung des Uebernehmers als Eigentlifinier zu ersuchen, und 
diesem Ersuchen ist zu entspreclien . wofern die Zustellung des Ent- 
eignungsbeschlnsses Jin die Bet}ieili<::ten besclieinigt ist (§ 39 G.B.O.). 

Wenn das Amtsgericht sich auf den Satz 2 des § 83 des Entei<;nuiigs- 
gesetzes bezieht, wonach der Enteignungslteschhiss bei dem Krsuclieu 
um Eintragung des Eigenlhums dem Erkenntniss eines Gericlits gleich 
stehe.'so ergeben die Materialien, dass dieser .Satz nur des Nassauischeu 
Stockbuchreckts wegen eingefügt ist (Motive bei Eger S. 352). 

Nr. 16S. Entseb. des Obersten Lmdesgerlehts für Bayern. 
2. CiYil-Senat. Vom 9. April 1902. 

iSctiffort Arcl.. Bd. 67. Heft lo. s. 41m Ul ) 
B.G.B. § 844 Abs. 2. R.-Haftpfl -Ges. § 3. Civ.-Proz.-Ord. §§ 256, 258. Der Unter- 
haltsberechtiste ist zur Klage auf Schadensersatz wegen schuldbarer Tödtung des 
Unterhaltspflichtigen bereits berechtigt, bevor der GetSdtete noch die Fähigkeit zur 

. Oatsrhaltsiswihnisfl ertaagt hatte. 
Die Eligerin macht nicht einen tJnterhaltsanspmch gegen ' den 
Beklagten wie gegen einen Bechtsnachfolger des Unterhaltspflichtigen, 
sondern nur den Ansprach auf Ersatz des Schadens geltend, der ihr 
darch die widerrechtliche dauernde Entziehung der Möglichkeit, die 
Unterhaltspflicht ihres Sohnes ia Anspruch za nehmen, insoweit erwächst, 
als deren Erfüllung unter den regelmässig und voraussichtlich ein- 
tretenden Verhältnissen in der Zukunft beieclitigterweise zu erwarten 
war. Dieser Entschädigungsanspruch ist hiernach keineswegs davon 
abhängig, dass die UuterhaltsgewähruDg durch den Getöteten bereits 
begonnen hatte. 

Angenommen selbst, da.ss der Entschädigungsanspruch insoweit, als 
er auf die sofortige Zahlung eines Kapitals von 5000 M. gerichtet ist, 
nicht gerechtfertigt sei, so kommt doch als wesentlich der eventuelle 
Klagantrag auf Verurteilung zur Entrichtung einer Geldrente für die 
Zukunft in Betracht. Die Ansicht des Ber.-Gerichts, dass eine solche 
Verurteilung nnr hätte ausgesprochen werden können, weni} die Klage 
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nicht auf Leistung, sondern aof Feststellmig der SchadenBersatzpflicht 

im allgemeinen gerichtet worden wäre, ist irrig; der sar Begründung 

herangezogene § 844 BGB. ist nicht geeignet, sie zu stützen. In dieser 

Hinsicht braucht zonichst die Streitfrage nicht entschieden za weiden, 

ob der § 258 CPO., der znr Zeit der Erlassnng des angefochtenen 

Urteils schon in Kraft getreten war, auch anf den vorliegenden Fall 

Anwendung finden dürfe, in dem eine Rente vor der ürteilserlassang 

noch nicht fällig geworden war F ür das Gebiet des gemeinen Rechts 

ist anzaerkennen, dass bei Scltadcusersatzklagen der fraglichen Art 

ebenso wie bei Ansprüchen auf Gewährung fortlaufenden Unterhalts 

auf künftig fällig werdende Leistungen geklagt werden kann: nur die 

Frage der Zwangsvollstreckung aus den auf die Zukunft lautendeu 

Urteilen war i)ruzessrechtlich nicht besonders geregelt. 

.Siehe übrigens CP<>. §§ 72(5, 750 Abs. 2, 761; V. Wilmowski-Levy , Komin. S. 
CPO. 7. Aull. Bern. 6 Abs, 2 zu § 2;U. 

Der § 844 BGB. bestimmt nichts darüber, von welchem Zeitpunkt 
an die Klage auf Schadensersatz wegen Tütung der Person, dielinter- 
haltspflichtig war oder werden konnte, erhoben werden darf. Auch die 
Begründung des § 844 sägt nur, dass der Schuldige dem Diitten erst 
von dem Zeitpunkt an Schadensersatz zu leisten hat, in welchem der 
Getötete, wenn er nicht getötet worden wäre, zum Unterhalt des Dritten 
Terpflichtei gewesen sein würde; 

HoÜTo m § 728 d«B 1. Entw. Bd. 8 S. 781 n. 788. 
Die Motive sprechen also nur Ton dem zeitlichen Umfange der Sehadens- 
ersatzpflicht. Dass die Klägerin nach der Ansicht des Ber.-Gerichts 
von einem zu frühen Zeitpunkt an, also einen dem zeitlichen Umfange 
nach zu hohen Schadensersatz beansprucht hatte, rechtfertigte nicht 
die Abweisung des Anspruchs flberhaupt. 

Zweifellos war Klägerin auch znr Erhebung der Feststenungsklage 
berechtigt, entscheidend ist aber nur, ob sie auf Erhebung dieser Art 
von Klagen beschränkt war, was nach den bisherigen Ausf&hrungen zu 
verneinen ist. 



Nr. 104. Entscli. des Preuss. Ot)erverwa1tungsgerieht8. 

3. Senat. Vom 10. April 1902. 

(Arclt. r. gewerbl. ßechUpfl. III. Nr. ii. S. 341.) 

Begriff md BeglM der Krukirail In Sinne des Kraekenveretoliermfeieeelzet. 

Dw Begriff der Krankheit ist für das Krankenversicherungsgesetz 
^heitlich gegeben und zwar im Sinne eines anormalen körperlichen 
oder geistigen Zustandes, dessen Eintritt entweder ledigUch die Kot- 
wendigkeit der Heilbehandlung des Menschen oder zugleich oder gar 
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ausschliesslich seine Erwerbsnnffthigkeit zur Folge hat. Mit einer 
Krankheit im Sinne des Gesetzes ist, wie bei dessen Feststellung an- 
erkannt worden ist (s. den Kommissionsbericht S. 20), insbesondere 
anch dann an rechnen, wenn die Erwerbsnnffthigkeit besteht, ohne dass 
es der Heilbehandlang, weil sie keinen Erfolg haben kann, noch bedarf. 

Ein hiervon abweichender Standpunkt ist in der diesseitigen Recht- 
sprechung nicht vertreten worden und nainentiich nicht dahin, wie der 
Vorderrichter annimmt, dass eine Krankheit im Sinne der medizinischen 
Wissenschaft noch nicht eine Krankheit im Sinne des Gesetzes sei. 
Gegenüber den Erwägungen des Vorderrichters niuss aber auch daran 
festgehalten werden, dass dafür, wann die Krankheit begonnen hat, 
nicht ausschliesslich im Sinne des Gesetzes die Zeit entscheidend ist, 
in der der Versicherte die Krankcuunterstützung in Anspruch nimmt. 

Das Gegenteil und dass es auf die Zeit, in der die Krankenuuter- 
sttitzung bei den Organen der Kasse in Anspruch genommen wird, dann 
nicht entscheidend ankommt, wenn sie sich mit derjenigen nicht deckt, 
die für die Entstehung der Krankheit im angegebenen Sinne massgebend 
ist, ergibt sich schon ans dem Gesetz, n&mlioh den §§ 6a Nr. 6 and 
26a Nr. 2b. 

Anderseits verbietet sich eine rein wörtliche Anslegong des § 6 
des Gesetzes dahin, dass die Zeitdauer, fttr die der Ansprach aaf die 
B^rankenanterstfitzang besteht, stets von dem Tage des thatsfichlichen 
Eintritts der Krankheit oder der Erwerbsnnffthigkdt zn berechnen ist. 
Wollte man dies annehmen, so kftme man, falls ein erkranktes Mitglied 
ohne Inanspruchnahme der Heilbehandlang seine Erwerbsth&tigkeit drei- 
lehn Wochen lang nach dem Eintritt der Krankheit fortgesetzt hat, 
zn dem offenbar nicht beabsichtigten Ergebnis, dass dieses Mitglied die 
Ansprüche an die Kasse verwirkt hätte, auch wenn die unterlassene 
Inanspruchnahme der Heilbeliandliing oder die unterlassene Einstellung 
der Erwerbsthätigkeit die Heilung nachteilig beeinflusst und eine Fort- 
daner der Krankheit über dreizehn Wochen hinaus zur Ff)!ge gehabt 
hat. Zn einer Au.slegung, die zu derartigen fläi'ten führen kann, nötigt 
der Wortlaut des § 6 nicht. 

Nr. 165. Entsch. des Beatsehen Retehsgeridits« 
7. Civil-Senat. Vom 12. April 1902. 

(Jar. Wochcnschr. XXXI (1908). Nr. 87/40. S. 828. Ziff. 57.> 
Preu8S.Enteign.-6e8. vom II. Juni 1874 § 8. Die Frage der Bauplatzqualität eines 
firnndatiicks iat rechtlich dahin zi prüfen, dass die richtigen Voraussetzungen vor- 
lto|Mi mImm uwi sloM aaf rawaMatllohe ÜMstti^e fteufloht gelegt weNM darf. 
!■ Uekrliei tot aber die Frage thaMtobltoher Natir aad der RevMea eatitgifl. 

Ob einem Gmndstttck zn einer bestimmten Zeit — Banplatzgaalitftt 
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zukam, ist iosofero eine tbatsäclilicbe Frage, als bierOber nur anter 
BertldbsichtigDng der einschlagendeii örtlicben Verb&ltnisse und der nach 
ibnen für die Bebauung massgebenden Umstände entschieden werden 
kann. Rechtlich kann hierbei auch fehlgegriffen werden, z. B. wenn 

für die Eigenschaft ;ils Bauplatz unrichtige Voraussetzungen aufgestellt 
sind oder Wenn auf Umstände ein entscheidendes Gewicht gelegt wird, die 
rechtlich mit der Bebanungsläliigkeit nichts zu thun haben; aber dass 
dies hier der Fall sei, lässt sich nicht ersehen und hat auch von der 
Revision iiiclit nachgewiesen werden können. Der B. R. geht mit Reclit 
davon aus, dass nicht die ungewisse Möglichkeit, in Zukunft einmal 
das klägerische Terrain zur Bebauung? bringen zu können, geniigen 
düi tV. sondern dass in der kritischen Zeit eine nach den örtlichen Ver- 
hältnissen begriindete Wahrscheinlichkeit dafür vorliegen niiisse, dass 
das (.Trundstiick in abselibarer Zukunft tliatsächlich in die Bebauung 
einbezogen werden werde. Er fiilirt auch mit Ueclit aus, dass hierfür 
die blosse Aufnahme in einen Bebauungsplan niclit entscheidend sei, 
dass es vielmehr darauf ankomme, wie weit denn nun die örtliche Eni- 
Wickelung dem Plane gefolgt sei und ob nach ihr anzunehmen sei, dass 
das Gnindstikck in absehbarer Zeit vor der Bebauung stehe. Bechtlich 
ist in allen diesen Erwägungen kein Irrthnm; ob nun aber die einzelnen 
Umstände, auf die der B. B. hierbei Gewicht legt und die an sich auch 
geeignet sind, fiber die zu entscheidende Frage das Urtheil zu Anden, 
von ihm richtig bewerthet werden, liegt auf thatsächlichem Gebiete. 
Dies ergiebt sich sofort, wenn man den Ausführungen der Bevision folgt; 
denn nach ihnen mttsste man aus denselben Umstunden den gegentheiligen 
Sclilu'^s ziehen, also geradezu in die thatsächliche Würdigung eingreifen. 
Dies liegt ausserhalb der Grenzen der Revision (§§ 549, 561 der ( .P.O.). 
Zweifelhaft könnte sein, — und die Revision greift diesen Punkt auf, 
— dass der B. R. von der Baupiatzeigenscliaft nur in Ansehung der 
Errichtung von Wohngebäuden spricht und dabei aiuU^rer (Tebäude, die 
nicht zu Wohnzwecken dienen, soviel ei-sichtlicli, nicht gedenkt. Indess 
liicriUicr kann sich die Revision nidit beschweren. Denn wenn von der 
Banplatzeigenschaft schlechthin die Rede ist und eine Entscliädigung 
dafür, dass diese einem Grundstück entzogen worden ist, verlangt wird, 
so muss man, wie es auch der B. R. gethan liat, davon ausgehen, dass 
der Kl, sein Grundstück zu einer Bebauung mit Wohngebäuden für ge- 
eignet erachtet. . ■ 
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Nr. 100. Eiitscli. des Dciitselieii ItcIcIissiTiclits. 

6. Civil-Seiiat. Vom 14. April 1902. 
(jnr.WoeiMiiMte. zxxi (itM). Vit. am. am zift4&) 
Allg. Pnun. LMdrMht §9 954» »6, Th. I m II. Unffuf ier VerRSIoMaH itat Be- 
ttellert w Priming mi BeMinglnna dee ketteMten Werket. 

Es wäre zu erörtern gewesen, ob, wenn Bekl. die Maasse vorge- 
schrieben hätte, der Kl. nicht deslialb ein Versehen zur Last falle, weil 
sie als die werkverständige Unternehmerin es unterlassen hat, die Bekl. 
darauf aufmerksam zu machen, dass bei den angegebenen Grössen ein 
Kessel nicht ordnungsmässif? herzustellen sei. §§ 'J54, 955 des A.L.R. 
Tbl. I Tit. 11; Eecius Bd. II § 138 Not. 73. Zwar ist der Besteller, 
wenn auch auf den Werkverdingungsvertrag der Art. 347 des H.ö. B. 
a. F. nicht Anwendung findet, nach den den Handelsverkehr beherr- 
schenden Grundsätzen von Treu uml <Tlaul)en veiiitlichtet, das ihm über- 
lieferte Werk sofort zu untersuchen und etwaige Mängel dem Unter- 
nehmer anzuzeigen, und kann in der Unterlassung dieser Anzeige und 
dem Gebraache bezw. der Weiterveräusserung des Werks nach der 
konkreten Sachlage eine Genehmigung desselben gefanden werden. 
Urtheil des Senats in Sachen Fleissner wider Snmma SOhne 70m 
6. Dezember 1900, Bep. VI. 282/1900, Juristische Wochenschrift von 
1901 8. 39'* Das B.G. stellt aber fest, dass die Undichtigkeit des 
Kessels erst bei der Inbetriebnahme desselben entdeckt werden konnte. 
Bekl. war deshalb nicht in der Lage, die Mftngel frtther zu rflgen. 
Das Gleiche würde auch zn gelten haben, wenn zwischen den Parteien 
vereinbart worden wäre, dass Reklamationen nur bei sofortiger Mit- 
theilnng nach Empfang der Waare Berücksichtigung finden könnten. 



Nr. IGi. Entsch. des Oberlandessrerfelits Dresden. 
1. Civil-Senat. Vom 14. April 1902. 

(Fischen Z«it«otar. f. i'rax. u. Uosetzg. Bd. ab. lieft nä. S. 137.) 

Bei der Eiteigniig Ist Back eiekalediem Rechte der Warth dar persöolichea Varlieha 
(AMtlaBawarlb) alokt n barlekalelitlgas, waM abar dar aogaa. AmNbBillahkanawarUk. 

Die Anrechnung allgemeiner VorHialla tat nicht statthaft 

Es ist nicht nur der ordentliche, sondern auch der ausserordentliche 
Werth der enteigneten Sache im Sinne von § 78 Satz 1 u, 2 des 
Sächsischen Bürgerlichen Gesetzbuchs, also nicht bloss ihr Geldwerth 
im gemeinen Verkehre, sondern auch der Nutzen zu ersetzen , den sie 
für den Enteigneten nach seineu besonderen Verhältni.^sen oder wegen 
ihrer Beziehung zu anderen Sachen hat. Damit wird allerdings anderer- 
seits von der Ersatzleistung der sog. blosse A f f ektionswerth, also 
derjenige Werth der Sache au.'^geschieden, den sie für den Betreffenden 
nach seiner per^tönlichen Vorliebe besitzt. 

Eger, EiseDbfthnrecUtilche Enticheidangen XIX. 15 
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Mit dem blossen Affektions weithe einer enteigneten Sache darf 
deren sog. Annehmlichkeitswertli nicht verwechselt werden, auf den 
schon in §§ 10 ff. der angezogenen VoUziehungsverordunng hingewiesen 
und dessen Begriff, im Gegensätze zum Affektiominteresse der Hanpt- 
sa.ebe nach in Uebereinstimmang mit Sehelcher a. a. 0. § 50 unter 
c S. 233, 234 an der yom Kläger selbst in Bezug genommenen SteUe 
der MotiTe zn dem Entwürfe eines Enteignnngsgesetzes für das König- 
reich Sachsen ais deijenige Werth gelcennzeichnet wird, «den der 
enteignete Gegenstand ohne Bflcksicht auf seine ErtragsfiMiigkeit wegen 
gewisser Eigenschaften hat« welche dessen Besitz nicht bloss für den 
augenblicklichen Eigenthümer, sondern auch in den Augen Anderer 
werthyoller machen, z. B. die Ruhe und Abgeschiedenheit 
eines Landsitzes, freie Aussicht, eine schattige Allee, Park- und 
Gartenanl a gen, Wasserkünste, ungestörte Jagd und Fischerei, besondei-s 
schöne oder gesunde Lage eines Hauses otc. Solclie "Eij*'enschaf ten 
sind dann Gegenstand der Enteignungsentscliiidigung, wenn 
sie allgemein geschätzt werden und deswegen den VerkeUrs- 
werlh der Saclie erhöhen". 

Es erübrigt noch ein Eingehen auf die vom Reklagten begehrte 
Auf- oder Anrechnung der nach seiner Annahme dem Besitzthum 
des Klägers durch die Eisenbahnaulage geschaftenen Vortheile gegen 
die durch die Enteignung geschaffenen Nachtheile. Es soll hier nicht 
die Frage der Zolissigkeit der sog. compensatio lucri cum damno grund- 
sätzlich entschieden werden. Sie bildet in der Wissenschaft und Recht- 
sprechung eine bekannte Streitfrage, die theils aus allgemeinen Ge- 
sichtspunkten, theils nach dem Stande verschiedener Gesetzgebungen 
verschieden beantwortet, von Manchen, so namentlich von Eger, Das 
(preuss.) Gesetz über die Enteignung von Grnndeigenthnm vom 11. Juni 
1874 Anm. 69 zu § 8 Bd. 1 S. 202 ff. und von Oertmann, Die Vor- 
theilsansgleicbung beim Schadcnsersatzanspruche im römischen und 
deutschen bürgerlichen Recht § 17 unter 2 S. 162 ff., im weitesten 
Umfange wenigstens für den Fall der Tbeilenteignung, also einer nur 
tlieilweisen Enteignung, im Gegensatze zur Enteignung des ganzen 
Objektes, anerkannt, von Anderen aber, so besonders von Me,ver, Das 
Recht der Expropriation § 11 unter S S. 290 ff. grundsätzlich verneint 
wird (zu vergl. hierzu Scheicher a. a. O. § 88 S. 416 ff. und die Motive 
zu § 24 des bereits erwähnten Gesetzentwurfes iu den Landtagsakten 
von 1899/1900 Bd. 3 Theil 2 S. 68 ff). 

An der letztgenannten Stelle wird ausdrücklich bezeugt, dass die 
sächsischen Enteignungsgesetze die Zulässigkeit der Anrechnung des 
Mehrwerthes nur an einer Stelle und zwar im bejahenden Sinne entschieden 
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lial>en, da^s die?; näiiilif li in § 31 Alis. 2 des «lesetzes über die Be- 
richtigung Von WasserliuU'en und die Ausliiliruiig von Ent- und Be- 
wässerungsanlagfeu , vom 15. August 185,') (G.V. Bl. S. 483 IT., 490) be- 
zügÜL'h der Enteignungen zu Anlagen der zuletzt bezeiclineten Art 
geschehen sei. Schon hiernach ist daran feützuhalten, dass gesetzlich 
eine derartige Anrechnung für Fälle der Enteignung zu Eisenbahubauten 
bisher nicht vorgeschrieben war^), und von Scheleber a.a.O. § 88 
Schlusssatz bei Anm. 265 S. 424 wird ansdrQcklich anerkannt, dass sich 
die sächsische Praxis in dieser Frage zumeist ablehnend verhaften habe. 

TJeberdies ist vom Kllger mit Becht auf die Rechtsprechung des 
Reichsgerichtes nnd besonders auf das bei Sehe Ich er a. a. 0. In 
Anm. 251 S. 422, 428 angezogene Urtheil desselben vom 9. November 1887 
hingewiesen worden. Daraus ergiebt sich, dass die Znlässigkeit der 
Anrechnung der sog. allgemeinen Vortlieile als derjenigen, welche 
infolge der öffentlichen Anlage für alle Anlieger gleichniässig eintreten, 
ausdrücklich verneint worden ist, so dass höchstens die Frage offen 
bleibt, ob die Anrechnung der für das Restgrundstück infolge der An- 
lage entstehenden besonderen Vortheile statthaft sei. Mit anderen 
\\(»rten: es sollen die allgemeinen Vortheile, die einer Gegend durch 
eine Eisenbalinanlage z. B. in Bezug auf die Erleichterung des Absatzes 
der dort erzeugten Waaren durch die \\'eiterversendung mit der Balm 
oder hinsichtlich der Verbilligung des Bezuges von Waaren aus anderen 
Gegenden durch die Eisenbahn, allgemein zu Gute kommen, nicht einem 
einzelnen von der Enteignung Betrofi'eneu angerechnet werden dürfen. 



Kr. 168. £ntsch. des Denfschen Relehs^ericlits. 

7. Civil -Senat. Vom 15. April 1902. 

Preuss. Enteign.-Ges. vom II. Juni 1874 § 8. Stützt der Sachverständige seine Taxe 
auf thatsächliche Ermittlungeii z. B. die Verkaufspreise anderer benaciibarter Grund- 
•tisfce, SS iarf den PartalM 4«r Bewali iwt Uiriditigkeit der n Qmnde gelegten 

. Erailltlraies sieht «lietshstttin wsrdM. 

Das technische Können des SachTerständigen, d. h. seine F&higkeit» 
die richtige Methode zur Gewinnung eines den Anforderungen der 
Sachkunde entsprechenden Ergebnisses zn finden und die erforderlichen 
technischen Massnahmen (Aufstellnng Ton Bauplänen, Berechnungen 
u. s. w.) Torzunehmen, mag einer liesond« ren Feststellung im Beweis- 
verfahren entzogen sein, wenngleich die Einschränkung zu machen ist, 
dass es den Parteien fi-ei stehen muss, die technische Qualifikation des 
Sachverständigen zu bestreiten. Ob der Richter trotzdem sich seiner 



^ Anders im neuen süchs. Enteignungsgeactze vom 24. Juni 1902 § 24. 

16* 
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Hilfe bedieueu will, steht allerdings bei ihm. Aiicli die Grundlagen des 
technisclieD Wissens des Sachverständigen d. h. seiner aus Erfahrimg 
oder Stadium n. s. w. gesammelten Sachkunde, am deretwillen er gerade 
als SachTerstftndiger berofen ist, mOgen nicht den Gegenstand einer 
piozeesgerechten fieweisanfnahme zu bilden haben. Den Parteien ist 
xwar nicht verwehrt, znr Widerlegung der Ansicht de^enlgen Sach- 
Yerstftndigen, dessen Sacbkenntniss sie fftr unzureichend erachten, andere 
nach ihrer Ansicht im Wissen besser unterrichtete SachTerstftndige zu 
benennen; ob der Bichter sie aber hOren will, steht ebenfalls bei ihm. 
Wenn er durch jwes Gutachten überzeugt ist, kann er die Vernehmung 
weiterer Sachverständiger ablehnen. Allein um alle diese oder ähnliche 
Dinge handelt es sich hier nicht. Der Sachverständige hat im vor- 
liegenden Falle einzelne besondere konkrete Thatsaclien, die ihm nicht 
einmal vor der Beschäftigung mit dieser Sache bekannt waren, zum 
Zweck der Abgabe seines Gutachtens ermittelt und sie zur entscheidenden 
Grundlage seines Gutachtens gemacht. Der Be^nift' der besonderen 
Sachkunde liisst sich (Inrauf nicht mehr anwenden, ebenso bedurfte es 
zur Walirnehinung und Ermittlung dieser Thatsaclien keiner besonderen 
technischen Fähigkeit, Auch von einem allgemeinen Erfahrungssatz 
kann hier keine Rede sein; jene einzelnen Thatsachen gaben das Ver- 
gleichsmaterial ab. Es ist hienach kein Grund ersichtlich, aus welchem 
den Parteien das Recht verschränkt sein sollte, geltend zu machen, dass 
die Erroittlangen des Sachverständigen unsui'eichend gewesen, und seine 
Angaben unrichtig seien. Gesetzt den Fall, dass ein SachTerstftndiger 
den Werth eines Grundstttcks nur nach Massgabe der Kaufpreise die 
in Tier bestimmten, Ton ihm angegebenen Fällen gezahlt sein sollen, 
bemisst, dne der Parteien aber anter Beweis stellt, dass jene Verkaufe- 
preise in Wahrheit um die ^fte hoher oder niedriger gewesen seien, 
80 w&rde es einen unannehmbaren Zustand bedeuten, wenn der Bichter 
befugt sein sollte, die beantragte Beweiserhebung deshalb abzulehnen 
und auf das in dieser seiner konkreten thatsächlichen Grundlage ange- 
fochtene Gutachten trotzdem seine Entscheidung zu gründen, weil es 
nicht nothwendig sei, die Hilfsmittel, aus denen sich der Sachverständige 
unterrichtet liabe, ziun Gegenstand von Parteiverhandlungen zu macheu. 
Eine ganz andere Frage ist es, ob es nothwendig ist, die vom Sacli- 
verstiindigen zum Zweck der Abgabe seines Gutachtens ermittelten be- 
sonderen Tiiatsachen, aucli wenn sie nicht bestritten werden, im Be- 
weisverfaliren festzustellen, insbesondere die Personen, bei denen er 
seine Eikuiuligungeu eingezogen hat, als Zengen zu vernehmen. Das 
ist mit Recht für nicht erforderlich erklärt worden. 
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Kr. 169. Eiitseh. des Deutschen Keichsijeriehts. 
6. Civil-Senat. Vom 17. April 1902. 

(Jar. Woohvnscbr. XXXI (1908). Nr. B7.'M. 8. 810. Zlff 47.) 

PrwH. AHf. UMIrteM 8 947 Tk. I TU II. Uirfaiii «mt Reskte ist BMtaHtn alin 

fir mtleMli befliideaaii WerkM. 

Das Preussische Landrocht gestattet dem Besteller nicht, ein an- 
tflchtiges Werk zarückzuweisen nnd an Stelle desselben ein anderes 
als Ei-fflllang za verlangen. § 947 Thl. I Tit. 11 gewfthrt vielmehr 

dem Besteller nnr die Wahl, nnter Verweigernng der Annahme vom 
Kontrakte abzugelien oder Scliadloshaltnng wegen der Fehler zu fortlern. 
(Rassow-Kiintzel, Beiträge, Entsch. des I. CS. des R.G. Bd. 3ß S. 98. 
Rehbein, Entsch. des Obertribuuals Bd. II S. 375 Note.) Der Bekl. hat 
nun ein Werk geliefert, das er durch die Ablieferung als Erfüllung 
anbietet. Durch den Vorbehalt hinsichtlich der Annahme hat der Kl. 
die Abnahme oder Uebernahme im Sinne des § 932 Thl. I Tit. 11 des 
A.L.K, abgelehnt und damit auch deren Konsequenzen ausgeschlossen. 
Damit ist die Situation des § 947 Tbl. I Tit. 11, aber auch nur diese, 
gewahrt. Die Klage auf Erfüllung durch Lieferung eines anderen 
Werkes erscheint daher unzulässig, da der Kl. nicht einuial Nachbesserung 
fordern kann. 



Nr. 170. Entsch. des Bezlrksgerlelits fir Handelssachen in Wien. 

Vom 22. April 1902. 

(OeMwr. KlMiih.>V«roidB..BL XV. Mr. 1I7. & WIR.) 
In dem Falle, als eine Sendung ohne Weg- und Abfertfgungsvoreohrift zur Aufgabe 
gelangt, kann auf Grund der Zusatzbestimmung XVII zu § 51 E.-B.-R., nachträglich 
eine billigere als die tbatsächliob vorgenonmene Fracbtbereehnung nur rüokaiohtliota 

ier von der EIsmInüNi gewIWIea BotliiimsaMtttlos feMmpnoht wcrisa. 
Wann durch die fehlende Bezeichnung der BestlmmoiiasbahB in Frachtbriefe ttat 
bühere Fracht verursacht wird, hat dies der Aufgeber zu verantworten. 

Die Zusatzbestimmung XVII zu § 51 E.-B.-R. kann anf den vor- 
liegenden Fall keine Anwendung finden. Diese Zusatzbestimmnng hat^ 
wie ans dem Inhalte der Absätze Z. 1 und Z. 2 hervorgeht, nnr den 

Sinn, dasR die Parteien in dem Falle, als Sendungen ohne Weg- und 
Abfertigungsvorschriften zur Aufgabe gelangen, nachträglich eine billigere 
Abfertigung als die von der Eisenbahn gewählte verlangen können, 
jedoch selbstverständlich nur zwischen derselben Aufg^abs- 
und Bestimmungsstation. Es geht aber nicht an, die Anwendung 
eines Tarifes zu verlangen, welcher zwischen der Aufgabsstation und 
einer anderen Bestimmungsstation liegt. Der Kläger verlangt nun die 
Berechnung der Fracht nach der Station L. der B. Eisenbahn statt der 
Fracht, welche sich nach der Station L. der beklagten Eisenbahn ergibt. 
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Eutscb. des liauddsgericbts der Seine vom 23. April 1902. 



Hier kommt nicht eine aodero AbfertiguDg als die von der Bahn ge- 
wählte in Frage, sondern die Fracht nach einer anderen Station als der, 
in welcher die Fracht aasgeliefert wurde. Der Kläger hat sich nicht 
darftber beschwert, dass das Frachtgut in die Station L. der beklagten 
Eisenbahn gebracht wurde, and da die Fracht nach dieser Station 
richtig berechnet ist und anch nicht behauptet wird, da« nach dfeaer 
Station sich auf eiuem etwaigen, anderen Wege eine billigere Abfertigung 
als die von der l^ahn gewälilte ergibt, so erscheint das Klagebegebren 
ungerechtfertigt. Wenn auch keine Bescbwerde iu der Riclidniir erhoben 
wurde, dass die betreflfenden Güter in der Station L. der beklagten 
Eisenbahn ausgeliefert wurden, so wird doch darauf liingewiesen, dass 
die etwa auf diese Weise aufgelaufene höhere Fracht lediglich vom 
Aufgeber zu verantworten ist, da derselbe insofern nicht den Vorscliriften 
des § 51 (1) c nuchgokonimen ist, dass er die Hestimmungsbalin im 
Frachtbriefe nicht bezeichnete, infolge dessen gemäss ^ ä3 (1) E.-B.-R., 
ferner gemäss Znsatzbtsiiininungen I und III hiezu die Partei die 
Folgen der maugeUiafteu uud undeutlichen Frachtbrieiangabeu selb.st zu 
tragen bat. 



Nr. 171. Entsch. des Handelsgeriehts der Seime. 

yom 23. April 1902. 
(Zeitaolir. t d. laterMt BiMab.-TnnBp. Xt (tWW). Nr. 1. & C Swrvt, Bolletla manaU ttu. S. m.) 

Art 7 (3) Interiat Uebereink. Verpflichtung der Eisenbahn zar ErnlttlM| des te- 

wiohts und der Stückzahl der Güter. 

Das Gericht hiess die Klage grundsätzlich gat, unter Reduktion 
immerhin der Entschädigung auf 400 Franken. 

Im ersten Fall auf Grund des Art. 15 der allgemeineu Taiifbe- 
Stimmungen der Nordbahn für Frachtgut, also lautend: 

jFür jede Abwägung, welche ausser derjenigen, die die Eisenbahn zweclfs Er- 
mittelung der Fracht auf ihre Kosten vornehmen muss, vom Absender oder Empfänger 
verlangt irird, ist m boahlen: 



Imnx rliiii worden diese (ü-bflhren nii lit crhnben . wenn bei der nachträglirheB 
Wägnnir < in Trrfnm zum \arlitri1 dfs Aliv mii r?) oder I'^rnpfäiitrcrs konstatiert wird". 

Da ohne ministeiielle Genehmigung von den Eisenbahnen keinerlei 
Gebühren irgend welcher Art eingehoben werden dürfen und hinsichtlich 
der Wägegebühr Art. 15 ausschliesslich gelte, und eine ganze oder teil- 
weise Aufhebung desselben nicht nachgewiesen sei, so könne das Be- 
gehren des Absenders auf Verwägung der Sendung behufs Ermittelung 
der Fracht - znr Erhebung einer Taxe keinen Anlass geben. Die 
FordeiTiug der Eingehung einer Verpflichtung znr Zahlung einer Wlge- 
gebflhr vor Abgang des Gntes sei also ungesetzlich gewesen. 
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Ln zweiten Fall kam Art. 42 der Tarifbestimmungen in Betracht. 
Laut diesem Artikel 

mnss jede Sendung von einer «Utierten iuhI vom Absoider miterzncliiieten I^- 
Uirnng begleitet sein, velebe enthllt: 

• • •••• ■• •••• 

3. Die Zahl, das Qewicht and d«i Inhalt der zu befördernden KoUi, ihre Nonimem, 
Marken oder Adressen. 

Die Beliauptune: der Nordbalin. dass diese Vorschrift sich nur auf 
Stiickgutsenduno;en beziehe, weklie beim Ab<j:;anj2: und bei der Ankunft 
von der Eisenbahn manipuliert werden müssen und bezüglich welcher 
daher ein beidseitiges Interesse an der Feststellung der Zahl der Kolli 
vorliege, ond dass mangels dieses Interesses Wagenladnngen von der 
Vorschrift nicht betroffen werden, wurde vom Gericht zurückgewiesen. 
Die genehmigten Tarife sind wörtlich anzuwenden, und es ist nicht ge- 
stattet, ihre Bedingungen ttber den Wortlaut derselben hinaus auszu- 
dehnen oder einzuschränken. Die Vorschriften des Art. 42 sind allge- 
meiner Natur und kennen den Unterschied nicht, welchen die Nordbahn 
hinein legen will. Auch eine Änderung des Artikels 42 ist vom 
Ministerium in keiner Weise zugestanden worden. Die einzige Ausnahme 
findet sich im Spezialtarif P. V. 29, Kap. IV Art. 10, wo gesagt ist, dass 
die Eisenbahn eine Angabe der Zahl der Kolli oder Gegenstände dann 
nicht zuliisst, wenn sie nicht in der Lage ist, diese Angabe ohne Um- 
ladung zu veiifizieren. Es ist aber festgestellt, dass dieser Tarif sich 
nur auf solche Sendungen bezieht, welche ausserhalb des Bahngebiets 
auf Privatf^eleisen und ohne Mitwirkung oder Gegenwart eines Hahn- 
angestellten verladen wonlen sind. Die Eisenbahn hat also auch in 
diesem Fall gegen ihre Pflichten gefehlt. 

Da erwiesen ist, dass die Weigerung der Nordbahn, die in Betracht 
stehenden Sendungen zur Beförderung anzunehmen, die Handelsgeschäfte 
des Guilbert gestört und diesen um einen berechtigten Gewinn gebracht 
hat, so muss die Eisenbahn ihm fiir diesen entgangenen Gewinn Ersatz 
leisten. 



Nr. 17d. Eatseh. des Dentsehen Beiehsgeriehts. 
5. Civil-Senat. Vom 24. April 1902. 

Wird eia StraiieiiialMiteraeiHier ilelit aif ttmMl MliMr MMHeh-rMlilliiimi Wege- 

nterliaitttngspflicht (Preuss. Kleinbahngesetz vom 28 Juli 1892 § 6 Abs. 2), sondern 
aas eleem Privatvertrage in Anspruch genommen, so ist der Rechtsweg zulässig. 
Tretx eiees solchen Vertrages bleibt der WeQeunterhaitungspfliohtige geyenüber der 

Wegepollnlbeli9rde rier Verpfiiolitsle. 

Die Beklagte wird nicht aus ihrer öffentlich* rechtltehen Ver- 
pflichtung zur Unterhaltung der von ihr fQr den Bahnbetrieb benutzten 
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Wegestreeke (§ 6 Absatz 2 des Kleinbahnengesetzes vom 28. Jali 1802) 
in Ansprach genommen, sondera anf Erfftllnng der Ton ihr vertrags- 
mftssig flbernommeneu Leistungen, zu denen sie sich nach den Be- 
haaptangen der Klägerin dem Provinzialverbande gegenüber verpflichtet 
hat and die auf die Klägerin durch den Vertrag vom Jahre 1899 Über- 
tragen worden sein sollen. Dass mit der Uebernahme solcher Leistungen, 
zu denen sich der Bahnuuternehmer dem Wegeunterhaltungspflichtigea 
gegenüber durch V ereinharung verpflichtet, ein lediglich den privat- 
rechtlichen Normen unterstehendes Vertragsverhältniss zu Stande kommt, 
ist an sich nicht zweifelhaft und auch vom Reichsgericht bereits an- 
erkannt (vergl. Entscheidungen in Civilsachen Band 40 Seite 285; 
Band 42 Seite 209; auch Gruchots Beiträge Band 46 Seite 361). Von 
diesem rein privatrechtlichen Boden, auf dem der Rechtsstreit bisher 
geführt wortlen ist und auf dem er ruht, sucht ihn die Revision ver- 
geblich abzudrängen ; sie will in dem von ihr abschriftlich überreichten 
Schreiben des Bürgermdsters der Klägerin vom 19. Juli 1899 eine 
polizeiliche Verfügung nnd in ihrem Antwortsdireiben vom 20. deiselhen 
Monats ehien «Einsprach* im Sinne des § 66 des Zoständigkeitsgesetzes 
vom 1. Angnst 1883 erblicken. Beides ist unrichtig. Form nnd Inhalt 
des ersten Schreibens ergtebt, dass es keine polizeiliche YerfBgong ist, 
sondera anter Bezugnahme auf die von der Beklagten eingegangene 
vertragsmfissige Verpflichtung die Autforderung enthftlt, der letzteren 
nachzukommen. Und ebenso ergiebt Form und Inhalt des Antwort- 
schreibens der Beklagten, dass auch sie das Schreiben in diesem Sinne 
anfgefasst und beantwortet hat, indem sie ihren gegentheiligen Stand- 
punkt bezüglich der von ihr eingegangenen Verpflichtung geltend macht. 
Damit entfällt ohne weiteres die Beschwerde der Beklagten, welche 
meint, dass nur im Verwaltungsstreitverfahren über ihre Verpflichtung, 
an der Unterhaltung der Wegestrecke theil zu nehmen, befunden werden 
könne; dies i.st richtig, wenn die Beklagte als üfFcntlich-rechtlich Ver- 
pflichtete in Anspruch genommen werden wird, es ist aber nicht richtig, 
wenn von ihr die Erfüllung von VerpÜichtuugen verlangt wird, die sie 
vertragsmässig übernummen hat. 

Ebenso unbegründet ist es, wenu die Beklagte nunmehr den Ver- 
trag vum 25. September / 2. Oktober 1899 nicht als rechtswirksam aner- 
kennen will. Bichtig ist in allen ihren hierauf bezOglichen Ausf&hrangen 
nur dies, dass der nach Öffentlichem Becbt zur Wegeunterhaltung Ver- 
pflichtete sich nicht dieser seiner Verpflichtung dadurch entledigen kann, 
dass er durch Vertrag die ihm obliegenden Lelstongen einem Anderen, 
der zu ihrer Ueberaahme bereit ist, ftbertrttgt. Aber daraus folgt nur, 
dass die öffentlich-rechtliche Verpflichtung als solche nicht durch Ver- 
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trag von demjeuigeu, dem sie gesetzlich obliegt, losgelöst werden kann 
oder — spezieller gefasst dase letzterer trotz des Vertrages der 
WegepoIizeibehOrde gegenüber der Yerpflichtete bleibt; es folgt aber 
daraos nieht, dass sich ein Dritter ihm gegenüber nicht priyatrechUich 
zur U^bemahme deijenigen Leistungen verpflichten k5nnte, welche den 
Inhalt der Wegennterhaltnngspflicht ansmachen. Indem die Beklagte 
diese beiden dnrchans verschiedenen Fragen dorcheinander wirft und 
verwechselt, kommt sie za der Meinung, dass sie von der Klägerin 
überhaupt nicht in Anspruch genommen werden könne. Ist die dem 
Provinzialverbande gegenüber eingegangene Verpflichtung eine privat- 
rechtliche, so ist nicht abzuseilen, weshalb sie nicht von diesem mit der 
Verwaltung der Strasse an die Stadtgenieinde hfttte übertragen werden 
dürfen. Ob daneben die Stadti;* meiiide oder die Provinz die zur Woge- 
onterhaltung nacli öffentlicheni Kecht Verpflichtete ist, kommt für den 
gegenwärtigen Rechtsstreit überhaupt nicht in Betracht, da die von der 
Beklagten überaommene privatrechtliche VerpÜichtuug unabhängig hier- 
von besteht. 

Nr. 178. Entsch. des Deutschen Uoiclisgorichts. 

7. Civil-Senat. Vom 25. April 1902. 

(Jur. Wocheasclir. XXXI (l««). Nr. 87/40. S. 3J3 Zitf. 58.t 

PreMt.Entelgn.-668. vn« II. Juni 1874 % II. Die EitsohidigiingsbenMsani eine« 
IrwMMBokt aaf Qnind i«r FNltlN nlMt Neibue lit.tlao m hohe, date tie asofc im 
Wnrlk aller isMellc MantMiM ReoMe la tlsk MMIeett 

Wenn bei der Entei^ang eines Hansgmndstflcks auf Grund der 
Fiktion eines Neubaues der Entschftdigan|>:sbetrag fftr den Eigentliümer 
festgesetzt wird, so erhält dieser eine Vergütung, durch welche das 
ganze Immobile in seiner höchsten Ausnutzungsfähigkeit abgegolten 
wird, und die daher auch das volle Aequivaleiit der das Grundstück 
belastenden Rechte in sieh schliesst. Der Em{)frtiig der in solcher Weise 
ansgeraittelten Summe setzt demnach den Eigenthümer in den Stand, 
jene Ansprüche abzulösen, imlem er den Berechtigten völligen Ersatz, 
also bezüglich sowohl des objektiven wie des individuellen Werthes gewährt. 



Nr. 174. Entsch. des Deutsclieii Reichsgerichts. 

5. Civil-Senat. Vom 30. April 1902. 
(Jnr. WoeheiMObr. XXn (IMI). Nr. 87/40. 8. IN. Ziff. W.) 
PreMt. Eatelfa>-8e8. vom II. Jial 1874 § 23 Nr. 4. Oer Enteignang ist nach § 23 
Nr. 4 I. c. zwar auch das für die erstmalige Herstellung des Bahnkörpers erforderliche 
Sohüttungsmaterial unterworfen. Doch kann sich aus einem Vertrage über die frei- 
willige Hergabe des Terrains nach den Bestimmungen des EnteignungsgeseUes auch 
•Im blnrvte abwnlnliMile Abelaht int Kt iitrabMim ergelien. 

Es handelt sich dämm, zn emittelu, in welchem Umfange sich 
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der KI. dem Kreiso T. gegen&ber znr aoentgeltlichcii Hergabe yon Grund 
und Boden znm Baa der Eisenbahn vertragsmässig verpflichtet hat. 
Der Wortlaut des Vertrages steht fest; nach ihm will der Ei. den Onind 
und Boden in dem Umfang hergeben , ,in welchem derselbe nach den 
landesgesetzlichen Bestimmungen der Enteignung unterworfen ist* und 
zwar: ,den dauernd erforderlichen zum Einheitspreise von 1200 Mark 
für das Hektar znm lastenfreien Eigenthnm, den vorttbergebend er- 
forderliclieii unentgeltlich zur Benutzung für die Zeit des Bedürfuisses. 
Während nun der Fiskus das Hauptgewicht darauf legt, dass nach den 
^landesgesetzlidien Bestimmungen", nämlich nach § 23 Nr. 4 des Ent- 
eignnngsgesetzes vom 11. Juni 1874, der Grund und Boden auch insoweit 
der Enteignung unterworfen sei, als aus ihm das Schiittungsmaterial 
zur erstmaligen Herstellung des Bahnkörpers entnommen werden soll, 
und dass eine solche Eni nähme, wie auch das Ii. G in Sachen des 
Kreises Rügen wider den J'reiissischen Eisenbahnfiskus durch Urtheil 
vom 11. November 1890 (III. 160/1890) anerkannt habe, sieh als vor- 
übergehende Beschränkunjx des Grundeigenthums darstelle, hält der B. II. 
dies nicht für entsclieidend, sondern meint, es komme darauf an, welchen 
Sinu die Vertragsparteien mit den im Vertrage gebrauchten Worten 
verbunden haben. Dieser ist zu Quasten des Enteigneten festgestellt 
worden, und diese Auslegung kann nicht deshalb als reehtsirrthflmlich 
angefochten werden, weil gesetzlich der Umfang des Enteignungsrechts 
ein weiterer sei oder weil sich gesetzlich mit der dauernden oder vor- 
abergehenden Beschränkung des Grundeigenthums ein anderer Sinn 
verbinde. Es kommt daher auch auf das obengedachte Beichsgerichta- 
urtheil nichts an, bei welchem die Sachlage eben deshalb eine andere 
war, weil damals der B. R. den Vertrag der Paiieien anders ausgelegt, 
nämlich dahin verstanden hatte, dass sich die gesetzliche und Vertrags- 
niässige Festsetzung vollständig decken sollte. Für den vorliegenden 
Vertrag nimmt dies der B. R. nicht an; er stellt vielmehr ausdrücklich 
fest, dass dem Kreise Teraplin und dem Bekl. das Kecht nicht hat ein- 
geräumt werden sollen, Sand, Kies und Steine unentgeltlich aus solchem 
Grund und Boden des Kl. zu entnehmen. 

Nr. 175. Eiitseh. des Deutschen Relehsurerichts. 

5. Civil-Senat. Vom 30. April 1902. 

i.lur, W..:hcii!^cLr. .XXXI i'.Wi'. Kr- 37 iO. S 310. ZilT. 41.) 

Ein servitutarisches Straftsenaaliegerrecht ist zwar nach preuMisohem und frajizösiscliem 
Rfdiite tnerkaimt, sioM aber mieh gMielaeM Reobt 

Es ist zuzugeben, dass nach preussischem und franzitoischem Becht 

ein servitutarisches Strassenanliegerrecht anerkannt wird, wobei auf 
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die nacli prenssisehen Beeht ergangenen ürtheHe des erkennenden 
taate y. 324/98 vom 18. April 1899 nnd V. 325/98 ?om gleiclien Tage, 
letztovs «bgedrackt in Bd. 44 S. 282 der EntocheidiiDgen, und namentlich 
dairnnf hinzuweisen ist, dass darin auch verschiedene erhebliche Äb- 
schwftchungen And Einschr&nkangen des gedachten Rechtes dargelegt 
sind. Was dagegen die neuere Bechtsprechung des gemeinen Bechts 
anlangt, so hat der III. CS. des B.G. schon in seinem in Bd. III S. 171 
der reicbsgerichtlichen Entscheidungen abgedruckten Urtheile unter 
ausf&hrlicher Begründung dem Strassenanlieger jeden Scbadensersatz- 
an^ruch sogar bei gänzlicher Aufliebung der Strasse deswegen abge- 
sprochen, weil ihm ein solclier weder nacli nachbarrechtlichen Grundsätzen, 
noch nach einem sogenannten stillschweigenden Vertrage mit der Gemeinde, 
noch nach öffentlicli-rechtlichen Bestimmungen des rümisclien Rechts 
zustehe. Aehnlich hat der genannte Senat in der Entsclicidung Bd. VI 
S. 159 erkannt. Der VI. CS. des R.G. hat sicli dem in seinem Urtheile 
VI. IO/8'.J vom 21. Miirz 1899 durchaus in Bezug sowolil auf Stra.^sen- 
aufhebung als auf Strassenveräudeiung angeschlossen, und in demselben 
Sinne spricht sich aucii wieder das Urtheil des III. CS. 111.327/98 
vom 24. Februar 1899 aus. Der erkennende Senat hat keinen Aulass, 
von dieser feststehenden Bechtssprechung des B.O. abzugeben. 



•Xr. 176. Entsch. dos Preuss. OborYorwaltungsgcrlchts. 
4. Senat. Vom 5. Mai 1902. 

(Dmttaohe Jnilat^eltg. YU (iMi>. Nr. M. 8. S86. Ziff. 91.) 

EfstohreilM iw OrteHKstiiMfelris bei driiiHehen huitfespsllssllltiwi Asidsfeiheltss. 

ReeMsattttlng. 

Die Ortspolizeibehörde ist zu Massregeln befugt, welche an sich 

znr Zuständigkeit der Landespolizeibehörde gehören, wenn eine so 
dringende Gefahr vorliegt, dass die sonst gebotene Inanspruchnahme 
der Vermittelung dieser Behörde unmöglich ist. Wenn die Ortspolizei- 
bebörde zur Beseitigung dringender Gefahr Leistungen, die begrift'lich 
unter die Chausseeunterlialtungslast fallen, von dem Träger dieser Last 
fordert oder sie zur Erlialtung des gefährdeten oder zur Wiederherstellung 
des unterbrochenen Verkehrs für liechnung desselben ausführt f§ 55 des 
Zuständigkeitsgesetzes), so liegt eine die rnterhaltung eines öttentlichen 
Weges betretfende Anordnung, und zwar der \\ ege Polizeibehörde, 
vor, nach dem geltenden Rechte ist eben für solche Eilfälle die Oits- 
polizeibehörde neben der ordentlichen Chausseebaupolizeibehörde als 
Wegepolizeibehörde zuständig. Gegen derartige Anordnungen finden 
aber die Bechtsmittel aas § 56 a.a.O. statt. Die Frage, ob die Orts- 
polizeibehörde in derartigen EilfäUen in üebnng der eigenen Amtsgewalt 
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oder als Oi'gan des Begierangisprftsidenteii Torzogehen, und ob sie also 
ihre Anordnaog als ihi'e eigene oder als eine solche des Begienuigs- 
prAddenten zu erlassen bat, rnnss im erstcren Sinne beantwortet werden. 
Praktisch wichtig ist dies besonders für die Oestaltang des Rechts- 
mittelzugs. Die OrtspolizeibehGrde handelt in Fällen, wie dem 
hier vorliegenden, nicht als Organ der Landespolizeibehörde, sondern 
kraft der ihr beiwohnenden Pulizeigewalt auf Grund eigener, wenn • 
auch ausserordentlicher Zuständigkeit. Die Anordnungen sind mithin 
als ihre eigenen zu betrachten und daraus gemäss §§ 127 ff. des Landes- 
verwaltungsges. nud § 56 dos Zoständigkeitsges. die Folgerangeu für die 
Bechtsmittei zu ziehen. 



Nr. 177. Entsch. des Hanseatisehen Oberlandesgcrichts. 
1. OiTil-Eammer. Tom 23. Hai 1908. 

(AMh. llr gomAL Baaktspa III (iMt). Nr. li. & vn.) 
R.'Hanpfl.-Ges. § 3. Die Witwe eines infolge eines Unfalls Gestorbenen kann von Um 
für den Unfall Entschädigungspflichtigen dann keinen Schaden ersetzt verlangen, 
wenn der Unfall schon vor der Eheschliessunn erfolgt war, ihr Ehemann zur Zeit der 
Heirat gar nicht aehr erwsrfeifihig war, daroh mIhm Tod Ihr also iash keta NaslH 

toll ze|ifl|t ist 

Geht man davon ans, dass § 95 des ünfallTersichemDgsgesetzes 
der hier ans dem Haftpflichtgesetze yom 7. Jnni 1871 — §§ 2 und 3 
(a. F.) — erhobenen Klage nicht entgegensteht (vgl. Entsch. des B.-0., 
in Givflsachen Bd. 24, S. 122 ff., Bd. 81, 8. 78) nnd erkennt man wdter 
nach dem hier noch znr Anwendung kommenden älteren Wortlaute des 
§ 3 des Haftpflichtgesetzes — (der inzwischen durch § 42 des Ein- 
ft\hrungsgesetzes zum B. G.-B. abgeändert und mit § 844 des B. G.-B. 
in Einklang gesetzt ist) — sowie nach der in der höchstgerichtlichen 
Judikatur diesem Wortlaute beigemessenen Auslegung (vgl. Entsch. des 
R.-G. in ('ivilsaclien Bd. 1 S. 49 ff.) au, dass auch der Witwe aus einer 
erst nach dem schadenstiftenden Ereignisse abgeschlossenen Ehe (weil 
sie zweifellos zu denjenigen gehört, denen der Getötete zur Zeit seines 
Todes durili Gesetz verpHichtet war, Unterhalt zu gewähren) ein 
Schadenersatzanspruch gegen den Betriebsunternehmer zustehen kann, 
80 ist doch — gerade nach dem Wortlaute des Gesetzes — ohne weiteres 
gewiss (und übrigens auch schon durch den Begriff des Schadenersatzes 
gegeben), dass eiue solche Witwe Ersatz eben nur insoweit zu fordern 
berechtigt ist, als sie thatsächlich durch den in nachträglicher Folge 
des Unfalls eingetretenen Tod ihres Bhemannea Sehaden erlitten hat, 
d. h. — nach den Worten des Oesetzes: — ,a]s ihr infolge des Todes- 
falles der Unterhalt entzogen worden ist". 

Dieser Schaden besteht nun im vorliegenden Falle, wie ohne weiteres 
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einleuchtet, gewiss nicht darin, (hijss Tr, diircli den Betriebsunfall vom 
24. Februar 1899 seine Erwerbsfälligkeit eingebüsst hatte und ein zu 
jeder Arbeit untauglicher Invalide geworden war. Denn nur als solchen 
hat die Klägerin ihn geheiratet; die gesetzliche Verpflichtung ihres Ehe- 
mannes, ihr Unterhalt gewähren zu niftssen, ging also von Anbeginn 
der Ehe niemals über das Mass dessen hinaus, was ihm als Invaliden 
zum Unterhalt für stell und seine Familie zn beschaffen noch möglich 
war nnd zu Gebote stand. Das waren aber eben nnr die oben 
spezifizierten, ihm ans der ünfallyersichernng znfliessenden Mittel. An 
diesen Mitteln Itonnte er allerdings» so lange er lebte, seine erst nach 
dem Unfall geheiratete fVan partizipieren lassen, aber nnr insoweit, 
als er seine eigenen Bedttrfnisse nnd die Bedürfnisse seiner allein renten- 
berechtigten Kinder einschrftnkte. Denn, abgesehen Ton dem, was dnrch 
solche Einschränkung aufzubringen sein mochte, konnte er eben aus 
den ihm allein noch zofliessenden, durch das Gesetz festgelegten Mitteln 
der Versicherung, die er sich dnrch sein»" friihei e Arbeit verdient hatte, 
der Klägerin keinen Unterhalt verschaffen. Weder konnte er ihr nach 
seinem Tode eine sie persöiilirli berücksichtigende Rente zuwenden, da 
das Versicherungsgesetz dies durch ausdriickliche Bestininuuig im § 6, 
Zift'. 2 sub a letzter Absatz nicht zulässt, noch auch nur bei seinen Leb- ' 
Zeiten, während er selber freien Unterhalt in der Krankenhausbehandlung 
• ^enoss, eine ihre Person mit berücksichtigende Familienrente, da das 
(tesetz dies durch die klare Bestimmung im letzten Absatz des § 7 
ausschloss. 

Die FamiHenrente, soweit sie nach dem Versicbeningsgesetze 
flberhaupt jemals zu beanspruchen war, nilmlich für Tr.*s Kinder, ist 
in nnvermindertem Betrage von 48,35 Hk. nach dem Tode Tr.*s be- 
stehen geblieben. Das Mass des Unterhalts, den Tr. seit Eingehung 
seiner Ehe für Frau und Kinder überhaupt nnr noch sn beschaffen 
vermochte, hat sich also durch seinen Tod nicht verändert, und die 
Klägerin kann deshalb mit Grund nicht behaupten, dass ihr infolge des 
Todesfalles ihres Ehemannes der ihr bis dahin yon diesem gew&hrte 
Unterhalt entzogen sei. 

Nr. 178. Entseh. des Oesterr. Obersten GeriditslMfes^). 

Vom 24. Mai 1902. 

(OoBterr. EUenb.-Veroran Hl X'V Sr.v^i s. l>87i.} 
Nichthaftung der Bahn für Unfälle, welche durch das Scheuwerden von Pferden auf 
einer neben dem Bahnkörper führenden Strasse infolge Vorbeifabrens eines Znoes 

ImrbtlieffOhrt wariM. 
Wenn von den Untergerichten angenommen wird, dass das Scheu- 

') Diese Kutschciduiig steht im Widerspruch mit zahlreichen Entscheidangen 
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Wt'i den der Pferde dui ( Ii den neben der Falirstrassc verkehrenden Eisen- 
bahnzug bewirkt wurde, so kann diese von den Betriebseinrichtiingen 
gänzlich unabhängige, änsserlich nicht gi*eifbare Einwirkung schon dem 
Begriffe üftch als eine Ereignung im Verkehre, im Sinne des Gesetzes 
vom 6. März 1869, R.-G.'B1. Nr. 27, nicht anfgefasst werden, zumal 
das Eintreten derselben nicht yoransgesehen und nicht abgewendet 
werden Jcann, eine solche Einwirkong des Torttberfahrenden Eisenbalm- 
znges Örtlich nicht beschränkt ist nnd anch auf weite Strecken wirk- 
sam sein kann. 

Es kann somit von einem vermutheten Verschulden der Bahn- 
untemehmang im Sinne des citirten Gesetzes im vorliegenden Falle 
nicht die Rede sein. 

Insoweit aber in dem ersti i ht rlichen Urtheile auf Umstände hin- 
gewiesen wird, welche direct das Versclmlden der Bahnunternehmung, 
bezw. des von ihr verwendeten Personals, darthun sollen, so ist dagegen 
zn bemerken, dass Signalptilt'e und das .Auslassen des Damiifes unter 
Umständen zu den notliwendigen Functionen des Kiscnbahuverkebres 
gehören, untl nicht festgestellt wurde, als ob dieselben im vorliegenden 
Falle ganz Überflüssig oder gar vorsätzlich von dem betrettenden Bahn- 
functionär vorgenommen gewesen wären, und dass es sich überdies 
nicht feststellen lässt, ob eben die Pfitfe und der üanipf auf die Pferde 
eingewirkt haben, da ihr Scheuwerden auch durch das blosse Geräusch 
des herannahendeu Zuges hervorgebracht werden konnte. 

Anch in dem Nichtanhalten des Znges kann ein Verschulden des 
Personals nicht erblickt werden; unter dem Hindemisse, bei dessen 
Vorhandensein nach den in dem erstrichterlichen ürtheile dtirten 
Instructionen der Zug anzohalten ist, kann dem Wortlaute und dem 
Sinne nach nur ein dem Eisenbahnverkehre entgegenstehendes Hindemiss 
verstanden werden; eine Verpflichtung zum sofortigen Anhaltes des 
Zages bei jedem Ansichtigwerdcn eines ausserhalb des Bahnkörpers 
befindlichen scheuwerdenden Thieres würde zu einer der Bestimmung 
der Eisenbalm gei adezu widerstreitonden Hemmung des Verkehres führen. 

Ueberdies wäre ein solches, augenblicklich nicht zu bewerk- 
stelligendes Anlialten des Zuges auch zweeklos. da während des. jpden- 
falls eine längere Zeit in Ansprucli nehmenden Anhaltens das Scheu- 
werden der Pferde sich steigern muss. 

d«8 Dentsohen Reichggerichti: t. Entsch. vom 6. 1. 1887 tat die8« Zettaclir. Bd. V 
S. 898, — 17. 11. 1886, IV 8. 888, — 86. 11. 1889, YIU 8. 9, — 88. 2. 1891, Vm S. 246, 

— 12. 11. 1891, IX S. 109. 10. 5. 1892, X S. 197, — 1. 3. 1894, X S. 270, — 21.8. 
1894, XII s. 8, — 21. 4. i.s.h;, xm jj. 166. Vgl. auch Egcr, Kommentar «.Kelda- 
haftpflichtgcsetz, 5. Auti., b. Vdö, 129. 
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Demzufolge ist auch die Hinweisuiig auf den Mangel der Vacuuiu- 
branse ohne Bedentong, zumal nicht festgestellt wurde, dass eine 
Tacuombremse an dem gegenständlichen Znge Yorscbnftsmässig ange- 
bracht werden sollte, und dass der Bahnnntemehmnng diesbezüglich 
eine schnldbare Unterlassnng znr Last f&llt, vielmehr nach der Äns- 
sage des Sachveratfindigen im Eisenbahnfache bei Secnndftrbahnen 
Yacnnmbremsen nicht znr Anwendung kommen. 



Nr, 179. £ntseh. dos nandrlsu:oric'Iits in Ostende. 

Vom 26. Mai 1902. 

(ZeitB'-lir. tiir den iiiternat. Ki^eiili Transp X :1902). Nr. 11. S. 3<!7.; 

Veraatwortlichkeit der Eisenbahn beim Verlust einer infolge eingetretener Qirung 2U 
Grdnde gegangenen Sendung Sirup, nach belgischem Recht. 

Die Gänuig de.s Sirups, wi-lelie das Platzen des Fasse.s verursacht 
habe, sei auf die natiii liehen Eij^cnschaften des Gutes zurückzuführen 
und mii.sse dalier als Zufall, oder als liühere Gewalt oder als Folge 
einer der Eisenbahn nicht zur Last fallenden anderweiten fremden Ein- 
wirkung augeselipn werden, was gemäss Art. 34 des Gesetzes die Bahn 
von der HaftpÜiciiL befreie, sofern diese sich nicht einen Fehler oder 
einen Mangel an deigenigen Sorgfalt habe zu Schulden kommen lassen, 
zu welcher sie gemäss dem Frachtvertrag verpflichtet gewesen sei. 

In dem vom Kläger behaupteten Umstand, dass ihm die Ankunft 
des Gutes verspätet angezeigt worden sei, könne ein Verschulden der 
Eisenbahn deswegen nicht gefunden werden, weil diese Anzeige noch 
mnerhalb der gesetzliichen LieferfHst stattgefunden und die Eisenbahn 
auf die Ausnutzung der ganzen reglementatischen Lieferfrist Anspruch 
habe. Dagegen konnte die Eisenbahn der Haftpflicht sich nicht ent- 
ziehen, wenn bewiesen wäre, dass, wie der Kläger behauptet, die ein- 
getretene Gärung ihre unmittelbare Ursache in einem Fehler der Eisen- 
bahn habe. Wenn indessen auch angenommen werden könnte, dass 
die Eisenbahn dem Empfänger gegenüber verantwortlich wäre, weil sie 
das Gut in einem der Sonne ausgesetzten Wagen stehen Hess, wo 
dasselbe eine ausserordentlicii hohe Temperatur annahm, so niüsste der 
Kläger zuvor dartun, dass die Sendung, welche übrigens im hohen 
Sommer als Frachtgut und ohne dass etwa eine besondere Verabredung 
bezüglich ihrer Betorileruin? stattgefunden hätte, aufgegeben wurde, 
"Während doch Absender mid I juidangei- wissen mus.sten, dass das seiner 
Natur nach der GäJung unterworfene Gut bei einer unter luuständeu 
sehr hohen Temperatur transportiert werden musste, — in anormaler 
Weise und ans Verschulden der Eisenbahn der gltthenden Sonne ausge- 
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setzt worden ist und dass dabei die gewöbnlichsten Vorkehrungen sar 
Vo'meidnng der 6&rung vernaehlAssigt worden sind. 

Ein Nachweis in dieser Richtung sei aber weder geleistet noch 
auch nur anerboten worden. 

Endlich sei auch die Behauptung des EUlgors, dass die Eisenbahn 
fttr Zufall hafte, wenn der Schaden eingetreten sei, wShrend jene aus 
anderweitigen Ursachen im Fehler oder Verzug war, ohne Bedeutung, 
weil die Eisenbahn weder im Fehler noch im Verzug war, nachdem, 

bereits erwähnt, die Sendung dem Empfänger innerhalb der Liefer- 
frist zur Verfügung gestellt woi'den ist. 



Nr. 180. Entseh. des Deutschen Relchsgerlelits. 

6. Civil-Senat. Vom 5. Juni 1902. 

(D. Jur.-Zoitg. VII (\9<)2). Nr. 19. S. 461. Zlfl". 56/ 

Haftung des Bauunternehmers für seine Arbeiter. B.G.B. §831. 
Fttr die Führung des im § 831 nacligelasseuen Entschuldigungs- 
beweises darf man im allgemeinen keine höhere Anforderung stellen, 
als den Nachweis einer Sorgfalt, die in dem vernünftigen und normalen 
Verkehr für erforderlich und genügend gehalten wird. Danach wird 
man in Ansehung eines Neubaues mit seinen vielen Geschäften von 
dem Unternehmer, wenn ihm auch an sich die Ldtung obliegt, nicht 
schlechthin yeiiangen können, dass er den einzelnen Arbeiter bei jeder 
Verrichtung selbst ttberwache oder beaufsichtigen lasse und Jede einzelne 
Handlung besonders anordne. Bei erwachsenen, eingelernten Arbeitern 
darf er ürteOsAhigkeit und Umsicht anch hinsichtlich der Vermeidnng 
von Gefahr fhr Dritte bis zu einem gewissen Grade voraossetzen, und 
mnss Vorsiehtsmassregeln, die allgemem bekannt oder nach gesindem 
Menschenyerstand fttr jeden als notwenig erkennbar sind, nicht stets 
Ton neuem einscliärfen. Andererseits bedingt freilich der Erfahrnngs- 
satz, dass die Arbeiter bei gefährlichen Betiieben leicht gleichgültig 
gegen die Gefahr werden, ein erhöhtes Mass von Aufsicht; indes kommt 
es anch hier auf die Umstände an, und insbesondere kann der Satz, 
ein Handlanger sei kein solcher Angestellter, der seine Verrichtungen 
selbständig und oline Aufsicht auszuführen pflege, sondern bedürfe 
einer steten Ucl) erwachung, in dieser Allgemeinheit nicht als zu- 
treffend anerkannt werden. Der hier in Betracht kommende Arbeiter 
war, wie bezeugt, ein zu seinem Geschäft brauchbarer, ordentlicher, 
nüchterner Mann, der von ihm begangene Fehler lag darin, dass er 
nicht einen zweiten Mann zur Hülfe genommen hatte, und dies konnte 
er einsehen, ßekl. dagegen behauptet nicht, dass er diesem Arbeiter 
jene Vorsichtsmassr^gel besonders anbefohlen habe, aber er behauptet, 
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es habe die Uebung bestanden, dass die Kalkkairen, wenn sie voll 
oder nahezu voll beladen gewesen, durch zwei Leute hinuntergefahren 
worden seien, und jener Arbeiter habe diesen Braucli gekannt, auch wochen- 
lang, bis zu dem Unfall, stets eingehalten. Das thatsächiicUe Bestehen 
eines solchen Brauchs würde zwar den Bekl. nicht entlasten, wenn er 
niebt «och seinerseits für dessen Befolgung Sorge getragen hfttte; aber 
ob und wifi weit solche zu gehen hat, nnd ob der GeschSftsherr sich 
ohne Yerschnlden darauf Terlassen darf, es werde eine in dem Geschäft 
eingeftthrtOf den Arbeitern bekannte nnd yon ihnen regelmässig einge- 
haltene Uebnng anch selbständig, ohne besondere Vorschrift oder Auf- 
sicht, fernerhin befolgt werden, lässt sich nnr nach den Umständen des 
einieihian Falls beurteilen. Hier hat Bekl. sich darauf berufen, dass 
er Betriebseinrichtnngen getroffen habe, durch die den Arbeitern die in 
Bede stehende Vorsichtsmassregel zu jeder Zeit ermöglicht und in Er- 
innerung gebracht worden sei, und hierauf muss daher eingegangen 
werden. • 

Nr. 181. Entsch. des Itentsehen Seiehsgeriehts. 
7. Givil-Senat. Vom 6. Juni 1902. 

(Jar. WoebwiKlir. XXXI (IMM).' Hr. iWftl. a «08. Ziff. 67.) 
Nr. 3. Tarifstetle 32 des Preuss. Stempelges. vom 31. Juli 1895. Lokomotiven fallen 
■■ter den Begriff JiMge", wenn sie sowohl gleichartig, wie von gleioiier wirtlitoiitft- 

licher Bedeutung sind. 

Es handelt sich um die Frage, ob die sub a und b des Betrages 
zusainniengefassten Lukuinotiven eine Menge im Sinne der Belieiungs- 
vorschrift Nr. 3 der Tarifstelle 32 zum Preussischen Stempelsteuergesetze 
Tom 31. Juli 1895 bilden. Der B.K. bejaht die Gleichartigkeit, ver- 
neint indessen die Gleichwerthigkeit der unter diese beiden Gruppen 
fallenden sechs Lokomotiven. Er verneint sie lediglich deshalb, weil 
Gruppe a ohne, Gruppe b mit Dampfläntewerk bestellt worden seien 
und kommt daher zu dem die Anwendbarkeit der Befreiungsvorschrift 
ansschliessenden Ergebniss. Die Begründung ist nicht frei von Wider- 
sprach und daher unzulänglich (§ 286 der G.P.O.). Das B.G. hat 
den Begriif der Menge dahin festgestellt, dass es sich um eine im 
Sprach gebrauche des Lebens als Menge bezeichnete grössere Zahl von 
gleichartigen Sachen handeln müsse, die nach ihrer Beschaffenheit und 
dem Willen der Vertragschliessenden als unter einander völlig gleicU- 
werthig und daher insoweit auch als vertretbar in Betracht kämen, ohne 
das.s dabei auf das einzelne Stück an .sich, als Individuum, irgend ein 
Gewicht gelegt werde (Entsch. Bd. 42 S. 255 tt'. und die dort angeführten 
rrtheile, Entsch. iid. 4H S. 290 tf., S. 304 tf., Juristisclie Woclien- 
schrift 1900 S. öü8, Urtheil vom 1. Juni 1900 Vll. 68/1900, Urtheil 

Eger, EUenbahnrocbtliobe Eaticlieidangen XIX. 16 
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des Senats voifi 19. September 1899 YII. 113/1899). Die Gleichartigkeit 
mehrerer Sachen besteht hiernach darin, dass sie za derselben Oattong 
geboren und innerhalb dieser wesentlich die gleichen Eigenschaften 
haben. Die Folge, nicht der Gegensatz der Oleichartigkeit isl die 

Gleichwertbigkeit der Gegenstände, welche vom R.G. nur io dem Sinn 
als Erfordei'niss des Mengebegriifs betont ist, dass sie durch eine auf 
der Anbringung rein äosserlicher Zathaten beruhende Verschiedenheit 
der Preise nicht ausgesclilossen werde, wofern nur die wirthsclmftliche 
Bedeutung, welche jedes Stück vermöge seiner natürlichen Beschaffenheit 
und dem Willen der Vertragschliessenden mit dem anderen habe, die- 
selbe sei (vergl. insbesondere das Urtlicil vom 19. September 1899). 
"Wenn also das B.G. auf der einen Seite annimmt, dass die sechs Loko- 
motiven der Grui)pen a und b gleichaili<r. d. h. von wesentlich denselben 
Eigenscliaften seien, auf der anderen Seite aber die Verschiedenheit 
ihrer wiilli.schaftliclien Bedeutung behauptet, so fehlt es für die letztere 
Aufstellung au der erforderlichen Begrüuduug. 



Nr. 18d. Entseli. des Bayrisehen Oberlandosgerlelits In MUnehen. 

1. Civil-Senat. Vom 7. Juni 1902»). 

(P Jur. Zeitg. VUI (1908^ Nr 2 S 58 

Tragweite des § 95 des Uaf.-Vers.-Ges. vom 6. Juli 1884 in Betreff der Aieprüche 

der Hinterbliebenen. 

Die Vorschrift des § 95 U.V.G. nmss in Uebereinstimmung mit ihrem 
Wortlaute dahiu verstanden werden, dass für die Hinterbliebenen, für 
deren Bed&rfbis das Gesetz Vorsorge trifft, die ihnen fttr den Fall der 
HilfsbedQrftigkeit nach den Vorschriften des § 6 gewährten Ansprüche 
anf die Unfallrente die Entschädigungsansprüche des borgerlichen Bechts, 
von dem Falle vorsätzlicher Herbeif&hmng des Unfalls abgesehen, 
schlechthin aussehliessen. 



Nr. 1S$. Entseh. des Prrass. Oberverwaltinigsgerlelits. 

3. Senat. Vom 9. Juni 1902. 

(D. Jur Zi'iti.' vnr - irNis Nr 3. S 84. ZIIT lo i 

Kranlieii-Ver8ich.>6e8. g 28. BegrifT der Krankheit. Hinzutreten neuer Krankheiten 21 

der bestehenden. 

Aus dem im Sinne des Kiankenversicherungsgesetzes gegebenen Begriff 
der Krankheit als eines die Heilbehandlung oder die Erwerbsunfähigkeit 
bedingenden Zustandes folgt, dass es sich auf Grand eines solchen 
Zostandes um denselben UnterstQtznngsfall dann noch handelt, wenn 
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za der diesen Zustand venirsachenden Krankheitsart, bevor die Not- 
wendigkeit der Heilbehandlung fortgefallen oder die Erwerbst&tigkeit 
wiedererlangt ist, wfthrend der Daner der ünterst&tznngszeit eine 
andere, ebenfalls die Heilbehandlung oder die Erwerbsunfähigkeit be« 
dingende Erankheitsart hinzngetroten ist, die sich nach den Orunds&tzen 
der medizinischen Wissenschaft als eine Ton der ersteren Tölb'g ver- 
schiedene und auch von ihr unabhängig entstandene Krankheit darstellt. 
Insbesondere lässt sich aber aach fttr den § 28 des Krankenversicliernngs- 
gesctzes zu einer abweichenden Bestimmung der Begriffe „Krankheit" und 
gUnterstatznngsfall" nicht schon um deswillen gelangen, weil hier die 
Entstehung des Unterstützungsanspnichs an den Eintritt des ünter- 
stutzun^sfalls binnen drei Wochen nach dem durch Erwerbslosigkeit 
bedingten Ausscheiden aus der Kasse gebunden ist. Worauf es für die 
Anwendung dieser Vorschrift allein ankommt, ist, wie bemerkt, dass 
das Kranksein binnen drei Wochen nach dem Ausscheiden aus der 
Kasse begonnen hat. 

Kr« 184. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 

7. Civil-Senat. Vom 10. Juni 1902. 

(Kntscli. d. Ilelchsper. i. Clvils. ß<l b:> S ii. Jur WocbenHChr. XXXI (1902). Nr. 48/51. S.407. Zlff.OT.) 

Die Vorschrift des §39 des Preuss. Enteign.-Ges. vom II. Juni 1874 bezieht sich nur 
auf die obligatorisohen Bestimmungen der Civ.*Prez.-Orda. über den Zueteliungeakt, 
stobt Mf fsttraUitsell« BMürnunies. ErferiarnlMa ier Zitlslleso gealM § 39 1.«. 

Die Beschlösse des Bezirksausschusses in Enteignungssachen sind 
nach Hassgahe der Vorschriften der C.P.O. zuzustellen und grundsätzlich 
genilgt nur die Zustellung in diesen Formen dem Gesetze (vgl. Eger,' 
Enteignungsrecht Bd. 2 S. 248 und das angef. Urteil des Reichsgerichts), 
aher nur die auf den Znstellungsakt seihst bezüglichen Vorschriften 
sind MussTorschriften. Ein Verstoss gegen eine instrnktionelle Vor- 
schrift ist es nur, wenn der Kl. keine Abschrift der Zustellungsurkunde 
eingehändigt worden ist. Ebenso verhält t s sich damit, dass die Ueber- 
gabe der Ausfertigung des zuziist« !)« nden Beschlusses an die Post zum 
Zwecke der Zustellung nicht auf der Urschrift oder auf einem mit ihr 
verbundenen Rohren kenntlich j^eniacht .sei (§ 177 Satz 2 C.P.O.) und 
damit, dass anscheinend die Zustellunf,^surkunde nicht mit der Urschrift 
des Beschlusses in der vorgeschriebenen Weise verbunden wurden ist 
(§173 Abs. 2 C.P.O.). Es handelte sich um die Zustellung? einer Aus- 
fertigung des Beschlusses. In solchen Fällen ist die Herstellung einer 
selbständigen Zustellungsm kiuule nicht unzulässig. (Juristische Wochen- 
schrift 1883 S. 268, Wilmowski-Levy Anm. 4 zu § 15ü, Anm. 3 zu 
§ 173.) Nur muss ans der Urkunde mit Sicherheit erhellen, welches 
Schriftstflck übergeben worden. Endlich braucht nach dem zweiten 

16* 
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Satz des § 39 des Enteignunj^sgesetzes der Bezirksausschuss den Ge- 
richtsvollziülier mit der Zustellung nicht za beauftragen, sondern hat 
die Post am die Zustellung zu ersuchen. 



Nr. 185. Klitsch, dos Deutschen lleiehsgcrichts. 

3. Civil-Senat. Vom 13. Juni 1902. 

(Bntscb. de» Reichsger. In Civlls. IM. 52. Heft I. S. 20.) 

Die auf Grund des § 8 des preussiscben Gesetzes von 21. Juli 1852, betr. Oienstvergehei 
der Mt riebtertldieii BMatan, argangfMB Entnbtldinfeii der DIeilpItaar- md 
VerwattMgsbehSrden über die Entziebeng des Gebaltes sind fir die Beurteileig der 
ver dee Oerlehtei gelteid gtaaehtea fiehalteaeeprlclie auueielieid. 

Es bestimmt n&mUch § 10 des Gesetzes vom 21. Jnli 1852: .Die 
Entziehung des Diensteinkommens (§8) wird von deijenigen Behörde 
verfügt, welche den Urlaub zu erteileu hat. Im Falle des Widerepruches 
findet das förmliche Disziplinarverfahren statt". Durch die Gleich- 
stellung der Gehaltsentziehung (§ 8) mit der Diensteutlas.sung (§ 11), ins- 
besondere aber durch deren Ueberweisang an die Disziplinarbehörden 
und in das Diszipliiiarvci faliren ist zum Ausdruck gebraclit, dass die- 
selbe keinen civilrechtliclien, sondern einen stiafiechtlichen (Disziplinar- 
straf-) Ciiarakter hat. Davon gehen siinitliche Kommentatoren des Ge- 
setzes (Seydel, Gesetz betreffend Dieuslvergehen S. 81 u. 84; Thilo, 
Die Preussischen Disziplinar-Gesetze S. 42; Kletke, Die Disziplinar- 
Gesetze S. 28; v. Könne-Zorn, Prens.';isrlies Staatsrecht Bd. 1 S. 450; 
Mililer, Preussische Justizverwaltung Ikl. 1 8.465). wie auch die Praxis 
(Preussische Staatsministerial -Verfügung vom 14. April IBüO, Justiz- 
ministerialblatt S. 160, vgl. Allerhöchsten Erlass vom 11. Mai 1885, 
JnstizmiBisterlalhlatt S. 170 ond StaataministerialhesdiloBS vom 2. Sep- 
tember 1899, Oentralblatt fftr ünterrichtsverwaltang S. 818, femer 
Reskript vom 24. Jannar 1876, abgedruckt bei Mfiller a. a. 0. Tl. 1 
3.605 Ziff. 2 § Id), ans. 

« Hat man nun aber die Gebaltsentziehang als Strafe, nnd zwar als 
Ordnungsstrafe im weiteren Sinne anzusehen, so ist auch § 5 des Ge- 
setzes vom 24. Hai 1861, betreffend die Erweiterung des Beehtsweges, 
(vgl. § 8 daselbst) auf dieselbe anwendbar and der ordentliche Richter 
an die Entscheidung der Disziplinar- und Verwaltungsbehörde ge- 
bunden. 
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Nr* 186* Entseh. des Oesterr. Obersten OeriehtslioCBS. 

Vom 14. Jani 1902. 

Oesterr. Eifcnb -Verordn -Bl XV Nr. 143. S ^''i". 
Unter „Eisenbahnen" begreift 68, al. 2, St.-G. auch mit Elektricltat betriebene 
Strasseabahneo; die für ihren Dienst bestellten Personen sind des SohHtzes dieser 

fiesetzstelie theilhaftig. 

Der eiliöhte stratrechtliclie Schutz der §§81 und 312 St.-G. wird 
den im § 68 St.-G. bezeicliiieten Organen niclit um ihrer l^erson willen, 
sundern wegen der Autoiität, der sie bei Ausübung ihres Berufes be- 
dürfen, gewährt. Er rechtlertigt sich durch die Bedeutung der An- 
stalten fQr den allgemeinen Verkehr und die Gefahren, uiit denen der 
Betrieb derselben verbtinden ist Da der Schwerpunkt in der Sicbernng 
eines ungestörten and gefahrlosen Betriebes liegt, so kann es schon 
ans diesem Grande anf die Einzelheiten der Einrichtnngen and Anlagen 
solcher Transportanstalten nicht weiter ankommen. Deshalb hat aach 
das Erkenntnissgericht mit Becht angenommen, dass den Angestellten 
der elektrischen Strassenbahnen der Schatz des § 68 St-G. zakomme. 
Nach dem Wortlaute dieser Gesetzesstelle ist dieselbe ganz allgemein 
anf die zar Aufsicht auf Staats- und Privateisenbahnen Bestellten an- 
zuwenden. Schon wegen der Allgemeinheit des Wortlautes darf der 
Begriff „Eisenbahn" nicht etwa bloss auf die mit Dampfkraft betriebenen 
TraDsportunternelimungen beschränkt werden. Diese engere Auffassung 
Wörde auch der Tendenz des Strafgesetzes widersprechen, welches seine 
Anordnungen gewiss nicht nur anf die zur Zeit seiner Entstehung üblichen 
Constructionen von Eisenbahnen bescliränken wollte. Schon damals 
rechnete man nicht nur mit den Fortschritten und der Entwicklung der 
Technik, sundern aucii mit einer geboteuen Itlicksichtuahme auf die 
wechselnden Bedürfnisse des Verkehres. 

Wenn es in der Absicht des Gesetzes gelegen wäre, die Anwendung 
des § 68 St.-G. bei später eintretenden Aenderungen in der Art des 
Betriebes uud der Anlage von Eisenbahnen, besonders von Strassen- 
bahnen, auszuschliessen, so liätte man der Oesetzstelle zweifellos eine 
entsprechende einschränkende Fassung gegeben. Dies ist aber nicht 
geschehen und deshalb ist anter dem Begriffe «Eisenbahn* des § 68 
8t.-G. jede Transportanstalt zu verstehen, bei welcher das Transport- 
mittel sich anf metallenen Schienen bewegt und irgend eine elementare 
Kraft, sei es Dampf, Elektricit&t, comprimirte Luft, Schwerkraft etc. 
als Motor dient. FUr diese ausdehnende Auslegung des Gesetzes sprechen 
auch die Bestimmungen der Eisenbahn- Betriebsordnung vom 16. Mftrz 
1851, R.-G.-Bl. Nr. 1 ex 1852, und der kaiserlichen Verordnung vom 
8. Febraar 1852, B.-G.-B1. Nr. 40. Nach welchen gesetzlichen An- 
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Ordnungen gewisse Eisenbahnen , darunter elektrische Strassenbalnun, 
zu behandeln sind, bestimmt schliesslich das Gesetz vom 31. Dezember 
1894, ß.-G.-Bl. Nr. 2 ex 1895 (Art. XVI), welches in dieser Beziehung 
das Strafgesets er^zt. 



Nr. 187. Entseh. des Benfseben Aeiebsg^rldits. 
7. GiTiNSenat. Vom 17./24. Juni 1902. 

(Prenar. Blienlk-Arck. IMS. Heft i. s iMß ^ 
Bei juristischen Personen kann von einem „wissentlichen Geschehenlassen" nur so- 
weit die Rede sein, als dieses Wissen und Wollen bei dem massgeblichen Willensorgan 
vorhanden ist. Als solches Organ ist bei der preussischen Staatseisenbahnverwaitung 
irieM iwr BaliMNlit«r und ntk ■tulit die BetrIebtlMiieMiM Mimckea. Dar MtM- 
oeMIcke Will« dn Fltkus wird vielmehr tatsächlich und duilt Moh rMhUtab In dir 

Instanz der Direl(tion gefasst. 

Es kann einem begründeten Zweifel nicht unterliegen, dass bei 
juristischen Personen von einem „wissentlichen Cjeschehenlassen" im 
Sinne des § 43 a. a. 0. nur soweit die Rede sein kann, als dieses Wissen 
und Wollen bei dem massgeblichen Willensorgau vorhanden ist. 
Ein solclies war der Bahnmei.ster "Sl nach (Umi bestellenden Bestimmungen 
über die Organisation der Eisenbahnbehürdeii keinenfalls, und es kann 
auch nicht daran gedacht werden, dass ihm etwa auftragsweise von 
den an sich berufenen Organen, Betriebs-Inspcktion oder Eisenbahn« 
Direktion, eine entsprechende Obliegenheit Ubertragen worden sei; denn 
die Zuständigkeiten staatlicher Behörden können, soweit 
solches nicht aasdrttcklich zugelassen ist, von diesen auf 
andere Personen oder Organe nieht übertragen werden, 
da die AnsQbnng ihrer Zuständigkeit nicht nur ihr Becht, sondern vor 
allem anch ihre. Pflicht Ist, nnd solche Pflichten sich nicht anf andere 
abw&Izen lassen. Es existiert nnn in den vorhandenen Vorschriften 
keine, welche die Übertragung der hier in Betracht kommenden Zu- 
st&ndigkeit seitens der Betriebsinspektion oder der Eisenbahndirektion 
auf Bahnmeister gestattete; eine solche Übertragung ist denn anch 
tatsächlich nicht erfolgt. Freilich kann der Bahnmeister als das Ohr 
und Auge der Betriebsinspektion und Eisenbahndirektion für gewisse 
Dinge gelten, die sie regelmässig ohne ihn nicht wahrnehmen würden; 
es mag dahin auch die Behandlung der Schadenrute seitens der Eigen- 
tümer gehören. Allein de.<ihalb kann doch nicht die Wahrnehmung 
und das Wissen des Balinnieisters als ein solches des Fiskus 
gelten, sondern nur die dem massgeblichen Wiilensorgau von dem BabU' 
meister mitgeteilte Wahrnehmung. 

Zweifelhaft kann allein die Frage sein, ob als Sf)Iclies Willensorgan 
die Betriebsinspektiou oder die Eiseubahudirektiou zu erachten ist. 
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Es ist. unziiiU'limtM), dass iiacli Iiilialt und Sinn der jetzt l)pstelien(leii 
Bestimmungen über die Organisation der Eisenbaliiibeliörden die Eisen- 
balindirektion den Fiskus im Willen vertritt, und daber auch in dem 
Verliältuis zwischen ihr und der Betriebsinspektiou daran festzuhalten, 
das8 für die Anwendung des § 43 a. a. 0. Wissen nnd Willen 
des Fiskns nicht derart anseinandergerissen werden kann, 
dass der Fiskns hierbei von verschiedenen Organen vertreten 
wttrde. Soll das dem Fiskns nachteilige ^wissentliche Oe- 
schehenlassen" vorliegen, so mass begrifflich dem be- 
treffenden massgeblichen Wiilensorgane die erforderliche 
Kenntnis beiwohnen. Soweit die Bemfungsentscheidttng anf das 
Nichtwissen der Eisenbahndirektion von der Errichtung der die Grund- 
gerechtigkeit des Fiskus beeinträchtigenden Banlichkeiten abgestellt ist, 
erweist sie sich hiemach als zutreffend. 



Nr. 188. Entseh. des Deutschen Roichs^fcrlchts. 
3. Straf-Senat. Vom 23. Juni 1902. 

(Jar.WoolieaMhr.XXZI (tMM). Kr.»/«. &8M; Zm.U.) 
1 316 Si6.B. Die Pflicht des lb«r dto Darohfahii VM H§m btstiimeailMi BetatM 

zur Feststellung, ob das Gleis von Hindernisspn frei sei, ist so wesentlich, dass weder 
•ine Vernachlässigung dieser Pflicht durch den verlier dienstthuenden Beamten, nocli 
die Kollision mit anderen, weniger wichtigen Pflichten vorgeschützt werden kann. 

Selbst wenn der Vorgänger des Angeklagten es pflichtwidrig unter- 
lassen hatte, die Anfstelliing der Wagen auf dem Gleis IV in das Dienst- 
nbergabebuch einzutragen, so konnte das an und für sich den Angeklagten 
nicht von der Pflicht eigner Prüfung der Fahrstrecke entbinden. Die 
mit dem Eisenbahnbetrieb veibondene hohe Gefahr hat im Interesse 
der Sicherheit des Verkehrs zur Anordnung mehrfacher neben einander 
hergehender Kontrolmassregeln geführt, die jeder der betheiligten Be- 
amten selbständig zu befolgen hat, ohne — der Begel nach — sich da> 
ranf verlassen zn ddrfen, dass die andern zur Aufsicht Aber die Bahn 
nnd den BefSrderungsbetrieb angestellten Personen ihren Obliegenheiten 
nachgekommen seien, nnd deshalb die Verantwortung für eigene Ver- 
sänmniss von sich abwälzen zn kOnnen. Zu den allerwesentlichsten 
Sicherheitsmassregelu geliört aber offenbar auch die, dass durch den 
Beamten, welcher über die Einfahrt und Durclifalirt von Zügen zu be- 
stimmen hat, festgestellt wird, ob das zu durchfahrende 0]'As von 
Hindernissen frei sei. Diese Rucksicht muss dann auch zugleich dahin 
führen, dass sonstige dienstliche ( Geschäfte nicht ohne Weiteres von 
der Pflicht zur Kontrole der zu benutzenden Bahnstrecke befreien 
können, selbst wenn zuzugeben ist, dass unter Umstünden eine Kollision 
von Pflichten hervortreten iiaun, welche ziu* ^Nichtbeachtung einzelner 
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Dienstvorschriften geradezu nötbigt nnd diese alsdann entschuldigt. 
Ein solcher Fall ist vorlief^end nicht genügend dargelegt. Handelte es 
sich Ulli die FeststelhiDg eines Zustandes der Bahngleise, von welcher 
die Siiherlieit des Betriebes unmittelbar abliing, so war zu prüfen, ob 
nicht die Einhaltung und Erledigung anderer Dienslvurschriften und 
Geschäfte zurücktreten nuisste, wenn ihre gleichzeitige Ausführung in 
Wirklichkeit sich als unthunlich darstellte. Namentlich war dabei in 
Betracht zu ziehen, in wie weit etwa die Abweichung von anderu Be- 
stimmungen der Dienstinstruktion lediglich eine Verzögerung des Be- 
triebes zur Folge haben oder gleichfalls die in erster Linie zu wahrende 
Sicherheit desselben gefährden konnte. Dm Urtheil geht aof eine 
ErOrtemng nach dieser Bichtang nicht ein, sondern scheint schon da- 
raos, dass der Angeklagte seinen dienstlichen Obliegenheiten nicht nach 
allen Seiten hin habe genttgen kOnnen, die Folgerung zn ziehen, er 
habe grade von der — ibm doch besonders durch seine Dienstinstmktion 
eingeschärften — Prfifnng der Sicherheit des Fahrgleises absehen dürfen. 
Wie eine unterschiedslose Gleichstellang der verschiedenen Dienst- 
fbnktionen in der vorliegenden Frage nicht gebilligt werden kann, so 
findet das Verhalten des Angeklagten auch darin keine genügende Ent- 
schuldigung, dass, wie das Urtheil annimmt, die Begehung der langen, 
dem Angeklagten unterstellten Bahnstrecke besonders zeitraubend ge- 
wesen sein würde, zumal das Urtheil nicht zugleich feststellt, der An- 
geklagte habe sich die Ueberzeugung von dem Freisein des (^leises 
lediglich durch Begehung der ganzen Strecke in eigner Person ver- 
schaffen können. 

Nr. 189. Eiitscli. des DcutsehcM Re!cIisu:orl€hts« 

6. Civil-Senat. Vom 28. Juni 1902. 

iKntseli (1 Iteicbsgor i t'iviN BdM' S ß3.) 

§12 d«« Reiohsge«. über das Telegraphenweaon bezieht sich nur auf die AutfBbroDg, 
nicht avf dfo UirtcrInllMi MtrfMlier Anlagmi. 

Die Revision rflgt rechtsirrthQmliche Auslegung des § 12 des B.Ge8. 
ttber das Telegraphenwesen vom 6. April 1892. In demselben werde 
nur ttber die Art der Ausführung der Anlage bezw. Aenderung einer 
solchen Bestimmung getroffen. Mit der von dem B.O. angenommenen 
Verpflichtung bezüglich der Kosten der Unterhaltung werde dem Eigen- 
thOmer der späteren Anlage eine dauernde, unter Umständen sehr er- 
hebliche Last auferlegt, ohne dass im Gesetze irgend eine entsprechende 
Bestimmung enthalten oder dort der Unterhaltungskosten auch nur Er- 
wähnung gethan wäre. Um die Frage, ob bei der entgegengesetzten 
Auffassung dem Eigenthfimer der älteren Anlage sehr kostspielige 
Aenderungen gestattet werden mttssten, handle es sich hier nicht und 
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der aogeftthrte Orand könnte keinenfalls dazu führen, den EigenthUmer 
der neuen Anlage ohne gesetzlichen Grand mit einer dauernden Ver- 
pflichtung zu belasten. Die Revision beruft sich für ihre Änifassnng 
snf das ürtheil des erkennenden Senats vom 9. Januar 1902 in Sachen 
der Strasseneisenbahngesellsehaft zu Hamburg gegen den Beichspost- 
flskus, Rep. VI 319/1901. Entsch. des R.G. Bd. 50 S. 83 IT. — Das 
R.G. hat der Ausführung, dass sich der Anspruch auf ünterhaltnngs- 
kosten aus § 12 des R.Ges. Uber das Telegraphenwesen Tom 6. April 
1902 nicht begründen lasse, beigepflichtet. 



Nr. ItH). Entsch. des Dentsehoii Reiehsj^orlehts* 

3. Civil-Senat. Vom 24. Juni 1902. 

(Jur. W-x-hrnsclir. .VXXI (1902>. Nr. ä.'i .v;. S nr.. Ziff. 13. _ Ent«ch.d Ucli hsffcrliiits i i ivil< lid W S TC.i 

Unfallfürsorgegesetz fiir Beamte und Personen des Soidatenstandes vom 15. März 1886 
Niw. 18. Jiel 1901. Eis UafUI te SIsm des § I («ttiteUa«) braMtt sMitaM dtr 
eifMrtUiilldieii flefahr iu Btlrieto estttaniN za sela. 

Fflr einen im Dienst erlittenen Betriebsunfall ist es nicht 
wesentlich, besondere eigenth&mliehe Gefahren des Betriebes als Ursache 

seiner Entstehung darzuthun. Das Gesetz erfordert nur, dass ein ur- 
sächlicher Znsammenhang zwischen dem Betriebe und dem Unfall besteht. 

Ein solcher Zusammenbang i.st jedenfalls dann anzunehmen, wenn der 
Verletzte, ein Stadtbrief träger, bei Gelegenheit seiner Tbätigkcit im 
Betriebe vom Blitz getroffen wurde und durch diese Thätigkeit der 
BJitzgefahr in ei'böhtem Maasse ausgesetzt war. 



Nr. Fntscli. des Deutsclu ii itriclisirorlchts. 

3. Stral-Senat. Vom 26. Juni 1902. 

(Entsob. d. Keichsger. L Stnfli. Bd. 8B. 8. 811.) 

I. EattMaag flrMder etektrlsobar Arbeit ailttalt eiaat Laltart, dar lar aNaaaia- 
mässigea Eataahaie aus der elefctrisehea Anlaie ateht beatlaiBit ist. 2. Betnii bal 

Veränderungen an dem Elektrizitätszähler. Gesetz, betr. die Bestrafung der Entziehung 
elektrischer Arbeit, vom 9. April 1900 (R.G.BI. S. 228) § I. St. G.B. §§ 243 Nr. 3. 263. 

Auf Grund die.ser Feststellungen verneint das Landgericiit mit 
Recht die .Aiiweiulbarkeit des § 1 des Gesetzes, betrettend die Hestrafung 
der Eiitzit Imiiq; clektiischer Arbeit, vom 9. April 1900, Keichsgesetzbiatt 
S. 228, welcher lautet: 

Wer einer elektrischen Anlage oder Einriebt una- fremde elektrische 
Arbeit iiiitt('Lsi eines Leiters entzieht, der zur ürdnungsmässigeu 
Kiiuiahme von Arbeit aus der Anlage oder Einrichtung nicht be- 
stimmt ist, wird, wenn er die Handlung in der Absicht begeht, die 
elektrische Arbeit sich rechtswidrig zuzueignen, . . . bestraft. 
Der NnUleiter gehörte zwar zu der elektrischen Anlage, und seine 
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£nt3(.-h. dcä Deutbclit-ii la-ichsgcrichts vuiii 2(). Juni 1902. 



Einwirkang aaf den Zfthler war fttr das RechtsTerh&ltnis zwischen 
dem Angeklagten und der Strassenbabn von Bedeutong. Aber durch 
die liOsang seiner Verbindung mit dem Zähler wurde der Anlage 
elektrische Arbeit überhaupt nicht entzogen, geschweige denn mittels 

einer stromlcitenilen Vorrichtung. 

Gegenüber dem Wortlaute des Gesetzes ist es unstatthaft, der 
Entziehung fremder elektrischer Arbeit oder, was dasselbe ist (vgl. 
den erwähnten Kommissionsbericht), der Entziehung fremder elektrischer 
Energie, welche mittels eines zur ordnungsniässigen Entnahme nicht 
bestimmten Leiters geschieht, eine solche Entnahme gleichzustellen, welche 
auf andere Weise rechtswidrig erfolgt. Eine Ausdeliinin<r des Gesetzes 
auf derartige b'älle, insbesondere auf Veränderungen an den Elektrizitä^s- 
zählern, ist in der BegrüJidung des zum (besetze erhobenen § 1 des 
Entwurfes ausdrücklich abgelehnt. Nr. 112 der angeführten Druck- 
sachen, Bd. 9. 

Das angefochtene Urteil bestraft aber den Angeklagten wegen 
Betruges. Dies ist gerechtfertigt. 

Der Angeklagte war vertragsmässig verpflichtet, jede Einwirkuug 
auf den Zähler zu unterlassen, welche die Angaben unrichtiger Zahlen 
zur Folge hatte. Trotzdem bewii-kte er solche falsdien Zahlenangaben 
durch die zeitweilige Ausschaltung des Nullleiters. Er wollte dabei, 
dass die falschen Zahlen von den Angestellten der Strassenbahn ein- 
gesehen und als richtig betrachtet wnrden. Er gewährte den Beauf- 
tragten seiner Vertragsgegnerin die Einsicht, damit sie glauben sollten, 
dass die Zahlenangaben durch den ununterbrochenen Sturm verursacht, 
ohne Veränderung des Leiters entstanden seien und demgemäss, dass 
er durch die drei Leitungen an elektrischer, durch den unveränderten 
Zähler zu ermittelnder Arbeit nicht mehr entnommen habe, als durch 
den Apparat angezeigt wurde. Hierin konnte die Vorspiegelung dieser 
Thatsache oder ein auf Täuselnin? berechnetes aktives Verhalten, welches 
in Verbindung mit dem Verscliweigen die Unterdrückung einer wahren 
Thatsache darstellte, ohne Keclitsirrtum gefunden werden, 1 )ie Strassen- 
bahn wurde infolge des in iiiren Angestellten hervuigerufeuen Trrtuuit^s 
in ihrem Vermögen dadurch geschädigt, da.ss sie, wegen ihrer Unkenntnis 
von der ihr zustehenden Forderung auf den hidieren Betrag der Gegen- 
leistung, diesen Anspruch nicht oder doch nur verspätet und mit er- 
schwerter Beweisführung geltend machen konnte. Der Angeklagte 
wollte, dass auf Grund des erregten Irrtumes die Mehrforderung nicht 
gegen ihn erhoben wttrde, und handelte in der Absicht, «ch den rechts- 
widrigen Vermögensvorteil zu verschaffen. 
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Nr. 192. Eiitsch. des Dcntsclien Roidisgeilchts. 
6. Civil-Senat. Vom 10. Juli 1903. 

(Eotscfa. (1. Relchsgcr. I. rivlls. Bd.M. 8.141) 
Reichshaftpflichtgesetz § I. Bei Bahnen in gemeinsamer Verwaltung sind sämtiichQ 
Betriebsunternehmer solidarisch haftpflichtig und zur Klage passiv legitimiert. 

Nach dem, was oben aus dem Iiilialte des Staatsvertrajres wieder- 
gegeben worden ist, erscheint es nämlich zweifellos, dass der preussische 
Staat bezüpiieh der von Hessen in die Gemeinsehaft eingeworfenen 
Bahnen zum mindesten neben dem hessischen Staate Hetriebsunternehmer 
im Sinne von 1 des Haftpflicht gesetzes ist. Er ist in J^ezug auf 
diese Bahnen keineswegs nur an den Erträgnissen interessiert und be- 
teiligt; es ist ihm vielmehr auch biusichtlich der Leitung und Beauf- 
sichtigung ein dtireliaiu wesentlicher Einfloss eingeräumt, dft die Bahnen 
einem prenssischen Ministerinm als der Centralbehörde unterstellt sind, 
und die unmittelbare Leitung nnd Beanfsichtigung Behörden obliegt, 
die in erster Linie solche des prenssischen Staates sind, dem auch aJlein 
die Ernennung der Vorstände dieser Behörden vorbehalten ist. 

Ist aber der jetzt verklagte Staatsfiskns hiernach jedenfalls ]Cit> 
Unternehmer für die hier in Frage stehende Bahnstrecke Friedberg« 
Hungen, die der Eisenbahndirektion Frankfurt a. M. unterstellt ist 
(vgl. die Bekanntmachung des hessischen Finanzministeriums vom 
24. März 1897, Reg.-Bl. S. 68, 69), so haftet er auch, und zwar als 
Gesamtschuldner, für den aus dem Unfälle vom 20. September 1899 
dem Kläger erwachsenen Schaden. Ob dies bei einer Legalobligation 
der hier in Frage stellenden Art aus allgemeinen Grundsätzen des ge- 
meinen Hechts abgeleitet Averden könnte, 

vgl. die Vorschriften über die Haftung meiirerer Bewohner eines 
Raumes bei 'Icr actio de eftusis et dejectis in 1. l § 10, 1. 1. 2, 3 
Dig. de his ijiii ert'nd. 9, 3, an<lererseits 1. 7 § ö Dig. naut. caup. 4, 0, 
kann dahingestellt bUdben; denn die Beantwortung dieser Frage ist 
nicht aus dem Lamlesrechte , sondern aus dem Reichsgesetze vom 
7. Juni 1871 zu entnehmen. Eine ausdrückliche Vorschrift hierüber 
enthält dieses Gesetz allerdings nicht; nach seinem Grund und Zweck 
erscheint aber die Annahme berechtigt, dass, wenn durch die auf den 
Betrieb einer Bahn gerichtete Tätigkeit mehrerer Unternehmer ein Un- 
fall herbeigefAhrt worden ist, jeder von ihnen nach Massgabe des 
Gesetzes fttr den entstandenen Schaden voll einzustehen habe. Das ist 
in der Rechtsprechung des Reichsoberhandelsgerichts, 

vgl. Entsch. dess. Bd. 21 S. 362 ff., Bd. 23 S. 1 ff., 
und des Reichsgerichts, 
vgl. Eger, Eisenbahnrechtliche Entscheidungen Bd. 3 S. 109 ff.; Sächs. 
Archiv fttr bärgerl. Recht etc. Jahrg. 1900 S. 617 ff., 
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für die Fälle angfenonimeii wonlen, wo beim Betriebe z\Yoier Eisenbaliiien 
auf demselben r>alinkörper durch verschiedene selbständif^e Betriebs- 
unteriiehmer oder an einer Kreiizung"sstelle zweier Bahnen infolge eines 
zufälligen Zusammentreffens der beiderseitigen Betriebstätigkeit ein 
Mensch getötet oder verletzt worden ist, und es liegt kein Grand vor, 
die Sftche anders zu beorteflen, wenn «ch, wie hier geschehen, mehrere 
Unternehmer za einem gemeinschaftlichen Bahnbetriebe vereinigt haben. 
Vgl anch Eger, Haftpflichtgesetz, 5. Änfl. S. 91 ff. unter III; Ende- 
mann, Haftpflicht der Eisenbahnen, 3. Anfl. S. 45; Westerkamp, 
in Endemanns Handbuch des deutschen Handelsrechts Bd. 3 Buch 3 
S. 645 ff.; Urteil des Oberlandesgerichts Franicfurt a. H. in Egers 
Eisenbahnrechtlichen Entscheidungen Bd. 4 S. 76 ff. 



Nr. 19:i. Eiitseh. des Deutschen Keiehsgcricht«. 
3. Civil-Senat. Vom 11. Juli 1902. 

(Jw. WodMOMbr. XXXI (IMfl). Nr. WM. 8. 4M. Zift Ml) 
Wmn auch an sich nach deutschem Staatsreohtt die den Beamten aus Ihrem Verhiltnisse 
zni Statte eitstehenden Rechte civilrechtlich verfolgbar sind, so gehörte deck hiern 

nicht der Anspruch auf Ausübung einer Dienstfunittion. 

Nach gemeinem Eecht gründet sich das Staatsbeamtenverhältniss 
nicht auf einen privatrechtlichen Veitrag, sunderu hat seine Grundlage 
im Staatsrechte (Entsch. des R G. in Civilsachen Bd. 18 Nr. 36, Seuffert 
Archiv Bd. 25 Nr. 235). Ein allgemeiner Satz, dass Verpflichtungen aus 
einem üü'eutlichen Verhältniss vor den Civilgerichteu nicht verfolgbar 
Wären, besteht nun allerdings nicht (Entsch. des B.G. in Civilsachen 
Bd. ^9 Nr. 15 S. 10, Bd. 22 Nr. 58 8. 288, Bd. 25 Nr. 69 S. 330), und 
so sind auch die den Beamten aus ihrem Verhältnisse zum Staate ent- 
stehenden Bechte auf dem Ciyilrechtswege verfolgbar. Allein zu diesen 
Bechten gehört niemals die Ausflbung der Dienstfunktionen, welche 
lediglich Bestandtheil der Staatsthfttigkeit sind, und der Beamte hat 
betreib dieser Dienstfnnktionen in seinem Verhältnisse zum Staate nur 
Pflichten und keine Rechte (vergl. z.B. Zachariä, Deutsches Staats- und 
Bandesrecht, 3. Auflage, 2. Theil, §§ 135, 144, Pfeiffer, Praktische Ans- 
ftthrungen Bd. 1 S. 201, Bd. 3 S. 353/54). Es ist daher eine Klage in 
dieser Richtung unstatthaft. Dies ^ < i kenut auch die Revision nicht, 
wenn solche ansznführen sucht, dass der ertöte Theil des Klagantrags 
einen Anspruch aut Rang und Titel des verliehenen Amtes verfolge. 
Allein dies i.<t iiidit ziitreflend und steht diese Behauptung in Widerspruch 
mit der Klagebe^iiimlung nach dem erstinstanzlichen Thatbcstaiide, in- 
haltlich dessen der Kläger die Einräumung der ihm urspriinglioli über- 
tragenen Amtsstellung bezw. eine einer solchen Amtsstelluug eutsprccUeude 
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dienstliche Bescliäftigung im Wege der Klage fordert. Mit Recht ist 
f&r eine derartige Klage der Rechtsweg als unzulässig erachtet worden. 



Kr. 19^, Putsch, des Kassationshofes m Turin. 

Vom 11. Juli 1902. 
autudtr. f. d. tatarnmt BlMftb.<TimMp. ZI. Kr. L & 14.) 

Utt BMaehrieMi|ii| dM Eapfiaiart vtn der Ailuiiift des Met la der BetthimHt- 
•tatlM tot ia Irtirm lUllealMbei Verfcekr die EiieriMlm Blcbt veiffllcktet 

BUne Eilgutaendttng war in Tnria mit Bestimmimg nach Genna 
(Station, d. h. bahnlagernd) der italienischen Mittelmeerbahn zor Be- 
fördemng übergeben worden. Das Gut kam rechtzeitig in der Bestimmungs- 
station an; wurde aber von der Bahn dem Empfänger nicht avisiert, 
wodurch die Verladung auf den Dampfer, der die Sendaug nach Mexiko 
hätte mitnehmen sollen, versäumt wurde. 

Der Absender belangte die Bahn in Turin auf Vergütung des ihm 
infolge der Versainnnis erwachsenen Schadens. Das Gericht wie.s die 
Klage ab, weil die EisL-nbahn nicht verptlichtet sei, von der Ankunft 
der Station-lagernd adres.siei tcn Giiter den Empfänger zu benachrii litigen, 
und der letztere sich bei der zuständigen Dienststelle im Baiiuhof über 
die Ankunft des Gutes zu erkundigen habe. 

Das Urteil wurde vom Appellhof und auch vom Kassationsliof in 
Turin bestätigt. Von letzterm mit der Begründung, dass weder 
das Handelsgesetz noch die in Eraft stehenden Reglemente der 
Eisenbahn eine Pflicht znr Benachrichtigung des Empfängers von der 
Ankunft einer Sendung im Bestimmungsbahnhof auferlegen. Eine solche 
Bestimmung lasse sich auch nicht ans Art. 60 der Tarifbedingungen 
im Gesetze vom 27. April 1885 Uber die Eisenbahnverträge herleiten. 
Hier sei allerdings gesagt, dass Eilgttter innerhalb zwei Stunden nach 
Ankunft der Sendung in der Bestimmungsstation dem Empf&nger zur 
Verfügung gestellt werden müssen. Darunter seien aber nur die An^ 
Ordnungen zu yerstehen, welche notwendig sind, um das Gut auf Ver* 
langen des Verfügungsberechtigten abliefern zu können. Eine Ver- 
pflichtung zur Benachrichtigung sei auch nicht aus allgemeinen Kechts- 
grnndsätzen herzuleiten, wenn auch zugegeben werden müsse, dass die 
Benachrichtigung an sich als nützlich zu betrachten wäre; die blosse 
Nützlichkeit könne aber nicht eine l'elilende positive Vorschrift ersetzen. 
Auch hätte der Absender dem Emiitaiiger von der Aufgabe des Gutes 
zur Bahn Bericht machen sollen und wäre der Empfänger dann in der 
Lage gewesen, den Tag der Ankunft des Gutes berechnen zu können. 
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Nr. 195. Entseh. des Deutsehen Reiebsgeriebts. 

7. Civil-Senat. Vom 11. Juli 1902. 

f.tur Worhcuiächr. XXXf ni'w Xr. 55/56. S. 450. Ziff. 24.) 

§§ 16. 36 Prcuss. Enteign.-Ges. vom M. Juni 1874. ^ 260 Civ.-Proz. Ord. Die Verbindung 
eioer Klage auf EateignungsentschädigunB mit einer Klage auf Entschädigung wegen 

Eitdelrato dwr Banfrellisit Ist »lltsli. 
§ 260 der C.P.O. lantet ganz allgemeiD, and der Umstand, dass 
die Klage wegen der Enteignnngsentscbädigang gewisse formale Vorans-i 
Setzungen hat, dass ihr nftmlich nnd zwar anch nicht einmal immer 
(vergl. § 16 des Enteignnngsgesetzes vom 11. Juni 1874), sondern nur 
in der Regel ein Verwaltung s verfahren voraufgehen muss, kann einen 
ersichtlichen Grund gegen diese Klageverbindung nicht abgeben. Die 
Prozesslage stellte sich also sehr einfach folgendermassen dar: es war 
eretens dem Kl. Entschädigung für die im Mai 1874 erfolgte Entziehung 
der Baufreiheit und zweitens Entschädigung für die bevorstehende Ent- 
zit'lmng des Eigenthunis der 76 qm zu gewähren, wobei grundsätzlich 
die^ier letztere Werth nach dem Zeitpunkte des Erlasses des Ent- 
scliädigungsfeststellung.sbeschlusses zu bestimmen war. Dem entsitrecliend 
hätten die Sachverständigen dahin mit Anweisung versehen werden 
sollen, dass sie jeden dieser beiden Ansprüche besonder.^ abzuschätzen 
hätten. Das ist nicht geschehen. Die Sachverständigen haben die Sache 
so behandelt, als ob dem Kl. Entschädigung für die Entziehung des 
Eigenthums an Bauland im Jahre 1896 zn gew&hren sei. Jedenfalls 
erweist sich im vorliegenden Falle die getrennte Berechnung der beiden 
Ansprüche als nothwendig, nftmlich erstens deswegen, weil die Behl, nicht 
ZOT Zahlung der für die Entziehung des Eigenthums von ihr zu ge- 
währenden Entschftdignng verurtheilt werden kann, im Hinblick darauf, 
dass die Enteignung noch nicht stattgefunden hat (§ 36 des 
Enteignungsgesetzes) und zweitens, weil dem entspreeliend auch die 
Zinsenfrage anders zu regeln ist; denn die Verzinsung der Enteignungs- 
entschädigung kann nur nach Massgabe des § 36 a. a. 0. erfolgen. Was 
aber die Verzinsung des anderen Entschädigungsbetrages betrifft, so 
muss festgestellt werden, von welchem Zeitpunkt an der Kl. eine be- 
stimmte Summe hierfür von der Bekl. gefordert hat; erst von diesem 
Zeitpunkt an war diese Foiderung für die Bekl. f&llig in dem Sinne, 
dass sie zur Zahlung verbunden war. 

Kr. 196. Entseb. des Bezirksgcriehts fllr Handelsstehen In Wien. 

Vom 26. August 1902. 
(Bestfttigt durdi das Handetigerielit unterm 10. Oktober 190S.) 

(AUgem. Tarlf-Anz XXF. Nr 45. S 6»9;> 

Der Umstand, ob nicht abgenommene Güter dem schnellen Verderben ausgesetzt sind 
•dtr ob dsrm WsrUi dirob Iftiiere Lagtring witr dsreh die daram aatetslMadsa 
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Kottea URverhiltnlssmässig vernintfert wurde, nuss ftebnaa^toeh geprüft werden. 
TnfM ilM6 UntUMe naoh faokMimisolim GoImMm ■lebt in, st ist i» vsrieltigs 
bthtaartliehs Vtrkaiir des Frashtgutes im Sinne des § 70 (3) Belr.-Regl. eielit 

gerechtfertigt. 

Das Gerieht hat auf Grund des Gutachteus des Sachverständigen, 
geg-en dessen Vertrauenswiudij^keit und Saclikenntnis von Seite der 
Beklagten nichts vurgehraclit wurde, als erwiesen anf^enomraen, dass 
die hier in Fim^c kuinineiulcn Waren tiulz des damals herrschenden 
Frostes dem \'enlerl»en nicht ausgesetzt waren, und dass durch die 
längere Lagerung deren Wert nicht wesentlicli vermindert worden 
wäre, denn nach dem Gutachten des Sachverstäiuligen kannte der 
Knoblauch Uberhaupt nicliL erfrieren, die Zwiebeln aber konnten bei 
dem herrschenden Froste nur theilweise erfriereu, und iu diesem Zu- 
stande konnte der Schaden nur 5 bis 10 Proeent des Wertes derselben 
betragen. Die Bahn war datier gemäss § 70 (3) B.-R. nidit berechtigt, 
die Ware zu verkaafen, und zwar nicht nach iit. a, weil dieses Gut 
dem schnellen Verderben nicht ausgesetzt war, nach Ht. b nicht, weil 
von dem Zeitpunkte der lagerzinsfreien Zeit noch nicht vier Wochen 
abgelaufen waren und weil der Wert des Gutes durch längere Lagerang 
oder durch die daraus entstandenen Kosten nicht nnverhftltnismftssig 
vermindert werden konnte und infolgedessen die den Elftgem abge- 
forderte Disposition i'iber das Gut hätte abgewartet werden mflssen. 
Dadurch aber, dass das Gut ohne gesetzliche Berechtigung veräussert 
wurde, ist der Klägerin ein Schaden erwachsen. Dieser Schaden ent- 
spricht dem Werte des Gates zur Zeit des vorgenommenen Verkaufes. 

Eiitsdi. des Deutsolion Kofelisfferichts. 
7. Civil-Senat. Vom 19. September 1902. 

(Jnr. Wocbenscbr. XXXI (1808;. Nr. (W. S. 594. Ziff. 

Presse. Esl^|i.-See. ve« II. Jeet 1874 § 8. Kae« Is Felge der BaslBelitilile du 
eit^gsete Laed aielit sie Baalaad verwendet werden, so let eeia Werth aaeh der 

eeaetloen NatiaafsflMikeit abzuschätzen. ' 

Der B. R. eikennt selbst an, dass der Kl. diircli die Baufluchtlinien- 
gesetzgebung lediglich in der Benutzung des später enteigneten Stückes 
als Bauland, niclit aber in der sonstigen Verwendung desselben gehindert 
worden sei. Dem ist weiter hinzuzusetzen, dass Kl. bei der Bewerthung 
des Landes sich nicht allein auf die thatsächliche Art der Benutzunj?, 
sondern auch auf dessen Henutzungsfähifrkt'it berufen darf. Der 1111. 
lelint nun deshalb es ab, dem Land den eventuellen höheren Werth als 
Theil eines Ziegeleigrundstücks beizuuies.sen, weil KI. es zu dieser Be- 
nutzung nicht bestimmt gehabt habe, was aus der Errichtung der Trocken- 
schuppeu unmittelbar au der Fluchtlinie sich ergebe, uud weil diese 
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Lage der Trockeiischiippen eine Vei Wendling des Streifens als Lagerplatz 
unmöglich mache. Der B.R. hat hierbei Eines übersehen. Wäre die 
Errichtung der Trockenschuppen an jener Stelle eine ganz freiwillige 
Massnahme des Kl. gewesen, d. h. konnte er rie nacb wirtbaeliaftlidien 
ErwäguDgen auch an eine andere Stelle setzen, so lässt sich allerdings 
jene Handlang des Kl. als ein thatsftchlicher Beweis dafQr verwenden, 
dass die Benntznng des Streifens als Lagerplatz ftberbaapt nicht zweck- 
mässig oder thunlich gewesen sei und deswegen auch vom Kt nicht in 
Aussicht genommen worden sei. Allein der B.R. erklärt selbst im 
weiteren Verlauf des ürtheils, die rationelle Verwendung der 
Rest fläche habe die Errichtung der Trockenschuppen an dieser Stelle 
erfordert, d. h. also mit anderen Worten, weil Kl. die Trockenschuppen 
auf der enteigneten Fläche nicht erbauen konnte, mnssten sie nun- 
mehr ans wirthschaftlich technischen Gründen an dieser, die Benutzung 
der nur der Bebauung rechtlich entzogenen Fläche als Lagerplatz un- 
möglich machenden Stelle errichtet werden. Ob und aus w^elchem 
Grunde bei solcher Latre der Dinge für die andernfalls gegebene Ver- 
wendungsfähigkeit (le.s Streifens als Lagerplatz dem Kl. eine Ent- 
schädigung zu verweigern sei, oder nicht, das hat der B.R. nicht 
geprüft und deswegen musste, da hierbei tliatsächlich noch nicht auf- 
geklärte Verhältnisse in die Rechtsfrage hineinspielen, die Entscheidung 
dem B.R. überlassen werden. 



Jir. 108. Ent.sch. dos Roielisyersiclierangsamts. 

Vom 22. September 1902. 
(D. STu^Mtg. VIII (1003). mkl ati. tm.i.) 

Der UiffSII dm Arb«it«rt aaf dm Wege von der leirlelMlitto tder ts im^m 

ist Ms BelrialiMRfali. 1 1 Usf.-Vtrs.-fiet. 

Der Kläger hat den Unfall ausserhalb der Betriebsstätte auf dem 
Wege nach seiner Wohnung erlitten. Unfälle, welche der Arbeiter 
hierbei erleidet, gelten nicht als solche beim Betriebe. Nur bei be- 
sonderem, obwaltendem inneren Zusammenhange mit dem Betriebe können 
sie dem letzteren zugerechnet werden. Diese Voraussetzung ist jedoch 
nicht gegeben, denn es fehlt sowohl am örtlichen, zeitlichen wie ur- 
sächlichen Zusammenhange mit dem Betriebe. Dadurch, dass die Ueber- 
fahrt über die Elbe für die Arbeiter der vSchifTswerft unvermeidlicli war, 
wenn sie nicht einen längeren Landweg machen wollten, verliert die 
Zurücklegung dieses Weges die Eigenschaft einer ausserhalb des Bannes 
des Betriel)e.s sicli vollziehenden Thätigkeit nicht, da der Dampfer keine 
Einrichtung des Betriebes bildet. Der Zusanniieiiliaug mit dem Betriebe 
wird auch nicht dadurch hergestellt, dass die Dampferfahrt mit den 
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besonderen Gefahren, die der Weg zu Wasser mit sich bringt, ver- 
bunden ist, da die Art des gewählten Ikfürderungsinittels. mag dasselbe 
eine Eisenbahn, eine Strassenbahn oder ein Dampfer sein, unerheblich ist. 



Nr. 199. ÜntBeh. des Oesterr. Obenten Geriehtsbofes. 
Vom 26. September 1902. 

(OMterr. Biiainb^TercitdB. BL X7I. Nf . 9. & SSl.) 

Als zu den Eisenbabnm gehirlgt Allagen sind im Sinne des § 175 fb (§ 85 c) St. 6. 
znm Schutze der Baltnstrecken und der auf und neben denselben verkehrenden Menschen 
dienende Vorkehrungen auch dann anzusehen, wenn sie keinen Bestandtheii des Bahn- 
kSrpera MId««, nnd wen darw Weindme ilcht «it der fiefihr aiatr BetriabttSraag 

varbaadaa lat 

El ist somit klar, dass die Haner die Beetimmiuig bat, an ver- 
bttten, dass die an jener Stelle den Babnkörper üeberscbieitenden in 
den tief liegenden Abzugsgraben fallen. Und dass ein solcber Unfall 
in der Nftbe des Babnkörpers, wo mitunter die Notbwendiglseit des 
scbnellen Answeiebens vor EisenbabnzQgen zur Vermeidung anderer Ge- 
fabren keine Zeit Iftsst, sebr leiebt vorkommen kOnnte, ist wobl nlcbt 
zu Yerkennen. Mit B&cksicbt darauf und auf die Vorschriften des § lOd 
der Ministerialverordnung vom 14. September 1854, E.G.B1. Nr. 238, 
und des § 2, AI. 2, lit. a und c, der kaiserl. Verordnung vom 16. No- 
vember 1851, £.G. Bl. Nr. 1 ex 1852, kann aber der fraglichen Mauer 
die Qualität einer Eisenbahn-Schutzvorrichtung im Sinne des § 85, lit. c, 
bezw. des § 1751, lit, b, St. G. nicht abgesprochen werden. Aber auch 
in einer anderen Beziehung erscheint das angefochtene Urtheil reciitsirrig. 

Nach § 175, lit. b, St. U. wird der Diebstahl au den im § 85, lit. c, 
St. G. genannten Objecten ohne jegliche weitere Unterscheidung als Ver- 
brechen erklärt. Insofern daher das angefochtene Urtheil ein weiteres, , 
im Gesetze nicht normirtes Merkmal, nilnilich die Möglichkeit einer 
Betriebsstörung postulirt, setzt es sich nicht nur mit dem Wortlaute, 
sondern auch mit dem Geiste des Gesetzes in Widerspruch. In letzterer 
Beziehung genügt es, daiauf hinzuweisen, dass es sieb in dem im § 176 1, 
lit b, St G. normirten Fatte um Diebstftble, die aus der Eigenschaft 
der geätoblenen Sache, nicht aber um solche handelt, die aus der ge- 
ffthrlieben BescbaÜBubeit der That zum Verbrechen werden. Darauf 
deutet auch der im § 1751, lit b, St.G. bezogene § 85 St G., nach 
dessen Bestimmungen das Requisit der Gefährlichkeit nur fOr solche 
Beschftdignngen aufgestellt erscheint, die an anderen als an den im § 85, 
lit c, StG. ansdracklicb genannten Gegenst&nden begangen werden. 



Rgor, IlMübaluirechtUohe EntMbvIdiiiifwi XIX. 17 
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Kr. 900. Entseli. des l^ntselien Keiehsg^rlehts. 
2. Giyil-Senat. Vom 3. Oktober 1902. 

(Jur. Wochen." Ii r. XXXI (1902). Nr. 67 68. S. 5*9. Ziff. 23 ) 
Preuss. Enteign.-Ges. vom II. Juni 1874 § 10 Abs. 2. Jede Erhöhung des GrundatQcks- 
werthas, welche durch das Bekanntwerden der bestimmt ins Leben tretenden neuen 
Unternehmung entstanden ist, muss ausser Anschlag bleiben. 

Für die Bemessung der Entschädigung ist zwar grundsätzlich, was 
die Lage und die Beschaffenheit des zu enteignenden Grundstücks sowie 
die Preisverhftltnisse im Allgemeincu angeht, gemäss festetehender Recht- 
sprechnng der Tag der Znstellang des Entschädigungsfestseteungsbe- 
schlnsses massgebend; jedoch darf hierbei gemäss ausdrücklicher Vor^ 
Schrift des § 10 Abs. 2 a. a. 0. nicht diejenige WertherhOhung, welche 
das za enteignende Grandstttck erst in Folge der nenen Anlage erh&lt, 
in Anschlag kommen. Die Vorschrift ist, wie der erkennende Senat bereits 
frfther entschieden hat (vergl. Eisenbahnrechtl. Entscb. Bd. IX 3. d63), 
in dem Sinne zu verstehen, dass nicht bloss die thatsftchliche, iu der 
Begd erst nach Aasführung der Anlage eintretende Wertherhöhnng 
ausser Anschlag zu bleiben hat, sondern jedenfalls auch jede Erhöhung 
des Preisniveaus, welche die Grundstücke der fraglichen Gegend, be- 
ziehungsweise das von der Enteignung betroffene Grundstück erfahren 
haben, seitdem die neue Anlage durch Bewilligung des Enteignungsrechts 
in sicherer Aussicht stand. Denn die Vöischritt bezweckt, den Unter- 
nehmer gegen die spekulative Preis.steigei unir y.n schützen, welche im 
Grundstücksverkehr durch das Hf'kanntwerdi.'n eines den Grundstücken 
vortheilhaften Unterneiimens zu entstehen pllegt. Von diesem Gesichts- 
punkte muss die Abschätzung so geschehen, als ob die Anlage nicht in 
Aussicht stände beziehungsweise gestanden hätte, und der son^t für die 
Abschätzung massgebende Zeitpunkt der Zustellung des Eutschädigungs- 
• festsetzuDgsbescblusses muss gewissermassen zn Gunsten des Unter- 
nehmens anf die Zelt vor Veröffentlichung des Unternehmens sorttok- 
verlegt werden. (Vergl. Löbell, Enteignungsgesetz S.69 Bemerkung 6; 
Eger, Gesetz Aber Enteignung von Gmndeigenthum, 2. Aufl. S. 344.) 



Nr. 201. Entseb. des Pentsehen Betehgeriehts. 
6. Civil-Senat Vom 9. Oktober 1902. 

(Jnr. WoehflDsebr. XAXI (iso^). Nr. 70.74. S. 691. Zlft 16.) 
Reichshaftpflichfciesetz § I. Höhere Gewalt kann auch in dem gewaltsamen Eingreifen 
eines Dritten in den Betrieb liegen. Aber es bedarf alsdann des Nachweises, dass 
derselbe nicht nur an sich mit rationellen Mitteln unabwendbar, sondern auch in seinen 

FsloM stobt istdiUlicli I« naofeM war. 

Die Handlung des Dritten, welche hier in den Betrieb störend 
eingegiiffen hat, das gewaltsame Anfreissen der die Weiche festhaltenden 
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Vorrichtung stellt sicli als ein aussenher eiii\virkendt\>^. iingewiilmliches, 
für den ünternelimer zufälliges Ereigniss dar. Damit sind indess die 
Erfordernisse der liülieren Gewalt noch nicht erfüllt; hinzukommen inuss 
die UnabwcDdbarkeit des Ereignisses und seiner Schadensfoigen durch 
menschliehe Vorsieht und Bem&hang. Insoweit nun als das B.G. im 
Torliegenden Falle den Eintritt des Ereignisses selbst, nämlich die 
Ton dem Lehrling 0. bewirkte gewaltsame Lösung nnd Cmlegung der 
Weiche als einen für den Bekl. nnvermeidbaren Zufall ansieht, wäre 
diese Auffassang an sich rechtlich nicht zu beanstanden. Diese gefahr- 
bringende Handlang eines Britten konnte auch wohl als ein Vorkommniss 
bezeiehnet werden, das von dem Eisenbahnnntemehmer normaler Weise 
nicht in Rechnung zu ziehen ist. Soviel ist denn auch richtig, dass 
gegenüber der Möglichkeit yerbnecherischer Eingnffe der hier fraglichen 
Art der Unternehmer nicht zum Voraus alle nur m^^Iicben Massnahmen 
treffen muss und dass eine unbediiiirte Sicherheit gegen solche Gefaliren 
nicht oder doch nur durch solche Mittel, deren Anwendung den wirth- 
schaftlicheu Erfolg des Unternehmens ansschliessen würde, geschaffen 
werden konnte. — Die Festlegung der Weiclie. so wie sie seitens der 
Bahn vorjjienontnien war. mng bei den gegebenen \'erlulltnissen nnd 
nach vernnntligei' Vt i kt lirsaiisi liauung das Mass der den Bekl. obliegenden 
äussersten Sorgfalt und Vursiclit (vergl. Entsch. des K.G. Bd. 21 S. 13 ff.) 
insoweit erfüllt haben, als es si(;h darnni handelte, einer unbefugten 
Verstellung der Weiche vorzubeugen, und es kommt hierbei darauf 
nicht erheblich an, dass die, die Weicheuzunge festhaltende Lasche nur 
mittels eines Nagels befestigt, nicht an mehreren oder gar allen vier 
Löchern festgenagelt war. Nun gehört aber nach dem Vorerwähnten 
zum Begriff der höheren Gewalt, dass das gefahrbringende Ereigniss 
auch nicht durch Anwendong der grOssten Sorgfalt in seinen Folgen 
nnseh&dlich gemacht werden konnte. Und auch bezOglich dieses 
Momentes liegt nach dem Gesetze der Nachweis dem haftpflichtigen 
Unternehmer ob; die Kl. wäre nicht gehalten, ihrerseits darzulegen, 
dass und welche Vorkehrungen von dem Bekl. zur Abwendung des 
schädlichen Erfolges hätten getroffen werden können. — Nach dieser 
Richtung aber f&hrt die Sachlage zu einem, der angefochtenen Ent- 
scheidnnir entgegengesetzten Ergebnisse; der Bekl. hat jenen Nachweis 
nicht erbracht, und vermag ihn auch nicht zu erbringen. Es mag sein, 
dass die dauernde Bewachung der einzelnen Weichen nicht durchführbar 
und bei Weichen, welche durch besonderen Versclilu.^s .nnverrückhar" 
gemacht waren, — auch unter «rewöhniiciien Umständen — unniithig 
gewesen ist. Man kann dem Bekl. auch zui^a-ben, dass die vuigenommene 
Festlegung der Weiche eine unter normalen Verhältnissen ausreichende 

17* 
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Gewähr gegen Veränderungen der Weiclieulage geboten liahc. welche 
die Bahnverwaltung der Nothweudigkeit einer zeitweiligen Kevidiruug 
enthoben hätte, so lange nicht ein besonderer Aiilass zur rntersuchiuig 
sich ergab. Aber eine solche besondere Veranlassung war gerade hier 
in den ubwalteuden Umständen gegeben. Der Bekl. behauptet selbst 
nicht, dass in der Zeit von mehr als einem halben Tag zwischen der 
That des 0. und dem eingetretenen Unfall irgend eine Revision der 
Weicbenstellung stattgefunden habe. Wftre eine solche vorgenommen 
worden, so h&tte, wie anzunehmen, die eingetretene Verftndernng noch 
rechtzeitig entdeckt werden mttssen. Sollte fibrigens je eine Unter- 
suchung erfolgt sein, so wäre diese, da hierbei der F^ler unbemerkt 
blieb, eine ordnuugsralssige nicht gewesen. 

Nr. 20*^. Entsch. des Deutschen Keiehsgeriehto« 

"7. Civil-Senat. Vom 10. Oktober 1902. 

iJur. Wochonscbr. XXXI (iii02\ Nr. 7o Vi. S. 60o. Ziff. 39.) 

Bei einen Vertrage auf Herstellung einer Strassenbalin kann § 10 des Preuss. Stenpel- 
9M. VM 31. Jill 1895 sieM In AiwMdnag kolniitii, das Estgtit fflr ih deietaM 
Ltefeitinien eto. getrsmt vereinbart Ist und MMIeaalMl aar dia Bttriga la alaaai 

Anschlage zusammengestellt sind. 

Die Berufung des Fiskus auf den § 10 des Steinpelgesetzes ist 
deshalb unbegründet, weil de.s.scn Voraussetzung, dass nämlich das Ent- 
gelt ungetrennt in einer Summe verabredet worden aei, hier fehlt. In 
dem Vertrage vom 31. Juli 1895 ist eine derartige Vereinbarung nicht 
getrotl'en, vielmehr sollen dauach die einzelnen Leistungen und Liefe- 
rungen jede für sieh festgestellt und l)ezahlt werden (vergl. § 4 des 
Vertrages „die Zahlungen für die Erzeugnisse von Siemens & Halske 
sind fällig mit dem Tage der Inbetriebsetzung der einzelneu Wagen 
u. 8. w.*). Die dem Vertrage später beigefügte „Aufstellung zu der 
Berechnung der Stempelgeblihren vom 12. August 1899" enthftlt ebenfalls 
keine Verabredung eines Oesammtkanfpreises, sondern lediglich einen 
Anschlag des Betrages, auf den sich die einzelnen Posten (Baulichkeiten, 
Stromzuftthrung, Geleisanlage, Wagenpark, Bauleitung n. s. w.) stellen 
werden, und dasselbe gilt von dem Schreiben der Strassenbahngesellschaft 
an das Stempelsteueramt vom 24. August 1900, in dem lediglich ange- 
geben ist, was bei den einzelnen Posten zu zahlen ist. 

Ür, ^03. iiintsch. des Preuss. OUerverwaltiingSgeriehts. 

4. Senat. Vom 13. Oktober 1902. 

(l'reusa. Elsonb.-Arcb. lOOS. Heft 1. S. 191.) 

2ar Frage dar Haratellaag dar Babahafazafahrwaga daroh dIa wagabaairfllaMigfB 

Gemeinden. 

Der Amtsvorsteber des Amtsbezirks B. gab der Gemeinde B. durch 
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Verfügung vom 15. September 1900 aaf, den Zafahrweg von der 
BiseiiVabnBtatioii B. itaeh dem in der Nfthe Torbeif&hrenden Konmiini- 
kationswege zu pflastern. Hit ibrem Einsprüche dnrch Beschloss vom 
S6. Oktober 1900 znrAckgewiesen, erhob die Gemeinde Klage mit der 
Begr&ndnng, dass sie die Oeffentlichkeit des Weges nicht anerkenne. 
Der Tlreisausschnss des Kreises G. wies die Klage dnrch Urteil vom 
31. Dezember 1900 ab and führte ans, dass der Weg, der frtther ein 
privater Feldweg gewesen sei, dnrch die landespolizeiliche Genehmigung 
des Eisenbahnprojekts, worin er als öfTentlicher Weg bezeichnet s6i, die 
Eigenschaft eines öffentlichen Weges erhalten habe. Aber auch wenn 
der Weg nicht bereits durch die Landespolizeibehörde für einen üfFent- 
lichen erklärt worden wäre, müsse er durch die Ortspolizeibehürde „für 
den öflFentlichen Verkehr in Ansprucli genommen" — was wohl heissen 
Süll, in einen öffentlichen \Ve<^ umgewandelt — werden. Wegebau- 
l)tlichtig sei aber allein die klac^ende Gemeinde, da der Weg in ihrer 
Gemarkung liege. Auf die Herufiing der tiemeindc änderte der Bezirks- 
ansschuss zu G. unter dem 20. Dezember 1901 da.s Erkenntni.s cr.ster 
Instanz dahin ab, dass die angefochtene wegepulizeiliche Anordnung 
ausser Kraft zu setzen, da er annahm, <lass der Weg nicht die Eigen- 
schaft eines öffentlichen habe, der Amtsvorsteher mithin nicht zuständig 
gewesen sei, seine Pflasterung zu verlangen. 

Gegen diese Entscheidnng, anf welche ebenso wie auf das Urteil 
des Kreisansschnsses hiermit im ftbrigen Bezog genommen wird, hat der 
Beklagte die Revision eingelegt, der jedoch der Erfolg versagt werden 
mnsste, da dem Torderrichter darin beizustimmen war, dass die Umwand« 
lung des Weges, der vor dem Bahnban unstreitig ein dem Besitzer F. 
gehöriger Frivatweg war, in einen Öffentlichen bisher nicht zn Stande 
gekommen ist. Der Fall liegt sehr ähnlich dem in dem Urteile vom 
12. Juli 1897 (Bd. XXXII S. 203 ff. der Entscheidungen des Oberver- 
waltnngsgerichts) behandelten. AVie damals kann dahingestellt bleiben, 
ob es, um einen neuen üfteiitlichen Weg zu schaffen und eine Unter- 
baltungspflicht des ordentlichen Trägers der Wegebaulast zu begründen, 
genügt, dass der Wegebaupflichtige ohne seine Einwilligung in der 
Vertilgung, durch welche die Landespolizeihehörde die ihr von dem 
Eisenbahnunternelimer vorgelegten Pläne geneliniigt, als der zur An- 
legung und Unterhaltung eines neuen Weges ViMiitliclitete bezeichnet 
wird, und ob nicht vielmehr diese Frage aus den damals entwickelten 
Gründen zu verneinen ist. Denn auch im vorliegenden Falle ist es zu 
einem Ausspruche der Landespolizeibehörde oder des Ministers der 
öffentlichen Arbeiten, dass die klagende Gemeinde den neuen öffentlichen 
Weg herzustellen nud zu unterhalten habe, nicht gekommen. 
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Die Beurteflinig der Sa-chlage durch den Vorderriehter Iftsst weder 
einen Bechtsirrtum noch einen wesentlichen Verfahrensmangel erkennen, 
Ist sonach mit der Revisiou niclit angreifbar. Er hat nicht verkannt, 
dass die Anlegung eines öffentlichen Weges dnrch polizeiliche VerfQgnng 
hätte angeordnet werden dürfen. Wenn er aber zu dem Ergebnisse 
kommt, dass die ergangene Anordnung nicht so behandelt werden 
könne (d. h. nicht diesen Inhalt habe), weil sie, wie ihre ßegrdndnng 
zeige, nur Arbeiten an einem bestehenden öffentliclien Wege, nicht 
die weitergehende Anlegiinsj eines neuzuschattendeii — und später IVutan 
zu unterhaltenden — üöentlichcn Weges fordere, so sind das Er- 
wilgungen tatsächlichen Charakters, die keineswegs gegen die klare 
Lage der Sache Verstössen. 

Kr. Biitscli. des Bentsehen Betehsi^Tlehts. 
6. Civil-Senat. Vom 16. Oktober 1902. 

(Jnr. Woclienscbr. XXXI fl902'. Nr. "5. S. G(M Ziff s;^ 
D. Civ.-Proz.-Ordn. 139, 283, 322. Haftpfiichtges. § 3. § 3 a. Ist die Entschädigungs- 
klage nur wegen zu mangelhafter Begründung abgewiesen, so darf der neuen Klage 
wsdw die Elirado d«r Rechtskraft lodi der Verjährung entgegengestellt weriei. 

Dnrch das Urtheil im Vorprozesse erachtete das Prozessgericht die 
hlosse Behauptung des Eintritts einer 50prozentigen Minderung der Er- 
werbsffthigkeit f&r die Begründung eines Vermögensschadens nicht für 
ausreichend, sondern fordert einen zahlenm&ssigen Nachweis des Rück- 
gangs des Vei'dienstes des El. und wies die Klage wegen mangelhafter 
unschlllssiger Begründung ah. Liegt danach keine Entscheidung in der 
Sache vor, so kann der ementen Klage auch nicht die Einrede der 
Bechtskraft entgegenstehen; ebensowenig die Einrede der Verj&hning. 
Wer mit seiner Klage nicht durchdringt, ist, wenn er es bis zum Ur- 
theil kommen Iftsst« nicht säumig gewesen, nocli weniger hat er bis da- 
hin die Verfolgung seines Rechtes auch nur vorübergehend aufgegeben. 



Kr. 205. Entscli. des Doiitselien ReichsgerichtB. 

3. Civil-Senat. Vom 17. Oktober 1902. 

(Jnr. Wocheusclir XXXI (itHj'i \r 75 S r.n. VAiT. i6.) 

Eine Gemeinde kann im Wege der Ersitzung d. I. durch Ausübang Seitens des Publikuas 
eis Wegereeht — ae eieem Baheliefewege emrerlieii. 

Das B.6. hat nicht verkannt, vielmehr »ieht es für erwiesen an, dass 
das Wegerecht durch Ersitzung erworben ist von der Stadtgemeinde 
Seesen fUr das Publikum, mithin nicht nur für die Bewohner der 
Stadt Seesen, sondern auch für auswärtige Personen, welche die Ge- 
meinde Seesen aufsuchen und hierdurch in die Lage kommen, den be- 
zeichneten Weg vom Bahnhof zur Stadt oder in umgekehrter Richtung 
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m benutzeD. In der BechtsprechnDg des B.O. ist es fUr rechtlich statt- 
Wl erUftrt, durch yertrag einer Gemeinde ein Wegerecht in der 
Ansdehnnng einznrftamen, dass das Recht nicht bloss von den Angehörigen 
der Gemeindet sondern von dem gesammten Pablikam solle benutzt werden 
dttrfen (vergl. Entsch. des B.G. in Civilsaehen Bd. 14 Nr. 54 S. 214 ff.). Es 
stehjt aber in rechtlicher Beziehnng auch nichts entgegen, dass eine Ge- 
meinde im Wege der Ersitzung eine Dienstbarkeit in diesem Umfange 
erwirbt. Der Gemeindebezirk stellt sicli in solchem Falle als der terri- 
toriale Kreis dar, in dessen Interesse das Wegerecht nicht nur fOr die 
Gemeindeglieder oder Ortseingesessenen, sondern auch f&r die im Ge- 
meindebezirk verkehrenden Auswärtigen in Anspruch genommen und 
ausgeübt wird. Zum Erwerb der Ersitzung kann die Benutzung des 
Weges durch die Auswärtigen mitwirken, wenn diese in der Meinung, 
ein Recht der Gemeinde auszuüben, also für die Gemeinde handeln 
(1. 1 § 7, 1. 3 § 4 D de itin. actuque private 48. 19). Andererseit.s können 
die Angeliürigen der (Jcmcinde die BesitzliandUuigen in der Meinung 
und mit dem Willen vornehmen, dass aucli Auswärtige, welche die Stadt 
besuchen, an dem Wegerecht tlieilnehmen. Der Revision kann nicht 
zugegeben werden, dass unter allen Umständen die Absiclit der be- 
rufenen Vertreter der Gemeinde, ein Recht für die Gemeinde aus- 
znfiben, nachgewiesen werden müsse. Die Absiebt der RechtsausUbang 
mnss bei denjenigen Personen yoihanden sein, welche die Besitzhandlnng 
für die Gemeinde Tomehmen, nnd es können diese Personen je nach 
Lage des Falls als Vertreter der Gemeinde bei der Ersitzung ange- 
sehen werden. 

>r. 'ZOü. Entsch. des Deutschen Relchsjroritlit«. 
6. Civil-Senat Vom 23. Oktober 1902. 

(Jnr.WoelMiNhr.XZXI (IMMK). Mr.7S. 8.«M. Zlff.lt.) 
ReiohshaftpfliohtgeMtz §7.- Art.42Einf.-Ge8.zuin B.G.B. — §§ 323, 767 Civ.-Proz.-Onl, 
Di« AMIiitf«rM|iklage setzt nicht den frülieren Prozess fert, Msdero erttffset «lies 

neuen Prozess. forum rei. 
§ 7 Abs. 2 des Haftptbclit^^esetzes vom 7. Juni 1871 ist durch 
Art. 42 des E.G. zum H.G.B. aut«?ehoben. An seine Stelle ist § 323 
der C.P.O. getreten, durch den die Möglichkeit, auf die Al aiulerung 
Mherer rechtskräftiger Urtheile zn klagen, allgemein gegeben ist. 
Diese Klage ist nicht eine Fortsetzung des durch das frfihere Urtheil 
abgeschlossenen Prozesses. Denn mit ihr wird ein nener, nachtrftglich 
entstandener Thatbestand geltend gemacht, der dem KI. einen Anspruch 
anf die Ahftndemng der durch das f rQhere Urtheil festgestellten Leistungs- 
pflicht giebt. Zustftndig ist, weil § 767 der C.P.O. nicht einschlügt, 
das Gericht, in dessen Bezirk der jetzige Bekl. wohnt. 
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8. 

Ornnilzfig« des neaen SXchsfscIieii Bntelgiiiiiigsgeseteefl rom 

194. Juni im 

Von Dr. W. SokalobMr in Dresden, 
Gebeimer Regiernngarat und vortragender Rat im EönigL SAehaiachen Him- 

atexiiim dea Inneni. 

Durch daa nene Enteignnngageaets vom 24. Juü 1902 iat nimmahr auch 

für daa KQnigreich Sachsen daa Enteignnnf^erecht einheitlich und erschöpfend 
geordnet worden. Hierbei ist man sowohl in Ansehung des materiellen Teiles 
wie auch des Verfahrens nicht in dorn T\Iasse dem Vorbilde des prenssisrlipn 
Entei^inncTj'gesetzcs vom 11. Jnni 1874 trtfolfrt, wie ilics in anderen deutsclion 
Enteignungsgesetzen, besonders für Hessen (Ges. vom 26. Juli 1884/11. Novbr. 
1899), Württemberg (Ges. vom 20. Dezbr. 1888) und Baden (Ges. vom 26. Juni 
1899) geacbehen iat. Kan hat vielmehr in Anlehniing an die hlaher^ Bechte- 
geataltong in Sachaen «nd die hier in mehr ab aeehaigjtiiriger Fraxia ge- 
aammelten Erfahrungen vielfach aelhatändige, nene Wege eingeschlagen, dabei 
aber anch dem Stande der neueren rechtswissenschaftlichen Lehre des £nt- 
eignnngsrechtes mönrliclist lifchnnnir zn trapren tresncht. 

Das Gesetz entliält 98 I'arafrraiilieii und /.erfiUlt in sieben Absclinitte. 

Der erste Abschnitt (§§ 1 — lüj umfasst die allgemeinen lie- 
atimmnngen über die Verleiliung dea Enteignongsreditea, deaaen ümfang 
and Daver, die Art nnd Welae adner Anaflbnng, femer Ober daa Bedit auf 
Anadefannng der Enteignung, Aber die Verpfliohtni^r anr Duldung Ton Vor- 
arbeiten fflr ein enteignnngsberechtigtes Unteraehmen nnd über die Schntz- 
vorkehrungen zur Sicherung der .Mlgemcinheit und der Anlieger gegen die 
nachteiligen Kinwirkungcn der betreffenden öffentliclien Anlagen. Der zweite 
Abschnitt (§§ 20 — 3']) enthalt die niatpriellreclitlichen Vorschriften über 
die Entschildiguugsleistung. Der dritte Abschnitt (§§ 34 — 70) regelt 
daa Verfahren aar Vollaiehnng der Enteignong und EntaehltdigangsfeststeUnng; 
der vierte Abschnitt ^ 71—77) bestimmt die Wirkung ender Enteignung; 
der ffinfte Abschnitt (§§ 78—82) behandelt die im Bahmen dea Enteignunga- 
Verfahrens geschlossoncn Parteivereinbnrungen; der sechste Abschnitt 
(§§ 83 — 88) das 1.' ürkc rwerbs- und das Vorkaufsrecht des Enteigneten 
bezw. seiner Kechts- oderBesitznachfolger; d(>r siebente Abschnitt (§§89 — 98) 
enthiilt Übergangs- und Schlnssbostinun nni: rii. 

Im Folgenden soll hieraus uui' das W ichtigstc hervorgehoben werden. 
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I. MlieiMlM BMtlaimiiei. 

1. In Antehimg der Yerleihnng des EnteigniiiigsreehteB (Fest- 
iteUiag des Enteignnngsfalles) \\ inl miniiirlir im Einklaup:e mit den Anschanniitrcn 
der Rechtswissenschaft (s. besonders Grünhut, Ent. -Kocht S. Sfi, v. Ruhland, 
Bllt.-Eecht S. 27, (>. Mayer, Deutsches Verw.-KeclK Bd. 2 S. 7) und den 
•Bgefülirten neueren deutsclien Enteipnungsgesetzen ('s. aucli Oldenbnrp-, Ges. 
vom 21. April 1897) das System der Spezialgesetzgebuug (für einzelne Fülle 
oder bestuninte Kat^orien von Stilen) aufgegeben und eine allgemeine Formel 
gesdiaffen, die es emOglicht, die Enteigung in jedem Falle, in dem es nach 
den ümstttnden gereehtfertigt erscheint, aaznwenden. Als rechtfertigender 
Gmnd gilt nach § 1 des Gesetzes, dass die Enteignung .filr ein dem 
öffentlichen Nutzen gewidmetes Unternehmen notwendig ist". 
Eine nähere Bestimmung und Begrenznnc: dieser allgemeinen Voraussetzungen 
bat sich bei den sehr eingehenden Verbandlungen der silchsischen Kammern 
über diesen Punkt als untunlich erwiesen. Auch die anderen deutschen Ent- 
eignongsgesetee enthalten, soweit sie auf dem i^eichen Systeme bemhen, 
keine engere B^iraurnng oder nXhere Spesialisiening ihrer hiervon swar dem 
Wortlante nach etwas abweichenden, inhaltlich aber anf das Gleiche hhmns- 
lanfenden allgemeinen Formeln für die Verleihung des Enteignungsreclitea. 
Enteignung im Sinne des Gesetzes soll aber nach § 1 nur sein die Ent- 
ziehung oder Besohrünkung von Grundeigentum oder von Rechten an 
Grnnd stücken. Sie erstreckt sich demnach nicht auf das Mobiiiar- 
eigentum. 

Die Anwendung der aUgemeinen Formel ist nach § 2 in die Hand 
des Gesamtministerinms gelegt werden, welches in jedem einzelnen Fmie 
die ZnlSssigkeit der Enteignung durch eine mit KSniglicher Genehmigung 

zu erlassende Verordnung festzustellen nnd auszusprechen hat. Die die Ent- 
schlie.ssnng des Gesamtininisteriums v<irbereitenden Amtshandlungen sind dem 
Ministerium des Innern übertragen worden, welches sich gegebenenfalls 
nach Vernelnuen mit dem sonst beteiligten Gesrhäftsministerium über Jeden 
Autrag auf Grund von § 1 des Gesetzes gutacbtlicii an da« Gesamtministeriom 
so ftnssem hat. Ein Gehör der von der Enteignung Betroffene vor der 
Verleihnng des Enteignnngsrechtes ist nur fflr die FSUe vorgesehoi, wenn 
der Unternehmer nicht efaie juristische Person des Öffentlichen Rechtes ist 
oder es sich um rntemehmnngen politischer Gemeinden ausserhalb ihrer Ge- 
meindebezirke liandelt. In diesen Fällen ist der Antrag des T'nternehmers 
zunächst unter Ansetzung einer dreiwöchigen Frist zur Erhebung etwaiger 
Einwendungen öffentlich bekannt zu machen (§ 2 Abs. 3). 

Enteignungen zur Gradelegung, Verbreiterung oder sonstigen Veränderung 
9ff entlicher Wege oder v(m hierzu gehörigen Anlagen, sowie zur Umwand- 
lung von Pfivatwegen in öffenilicbe Wege kann nach § 4 die Amts haupt- 
mannschaft nach GehSr des Bezirksansschusses verfügen. 

Für einige andere besondere Fälle (Enteignung naeh dem Allgemeinen 
Bangesetz, §§ 67 It",, sowie für ITferbanten. WasserlanfsberirlitigMnsrpn, 
Gemeindewaaserleitungen, Ent- und Bewässerungsanlagen und für Erweiterungen 
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bestehender Eäsenbabaen) sind hinstchtlicli der Feststellnng des Entdgmmgsfallet 
nnd der Znstindigkeit fOr das Verftdiren die bieherigen BechtsTorschrifteo anf- 

rechterlialten worden, wahrend in allen fibrlg^n Bezielinngen dag neue Gesetz 
auch auf diese Fälle volle Anwendnnf? findet (§§ 91, 93, 94). Ledijrlich für 
die ber(rre< htlirhe Enteignung sind ansserdem nocli einige Besonderlieiten 
stehen irebliebeu 95). 

2. Zeitliche Begrenzung und Entziehung den Enteignnngs- 
reehtes. Die Aneftbung eine« rerUelienen Enteignnngsredites nnd der Be- 
trieb des VerfslurenB liegt an «ich lediglich in der Hand des Untemdimen. 
Den hierans ftr die der Ehiteignnng Ansgesetsten dch ergebenden ffiürten nnd 
Nachteilen sucht dan Gesetz in § 12 vorzubcngen, indem es einerseit» die 
Ausübung des Enteijjnuntrsrechtes an rin« Frist von zwei Jahren bindet, 
die nach Befinden von der Deliörde noch verkürzt, aber nur aus wichtigen 
Gründen vcrlänfrert werden kann, audrers<eits aber die Entziehunj^ des 
Kechteti für den Fall vorsieht, dass der l'nternehmer seiner Verpflichtung 
mr SieberfaeitddBtiuig nnd seinen sonstigen Obliegenheiten im Yerf abren sieht 
gehörig nachkommt oder die Ansführong des Untemehmois so Ussig betrübt, 
dasB eine bestimmnngsgemäese Verwaadnng der enteigneten GegeastRade inner- 
halb angemessener Zeit nicht erwartet werden kann. Pabei ist dem Unter» 
nehmer die VeriiHiclituner zur Entst diprunj? der duroh das eingeleitete 
Verfahren betroftVnen EiLrentünier oder sonstig^eu Berechtigten, auch so- 
weit das £nteignungsrecht noch nicht ausgeübt worden ist, anf erlegt 
worden. 

Bemerkenswert ist im Übrigen, dass nach dem sächs. Oesetee nicht, wie 
für Prevssen angenommen wird (s. Eger , Komm. z. Prenss. £nt.-Oes. 2. Anfl. Bd. 1 
8. 68), das für ein Unternehmen erteilte Enteignongsrecht nndi Ar spBtere 

Änderungen und Erweiterungen der Anlage zeitlich nnd rilnmiich unbegrenzt 
fortwirkt, sondern naeb § 9 .Abs. 2 nur für solche neue Anlagen und Er- 
weiterungen bestellender Anlagen, die nach Vollendung des Hauptwerkes 
dessen Sicherung oder Unterhaltung oder zum Schutze der Umgebung 
oder zum Zwecke der Ordnung und Sicherheit des Betriebes und des dadarch 
berfthrten Verkdires innerhalb der nRchsten drei Jahre nach der 
Inbetriebnahme erforderlich werden*. 

3. Gegenstand der Enteignung ist nach § 7 „das Gmnddgentom 
nnd jedes an einem Grundstücke bestehende Recht, das der zweclt- 
entsprerhenden Dnrchfühinng des den Grund der Enteignung bildenden Unter- 
nehmens einschliesslich der hierzu gehörigen Nebenanlagen entgegensteht". 

Eine besondere Behandlung erfahren hierbei aber 

a) Bestandteile nnd Znbehöruugeu des zu enteignenden Gegenstandes, 
die nach allgemeinen Bechtsgmndsfttsen an nnd fflr sich von der Enteignung 
in i^eicher Weise wie die Sache selbst eigriffen werden wttrden. Man hat hier 
den Charakter der Enteignung als einer Zwangsmassregel, die nicht weiter aas- 
gedehnt werden soll, als ihr Zweck erfordert, zur Geltung gebracht nnd dem- 
«remiiss sowolil dem Enteigneten wie dem T'^t^rnehmer unter bestimmten, den 
Interessen eines jeden von beiden iieclmung tragenden Voranssetzangen das 



Digitized by Google 



W. Scbelcher. OrandzUge des neuen Sucbsiscbcn Eutc-ignougsgesetzes. 267 

Bedit eingertnmt, Bestandteile und ZabehOrnngen des Gmndetflckes IBr tUth 
sorttckzabehalten oder deren Cbenuülme »bsslehnen (§ 7 Abs. 8, § 26 Abs. 1 — 7). 

Zn den Beataadteilen eines Grundstückes {gehören aneli die mit dem Ei<ren- 
tnm an einem Grundstücke verl»iindenen Ueclite iB.G.l>. Di^st» 
sollen aber bei teilweiser Enteiirnuntr eines Grundstückes überhaupt nur dann 
von der Enteifrnuu^^ berührt werden, wenn letztere darauf ausdrücklich 
erstreckt wird (§ 7 Abs. 2 Satz 2). Das gleiche Priu/ip ist bezüglich des 
unter die Berggesetzgebung fallenden Unterirdischen, jedoch nnter 
Berücksiehtigiing der besonderen VarhSltnisse des Bergbanes, dnrchgeftthrt 
worden (§ 7 Abs. 3, § 86 Abs. 8). 

b) öffentliche Sachen, also Grundstücke oder Rechte, die einem 
öftentlichen Zwecke oder dem Genieinarebrauche dienen, nntciliocren nach 
^ 7 Abs. 4 der Enteignnns: nur insoweit, als nach der Ent<( lieidung der zii- 
»•tiindi-ren Aufsichtsbehörde sie für Diren bisherijren Zweck entbehrlich sind 
oder sich die künftige Verwendung zn diesem Zwecke mit dem neuen Unter- 
nelunen vereinlMuren Usat oder geeigneter Eraata dafttr Yom üntemebmer ge- 
boten wird. Der Gmndgedanke ist: die volkswirtechaftUch weniger wichtige 
Alllage soll der ToUnwirtaiMtUdt bedeutsameren welchen oder wenigstens 
sich dieser unterordnen. Damit wird im Prinzipe die Enteignun<r auch des 
öffentlichen Gutes nn<l von liegensUinden, die früher für eine andere i>ft"entliche 
Anlage erst im EnteiLniunsrsweire erworben worden sind, möglich gemacht und 
zur Entscheidung dieser sonst vielani>trittenen Frage (s. die Abhandlung von 
Dr. Eger in dieser Zeitschr. Bd. XVIII S. Iü4 ff.) für daa sächsische Rechts- 
gebiet ebie feste Gmndlage geschaffen. 

4. Das Becht auf Ausdehnung der Enteignung wird tak § 18 an- 
nichst für den Enteigneten nicht, wie fMher, besonders in den Thflrini^schen 
Gesetxen, vielfach geschehen, ziffermUssig durch Festsetiung einer gewissen, 
von der Enteignung ergriffenen ««Ipr dem Enteigneten verbleibenden Quote 
des Umfanges oder Wertes des Ganzen, sondern nach dem Vorgange der 
neueren deutsclien P'nteignungsgesetze und im Einklänge mit der Doktrin 
allgemein dadurch bestimmt, dass infulge der Abtrennung des enteigneten Teiles 
oder der Art s^er Verwendung zum Unternehmen (letateres ist gegenüber 
dem preussisehen und anderen Gesetaen besonders bemerkenswert» s. Erh. des 
Bdchsger. vom 81. Desbr. 1900 in dieser Zeitschr. Bd. XVU S. 368) der libitg 
bleibende Teil zur bisherigen Benutzung untauglich wird oder lüerzn nur 
mit nnverhiUtnismiissigera Aufwände tanglidi gemacht werden könnte. Dabei 
wird aber die bisher, mehr aus dnkfrinären als jiraktisch zu rechtfertigenden 
Gründen vielfach bestimmte abstdute \ erpHichtung zur i'bernalmie eines 
ganzen Gebäudes dem L'utemehmer nicht auferlegt. Und mit Recht, denn 
die Erfahrung lelirt zur GenOge, dass GeMude auch unter Verringerung ihrea 
Umfanges noch zu ihrem frfiheren Zwecke benutzbar erhalten werden kSnnen; 
auch kann nnter Umstfinden der abgebrodiene Teil durch Anban auf einer 
anderen Seite wieder ersetzt werden. In solchen Fällen aber erscheint es 
ancemessener, den Enteiirnttrn durdi Vtrgütnnir des Wertes des zu bc- 
boitigenden Teiles und eventuell auch des Minderwertes des verbleibenden 
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Teilea absnflndea und Ihm za fiberlasMn, für diese Entacliftdigiiiig sich das 
GeUnde zweckentsprechend wieder ehusnrichteiL 

Weiterhin ist, wiewohl nnter enger hegrenston Veranssetznniren, anch dem 

Unternehmer das Ausdehnnng^recht ire^reben worden, nflnilich dann, „wenn 
der Aufwand, welcher niHip würe, luii die frühere Benutzbarkeit des znriick- 
poldiehenen Teiles wieder lierzustellen, nielir als die Hiilfte des Wertes be- 
tragen würde und der Eigentümer sicli mit dieser Haltte &\& Entächädigung 
für die Wertevermindenmg nicht begnügen will' (also nicht wegen einer dnrch 
entsprechende Nebenaolagen nidit zu behebenden Wertenünderang aUeia). 

Endlich ist im Gesetze mit Bftcksicht anf abweichende Anifassangen der 
Eecht8wis8en8chaftnndderEe(litsiire(bunj?(8.Eger,Komm.8.Anfl.Bd. 1 S.293ff.) 
auch der Reclitscharakter der AnsdeliTmn<r der Entei-munfr als eines Zwangs- 
rechtCB und der entsitreclicndon lielii>rdlichen Eutsclieidunff als Enteip:nung:s- 
aktes dadurch voll zum Ansdnuke irelanert, dass der Ausübung dieses 
lieclites die Reclitswii kungcn der Enteignung beigelegt werden und entgegen 
dem Erk. des Beicbsger. vom 17. Septbr. 1898 (s. diese Zeitsehr. Bd. XV 8. 313) 
dessen Verfolgung im Bechtswege ausgeschlossen wird. 

5. Landespolizeilicbe Anordnungen im Sffentliehen Interesse 
nnd zum Schutze der Anliearer. Der Schatz der Allgemeinheit und der 
Anlieger gegen Gefahren und Nachteile aus der entei«mnnjrsberechtij!:ten An- 
lage ist, obwohl es sich hierbei um mit der Enteignung an sich nicht zuHammen- 
hängende puli/eiliche Akte handelt, aus ZweckraUssigkeitsgründen, wie in anderen 
Gesetzen, auch im sächsischen Gesetze in das Enteignaugs verfall reu einbezogen 
und der Enteiguungsbehörde als solcher ttbertragen worden (§§ 16 bis 19). 
Bemerkenswert ist von den hier getroffenen Bestimmungen zunftchst der Hass- 
stab, welcher Ar die Anftrechterhaltuag Öffentlicher Wege, natfirlicher Waaser- 
läafe and Schiffahrt«kanA1e nnd die Art der hierzu nötigen Nebeaaakigeii aofge- 
stellt ist: es mnss dadurch dorn öffentlichen IJedürfnisse in ausreichendem 
Masse genügt werden (§ IG Abs. 1); ferner, dass hinsichtlich der Sicherung 
der Allgemeinheit oder der Anlieger gegen (tetahren und Nachteile die Zu- 
ständigkeit der Enteignangsbehürde begrenzt ist darch die hierfür schon be- 
stehenden anderen gesetzlichen Vorscliriften, womit besonders die reichs- 
gesetzliehen Vorschriften der Eisenbahnbetriebsordnungen gemeint dnd ($ 16 
Abs. 8); endlich, dass die BeAignis der EatugnungsbehOrde, besondere polizeQidie 
Anordnungen im ('•ITentlichen Interesse oder zum Schutze der Anlieger zu treffen, 
zeitlicli he schränkt wird auf die Dauer von drei .lahren nach der In- 
betriebsetzung des rnternehmeiis. Dnrch letztere Hestiiunuing wird die für das 
bisherige Kecht zweifelhafte Frage entschieden, ob die JJetugni« der Verwaltungs- 
behörde zur Anordnung von Nebenanlagen der in § 10 bezeichneten Art an 
die Dauer des Enteignungsverfahrens gebunden ist oder darflber hinaus 
fortdauert. In Sachsen ist bislang zumeist das Erstere angenommen worden. 
Anders in Preussen (Eger, Komm. 2. Anfl. Bd. 1 S. 533 ff.; Gleim, Eisenbahnbau- 
recht S. 308 ff. nnd diese Zeitsehr. Bd. XVIII S. 341). Für das sächs. Bechtsgebiet 
wird nunmehr eine feste l>(;rel hierfür ge^cbeTi. die eltenso zweckiniissiir wie 
billig erscheint, da in vielen i^'äiieu er»t die Inbeiriebnaiime des ünternebmeus 
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ahg:e\vartet werden muss, h« vor sioli das üedUrfnis zu Schutzvorkehi'ungen etc. 
mit voller Siclierheit übersehen lüsst. 

Von Ikdeuttmg ist im übrigen aucli die Bestimmung in § 19, dass die 
Vondurlften der §§ 16^18 aneh insoweit ttiznweiiden sind, als fOr ein mit 
dem Enteignnngirechte aasgestattetee Unternehmen von dieaem Bechte nicht 
Qebranch gemacht vird odra* infolge eines solclien Unternehmens Nachteile 
an Omndstücken entstehen oder zu befQrchten sind, die niclit von der Ent- 
eignoDfc betroffen werden. Diese l^cstiminnner entspricht dem polizeilichen 
Charakter der liier in Fra^e konniu-nden \'ors(diriften und verfolfrt den Zweck, 
dass nicht der Unternehmer einer mit dem Ent.-K. ausgestatteten Anlage nur 
aus dem Grunde vorziehen soll, von dem Ent.-R. keinen Gebrauch zu machen 
und dafftr lieber hSliere Grnnderwerbspreise an aahlen, nm sidi seinw Yer^ 
pAichtnag zur Herttellong von Sicherheits- ond sonstigen Nebenanlagen zu 
ent/iehen oder sich erst im Prozesswege anf Onuid der aUgemeinen Rechts- 
vorschriften zur entsprechenden Entschndigangslefatmig zwingen zu lassen. 

II. Entsohadigung. 

Der sächsische Gesetzgeber geht davon aus, dass die Entschildigung des 
Enteigneten ans don — gesetzlich erlaubten nnd gesetzmfts^ vollzogenen — 
Eingriffe in den BechtslErds des Einzelnen nicht von selbst folgt, sondern 
nnr kraft Gesetzes besteht, nicht als vnbedingte Bechtsnotwendigkeit, wohl 

aber als eine Forderunp der Gerechtigkeit, der sich der Staat als Gesetzpreber 
nicht entziehen darf. In der ;\it der Verwirkliclmnp: dieser Forderung 
ist aber der Gesetzgeber frei. Das zeiirt sich auch im vorlieffenden Gesetze 
in der Bestimmung der Person des Fntschiidifrungspflichtiircn. des Kreises der 
EntÄch.1dignng8berechtigten , des Umfange» und der Art und Weise der Be- 
friedigung des Entsehfidignngsansprnchea. 

1. Die Entschttdlgnngspflicht wird im Gesetze (§ 6) nicht dem Staate 
selbst, obwohl dieser der eigentliche Enteigner ist, sondern ansschUesslich dem 
Unternehmer auferlegt und damit auch jede subsidiäre Haftpflicht des Staates 
— wenigstens für die jresetzmiissig vollzogene Enteignung — abgelehnt. 

2. Eütschildigungsberechticrt sind nach § 21 

a) diejenigen, gegen die sich die Enteignung unmittelbar richtet; dies 
sind die Eigentümer der Sache nnd, wenn dm Unternehmer die Sache 
bereits gdiört, diejenigen, deren Bechte der DnichfOhrnng des Untere 
nehmens entgegenstehen; 

b) dicijenigen, denen infolge der gegen einen unmittelbar Beteiligten ge- 
richteten Enteignung ein ihnen zustehendes dingliches Becht oder 
persönliches Gebrauchs- r»der Nutzungsrecht entzoiren oder 
geschmälert wird; dies sind die nicht von der Enteignung unmittelbar, 
aber von ihrer Wirkung Betroffeneu. 

de nnr persönlich Nutznngs- oder Gebranehsbareehtigten (also haapt- 
sttchlich die FSefater nnd Mieter, nicht auch die persönlich Erwerbsbereehtigtea) 
sind, obwohl ihre Bechtslage gegenüber dem Untemelimer eine andere Ist, 
ans BilUgkeitsgrQnden den dinglich Berechtigten gleichgestellt worden. 
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Die KatofTorie nnter a nennt das Gesetz Hauptberechtigte, die Kategorie 
unter b Nebenberechtigte. Diese Bezeiehniing bedeatet kdnen Unteradiied 
in AnMhing des Umfanges der Entsehildigaiigsberechtigang, aondern xinr in 
der Art der Yerwirklichnng des Anspruches nnd der Stellung der Be- 
rechtigten im Verfahren (s. unter 4). 

Zu den Hauptberechti^ten sollen nnter allen Uinstilnden aber am h die- 
jenigen grliören, für deren Rcclite racli don T^ostimmnnpren des Bürfrerlidien 
Rechtes dii> sich auf Grundstücke l»e/.ielieiiilrn X'^rscliriften ^eltfu: dies sind 
hanptttUchlich die KrbLaurechte, die eiii^retrageuen Abbaurechtc und die 
unter die Berggesetzgebung fallenden Bergbanreclite. Denn es sind vom 
Omndeigentnme abgetrennte Befognisse, die ein selbständiges rechtliches Da- 
sein fuhren. Sollen sie demnach infolge einer Enteignung wegfallen, so muss 
diese immer hierauf besonders gerichtet werden. 

3. Gegenstand der Knt Schädigung ist nach § 22 Abs. 1 

a) der Wert des cntcifriict cii (J eircnstandcs einschliesslich der mit- 
enteigneton lUstuiiiltcilc und ZuhcliönuiLicii (>, n. unter I, 3a S. 266); 

b) der Vermögeusschade, weicher dem Euteigueteu sonst durch die 
Enteignung selbst oder die Verwendmng des enteigneten 
Gegenstandes zum Unternehmen, insbesondere am verbleibenden 
Bedtatume oder in dar SrwerbstUitigkeit vemrsadit wird; 

c) der Vermögensschade, welcher den Nehenberechtigten durch WegfUl 
oder Schmilleiung ihrer Rechte infolge der Enteignung entsteht. 

Beim „ sonst iiren Vermngensschadcn" im Sinne von Punkt b sind die 
Schilden am verbleihenden Besitztume und die persönlichen Verluste in der 
Erwerbstliätigkeit lediglich als Hauptbeispiele hervorgehoben worden. Im 
übrigen nmfasst diese Kat^orie auch die sKmtlichen infolge einer Enteignung 
sonst entstehenden persönlichen VennOgensschBden, z. B. Aufwand f&r Um- 
zug nnd einstweilige Ersatzvorkehrungen etc. Von besonderer Bedeutung sind 
hierbei die Worte „oder die Verwendung des enteigneten Gegenstandes zum 
Unternehmen". Denn hierdurch wird gesetzlich festgelegt, dassdieEntschildignngs- 
verpflichtung sich nicht hlus auf ilie nachteiligen Folgen der Enteig- 
nung, d. h. der Eigentums- oder Kechtsentziehung an sich, sondern 
auch auf die durch die bestimmungsgemässe Verwendung des ent- 
eigneten Gegenstandes, d. h. durcb die darauf errichteten Anlagen 
nnd deren Betrieb verursachten SchAden erstreclct, und damit eine Jetzt 
noch in derRechtsw issenschaft bestehende Streitfrage im Einklänge mit derRecht- 
sprechnng des Reichsgerichts (s. Eger, Komm. 2. Aufl. Bd. 1 S. 233 ff.) entschieden. 

Zu den Vermö^-cnsscliiidcu unter a. b und c gehört auch der infolge der 
Enteignung entgangene (Gewinn. Kr ist im Gesetze noch besonders als 
Gegenstand der Entschädigung bervorgeludjen (§ 22 Abs. 2), andererseits ist 
aber die WertserhOhung, welche der enteignete Gegenstand durch Gehnneb zu 
unrechtmässigen oder unsittlichen Zwecken erfahren hat, sowie der hierauf be- 
ruhende entgangeneGewinn von der Ersatzleistung aasdrficldicb ausgeschlossen 
worden (§22 Abs. 3). 

4. Als massgebender Zeitpunkt für die Entschftdigungsfeststellnng 
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wird in § 23 für das (udentliclie Verfahren (s. unter III, la) der Feststflliniire- 
termin, für das abgekürzte Verfahren (s. unter III, 1 b) der Enteiguuugs- 
termin bestimmt Dabei sollen aber WertserhSbnngeii oder Werts- 
Termindemiigeii, die der enteigoete Gegenstaad erst infolge der (diurch die 
Entdgnnng geidelierten) Ansfttbrnng des Untemebmens erfUirt) nicht berftek- 
sichtigt werden. 

5. Die vielnmstrittene Frage nail) «Um- Anreclinuiig der Vorteile 
(s. Eger, Komm. 2. Aufl. Bd. 1 S. 251 ti.) wird im Gesetze (§ 24) ebenfalls ent- 
schieden, nnd zwar, wie in Württemberg, Art. 11 Abs. 3 und Lübeck § 11, 
zu Gunsten der Theorie der beschränkten Anrechnung. Die dem £nt- 
dgneten ans der Enteignung selbst oder der Verwendung des ent- 
eigneten Gegenstandes znm Unternehmen erwachsenden Vorteile sind 
nvr ansarechnen aof die Entschlldigang für die Wertsminderang des 
Bestbesitzes nnd sonstige persönliche Nachteile (Vermögensschade im 
Sinne von § 22 Abs. 1 unter b und c (s. oben unter 3), nicht aber auf den 
Wert dos enteigneten (iegenstandes an sit h (§ 22 Ab.s. 1 unter a). Letzteren 
mu88 demnach der Enteignete unter allen Umständen unverkürzt erhalten. 

6. Stellnng der Nebenberechtigten. Das Gesetz scIilUgt zwischen 
den hier in Betracht kommenden xwei llflglichkdten (Sorrogationsprinzip 
— Verweisnng des Nebenberechtigten auf die fBr den rateigneten Gegenstand 
festgestellte Entscliildiginitr — einerseits, Anspruch auf nnmittelbare Ent- 
sdiädigong durch den Unternehmer andrerseits, einen Mittelweg ein. 

Es gewiihrt in § 31 den Nt'bonbt'roi liti-rtt n im Sinne von § 21 .Abs. 1 
nntev b (s. oben unter 2) sowie auch den ihnen fie;renüberstehenden Hauiit- 
berechtigten selbst das Kecht, bis zu einem bestimmten Zeitpunkte im \'er- 
hknA — spätestens im FeststeUangstermine — den Antrag auf besondere 
EntschSdignng der Nebenberechtigten m stellen. Ist dies rechtnitig ge- 
schehen, so ist die Entsohldignng für den Hanptberechtigten nnd die Neben- 
berechtigten je nach dem Umfange des einem jeden von beiden Teilen er- 
wachsenden Schadens getrennt festzustellen und vom Unternehmer 
zu bezahlen. Ist es versäumt worden, so kann sich der Nebenberechtigte 
im Verfahren nur an die für den enteigneten Gegenstand festgestellte Ent- 
schädigung in dem Hasse halten, als hierin die Entschädigung füi- das be- 
treffende Nebenrecht mitinbegriffen ist; es Terbleibt ihm aber die Verfolgung 
seines Anspmches, sowdt dieser ans der Ar doi Hanptberechtigten fest- 
gesetsten Entschädigung nicht gedeckt wird, gegen den Unternehmer, nnd 
soweit der Hauptberechtigte die dem Nebenberechtigten zukommernlr Ent- 
srliftdi{jnncr miterhalten hat, gegen den HauptbereclitlL'^f on im Kechts- 
wege. Der Anspruch geiren den Unternehmer wird nur ausä^eschlossen, so- 
weit der Nebenberechtigte schuldhafterweise unterlassen Imt, rechtzeitig An- 
trag anf besondere Entschädigung zu stellen. 

Be schränkt ist der Anspruch anf besondere Entschädigung aber fBr 
die Hypotheken-, Grnndsehnld- nnd Bentenschnldglänbiger. Diese 
unterscheiden sich von den übrigen Nebenberechtigten dadurch, dass sich der 
Wert ihres dinglichen Hechtes als solchen unter allen Umständen im 
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^V'erte des ihnen verhafteten Grundstückes erseböpft. Diese Klasse von 
Nebeabereditlgtoa konnte cmd muaste daher in Ansfthnng der Fordernng, 
für iveldie Urnen dM Grondrtttck verhaftet iet, snf die für äeai Eigentlmer 
feetgestellto Entschädigung anseeiilieselielL verwiesen werden. Ein An- 
sprach auf besondere Entsclilldi^nniL: ni don Unternehmer ist ihnen aber 
insoweit eing^eräumt worden, aU ihnen durcli vorzeitlg:e Rückzalilbarkeit 
des IIy|)itf lioken- oder Grundschuldkapital-< oder der Ablösungssumme für die 
Rentenscluild (also vor Ablauf der bestiiniuten Zeit oder der sonst seitens 
des Schuldners einzuhaltenden Kündig^ungsfrist) infolge der Enteignung nach- 
weifllicli ein Schade erwachst (§ 31 Abs. 4). 

Das Snrrogationspfinsip greift mitliin nach dem Gesetae nnr bezfiglich 
dffljeaigen I^ebenberechtigten Platz, denen ein Anspruch auf besondere Ent- 
sdittdignng nach § 31 Abs. 4 nicht zusteht oder nach Abs. 1 durch Unter- 
lassung rechtzeitiger Anmeldung verloren g-ceranji^en ist Diese sind im Ent- 
eifi^nnnirsverfabren ausschliesslich auf die für den llaniitberechtiorten 
festgestellte Entschädigung verwiesen. Zur Geltendmachung dieses Anspruches 
ist im III. Abschnitte §§ 61 — 66, 63 Aha. 8 noch ein Itesonderes Verfahren 
zu Onnsten der Nebenbereehtigten vorgfesehen worden. 

7. Schnti des Unternehmers gegen WertserhOhnngen bei 
bevorstehender Enteignung. Das Gesetz ist auch in diesem Pnnlcte nlclit 
der Regelung von l'reussen, Württemberg, Lübeck und Baden gefolgt, wonach 
der Ansjiruch auf Entschildip-unfr für Neubauten, Anpflanzungen, sonstige neue 
Anlajren etc. nur ersetzt wird, wenn sich aus der Art der Anlage, dem Zeit- 
punkt ihrer Errichtung uud den sonst obwaltenden Umständen ergiebt, dass 
solche nnr in der Absicht Torgenommen worden sind, um Mtstt Entsdiidigang 
zu erzielen — was sich y/egea der Sehwiwiglceit des Nacbwdses der dolosen 
Absidit in der Praxis als wenig wirksam erwiesen hat — , sondern es hat 
hier weit schärfere und positivere Handhaben bietende Bestimmungen getroffen: 
a) es riinnit zuniiclist im § 15 dem Unternehmer das Recht ( in, nach Ver- 
leihunp- des Enteijrnunirsrechtes den Eigentümern, Nutzungs- und 
Uebrauchsbercchtigtcn derjenigen Grundstücke, die er für das Unter- 
nehmen zu erwerben oder zu benutzen beabsichtigt, diese Absicht durch 
die Enteignnngsbehdrde anzeigen zu lassen. Ist diese Anzeige erfolgt, 
so luoB nach % 27 Abs. 1 der betreffende Eigentfimer oder Berechtigte 
Entschädigung für Neubauten, Anpflanzungen oder sonstige nieht 
durch die Notwendiglceit oder durch ordnnngsmHssige Be- 
wirtsi haftnng {gebotene neue Anlacrcn und die liierdurch herbei- 
gefiilirten Wertserhohungen nur fordern, weun die Anlajren mit Zu- 
stimmung des Unternehmers ausgeführt worden sind, oder soweit 
dadurch der Wert des Grundstücks für das Unternehmen erhöht 
worden ist Für die Weiterfflhrung begonnener Anlagen gilt dieee 
Beschrttticnng nur, soweit dem Eutoehftdigangsberechtigtai die Weiter- 
führung auf Antrag des Unternehmers untersagt wordtti ist. Der 
Enteignete hat be/üirlich der ihm lüemach nicht zn entaeliftdigendMi 
Objekte das üecht der Wegnahme; 
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b) ist nacli Einieituiig des Enteignnngsveitahiens <lor Plan der Anla^je 
öffentlich aasgelegt worden, so gelten die gleichen Bestimmangen 
bezüglich der nach dem Plane in Ansprach an nehmenden Grondsttteke, 
ohne daaa es einer hesonderen Anadge oder Untersagnng am den Ent- 
gcliädigung^sberechtigten bedarf (§ 27 Abs. 2); 

c) ist der Plan endgiltig festgestellt worden, so kann der Unterni Iniu !■ 
dem EntscliHdijrniifrsberechtif^ten mit der frleiohen Wirkung auch ilic 
gewölinliclie F<ldli('stellun}r oder sonstitre F>e\virtscliaftimg der 2U ent- 
eiguendüu Uruudätücke uuter^jagen (§ 27 Abs. 2); 

d) in allen diesen Fallen nnter a, b nnd c ist dnr üntemehmor zam Er- 
satae desjenigen Schadens Terpflichtet, der dem Entachftdignngs- 
bereehtigten infolge der ihm auferlegten BesebrftnlLnng entstanden ist 
(§27 Abs. 4); 

e) die Vorschriften nnter a, b, c und d sind entsprechend anzuwenden und 
gelten anch gegen Dritte, wonn der Eut.schildi2:nnirsl)erechti{*1:e nach der 
Anzeige oder nach der Planau>lc|runp Dritten Rechte am ürundstiicke 
oder persönliche Isutzuu^s- oder Gebrauchsrechte eiugerilumt 
hat, durch deren Berftelnicbtigung sieh der Betn^ der vom Unternehmer 
za lastenden Gesamtentschftdignng erhöhen ivttrde (§ 27 Abs. 6). 

8. Verfolgung des Entschädignngsansprnches. Der sftchs. Gesetz- 
geber geht nach der Begründnng des Gesetzes davon ans, dass der Ent- 
schaditrnnffsansprnch ans der Enteignung; an sich ö ffentlich rechtlicher 
Natur und df"nicreni;i.ss zu dessen Feststelhing in erster Linie die Verwaltungs- 
behörde luMuteii ist und dass sich die dem Enteigneten hiergegen nach der 
Verfassangsurkunde gegebene Berufung auf den Rechtsweg nur als ein 
durch das podtive Recht gewährtes besonderes Bechtsschntzmittel darstellt, 
welches nicht auf innerer Notwendigkeit beruht, sondern nur zur grosseren 
Sicherheit fOr den Enteigneten eingefOhrt ist Gmnds&tzlich ist daher nach 
§§ 32, 33 jeder Entschadignngsansprach ans der Enteignung ^nnSchst im 
Verwaltungswege festzustellen, und es ist erst, wenn eine solche Vorent- 
scheidung vorliegt, die Klapre im Kechtswese zulässig. Letztere ist an eine 
Frist von einem Jahre gebunden. Sie ist aber gegenüber jener Entscheidung 
einerseits nicht blos dem unmittelbar Enteigneten (Hanptberechtigteu), sondern 
auch jedem Nebenberechtigten, der dn rechtUdies Interesse an d«r betreffenden 
Entachadigungsfestetellung hat, und aadrersdta auch dem Unternehmer ge- 
geben worden, soweit sich letzterer vor oder bei der Bezahlung oder Hinter- 
legung des festgestellten Entschftdignngsbetrages die Beschreitung des Rechts- 
weges dem Enteigneten g^;enttber durch schriftliche Erkinmng vorbehalten haL 

(Scbluss folgt im nächsten ücft.) 
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DI© Verantwortlichkeit für den Scliadeu aus der verspätet«!! oder 
unterbliebenen Zustellung des von der Eisenbahn der Post Uber- 

Ifebencn Avises. 
Von Or, jur. W. Hertzer in Strassburg i. E. 

Nach § TiH Abs. 1 der Eiscnb.-Verk.-Ordn. hat die Eisonbalin 7.n be- 
Btiiuinen , ob die liiiter, deren Abladen ihr oblieprt, dem KmpfJInirer an seine 
Behausung zuzultihien sind, oder ub er von der Ankimtt zu benachrichtigen 
ist Die Benaehrichtigang erfolget stets schriftlich, nnd zwar hat die Eisen- 
bahn die WaU, ob sie das Bamdirichtlgiiiigsschreibeii (Avis) durch die Post 
oder durch besondere eigene Boten dem Adressaten znsteilen wiXL (siehe Mch 
Allg. Abf.-Vorschr. § 49). Wird die erstere Art der Benachrichtignng 
gewählt, und geht das Benaclirichtigunp-ssclireiben dem Empfänger verspätet 
oder überhaupt nicht zu, so erhebt sieh die Frage, wer für den daraus ent- 
stehenden ^^eliaden verantwortlieh /u machen ist. Als haftpflichtig kommen 
in Betracht: a) die Eiseubahnverwaltung, b) die betheiligten Postbeamten; 
die Postverwaltung selbst kann nicht in Anspmch genommen werden, denn 
deren Schadensersatapflieht erstreckt sich nur auf den Verlust und die Be- 
Bchftdigong von Briefen mit Werthangabe oder von eingeaehrlebenea 
liefen (Gesetz über das Postwesen des Deutsclien ßeidies § 6 Abs. 1), 
nicht dagegen auf den Verlust oder die verzögerte Beförderung von gewöhn- 
lichen Briefen oder von Postkarten, als welche die Avise aufgegeben 
werden (a. a. Ü. Abs. 5). 

Der zu ersetzende Schaden kann einmal darin bestehen, dass das Gut 
in Folge d«r TenOgerten oder unterbliebenen Abholung verdirbt, oder darin, 
dasB der EmpiSnger genSthigt ist, fHr den Zeitraum, in wdchem die Sendung 
Uber die lagerzhisfreie Zeit hinaus sich auf der Oüter-AbfertignngssteUe be- 
findet . Tiager- oder Wagenstandgeld zu bezahlen (damnum emergens), oder 
auch darin, da.^s ihm der Gewinn entgebt, den er bei rechtzeitiger Empfang- 
nahme des Gutes mit Wahrscheinlichkeit erwarten konnte (lacrum ce&s&ns, 
vergl. B.G.B. § 252). 

W^as dieSchadenshaftung betriflPt, so Itann von einer solchen zunächst 
nicht die Bede sein, wenn durch die eigene Schuld des Adressaten die recht- 
seitige Zustellung des Avises nicht erfolgen konnte, s^ es, dass er das 
Benachrichtignngsschreiben nicht angenommen, sei es, dass er oder seine 
Bevollmächtigten im Augenblicke der Zustellung nicht anzutreffen waren oder 
sich derselben entzogen liaben. Eine Ersatzi)tlieht tritt ferner aneh dann 
nicht ein, wenn hidiere Gewalt oder Zufall die rechtzeitige Bestellung de« 
Avises verhinderten (B.G.B. §§ 275, 276, 285, 2ü3). 

Die ganze Frage spitzt sieh sona^ darauf au, ob die Eisenbahn oder 
ob die betr. Postbeamten im Falle eines Verschuldens ihrerseits die hi 
Rede stehende Verantwortlichkeit zu fibemehmen haben. SelbstveratindUch 
ist hierbei voransgeset/t. dass der Empfftnger in seiner Elgeusehaft als 
GlSubiger dieses Verschulden uaclucuweisen vermag. 
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HiuBichtlicli dieser Ersatzpflicht enthält nun weder das Handelsgesetzboch 
aoch die Yerkehnordiniiiflr dietliezüglicfae positive Vorechriften. Zwar be^ 
bandeln die §§ 431, 468 H.G.B. nnd § 9 E.V.O. die VerantwortÜdilceit der 

Eisenbahn for ein Verschulden fremder Pereonen, diese Häftling ist jedoch 
insofem beschränkt, als es sich hier nnr um solche Personen handelt, welche 
bei Ausführnno: der Ik-fördoruiiir tli:iti<r sind: die Avisirunir alier kann 
man nicht mehr als einen Theil der lU-tVirdeiuntr ansclicn. die letztere liat 
vielmehr mit der Ankunft des Gutes auf der Bestimmungsstation ilir Ende 
erreicht, falls nidit etwa die Zufüining durch den bahnamtUchen BoUftlhr- 
iBtetndmier erfolgt, weicber Fall indeeeen bei der BenadiricbÜgiing dea 
Enpfftngera ansgescUoseen ist Da femer aneb § 68 E.V.O., der das Ver- 
fahren bei Ablieferung des Gntes regelt, zwar üher die Form und die Zeit 
der Benachrichtignng, nicht aber über die in Rede stellende Haftung Vor- 
srliriften enthält, so erübriirt nnr, die Fraf^e an der Hand der einschläjrigen Be- 
stiuunuiijrt n <\<'9 T^ürirprlit lnin ti(>setzbnehs zu nntersnelien. Das letztere behandelt 
die VerautwurtUchkeii tür tremdes \'erschuldeu zunüchst in den §§ 278 und 831. 

Naeb § 278 bat der Scbnldner dn Verscbolden seines gesetslichen Ver- 
treters and seiner ErfflUnngsgebfilfen in gleicbem Umfange an vertreten wie 
eigenes Verscbvldoi. Die Bestimmung des % 831 besagt, dass deijenige, 
welcher einen Anderen zu einer Verrichtung bestellt, zum Ersätze des 
Schadens verpflichtet ist, den der Andrif in Ausführung der Verrichtung 
einem Dritten zufügt. Die KrsatziiÜi( lit tritt jedoch nicht ein, wenn der 
Geschilftsherr bei der Auswahl der bestellten Person die im Verkehr er- 
forderliche Sorgfalt beobachtet, oder wenn der Schaden auch bei Anwendung 
dieser Sorgfalt entstanden sein würde. Da es sieb im vorli^enden Falle 
fnner um die Verletanng dner Amtspilicbt bandelt, die einem Beamten einem 
Dritten gegenüber obliegt, so kommt nocb § 889 in Betracht, der die 
SehadensersataspAiebt des Beamten im Einzelnen regelt. 

Prüft man unter Znirrundelegnng dieser Bestimmungen die Fratre, wera 
in unserem Falle die llal'tptliclit aufzuerlegen ist und berücksichtigt man 
hierbei, dass die Eisenbalm, welche als Vertragsschuldnerin den Emplanger 
von der erfolgten Ankunft des Gutes am Bestimmungsorte zu benachrichtigen 
bat, rar AusfBbnmg dieser Verrichtung die Post bestellt, so kSnnte es Kit- 
lAchst den Anseht gewinnen, ids ob die Vorschrift des § 881 hier An- 
wendung zu finden habe, nnd die Eisenbahn demzufolge von der Schadens« 
ersatzpflicht befreit wäre; denn sie hat ja vorschriftsgemRss ^die im Verkehr 
erftirderlicho Si»rgfalt^ tliatsilchlich dadurch bekundet, dass sie mit der Zu- 
stellung der Avise die l'ost beauftragt, welche als ein staatliches Trausport- 
institut die denkbar sicherste Gewähr dafür bietet, dass die aufgegebenen 
Briefe auch an die richtige Adresse reditaeitig gelangen. Weil nun die 
Post selbst, d. h. die Postverwaltnng, für die ToraOgerte oder unterbliebene Zn- 
stellnng gewShnlieher Briefe oder Posücarten nicht haftet, so hStte folgerichtig 
nnr der betr. Postbeamte nach Massgabe des § 839 die Verantwortung zu tragen. 

Diese Annahme ist indessen nicht zutreffend, denn nach der geschicht- 
liehen Entwickeinng und de^ Eecbtsanscbauung, wie sie in der Wissenschaft 
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als hemchende angesehen 'wird, und wie dies auch in den Motiven zum 
Bürgeiiidien Gesetsbacli «u^sefiairt Ist, unterliegt es keinem Zweifel, dass 
der Begriff der nnerlanhten Handlungen im Sinne der §§ 838 ff. nnr ansser- 

kontraktliche Handlangen nmfasst and demgemiss die Beetimmnngen der 
§§ 831 nnd 839 sich auf die Kechtsverletznng aas einem vertraglichen 
Schuldverhintnisse nicht beziehen können. ZnwiderliandhinL'^on ans einem 
Schuldverliilltniss der letzteren Art verptliciiten den S( lml<inei' \ iL'lmehr theils 
durch die allgemeinen, theils durch die besonderen Vorscliritteu, welche für 
das elnsefaie Sduddverlililtaisa selbst maaage1»eiid iii^ (vei^l. Plaaek, Bas 
Bargexiiehe Gesetsbiicli, Verbemerknng zu § 888, 8. 602, Motlyell S. 727, 
Endemaan, Lehrbuch des bttrgwL Beehts, 4. Aufl. S. 907). bi dem Angen- 
blicke nnn, in welchem die Eisenbahn das Benachrichtignngsschreiben der 
Post znr Bestellnng an den Adressaten überpiebt, ])e»te]it der Frachtvertrag 
noch zn Ii echt. Denn wenn auch der Transport der Sendunjr beendigt ist, 
so hat docli die Eisenbalin noch weitere vertragsmilssige Verptlichtun^en. 
nämlich die, den Emptänger von der Ankunft des Gutes zu benachrichtigen 
und ihm dasselbe auBsuhändigen (E.y.C). 08, 69). Die Beaaehrichtigang 
ist demaaeh ein Bestandtheil des Frachtrertrages, nnd die Eisenbabn kann 
t&eh unter ffinwels auf die Bestimmung des § 831 semit niclit der Haft^iielit 
entziehen, sondern mass gemSss § 278, welche Vorschrift die vertrage» 
massigen Verptliclitunfren des Scliuldners für Verselien sdaer ErfäUungS^ 
gehUlfen reirelt, für den entstandenen Schaden aufkommen. 

Allerdings ist es nicht ansgeschiitssen, dass aus Anlass oder hei 
Gelegenheit der Erfüllung einer Verbindlichkeit oder sonst im Zusammeu- 
bange mit einem SehuldTerhältniss eine unerlaubte Handlong begangen wird. 
In einem solehen Falle ist frellidi neben dem vertragsniftstigen Anspmcbe 
noch ein weiterer Anspruch auf Scbadensersatz ans der anerlaubten Handlung 
begr&ndet (Planck a. a. 0.). Nehmen wir z. B. an, dass der Brieftr&ger das 
Avis nicht nur dein Adressaten nicht znsteilt, sondern anch von dem Inhalte 
desselben einem Dritten Kenntniss giebt, so dass dieser die Bezugsquelle des 
Emi>fäugers erfährt. In diesem Falle steht letzterein zunächst ein Ansprach 
auf Scliadensersatz gegen die Eisenbahnverwaltung wegen Verletzung des 
FracbtTertrages gemttss §§ 260, 262, 278 B.G.B. lu, daneben aber kann 
er, da gleiduseitig ein Verstoss gegen § 864 des Beiohs-Strafgesetsimchs 
(Verletzung des Briefgeheimnissee) vorliegt, ans §§ 828 Abs. 2 und 889 von 
dem schuldigen Postbeamten Schadensersatz verlangen. 

Was im Uebrijren die Verantwortlichkeit der EiRenbalin aus § 278 
betrifft, so erstreckt sich diese ilaftunf:', wie die genannte Bestimmung besagt, 
auf den gesetzüchen Vertreter und diejenigen Personen, deren sich der 
Sclinldner znr ErfBIlung seinor V«rbindliehkeit«i bedient. Voranssetzung der 
Haftpflidit ist demnaeb, dass ein SehuldverhUtaiss bereite bestand; in unserem 
Falle ist dies der Fraehtvertrag. Das Wesen der Haftung besteht darin, 
dass die Handlungen des schuldigen Postbeamten in der Weise zn benrtheilen 
sind, als seien sie von der Eisenbahn selbst vorgenommen; ob der Beamte 
den Schaden durch Verstoss gegen seine Dienstpflichten oder durch sonstige 
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unerlaubte Handlangen Iterbeigefühit hat, ist ohne Belang; er kann aus § 278 
idebt in Ansprach genommen werden, Tielmehr ist die Eisenbahn dem Em* 
pftnger nnmittelbar nnd ansBchliessIicIi haftbar. 

Steht sonach die Verantwortlichkeit der ElsenhafanTerwaltiniff fttr die 

verspätete oder nnterbliebene Bestellnn? der Avise durch die Post ausser 
Zweifel, so ist es dem Adressaten gleiclnvolil unbenommen, seine Ansprüche 
nicht gegen die Eisenbahn, sondern gecen den pcluildigen Postbeaniton L'-oltend 
zn machen. Der letztere ist dnroli keine vertraglidien Wrjitlichtnngen dem 
Eiuplänger gegenüber gebunden, er ist daher diesem ans § 839, allerdings 
■it wmentlichen EhisehränlLungen, haftbar. Nach dieser Gesetaesbeatimmnng 
bat ebi Beamter, der vorsStalich od«r fshrlttssig die ihm einem Dritten gegen- 
über obliegende Amtspflidit verletst, für den dem Dritten daraus entotehenden 
Sdiaden anfznkommen. Bei fahrlässigen Handlangen ist die Haftung indessen 
nur eine subsidiäre; die Ph'satzpflirht tritt nämlich in diesem Falle nnr ein, 
wenn der Verh fzfc sidi Tticlit auf andere Wei<<o schadlos halten kann (§ 839 
Abs. 1). Vorsiitzlii Ii liamlolt in nnserem Falle der Postbeamte, wenn sein 
Wille darauf gerichtet war, das Henachrichtigungsschreiben verspätet oder 
fiberlianpt nicht zn bestellen, fahrlftssig handelt er, wenn er die im Verieehr, 
d. h. die bei der Znstellnng des Avises erforderliche Vorsicht ansser acht 
gelassen hat (B.a.B. § 276). 

Wendet man die Bestimmun^^ des § 839 auf den vorliegenden Fall an, 
so ergiebt sich zunächst, dass der I'(»stbeamte zwar bei vorsätzlichen, nicht 
aber bei fahrlässigen rHichtverUtziuiiren Iiaftbar ist, da ja der Empfänger 
auch anf andere Weise Ersatz erlangen kann, indem er niimlich die Kisonl»alin 
aus § 278 in Anspruch nimmt. Für die Ersatzptlicht ist ferner Voraus- 
setznng, dass der Adressat es nicht schnldhaft nntorlisst, den Schaden durch 
den Gebranch eines Beditsmittels absnwenden (§ 889 Abs. 8). Als Beehts- 
ulttol ist in nnserem Falle die Beschwerde bei der Postverwaltmig ver^ 
standen, damit diese den Beamten zum Ersatz des Schadens veranlasst. Im 
üebrigen lieL^t dem Empfänger die Beweispflicht ob, dass der Beamte that- 
sächlich seine Amtspflicht vorsätzlich verletzt, d. h. die Bestellung des Avises 
absiclitlich verzögert oder unterlassen hat. Da dieser Nachweis Jedoch in den 
meisten Fällen schwierig, wenn nicht überhaupt unmüglich sein dürfte, und 
da femer bei fshrlSssigen Fflichtverletsvngen die er9rtort«i Haftnngs- 
beschrftnknngen bestehen, so wird der Adressat fai der Begel wohl davon Ab- 
stand nehmen, von dem Postbeamten Ersatz za verlangen^ vielmehr den sichereroi 
Weg wählen und rieh anf Grund des § 278 lediglich an die Eisenbahn halten. 

Von Bfilfutunt' werden dagegen die Vorschriften des § 839, wenn die 
Eisenbahuvorwaltung ilirerseits, nachdem sie auf Grund des § 278 Schadens- 
ersatz geleistet hat, den Kückgiilf gegen den schuldigen Postbeamten nehmen 
will. In diesem Falle bleibt der Eisenbahn kein anderer Weg, als sich auf 
Orond der Bestimmnngen des § 889 schadlos m halten, nnd awar haftet ihr 
dann der Beamte nicht nnr bei vorsStzlichen, sondern anch bei fahrlSssIgen 
Pflichtverietenngen, da sie anf andere Weise nicht Ersata m erlangen vermag. 
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10. 

Ber FraelitTertrag fier Etsenbalin-TeTkelinordimng als Yertrag im 

ftansteii Dritter. 

Von Dr. Iir. Rminafel, 

B^ernngBaasessor in Posen. 

Dass der Frachtvertrag als Vertrag za Gunsten Dritter zu charakterisieren 
ist, .wird vom Standpunkt des heutigen Beichsreehts wohl schwerlich mehr 
bestritten werden*. Diesen Worten Hellwigs^) moss m. E. unbedingt bei- 
gepflichtet werden. Ana der Einreihunp des Frachtvertrages in die Katep:orie 
der Verträge der §§ 328—335 B.G.B, ergiebt sich für die rechtlichen Be- 
ziehungen der beteiHjrten drei Personen, Ei^onhahn. Ahseiidpi- nnd Empfänger zu 
einander eine Roihe von Konsequenzen, deren Jietrachtuntf wulil von Interesse ist. 

Zunächst crliebt sich die Frage, von welchem Zeitpunkt an der Empfänger 
in Bechtsbeziehungen zu der Eisenbahn tritt Hieruber giebt § 66 Ahe. 1 
und 2 V.O. Ansknnft 

Abs. 1 lantet: 

,Die Eisenbalin ist verpfliclitet . am Bestimmungsort dem bezeichneten 
Empfänger gegen Bezahlung ihrer durcli den Frachtvertrag begründeten For- 
derungen . . . den Frachtbrief nnd das Gut auszuhändigen". 

Abs. 2. „Der Eni[ifäiifrrr ist nach Ankunft des Gutes am Bestimmunu's- 
ort berechtigt, die durch Fraclitvertrag begründeten Rechte gegen Erfüllung 
der rieh daraus ergebendm Vei^t^tnngen, in eigenem Namen gegen die 
läsenbahn geltend zu machen, aeü es, dass er hierbei im eigenen oder fremden 
Interesse handelt. Er ist insbesondere berechtigt, von der Eisenbahn die 
Übersrabe dos Frachtbriefes und die Auslieferung des Gutes zw verlangen . . .* 

In .\bsatz 1 ist nicht gesagt, dass auf Grund des Abschlusses des Fracht- 
vertrages dem Empfänger nnmittell)ar ein — sei es auch nur bodinirter oder 
betagter — Anspruch gctrcn die Fisenbalin erwäclist. .\us den I nistiindtn, 
insbesondere dem Zweck des Fracliivertrages, ist dies ebenfalls mcht zu ent- 
nehmen. Zieht man noch den Eingang des Absataes 2: ,der Empfänger ist 
nach Ankunft des Gutes am Bestimmungsort berechtigt', in Betracht, 
so kann es einem Zweifel wohl nicht unterliegen, dass der Absdiluss des 
Fraehtvertn^es fOr sich allein dem Empfänger k^erld Bedite giebt, dass 

*) Hellwig, „Die Verträge auf Leistung an Dritte- § 68 (S. 477 ff.), vergl. ferner 
Staub, Kommentar zum Handelsgesetzbuch VI. und VIT Aufl. Anm. 1 zu § 434 
(S. 1.V29) und Kinleitung zu ^ 4:?.') '.S. l.ö.'V)). Ctisuvlc. Lrlirbudi des TlaTHlcIsir- ]its V .\ntl. 
§ 87 I öb (ä. 433), Lcbmunn-King, Das llandebgesetzbuch für daü Deutsche ikich 
Bd. II Anm. 2 an § 435 (S. 342), Rosenthal, Internationales Eisenbahnftaehtreeht § 18 
II (S. 150 ff.), Hertzer, Handkoramentar zur Eisenbahn -Verkehrsordnung Anm. 2 zu 
§ 66 (S. 113), Entscheidungen des R.Ji'. in Egers Eiscnbahnrechtliche Entschei- 
dungen Bd. I S. 134. Ud. IV S. 415. Über die älteren Ansichten vergl. Schott in 
Endemaans Handbuch des deutschen Handelsrechts Bd. III § 346 Amn. 18 (S. 402) 
und Eger, Das deuteche Trachtrecbt Bd. 11 S. 80 ff. 
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Tieliiiehr «nt mit dem ZeHpnnkt dw SastnifeiiB dM Ontea am Beatimmongs- 
oft der Empfänger in Beohtsbaddunigmi zu der Eiaenbalm tritt')*). 

Diese beetdien ledigUeh darin, daw der Empflnger GlSabiger der Eäun- 

bahn wird nnd zwar neben dem Absender. Dieser ist nach wie vor im Be- 
sitz der durch den Frachtvertrag erworbenen Rechte. Er kann nicht nur den 
Ansprnch auf ErfUllun«: des Frachtvertracres irfUcnd niadun und Am- 
liändifrnnjr des Frachtputes an den Empfänger verlaTit;en , .sondern anch — 
in den an sich zulässigen Grenzen — den Inhalt des Frachtvertrages mo- 
difizieren, insbesondmre die Person des Empfängers Andmi, dimm also die 
erworbenen Seebte entziehen (§ 64 Abs. 1 nnd 4 V.O.). Die Bechte des 
Ataenders sind also die stftrlceren. Sie decken sich aber anch ihrem Umfinge 
nach nicht mit denen des Empfängers. Wenn anch gnindsAtsIich sämtliche 
Rechte aus dem Frachtvertrag als dem Empfilnger zustehend angesehen werden 
müssen, so ist doch eine Ausnahme zu machen, nilmlich für die Tvcclite, die 
der Natnr der Sache nach an die Person des Absenders geknüpft sind 
Ein derartiges Recht ist das Dispositionsreclit (§ 64 Abs. 1 V.U.). Der Em- 
pfänger kann vmr nach Hassgabe des bürgerlichen Bechts über seine An- 
sprftche — n. B. dnrdi Cession — TerfOgen, er ist aber darfiber hinans nicht 
beftigt, den häalt des Frachtvertrages, insbesondere die Besttnuanngsstation 
zn Indern^). Die T'rcbtt des Empfangen sind also anch in ihrem Umfang 
geringere, als die des Ab.sendcrs. 

Eine schärfere Konkurrenz crwäclist den Rechten des Absenders, wenn 
der Enipfiinger nadi Ankunft drs dntes in Besitz des Fiai litbi ieten gelangt, 
oder Klage auf ErlUUung des Fraclitvertrages erhebt: „Das VerfUgungsrecht 
des Absenders erüseht*, — »die Eisenbahn hat nnr die Anweisungen des 
beaeichneten Empftngers an beachten, widrigenfalls sie demselben fOr das Gut 
haltbar wird" (§ 64 Abs. 4 V 0.). 

Würde lediglich beptimmt sein, dass das Dispositionsrecht erlSache, so 
knnnto man hieraus folgern, dass die übrigen Reditc des Absenders nnberülirt 
bestehen blieben, also insbesondere der Ansjuiuli gegen die Eiscnbabn auf 
AushUndigung des Gutes an den Empfänger. Aus der weiteren Ili stinimnng, 
dass die Eisenbahn lediglich die Anweisungen des Empfängers zn beachten hat, 

«) Hellwig a. a. O. S. 479 ff., Cosack a. a. O. § 87 Ziff. S 
') Nach § 4H4 U. Q. B. hat der Empfänger bereits vor Ankunft des Frachtgutes 
das Recht, alle zur Sicherang des Gutes erforderlichen Maesregeln m trgrelten und 

dem Frachtführer die diescrhalb erforderlichen Anweisungen zu erteilen. Dieses Recht 
steht bei dem, den Ufstimninngen der V.O. unterworfenen Fraditvi rtrag di-in Em- 
pfänger nicht zu. Einmal ergiebt sich dies daraus, dass die Ikstiiniaung des U.Ci.B. 
in der V.O. nlöht Aufnahme gefunden hat und awar gans offenbar ans dem Qmnde, 
weil für den Eisenbahnfraclitvi rki lir ein Bedürfnis nicht vorliegt. Sodann schlicsst 
§ 78 Abs. 1 V.O. die Ausübung eines derartigen Hechtes aus. (Vgl. Cosack a.a.O. 
§ 87 IT, 2 8. 434.) 

») Ähnlich Schott ». a. 0. S. }0;5 ff.. Thöl, Handelsrecht Hd. m § .^7, Bd. IV 
S. 6ß f. Pnchelt a. a. 0. Anm. ö an Art. 40Ö (S. 1289). A. M. Steub a. a. 0. Anm. 6 
zu § 435 (S. 1Ö30). 

<) Die Bestimmmigen des § 52 Ziff. 17 nnd 18 (8. 91) der allgemeinen Abferti« 
gungSfTonehriften sind daher gerechtfertigt. 
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in YerlrindiiBg mit der des § 73 Abs. 1 V.O., nach der snr Odtendmaehniie 
du* ans dem FraclitveTtrage gegen&ber dw Eisenbahn entspringenden Rechte 
snr derjenige befngt ist, dem das VeifOgnngsrecIit über das Frachtgut zusteht» 

geht jedoch nnzweidentier hervor, dass Tinnmehr der Kmj)ffinsror der alleinige 
Glänbig-er sein soll '). Eine Ansnalmic ist selbst versi Endlich anch hier für die 
Reclite zu nia( hon, die der Natur der Sache nacli an die Person des Absenders 
geknüpft sind. Diese verbleiben ihm mit Ausnalime des Dispositionsrechtes, 
daa — und awar obne Ton dem Empfänger erworben zn werden — > nntergeht*). 

Ydllig nnbertthrt bleiben die Ffliehten des Absenders, bisbesondere 
erwachsen dem Empfänger durch die Annahme des Frachfbrlefes keinerlei 
Yerpflichtangen ^. Es steht in seinem freien Belieben, ob er von den er- 
worbenen Rccliten Gebrauch machen, insbesondere das (Jnt annehmen will. 
Weist er die ihm an<;efallenen L'erhte znrück, so gilt der Kechtserwerb als 
nicht erfolgt (§ 333 B.G.B.). Die untergegangenen Rechte des Absenders, 
insbesondere das Dispositionsrecht, leben ohne weiteres wieder auf^)^). 

Eine Aeodernng in der BechtssteUnng des Empfängers tritt erst ein, 
wenn dieser der Eäsenbahn gegenfiber die ans dem Frachtverträge erworbenen 
Bechte geÜead macht. Alsdann ^ird er Schuldner der Eisenbahn und zwar 
ohne den Absender ans d^ Schnldverhäitnis n befreien^. Zn beacliten 

*) Hdlwig a. a. 0. S. 484 ff. weist nach, dess diese fieditsfolge innerlidi gereefat- 

fertigt ist. 

8o ist allein der Absender befugt, £r8atz des durch verzögerte Ausführung 
einer nachträglichen Verfügung entstandenen Schadens an fordern. 

*) Dies gilt nnbeschränkt. .Auch wegen der nach .Aushändigung des Frachtbriefes 
entstandenen Lager- und Standgelder kann sich die Eisenbahn in diesem Stadium nur 
m den Absender halten, llellwig a. a. U. S. 482. 

*) Hellwig a. a. O. § 68 II, 3 (S. 488), Staub a. a. 0. Anm. 9 su § 433 (S. 1588), 
Pnchelt a. a. O. Anm. 8 und 9 zu Art. 405 (S. 12:^0), .\nuv 1 zn .\rt. 4no (S. 12321. 
Thnt a a. O. § 'iti (S. 63), Lehmann-Bing a. a. O. Anm. 14 zu $ 433 (S. 338), Anm. zu 
g 435 (S. 342) . Anm. 5 (S. 343) and Anm. 2 sn § 436 (8. 344), Roeenthal a. a. 0. $ 18 
VI (S. 154), iaukd( srh( L Komm, sum Betriebweglement § 59 > (S. 130), R.O.H.6. 
VI 8. 273; a, M. Eu'er, Komm, zur V.O. Anm. 331 zu § r>4 S. 379 ff. 

') Der Eisenbahn obliegt also die Verpflichtung, gemäss § 70 Abs. 1 V.U. die 
Anweisung des Absendo« dnaiholea, in gieidier Welse, wie w«m die Znrttckweisttng 
vor Aushiindiguuf? des Frarhthriefcs erfolgt wäre. Abweichend hiervon b(>stimmt § h^^ 
Ziff. 19 der allgemeinen Abs. Vorschriften (Teil II S. 96): «Wird der i'rachtbrief vom 
Empfänger eingelöst, dagegen das Out nicht abgenommen, so ist der Empftnger unter 
Aufforderung zur Abnahme zu benachrichtigen, dass das Gut auf seine Gefahr und 
Kosten lagert. Die Bt'Stinimungen in i; 70 K V. ( ) findon bei i'berwcisunt^ derartiger 
Sendungen sinngemäss Anwendung. Eine Mitteilung an die Versandstatiun hat in 
diesen F&Uen nicht stattzufinden, da das Yerfflgungereeht des Absenders dnrdi Ein- 
lösnntc des Frachtbriefes seitens des Empfängers mu h t« 04 Abs. 4 E. V. (). crlosdien ist*. 
.Vuf das Bcdenliliche dieser Bestimmung hat schon Kuindl in der Zeitung des Vereins 
deutscher Eiscnbahnverwaltungen Nr. 69 yon 1901 S. lOßH (Ziffer 3) unter Berufung 
auf (icrstncr. Internationales Eisenbahnfr n !it ncht S. 298 ff. und die bei Egcr. Entsch. 
Bd. XVII S 277 nml in der Zeitschr. f. den internationalen Eisenbahntransport Bd. 17 
8. 277 ff. abgedruckte Entscheidung des Wiener Bez.-(icrichts hingewiesen. 

*) Nach § 67 V.O. tritt diese Wirkung ein, wenn der Empfftnger das Gut an- 
^eiiotniiieii li.it, l>ies< r l'e'^timimiiiir i'-t jeilm h nicht die r>ei1t iif nnix beiznmessen, dass 
nur durch die Annahme die übligierung des Empiungers erlolgeu könne. Öic schiiesst 
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ist, dass die Zaliluugspflicht des Empfängers sich nicht nüt der des Absenders 
deckt. Jener ist mir verpflichtet, gnach MMBgabe des Frachtbriefes" Zahlung 
SB leisten. Forderungen, die dch weder direlct noch indirekt — insbesondere 
dnreb Bemgnahme anf Begleitpapiere oder reprlcmentarieche Festsetzungen — 
aus (lern Frachtbriefe ergeben, Icann die Eisenbahn nur gegen den Absender 
geltend machen ^) 

Das einseitiire Rücktrittsrecht des EmpfUngers ans § 333 B.G.Ii, erlischt'). 
Aber nnlöslich sind auch jetzt noch nicht die rechtlichen Beziehungen 
zwischen der Eisenbahn und dem Empfänger. Beide Teile kSnmm dnrch 
Vertrag anf ilire Bedite verxichten nnd zwar insbesondere mit der Wirkong, 
daaa diese Beaiehnngen erlöschen, nnd die der Bisenbalm anm Absender im 
nrsprftnglichen Umfange wieder anflehen. Voranssetznng dabei ist selbst- 
TerstandUch, dass der Absender zu dem Abschlnss eines derartigen Verzichtes 
sein Einverstilndnis erkbirt. In der Praxis wird ausnahmslos der Empfilnpror 
der Offerent sein, und das Angebot durch dessen Erklilrnng, die Annalime 
des Gutes zu verweigern, erfolgen. In einem solchen Falle hat sonach die 
Eisenbahn, — soweit lediglich ihr Verhältnis zum Empfänger in 
Betracht kommt, — die Wahl, entweder diesen Verzicht — nach Ein- 
holvng des EinverstRndnisses des Abeenders — anannehmen, oder die ihr 
ans dem Annahmeverzng erwachsenen Rechte geltend zn machen. Eine andere 
Frage ist, ob sie dem Absender gegenüber zur selbstilndigen Ausübung 
dieses Wahlrf(lite>< befugt ist. Wir Italien gesehen, dass durch Übergabe 
des Frachtbriefes nicht sämtliche K echte dos Absenders erlöschen, dass er 
vielmehr in Besitz derer bleibt, die der Natur der Sache nach nicht auf den 
Empfänger übergehen können. Hier liegt ein weiteres Beispiel eines derartigen 
Bechtes vor: lediglich der Absender ist beAigt, fiber das SiÄidoal des der Eisen- 
balm anTertranten Gntes zn entscheiden, nnr w hat zn bestimmen, wie die Eisen' 
halm zu verfaliren hat, ob sie den Ver^chtsantrag annehmen oder ablehnen soll*). 

Ist die Eisenhalm nicht berechtigt, selbständig in Fällen der hier gedachten 
Art Entscheidung zu treften, so ergiebt h ohne Weiteres hieraus die 
Verptlichtnng, dem Absender Nacliricht zukommen zu lassen und seine Ent- 
scheidung einzuholen. 

vielmehr nicht aus. d.iss diese .lurh in anderer Weise entstehen kann. fVerpl. Statib 
a. a. O. Anm. 1 und 2 zu g 43t> {6. Iö22), l'ucbelt a. a. U. Anm. 1 zu Art. 40Ü ^S. 1232), 
Lebmann-Ring a. a. 0. Anm. 2 an § 436 (S. 344), R.O.H.O. Bd. XX S. 4ia) 

<) Sonach bleibt eui Teil der fieohte nnd ein Teil der Pfliehten an die Person 
des Absenders geknüpft. 

Besondere Regelung hat die Berechtigung der Eisenbahn aar Naehfordemng 
sn weiüg nnd die Veritflichtunf,' zur Rrstattang za viel erhobener Frachten nnd sonstiger 
Gebühren erfahren in § 61 Ziffer 4 V. <». 

■) Vergl. riunck a. a. O. Amu. 3 zu § 333 (S. 112). 

*) VenUgert. der Empftnger die AbnaJune des Ontes, so Inuin hioin nnter Um- 
ständen die Erkliinin>? eines Verzichtes lieiren. Ist jeihuh ein solcher aus der Ver- 
sögerung nicht ohne weiteres zu entnehmen, so bat die Eisenbahn ein sehr oinfacbes 
Mittel, die Sachlage so Hären: sie teilt dem Empfänger mit, dass ein Verzicht unter- 
stellt werde, wenn nicht binnen einer bestimmten Zeit die Abnahme erfolge. Diesen 
Weg an beschteiten, kann ebenfalls der Absender Torachreiben. 
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Eine jeden Zweifel aoBedilieMende VMtgang dieser GnmdsBtee iet in 
der V.O. nicbt erfolg;t § 70 Abs. 1 V.O. besagt: «Ist der Empfllnger des 

Gntes nicht zu ermitteln, verweigert oder Terzö$2:ert er die Annabme oder 
die Abnahme, oder erjrip^it sirli ein sonstiges Abliefennisslündeniis, so hat 
die Empfangsstation <lcn Absender durch Vennittlung der Versandstation von 
der TTrsache des Ilindernisseh unverzüglich in Kenntnis zu setzen und dessen 
Anweisung einzuholen. In keinem Fall darf das Gut ohne ausdiückliches 
EinTerstündnis des Absenders nrfickgesandt werden*. 

In Abs. 2 ist angeordnet, dass die Eisenbahn, wenn die Benaehriditlgnng 
des Absenders nnthnnlich, oder dieser mit der ErteQnng der Anweisung sftnmig 
ist, oder eine Anweisung erteilt, die nicht ansfOhrbar ist, das Gat auf Gc- 
falir und K isten des Absenders auf Lager zu nehmen hat. Der Eisenbalm 
ist weiter die Hinterlegung für Keclmung und (ieiahr dessen, den es anireht, 
und unter gewissen weiteren Veraussetzungen der Verkauf unter Abführung 
des Erlöses an den Absender gestattet 

Hit Bilclcsicht anf die Bestimninngen des Abs. 2 lasst sich nicht leugnen, 
dass in § 70 lediglieh die FaUe in Betracht gesogen sind, in denen der 
Absender noch in Besitz der sämtlichen Rechte ans dem Frachtverträge ist. 
Allein es dürfte wohl einem Bedenken nicht unterliegen, die Bestimninngen 
wegen Gleichheit des Grundes analog hier anzuwenden. 

Der § 70 giebt dem Absender auf Grund des Ablieferungshinder- 
nisses ein AnWeisungsrecht nicht, setzt vielmelir das Bestellen eines solchen 
voraus. Der Absender, der durch die Aushändigung des Frachtbriefes an den 
Empfänger sein DispositionBrecht verioren hat, li&nnte sonach an sich ledige 
lidi die Eisenbahn anweisen, den Verzidit des EmpfSngers abindehnen, ansa> 
nehmen oder herbeisnfiUnren. Er müsste also znnftchst die Eisenbahn anweisen, 
den Verzieht anzunehmen oder herbeizuführen, und wenn diese den Auftrag 
ausgeführt liat, auf Grund des ihm nunmehr wieder zustellenden Dispositions- 
rechtes weitere Vei-fügung — z. B. anderweite Aushändigung des Gutes — 
geben. Es steht aber niclits im Wege, dass der Absender mit seiner ersten 
Anweisung zugleich diese verbindet. Man wird sogar nnbedenldich eine 
anderweite Verfügung allein — ohne ansdrttckUiche Anweisung, den Venidit 
anzunehmen oder herbeisuführen — für ausreichend zu erachtm haben, wenn 
ans ihr der Wille des Absenders hervorgeht, dass der Empfibiger von seinen 
Verbindlichkeiten und Rechten entbunden werden soll. 

Verbietet der Absender die Annabme de.s Verzirbtes. so hat die Kisen- 
balin die ihr aus der Annahineverweigerung gegenüber dein Empfänger er- 
wachsenen Bechte, unter sinngemilsscr Anwendung der Abs. 2 — 4 § 70 V.O. 
geltend zu machen, in erster Linie also das Gat auf Gefahr und Bechnung 
des Empfängers anf Lager zu nehmen oder unter Nachnahme der Kosten bei 
einem Offentliehen Lagerhaas oder einem Spediteur au hinterlegen; sie Itann 
es feiner — unter gewissen weiteren Voraussetzungen — für Bechnung des 
Empfängers verkaufen. 

Das Gleiche gilt, wenn die Benaehrichticunir des Absenders nicht thunlich, 
dieser mit Erteilung der Anweisung säumig, oder die Anweisung nicht aosfülu'bar isL 
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Die Aimiihme des Gutes in Verbindiiiig mit der des Fraditbriefes ver- 
idiclitet den EmpfSnger, der EisenlMüm nach Ifassgabe des Fraditbriefes 
Zalilnng zu leisten (§ 67 V. 0.)- Wie schon gesagt, kann diese Verpflichtung 
anch bereits früher eintreten. Die Annahme des Gutes nehst Frachtbrief ist 

nnr der spateste Zeitpunkt der i^utstehunp der Verbindliclikcit. 

Audi Iiier liat der Eintritt des Empfiinpers in die SchuldverbiiKlliclikeit 
nicht die Befreiung des Absenders zur Folge. Nach wie vor ist dieser der 
Schuldner der Eisenbahn als Kontrahent äm FrachtTertrages Eine — 
allerdings praktisch sehr wesentliche — Ansnahme ist zu machen: Ist die 
Fracht oder sind sonstige Kosten auf den EmpfSnger angewiesen, dagegen die 
Anshändignng ohne Erhebimg dieser Betrflge erfolgt, und die rechtseitige — 
und wirksame^ — Geltendmachung des Pfandrechts unterlassen, so erlischt 
bezüglich dieser Fordernncren der Anspruch der Eisenbahn an den Absender''). 

Die Annahme des (iutes ist anch noch in einer anderen Ueziehung V(»n 
einer sehr erheblichen rechtlichen Bedeutung. § *J0 Abs. 1 V.O. bestimmt: 
.Ist die Fracht nebst den sonst a«f dem Gut haftenden Forderungen bezahlt 
and das Gnt angenommen, so sind alle Ansprache gegm die Eisenbahn ans 
dem Frachtrertrag erloschen*. 

Diese Bestimmung gründet sich darauf, dass in der Annahme des Gutes 
und Erfüllung der durch den Frachtvertrag entstandenen Verbindlichkeiten' 
eine Genehmigung liegt *)^). 

Genehmigen kann aber der Empfänger die Erfüllung des Frachtvertrages 
nor in dem Umfang, in welchem er selbst Berechtigter ist. Soweit dies 
nicht der FUl ist oder positiv ansgedrttdct: insofern es sidi um Ansprfidie 
handelt, ^e nnlSsbar mit der Person des Absenders verbunden sind, kann 
sonach die vorbehaltlose Annahme des Frachtgutes nebst Zahlung der Fradit 
die der Eisenbahn obliegenden Verpflichtungen nicht berühren. Diese Ausnahme 
mu88 trotz der allgemeinen Fassung des Abs. 1 § 90 V. O. gemacht werden 
So geht z. B. der Ansi^rnch des Absenders auf Ersatz des Schadens, der 
durch verspätete Ausführung einer nachträglichen Anweisung entstanden ist, 
nicht unter. 

Abgesehen von dieser SSnschrftnkung unterliegt die gedadie Bestimmung 
noch weiteren auf Grund positiver Vorschriften (§ 90 Abs. 2 V.O.). Unter 
gewissen Voraussetzungen bldbt üa Anspruch gegm die Eäsenbahn wegen 

Vergl. Staub a. a. 0. Änm. 4 sn $ 436 (S. 1538), B.6. Bd. XLVH & 88 ff. 

»1 Vertrl Staub a a. (». Anm. 4 zu § 442 (S. 1646), Pachelt (FSrtsch) a.a.O. 
IV. Aufl. Anm. 1 zu Art. 412 («. 1261 ff.). 

*) SelbstTentHndlich gilt dies nur für den Ansprach, der der Eisenbahn auf 
Grund des Frachtvertrages zusteht. Ein Anspruch, der der Eisenbahn aus einem 
anderen Keditsgrunile crwru list . z. H. infolge ungerechtfertigter ]'.ereicherung des 
Absenders, — wird hierdurch nicht berUhrt (vergl. Staub a. a. U. Anm. 2 und 3 zu 
§ 443 (S. 1544). (.üsack a. a. O. § 96 Ib (S. 487). 

*) Vergl. Ü.d. P.-1 VI S. 104. 

*) Die bekannte Ötreitixage, ub § 90 Abs. 1 auch bei Frankosendungen Anwendung 
findet, mag hier nnerörtert bleibeii. 

"i .V. M. Eirer. Komm. z. V.O. Aum. 473 zu § iK) (.S. riehmaan-Biog a. a. 0. 
Anm. 8 zu g 438 tä. 'dö2}, Hectzer, a. a. 0. Anm. 2 zu $ 90 (S. 154). 
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Bumgelbafler ErfUlnng b«8teli6ii. Alleiidger GlftnUger dieses An^radieB ist 
selbstTenttiuUich lediglich der Bnpftiiger. 

Um zum Schlnss noch einmal kurz das gewonnene Ergebnis za betrachteiii 
so bat man beim Eisenbalmfraclitvertrag folgende Perioden zu nnterscheiden : 

I. Pei'iode. AhschUisis des Frachtvertrages und TransportKoit: lediglich 
der Absender ist GliUibifrcr und SchuMner. 

II. Periode. Ankunft des Fraclitgut«s am Bestimmungsort: der Em- 
pfänger vird neben dem A1»teiid«r CHftnl^r. Das Baeht das Empfängen 
ist abor das schwftcliera — der Absender Icann ihm die erworlianen Beehto 
antsiehem nnd das dem Umfang naeh geringere — der Absender bleibt 
aasscIilie^sUch in Besitz derjenigen Hechte, die der Natnr der Sache nach 
an seine Person geknüpft sind, insbesondere im Besitz des Dispositionsrechtes. 

III. Periode. Anshiindigiing des Frachtbriefes oder Kla^eerhebunpr . das 
Dispositionsrecht des Absenders insbesondere die Befugnis, dem Eniptiin^rer 
die erworbenen Rechte zu entziehen, geht unter. Femer erlöschen tiämt- 
liciM Badite das Absandara mit Ansnalmie derer, die dar Katar dar &dia 
nach an seine Person galinlipft sind. 

Dem E^pHngar erwachsen keinerlei Pflichten. Er kann einseitig die 
«rworbanen Bechte und zwar mit der Wirkung snrflckweisan, daas die 
Glftnbigerrechte des Absenders wieder erwachen. 

IV. Periode. Gelteudniachun^ der Rechte ans dem Fraclitvertrapr durch 
den Emi)lan<ror : der Empt'iinf^er wird Schubincr und zwar neben dem Absender. 
Seine Zaliluugbpilicht deckt sich jedoch nicht mit der des Absenders, sie wird 
vielmehr durch den Inhalt des Fraditbiiefes begrenat. Nnr im Einverständnis 
mit dem Absender lumn die Eisenbahn dnrdi Yeraiditvartrag ihre Badita> 
heaiehungen anm Bmpfllnger mit der Wirkung bes^tigen, dass diejenigen 
znm Absender wieder im ursprünglichen Umfang erstellen. Im Falle eines 
derartigen Verzichtsantrages, der insbesondere in der Annahmeverweigerung 
liegt, hat die Eisenbahn den Absender zu benachrichtigen and um Anweisung 
anzugehen. 

V. Periode. Abnahme des Gutes: 

a) der Emiitauger wird, — wenn er es nicht bereits 'geworden ist, — 
Schuldner nach Ifossgabe des Frachtbriefs und zwar neben dem Absender. 

b) Der Absender wird von der Verpflichtung aar Zahlung dar asf den 
Empfönger angewiesenen Beträge — jedocli lediglich bezüglich dieser 
— befreit, wenn die Eisenbahn die wirksame Geltendmachung üires 
Pfan<ireclites verabsäumt. 

c) .\lle Verbindlichkeiten der Eisenbahn erlöschen, wenn die Fracht 
nebät den sonst auf dem Gut haftenden Forderungen bezahlt ist. Aas- 
genommen sind einmal die dem Absender anstehenden Ansprüche unbe- 
dingt, und femer die dem EmpfKnger auf Grund nuagelhaftar Ver- 
tragserfUIui^f erwachsenen unter bestimmten 'Voranssetaungan. 
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U. 

Noch eliiiiinl die Oepttckträ^er der Eisenbahn. 

Eine Entgegnung von Dr. F, GordM, 
Amtsricliter in Uanibarg. 

Die Gesetzgebung des Deutschen Reiches auf eisenbahnreclitlichem Gebiete, 
auf <len unklaren Satznnpen der Artikel 42, 43, 45 K.V. fussend, liat von 
jeher zu verfassunp'^^m.'lssifren Bedenken Anlass peireben. Die Kompetenz des 
Bondesratbs zum Erlass des t'rUliereu Betriebsreglemeuts, des alten Bahnpolizei- 
reglements ist bestritten. An die Stelle des letzteren R^lements ist die 
BetrlebBordnimg für die Haapt^enbahnen Dentsdiland« getreten. Das Be- 
triebereglement wurde dareh die VerkehrBordnang Tom 16. November 1698, 
letatere darch die Verkehrsordnnng vom 26. Oktober 1899 ersetzt. Allen 
diesen Erlassen des Bondesraths wird von competenten Beurtheilem die Rechts- 
bestündigrkeit ahireniiroehen. Die rnpiltip-keit der neuen Verkehrsordnunir be- 
hauptet not h neuerdings T^aband ') mit guten Gründen. Auch im Einzelnen 
scheinen sich bei unnerer Verkehrsordnung die unliebsamen Streitigkeiten zu 
wiederholen, die in den 80er Jahren zwischen TbUl*) and Goldschmidt ^ zu 
^em lebhaften Ueinangsaastaascb Aber die Bechtsgiltigkdt einea grosseren 
Theils der Vorschxiftoa des Betrfebsreglements von 1874 fBfarten. Andi 
Jetat wird in der Fachlitteratnr die Hec]it«be8t<1ndigkeit der §§ 9, 81, 37, 38 
and wohl noch manoher anderer Vorschriften der Verkehrsordnnng von 1899 
.angezweifelt. 

Bezii^-lich des letzteren Para^raplieii liabe ich auszutühren versucht, dass 
die in ihm getroft'ene liegeluug der Haftung der Eisenbahn fUr das ihr in 
Aafbewahrung gegebene Gep&ck als dne dar gesetalicben Sanktion entbehrende 
rechCliche Normimng angiltig sei^ Bri § 87 V.O. treten dieselben Zweifel 
ttber seine Beebtsbeständigkeit wie bei § 38 anf. Von der Ansicht ansgehendf 
dass die von der Eisenbahn bestellten GepJicktritger zu ihren ^Leuten" gehören, 
war ich zu dem Resultat gelangt, dass die Vorschrift des § 37 giltig sei"). 
Jn einer Kritik meiner Auslegung des § 37 stützt Keindl die £echtsl>e8tändigkeit 
dieses Paragraphen auf § 46ö Abs. 3 U. (i. B. % 



') Laband, D. J.-Ztg. Bd. V S. 609 ff,, Staatsrecht IdOl Bd. ni S. 121 

*) Thöl. Handelsrecht Bd. III § 49, AntikTitik 1882. 

») Goldschmidt, Zeit.<jchrift Hd. XXVI 8. 606 ff., Bd. XXVUI S. 441 ff. 

•) Arch. f. öff. Recht 1902 S. 413. 

■) Bd. XVn 8. 878 ff., Bd. XVm S. 182 ff. dies. Ztsehr. 

*) Zwei eisenbaharecfatliche Fragen Bd. ZIZ 8. 81 ff. dies. Zt^. 
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Andi 8<niBt haben deh swischen Belndl mid mir fiber die Auslegung de« 
§ 87 T.O. Divergenzen ei^ben, die darin gipfeln, daei Beindl bexflgUeh 
der Haftung fdr die im Statieneberddie den Tnuuport dee Beisegepftciu 

bewirkenden GepäcktrSger eine Solidarhaftnng der Eisenhalm utkI Ii s trnns- 
poiüreTKlen Gepackt r.'ip:ers amipliinfn zn müssen glaubt, währeud i* Ii 'ItT 
Meinung bin, dat^s die Eisenbahn (im- aussohlicssliclK! Haftung übernuiiimen 
liat. Die ErpcbniKse uieiuer rntersiu huu}? waren ftdgendc: 

a) Es giebt nach der neuen V.O. zugelassene und bestellte Gepäckträger. 

b) DU» angelassenen Gepäckträger sind sdbständige EVachtfShrer nnd haften 
demgemüBs nach den Onindriltzen des Frachtvertrages dem Reisenden 
für mangelhafte Ausffihraiig des Transportanftrages. — Die bestellten 
Gepitcktrüger sind, soweit sie Transporte innerhalb des Stationsbereiches 
bewirken, keine selbstündiiren (Tpwerbc'trcilit'nilcn , keine Fia<btfiUn-pr, 
vielmeiir .Leute" dfr Ki^c■llllallll . für welche die Eisenbahn we^'en 
mangelhafter Austulirung des Transportauftrages ausschliesslich haftet. 

c) Die bestellten Grepflckträger sind, soweit sie ausserhalb des Stations- 
bereiches Transporte bewirlcen, selbstftndige FrachtfBhrer nnd aas dem 
Transportvertrage ansschUesslieh haftbar. 

Demgegenüber behauptet Beindl: zu a) Es gebe nacb der nenen V.O. nur 
bestellte Gepäckträger; zu b) und c) die Gepäckträger seien, mßgen 
sie innerhalb oder ausserhalb des Staüonsbereiches handeln, selbständige 
Fracht führe 1'. 

Bezüglich der Transporte innerhalb des vStationsbereiches 
ilbemebme die Eisenbahn .zufolge einer gesetzlichen Fiktion* ans 
Grttnden des Verkehrsbedflrfhisses die Ifithattang für schnldhafte 
YerletKong des Transportanftrages. 

Diese Ergebnisse der Beindl'schen TJntersnchnng stehen den von mir ans 

der Vorschrift des § 37 gezogenen Folgerungen fast diametral gegenüber. 
Ob es Keindl «relunffen ist, die sich aus § 37 ergebenden Streitfragen zn 
einer befrifiiigendfii Liisung zu brin^ren, erscheint mir äusser>t /.weifelliaft. 

Die erste Dillerenz zwischen Keindl und mir, ob es jetzt noch zugelassene 
oder nnr eocIl bMtellte Gepftekträger giebt, ist fOr die EMaeliddang da* 
Prinzipalfrage, Ifithaftang oder ansschliessliche Haftbarkeit der ESaenbahn, 
belanglos. Denn ich hatte für die , angelassenen* Gepftcktrlger selbatladige 
Frachtführereigenscbaft behaaptet. Mag es jetzt nnr noch eine Art von 
Eisenbahngepäckträgem geben, „bestellte" Gepäckträger, so handelt es dch 
nm die H( r]if>;st(dlnntr dieser. Sind sie selbstilndice Frachtführer? 

Ich hatte mich für meine oben zu b priizisirte Auffassung auf den Wurt- 
lant der Motive zur Verkehrsordnung bezogen, den Gerstner ') folgendermasseu 
wiedergiebt: 

.Sind hiemach die GepRckMger, auch soweit sie einen zwar von der 
Eisenbahn nicht ftbemommenen, aber mit der BefOrdentng des Beiae- 
geplcks eng sQsammenhSngenden Transport besorgen, ab Bedienstete 

*) Die neuen Vorsohriften in der £. V. 0. Berlin, Springei'scher Verlag 1900 S. 14. 
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der Verwaltung za betrachten, so mnsste es für angemessen erachtet 
WMdea, der SSsenbahn die IbkftfÜcIit fSr Ihr Pereonal aneli la dieser 
Hinsieht in gleichem Umfange wie beim Frachtvertrage anfznerlegen*. 

Beindl meint, da» diese Begrilndmig der Fassung des § 87 gegen m^e 
Ansicht spreche. Es ist doch, so führt er ans, in Uir in der nnzweidentiir^ten 
Weise ans^esprochen , dass die Goi)Hcktnt{2;er, auch soweit sie innerhalb des 
Stationsbereich» das (n»})ä( k nnch und von <\on Ahf«'rtig:nn}rsstellen verbringen, 
, einen nicht von der ?>isonlta!iTi übernonuiiemn Transport besorgen", und er 
hiUt es für eiuigermassen uuttallend , dai?» ich aut diebe Worte der Motive, 
obwohl ich letsteren doch eine so entscheidende Bedeutung für die Ansl^ng 
des § 87 beimesse, kein Gebricht 1^, sie vielmehr mit StillsdiwelgNi 
ftbe^he. ZunSchst mag Beindl mir wohl gestatten, ihm einen Ideineii 
Widersprach nachzuweisen. Hält er wirklich die ilotive für so zweifelsfrei, 
wie er jetzt behauptet, so liilttc er in seiner Bd. XVII S. 363 ff. d. Zcitsr lir. 
abfrcdriKkten Abhandlung sie nii lit dahin kritisircn dürfen , dass man kauiu 
behaupten kimne, dass in ihren Worten das Keclitsverhältniss zwischen dem 
Reisenden, dem Gepäckträger und der Eisenbahn, klar zum Ausdrack gebracht 
sei Denn wollten die Hottve nach der Beindl'schen Literpretatton tiiatsldilldi 
besagni, dass der von den GepKcktrlgem ftbemommene Transport kein von der 
Eäsenbalui fibarnommener sei, so ist, aowdt die Motive in Betracht kommen, 
die Streitfrage gelöst. Denn dann würen die Gepftcktrilger die UebemehmffiT 
dos Transports und als selhstiindige Frachtführer zn erachten, mögen sie 
innerlialh oder ausserhalb des Stationsbeiciches ihre Thätigkeit ausüben. So 
einfach ist a)»t'r die Auslegung des Wortlautes der Motive nicht. Sie besagen 
nicht das, was Keindl ihnen unterschiebt. Die Wurte , soweit sie einen zw ar von 
der Eisenbahn nicht flbemommenen Transport besorgen' , missen mit den Worten: 
.aber mit der Beförderung des Belsegepficks eng snsammeniiangenden Transport* 
in Zusammenhang gebracht werden. Dann ergiebt sich, dass die Motive sagen 
wollen: Die (Tepacktrttger haben zwar keiM Frachtgntbef5rdernng im technischen 
Sinne, wohl aber eine solche Beförderung zn besorgen, die mit dem technischen 
Frachtguttransport in engem Zusammeuliauge steht. Die Bedeutung des betr. 
Satzes der Motive liegt also in der Gegenüberstellung der Thätigkeit der Ge- 
pAckträger zu dem technischen Gütertransport der Eisenbahn. 

Der ganxe siebente Abschnitt des dritten Buches des H.O.B. spricht 
von der «Beförderung* von Gtttem auf der Eäunbahn. Als FrachtfBhreriii 
ftbemimmt letztere gewerbsmässig solche Beförderungen. Der Qepftckbefftr^ 
derungsvertrag , soweit der GepHcktriiger in Frage kommt, ist nach den 
Worten der Motive kein eigentlicli eisinbalinrechtliclier Transportvertr::^. 
Er steht aber mit diesem in engem Zusammenliange. Denn das (repllck des 
Beisenden , welches der Gepäckträger vom W'agen zur Abfertigungsstelle 
schafft, soll noch zur Beförderung aufgegeben werden (§ 466 Al»8. 1 H. G. B.). 
Von der An^be an ist es Frachtgut, das nach den' Qnmdattaen des Elsen- 
bafanfrachtredris befördert wird. Die Motive, ' allerdings einseitig nur den 
Hintransport des Gepftcks zum Bahnhofe betrachtend, sagen mit anderen 
Worten: Das Beisegepftck in der Hand des Oepftcktrtgers. iat zwar noch 
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nicht Frachtgut, wird cb aher demnttchst WMden. Es ersebeiiit deshalb an*' 
gezeigt, daB8 die Eisenbahn schon in der Zeit, wo es noch nicht \m der Ab- 
fertigongsstelle niedergelegt, aber hn Staüonsbereidie befindlich ist, die fUi- 

tnni? für das snr Befördening anfzngebende Gepäck übernimmt. 

Idi habe mit den frafrlidien Woitrn der Motive nie einen anderen als 
den vorstehend entwickelten .Sinn verbunden , bin deshalb über sie liinweg- 
jspegaugren nnd erst darch die Dentuntr Keindlg darauf aufmerksam jrewurden, 
dass man den Ausdrnck , Beförderung ' anders als im technischen Sinne ver- 
stehen kSnnte. Vorliegend kann aber nnr die technische Bedentnng in 
Frage kommen, da die UoÜye von praktischen FachmJbmem verfasst dnd 
nnd nidit angenommen werden dwrf, dass sie das Wort , Beförderung" anders 
verstanden wissen wollten, als es im Sinne des 7. Absclinitts des dritten 
Buches ]{.(i.B. verstanden werden mnss, das heisst, als einen den Inhalt des 
eisenbahnrechtlichen Transports erschöpfenden Ausdrnck. 

Dass die Motive jedenfalls die „bestellten" Gepäckträger nicht als 
selbständige Frachtführer angesehen wissen wollten, ergiebt sich daraus, dass 
sie in dem Nachsatse der Eisenbahn die Haf^cht für die Gepäckträger ,in 
gleichem Umfange wie beim Frachtverträge* auferlegen. Bei dem Eisenbahn- 
firachtvertrage haftet aber die Eisenbahn ausschliesslich für Versehen ihres 
Personals. 

Aus dt'ii Motiven zn § 37 V.O. kann deninaoli nicht gefolgert werden, 
dass die im Stationslterciche ihre Thätiprkeit ausübenden Ut j^iicktritfrer selbständige 
Frachtführer sind. Aus ilinen ergiebt sich vielmehr das' ^Gegentheil. Die 
diesbezüglichen AasfUhrnngen Beindls sind unrichtig. 

Gewichtiger sind seine Argumentationen nn 4 seiner Kritik: Er bebaadelt 
hier den Fall, dass der Gepftcktriger das Gepftck Aber den Stationsbereich 
hinaus nach der Wohnung des Bdsenden zn verbringen hat, nnd er hebt henror, 
dass der Beisende für die ganze Beförderung von der Bahnabfertignngsstelle 
an einen einheitlichen Preis zahlt und finon pin!ioit1i« )ion Bpfördernncrsvertrasr 
abschlies.seu will. ,ln s(dchem Falle", meint er frcgenübcr meiner abweichenden 
Ansicht, „können nun aber doch nicht aus ein und demselben Beförderungs- 
Tertrage je nach dem Orte, wo der Schaden eingetreten ist, für die Haftung 
des GepftcktrSgers seihst verschiedene Gmndsätae bestehen oder gar eine 
Zweitheilang der Person des Gepllcktrilgers vorgenommen werden, in der 
Weise, dass er bis zur Grenze des Stationsbercichs zn den „Leuten der Eisen- 
bahn" gerechnet nnd von dieser Grenze ab in einen selbständipren Frachtführer 
verwandelt wird " In der Erörterung dieses Falles liegt der Kern- 
punkt der kränzen Frage, und ich hebe hier noch einmal hervor'), dass die 
von mir angenommene , Zweitheilang" der Rechtsstellung des Gepäcktrafrei > 
mich statzig gemacht und zu neuerlichen Zweifeln angeregt hat. Trotzdem 
Udtbe ich dabei, dass meine Anffassmig von der Stellung des Gepftckträgers 
die gesetalich gewollte ist 

Bicfatig ist Beindls AnsfÜhning, dass bei seiner EonstmktioB der Haftvng 



>) Cfr. Bd. XVU S. 373 dieser Zeitschrift 
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fBr yemdmlden des GepScktr9g«n der Beiseade bener gestellt ist, veil er, 
laag eine sclivldliafte BescfaKdignag des Beisegepttdcs innerhalb oder ansserbalb 
des Stationsbereiehs erfolgen, stets den OeiAclLtrager als Haftpflichtigen in 

Ansprnch nehmen kann und, wenn die BeKchUdigimg des GepiUks innerhalb 
des Stationsbereichs erfolgte, anch die Kisenbahn mit zum Si hadensersatz 
heranziehen darf, rnrirlitic- ist aber die Ansicht Rcindls, da.<s der lUüsende 
Von meinem Standjmnkte aus diu Narhwtis zu erbrinL'en habe, dass der Be- 
scliUüigungüfall innerhalb uder ausserhalb des ätuliunsbereichs eingetreten sei 
uid der Bdseiide, der diesen schwierigen Nachweis nteht erbrb^;« kSnne, 
seines Ersatxaaspmehs Terlnstig gehe. Nach mdner Anffiassiing brancht der 
Beisende nnr eine diesbesflg^idie Behanptiing anfonstdlen. Verklagt der 
Beisende beispielsweise die Eisenbahn, so wird er kla^rebegründend ansf Uhren, 
dass er dem (iepUcktrJlger der Eisenbahn ein Gepilckstück innerhalb des 
Statiunsbereiclis zur Beförderung überf:;:eben habe, und dass das Gepilckstück 
verluren ^-^ejramrcn sei. Die Eisenbahn hat dann den Beweis zn führen, dass 
sie biä zur Grenze des Stationsbereiehs den Transport ordnungsmässig aus- 
gefUhrt hat Führt sie diesen Beweis, so wird zwar der EUger nüt seiner 
Klage abgewiesen, er hat aber durch den Proaesa erfahren, wo der Scfanldige 
m Sachen ist Er nimmt nvnmehr den betr. OepKcktrtlger in Ansprach, und 
dieser mnss Ihm Entschädigung leisten, wenn er nicht ebenfalls sich zn 
exculpiren vermag. Auf diese Weise zeitigt zwar ein Kechtsstreit einen 
neuen. Dies ist aber eine Foli^e des fehlerhaften (Gesetzes, beweist aber 
nichts gegen die Kichtigkeit meiner Konstruktion der Kechtöstelluug der Ge- 
päckti äger 

Wenn die EisenbahnTerkehrsordnung im § 37 sagt: ,Die Eteenbalm 
stellt Qepftcktrtger an, die Dir im Stationsbereich Deinen Koffer von der 
AbferÜgnngaatelle nach der Bahnhofsdroschke bringen sollen. Sie bat anch 

nichts dagegen, wenn der Gepäckträger Dir Deinen Koffer direkt in die 
Wohnnng schafft. Das geht mich aber nichts an, das hast Du mit dem 
Gepäckträger auszumachen", so weiss ich, dass ich mit dem Gej^iick- 
träger einen neuen Vertrag über die Beförderung des Koffers von der Grenze 
des Stationabereicbes bis zu meiner Behausung eingebe. Ist obiges der Inhalt 
beaw. Wille des Oeseties, so mnss ich eben wissen, dass ich zwei Be- 
fQrdemngsvertrlge, einen mit der läsenbahn, den anderen mit dem Oe^k- 
trSger, abschliesse. 

Den Hanpteinwand gecren die Reindrsche Konstruktion der Rechtsstellung 
der Gepäckträger bildet aber der Nacliweis, dass die Haftungsnurniirung des 
§ 37 bezüglich der Eisenbahn unzulässig wäre, wenn seine Ansiclit die richtige 
ist Er stützt sie auf § 465 Abs. 3 H. G. B. Aber auch hier übersielit er, 
wie bei der Auslegung des Wortlauts der Motive, dass der Absats 8 den 
Ansdraek .Reisegepäck, das nicht znr BefSrdemng aufgegeben ist*, als 
technischen im G^ensatz zn dem im Absatz 1 enx^dmten Gepttek verstanden 
wissen wüL Die gesetzliche Vorschrift hat also das zwar nicht zur Aufgabe 



') rfr. meiiR- Kritik d« s § 31 V.O. IUI XVII 8. 3HÜ dies. Ztschr. 
Kg er, KüienbahnrocLtüclje üutsclieldangcn 
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gelangte, aber doch durch die Eäsenhahn bef&rderte GejAck, d. b. diejenigen 
Gegenstände, welche der Reisende im Wagenahtheil mit sich fOhrt*), im 
An^e. Das in der Hand des OepSck^kgera 1)eflnd]iche BeiMgepftck iat kein 

Gepäck i. S. dos § 405 Al*s ;? 

Da man nun nidit aiincliiiien darf, dass die Verkehi'sordnung; eine pes;en 
das Gesetz versldssende AuDrdnunjr hat tretlen wollen, go erg-iebt sich, dass 
die V.O. die Haftung der Eit^cnbalin für Verschnlden der Gepäcktr.'l^^er uor 
ans § 468 H.G.B. herleiten wollte. Danach sind die Gepäckträger, soweit 
iüe innerhalb des Stationehereicbs handeln, ^Lente* der Eitenhahn. Letztere 
haftet fQr sie nicht in solidarischer Gemeinschaft, sondeni aasscUiessUch, in 
gleichem I'mfange wie beim Frachtvertra$2:e. 

Hiermit könnte ich meine Kntirejrnnnf^ auf Tteindls Kritik schliessen. 
loKwischeu sind hei mir aber Zweifel darüber auff^etanclit, oh die Voi-schrift des 
§37 V.O. überhanjjt rerhts<i^iltip ist. Nach der Auffassung des Uesetzgebers 
soll die Rechtswirksainkeit aus § 458 H.G.B., § i) V.O. hergeleitet werden. 
Dem letateren Paragraphen fehlt aher, wie ich im Archiv f. 9ffentL Recht 1902 
S. 422 nachgewiesen an haben glanhe, die gesetzliche Wirksamkeit 
§ 468 H.G.B, statnirt nnr eine Haftung der Eisenbahn ffir ihre Lente 
in beschränktem Sinne, nämlich insoweit, als es sich nm eine Thätigkeit 
bei der Beförderung von Gütern oder Personen auf den Eisenbalmen handelt. 
Einen solchen Transport }»csoriron die (it iiäi ktrilirer nicht. Versajrt aber 
§ 458 H.G.B., so ist die auf ilin j^estützte Haftungsnormirung ungesetzlich. 
Die weitere Folge würde sein, dass sich die Haftung der Eisenbahn für ihre 
im Stationshereiche thätigen Gepäcktrttger nach § 431 H.G.B, oder nach 
hfirgerlichem Rechte") bestimmte. Andi hierans folgt, dass die Eisenbahn, 
soweit es sich nm eontractliches Verschnlden handelt, niemals solidarisch 
mit dem Gepftcktriger, sondern stets selbstSndig dem Beisenden zn haften hat 



>) Zar Auslegung des g 4ti5 H.G.B, cfr. Arch. f. öff. Recht 1902 S. 418. 
^ § 278 B.G.B. 
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12. 

Beiträge zur Erläuteriiiis: dos rnMissischcii Klein bakugeiietzes 

Tom is. Juli 

Vun Dr. Georg Eger, 
Regierongsrath in Berlin. 

I. 

Die beliSrdliche Genehmigung einer Kleinbalin. 
Nadi § 2 des Prenssisclien EleinbahngeaetKee bedarf es snr HersteUnng 
and zam Betriebe einer Kleinbahn der Genehmigung der anständigen 

Behörde (§ 3). 

I. Das Erforderniss der Vieliünlliclien Genelimiünnjr bezieht sicli nni* anf 
die Ilerstellnuf? nnd den iJetrieb einer Kloinliahn. Handelt es sich uui eine 
dem Eisenbalmgesetze vom 3. Novbr. Ib3b unterliegende Bahn, so genügt die 
behördliche Genehmigung nicht, sundern bedarf es der landesherrlichen Eonzession 
gemäss § 1 L c. Daher mnss in allen Fftllen dem GenehmigongByerfahren die 
PrQfong der Vorfrage vorangehen, ob auf die beantragte Bahn die Vorans- 
sct/ang f&r die Anwendbarkeit des Gesetzes von 1838 zutrifft. Ist dies der 
Fall, so mnss die Genehmigung für die Herstellung nnd den Betrieb einer 
Kleinbalin Seitens der '/.ni;tMndi£!:t'n Heliördc vorwii^rt und der Antrag auf den 
Wejr des lanilcshcn licln n Kunzt ssionsverfahrens verwiesen werden. Im Zwcit'ol 
erfolgt die Entscheidung auf Berufen der Betheiligten durch das Staatsministerium 
nadi Hassgabe des § 1 Abs. 3 des Kleinbahngesetzes. 

n. Die behördliche Genehmigung der Kleinbahn hat ebenso, vie die 
hmäesherrliche der dem Gesetz von 1888 unterliegenden Bahnen den Charakter 
einer Konzession nnd gewAhrt dem Unternehmer ein Privileg, d. h. ein 
mit besonderen Vorrechten ausgestattetes, an die Person des Unternehmers 
geknüpftes Recht. Dass die behördliche (»enehiiiiirun<r einer Kleinbahn nicht 
ausschliesslich polizeilichen Charakter hat, ist bereits an früherer Stelle 
(in dieser Zeitschr. Bd. XV' Ö. 182 ff.) auf Grund der Entstehungsgeschichte, 
der Fassung und des Inhalte des Eleinbahngesetaes Angehend begründet worden. 
Daas gemftss § 4 der Genehmigung eine auf bestimmte Bichtnngen besdirftnkte 
polizeUiche Prüfung voranzugehen hat, schlieast die Prüfung nach Hassgabe 
der in Betracht kommenden öft'entlichen und privaten Interessen, der wirth- 
schaftlichen und finanziellen Grundlagen, des Verhilltnisscs zu den verschiedenen 
Z\vei<ren der Verwaltung (Post-, Telej?raphen-, llilitair- otc.) und daher auch 
der l!e<lürfnisj-frage nicht aus. Die beh'hdliche Genehniij^nn^ ^:owäiirt dem Klcin- 
balinautemehmer die Hechte und rtlichten des Inhabers eines I'rivilegs. Aus 
dem Charakter des Privilegs folgt: 

1. Die Genehmigung beruht anf freiwilliger Verleihung Seitens der aU' 
ständigen Behörde. Der Bewerber hat kein Beeht darauf. Die Genehmigung 
kann ihm verweigert werden, auch wenn er sich zur Erfüllung der narli 
JIas>L'^abe des (rcsetzes zn stellenden Bedinp:nng-en bereit erklilrt. Die Al»- 
Uhnun«: kann nach Irciem Enncsscn der Bflirndc aus Gründen des öffentlichen 
Wohles, sowie wegen mangelnden Bedürfnisses, ungenügender linauzieller Grund- 
lage, anzureichender Rentabilität etc. erfolgen. 

19* 
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2. Ist die Genehmigung; erCheilt, so Mldet dss dadurch begründete Bau- 
nnd Betrietsredit ein wohlerworbenes Beeht des ünternehmere, welches 
nicht einem einseitigen polizeilichen Widenmfe der genehmigenden BehSrde 
unterliegt, Rondorn nur um den in den Gesetzen oder in der Konzession vor- 

fresehenen Gründen (Erlöschen: §§ 23, 2i\, 27; Rücknaliuie: §§ 24—27; Ab- 
lauf der Zeit § 13) ohne Soliadloshaltnnjj: entzosrcn werden darf. Anderenfalls 
ist die Entziehung nur aus den (iriiiulcn und unter (jewälir der Entschiidigung 
zuliissig, welche das Ueaetz für die Entzicliuny des rrivateigentkams bezw. 
für den Erwerb der Bahn dnrch den Staat (§ 80 S.) oder den Wegennter- 
haltongspAiclitigen (§ 6 Abs. 3) Torsieht. 

3. Die Genehmignng gewfthrt dem üntemehmer In dffentllclier und privat- 
rechtlicher Beziehung das Recht zor Ausführung und zum Betriebe der 
Bahn. Nicht nur die Zulitssigkeit ist anerkannt, sondern auch, dass sie dem 
öflVntliiMien Verkelire dient und mithin als ein im öilentli'hcn W{d)le liecrendes 
Untt rueliuien in ihrem Bau und Betriebe durch das T{( ( lit der Mitlieiiutzung 
ölVentlicher Wege 6, 7), die UnstatÜiaftigkeit der auf Betriebsunterlassung 
geriehteten actio negatoria und — erforderlichenfalls — die Verleihung des 
Ettteignnngsrechte zu fSrdem und ihr Literettc mit den anderen Sffentlichen 
Interessen thunlichst in Einklang in bringen ist 

4. Das Recht des Unternehmers ist ein persönliches Privileg;. Es 
darf daher prrnndsiltzlieli ohne Genehmigung der zustiindiiren Behörde auf dritte 
nicht übertrairen werden. Dies »chliesst jedoch die Vergebunjr des Haus 
in Generalentieinise oder einzelner Theile (Loose) unter Verantwortliclikcit 
des Unternehmers nicht aus, ebensowenig die Bestellung qualiiizirter (§ 4 
Ziff. 3) BeyollmKehtigter für den ganzen Betrieb oder einzelne Theile desselben. 
Dagegen würde Verpachtung, Betriebsflberlassung, Fusion, eine Bechtsfiber* 
tragong bedeuten und daher nach § 2 Satz 1 — aber auch als wesentUdie 
Aenderung des Betriebes nach Satz 2 — • ohne behördliche Genehmigung un- 
zul.tssig sein. Für juristische Personen als rnterneliniei' ist es (irunil- 
satz, dass die «.ienelnuigung dem Antrai;steller für seine Person zu ertheilen 
ist (Satz 1 Ausf.-Anw. z. § 2). Dagegen soll, wenn der Antragsteller eine 
physische Person ist, nach Satz 2 a. a. 0. in der Regel nichts entgegen- 
stehen, die Genehmigung auch auf die Erben und sonstigen Rechtsnachfolger 
unter der Voraussetzung zu erstrecken, dass gegen die Person der letzteren 
als Betriebsunternebmer sich nicht etwa Bedenken ergeben sollten (Ausl&nder, 
Staatsbeamte etc., vergl. K. Hilse, Deutsch. Strass.-u. Kleinb.-Zeitg.XII S.084). 

5. Die Ermilchtijruntr, die ans dpr (ienehmigung sich ergebenden Rechte 
und Pllichten auf eine bestimmte andere l'erson, (iesellschaft u. s. w. zu über- 
trafen, kann zwar gegebenenfalls ausnahmsweise in der Genehmigungsurkunde 
ausgesprochen werden, ist aber nur dann unbedenklich, w^nn die üebertragang 
innerhalb kurzer Frist gewährleistet und zugleich die finanzielle Sicherheit der 
neu eintretendMi üntemehmer nachgewiesen ist. Wo diese Vonutssetsungen 
nicht zutreffen, soll die Ausstellung einer neuen Genehw^ungsnrknnde vor- 
behalten werden, in welcher etwa erforderliche Aendernng-en und ErgUnzungfen 
Aufnahme zu linden haben (Erl. d. Hin. d. Offentl. Arb. 20. 2. 1S9S Zeitschr. f. 
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Kleinb. V S. 243). In alle Ottiehmigiuigsiirkimdeii toll daher in Znkanft die 
Beatimmnng -Mifgenoninien werden, dass die Ueliertragong der ans der Ge- 
Mhnignng ucli eifiebenden Bedite und Ffliditen an einen anderen Unter- 
nehmer nur mit Genelimig:nng der Aufsichtsbehörden zulässig ist. Der Be- 
rücksichtiprunp: durch diese bedarf aber ein Vortrajr über Betriebsleistungen 
niclit, der die konzessionsmii?sig;en Rechte und Pllichten des Konzessionärs 
unberührt liisst und sich nur privatrcclitlich auf die dnanziclle St itc ih r Ue- 
triebsverwaltuug erstreckt — ausser wenn es sich um eine dem Eiseubahn- 
geiets TMi 1888 nstorworfoie Bahn odNr dnea Untenielimer liandelt, der be- 
reits benachbarte Kleinbahnen besitzt oder betreibt und eine Yerschmelzmig 
derselben beabsiehtigt ist (Erl. d. Hin. d. Sff. Arb. 16/1 1903. Zeitscbr. für 
Eeinb. X S. 120). 

0. Mit d(!r per.Hünlii'hen Natur dos LVrlits Iiängen aucli die weiteren 
Bestimmuli iro II doi- Ausführungs-Anweisun^r Satz 3 zu § 2 des Kleinbahnfresctzes 
zn.«amnien, \vona( li, wenn der Unteniehuier ein Anslilnder i.st, bei der Geneh- 
migung Yurgeschricbcn werden muss, dass er im Inlande Domizil mit der 
Wiriiang ra nehmen hat, dass er von demselben ans regelmftsdg die Verträge 
mit den dem Beidie Angehfirigen abntsehliMsen vnd wegen aller ans seinen 
OescbSIten mit solchen entstehenden V^rUndliehkeiten bei den Gerichten des 
betreffenden Ortes Recht zu nehmen hat. Dies gilt aoch fUt die Erben und 
sonstigen Bechtsnachfolger, sobald das Untemehmangsreeht anf dieselben 
ibei^eht. 

7. Mit den aus der Genehmigung folgenden Rechten überninnut der 
Unternehmer auch die gesetzlichen, konzessions- und bestimmungsmässigen 
Pfliehten im Interesse der Post- nnd Telegraphen-Verwaltuig, der Landes- 
▼erthddignng, die Ansehlosspflicht n. s. w., insbesondere aber mit dem Ber 
triebsrechte auch die Betriebspflicht zur sicheren, r^elmSssigea Be- 
förderung: der Personen und Güter zn gleichen, öffentlich bekannt iroiiiachten 
Preisen und Zeiten. Der rnternehmer ist dem Staate, wie dem Publikum 
gegeniilier zur Erfüllung dieser Pflichten verbunden, die nach Massgabe des 
Gesetzes iirteutlich-rechtlich (§ 23 — 27), aber auch — soweit angängig — 
privatrechtlich verfolgt werden darf. Auch der Umstand, dass es sich nicht 
allein nm perstalich ansmflbende Rechte, sondern anch nm persönlich an er- 
füllende Pflichten handelt, ist ein weiterer Onmd, weshalb der üntemehmer 
licht dnseilag ohne staatli«^e Genehmignng anf wiaB Konzession oder deren 
Avsftbiing verzichten, dieselt»e an Dritte veranssem, das Unternelnnen ver- 
pachten, den Betrieb desselben anderen überlassen darf (s. Ziff. 4 S, 292). 
Die Genehmigungsbedingungen begründen nach der zutrelfendon Annahme des 
Reichsgerichts Zwangspflichten, deren Verletzung schadensersatzptiic htig 
macht (£rk. vom 26. 1. 1899 Entech. in Civils. Bd. 43 S. 256; in dies. Zeit- 
scbr. Bd. XV S. 361, Tgl. anch K. Hilse, D. Strassen- nnd Eleinb.-Zeitg. 1898. 
Nr. 6. S. 67). 

II. 

Die Kreuzung öffentlicher Wege durrh Kleinbahnen. 
Das Kleinbahngeseta vom 28. Juli 1892 bestimmt im ^ 6 Absatz 1, dass, 
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soweit eia öffentlicher Weg bennfact werden soU, der Unternehmer die Zo- 
Btimm«sg der ans Qrftnden des SiFentlicheii Rechts snr Unterhaltnng des 
W^s Verpflichteten beizubringen liat. Hierbei ist unter «Benntsnng* 
Hsngels irgend einer Einschränkung; jede Art der Inanspruclinahme des 
"Wepres für die Z werke der Herstellunisr und des Betriebes der Balm nnd 
üirer planmässitren Anlagen zu verstehen, «ei es, dass es sich um die Ein- 
fUf^unc: der Srhienenstrasso und den Betriel» auf derselben in der Liintrs- 
richtung des Wege» liandelt oder nm die Kreuzung im Niveau, Unter« 
oder üeberfHhmng in der Qverrichtnng, AnsdUnssiiifaigeit nnd glMdriel, 
ob der Wegekörper gam oder nur theilweise» ob in seiner ToIlen Unge oder 
nur in einem Äbsclmltte, ob fUr die Hauptanlagen — die Sdiieoenstnsse — 
oder nur für Nobenanlagen, z. B. Tolepcraphen-Si^'nal- Anlagen, Anfetellimg 
und ATiliriiiLMuiij: der oberirdificlien oder unterirdiHi-hen elektrischen Leitung etc. 
benutzt werden soll. Der Annahme, dass hier unter Benutzung- nur die Ein- 
lejrunf^ der Schienen in der Liinsrsrichtnnp des Wetres frcnicint sei, alle an- 
deren Fälle der Benutzunj;, insbesondere für die Kreuzung im Niveau, Unter- 
nnd üeberftthmng, nicht unter § 6 gehören (Gleim, Eleinb.-Oes., § 6 Anm. 1), 
kann nicht beigepflichtet werden. Weder gestattet der Wortiant eine dw- 
artige BeschrSnlräng, noch ist dieselbe in den legislatiTen Verhandlungen 
irgendwie konstatirt worden. Wenn anf die Verwaltnngspraxis Bezug ge- 
nommen wird, web he für die dem («es. v. 1S38 unterworfenen Bahnen — 
Haupt- und Nelienbahnen - — besteht und für Krenzungen iirtcntlicher We<re 
nicht die Zuhtiunnun!J: des rnterhaltnnjjspflichtigen, snndeni nur die Erlaubnis« 
der Wegepolizeibehörde erfordert, so darf nicht übersehen werden, dass das 
Eisenbahngesetz von 1838 nirgends aasdrftddich eine Znstimmung des Unter- 
nehmers erfordert, wBhrend diese im § 6 des Kleinbahngesetaes besonders 
Torgeschrielien ist, und dass einerseits das neue, kdnerlei Unterscheidungea 
anlassende Gesetz dieser Verwaltnngspraxis vorangeht und andererseits, 
dass sich dieee wie audi die sich daran schliessende Rechtsprechung des 
()b.-Verwalt.-(Tt-richts ausschliesslich auf die dem (besetz v. 18.'?8 unter- 
worfenen Ball neu bezieht, welchen die Kleinbahnen mit Rücksicht auf ihre 
grundsätzliche Verschiedenheit nicht gleichzustellen sind (Germershausen, 
Wegerecht, I S. 123 Anm. 9). Es können daher audi die Aber die Unter- 
haltung des durch die Kreuzung bertthrten WegetheUs vom Ob.-Verw.-Qer. 
(Erk. V. 18.11.1882, Entsch. d. O.-V.-O. IX S. 186, u. 28.2.1883, Eisenb.- 
Arch. 1883 S. 388) aufgcsteHtm Beehtsgrundsfttze keineswegs ( Ime Weiteres 
oder analoo; auf KbMnbahupn angewendet werden. Im Hinblick auf die zu- 
meist liiichst einfaclien IJctriebsverliiiltuisse der lvU'iiil>abnen ist z. B. die für 
den iutcTisiven Hetriel) der Haupt- und Nebenbahnen aniremesseiie Erwiiurung 
nicht durihgreifend, dass der Unternehmer im Falle einer Kreuzung in der 
Höhenlage des Weges stets zur Unterlialtnng der durch die Kreuzung in 
Anspruch genommenen Wegeflftche verpflichtet sein mttsse, weil das Bahn- 
planum hier in erster Linie dem Transportzwecke der Bahn diene, die Unter- 
lialtnng sich daher wesentlich nach den Anforderungen di s l^alinbetriebes 
richten mttsse, nnd weil dem Träger der allgemeinen Wegebaulast nicht die 
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nur Vonuihine d«r IJmteriialtiingMrbeiten erforderlidie Dispositionsbefugniss 
über den Bahnkarper eiiig«iAiinit werden könne. In der That ist daher auch 
laatair bei NlTeankrenzungoi von Kleinbahnen, fanbesondere Pferdebahnen, 

nicht nach diesem Grundsätze verfahren und dem riiteinelinier keineswegs in 
allen Fällen die Unterlialtnng der ganzen Wegefläche auferlefft worden. Es 
würden anch Konflikte unvcnneidlicli sein, wenn die Kompetenz bei Benutzung 
lies Wehres in der Querriclitnng (Kreuzung) der Weirepolizeibeliörde, dagegen 
in der Liingsrielitung den im § 7 bezeidineten Behörden zustehen wüide, 
falls, vie diea hftufig geschieht, der Weg In beiden lUehtangen sngleich von 
Kleinbalmen dnrehschnitten wird. Hiernach mnas also daran festgehalten 
werden, dass in allen Fälloi der Benutzung filTentlicher Wege die Bestim- 
Biii]^;en der §§ 6 n. 7 ausnahmslos Platz greifen. 

Wenn Gleim a. a. (>. darauf hinweist, dass die ^Motive zum § 6 das 
dem Wegebaujifliclitiiren irewälnte liccht auf ein Entgelt und das Heinifalls- 
recht mit dem erlieblicljen materiellen Vortheile, welcher dem Unternehmer 
durch die Strassenbenutzung erwächst, begründen und diese Begründung sicli 
nicht anf blosse Wegekrenzungen beziehen kl)nne, weil es sich hierbei nidit 
mn die Gewinnung eines YortbeOs, sondern vm die nothwendige Beseitigung 
eines Hindernisses handle, so kann dem nicht beigepflichtet werden. Anch 
die üeberlassung eines Krenznnfj^wegesfücks stellt für den Wegcbaupflichägen 
ganz wie die eines entsprechende n Privatgrnndstücks in iler Regel einen er- 
heblichen materiellen Vortheil dar und es liegt kein C^ruud vor, den Wege- 
baupflichtigen in dieser Beziehung schlechter zu stellen, als jeden Privat- 
eigenthümer. Auch kann mit ganz gleichem Recht« die l eberlassuug des 
Weges in der Ltagsrichtnng als die nothwendige Beseitigung eines Hinder- 
nisses bezeichnet werden, falls kein anderer Raum — z. B. an einem Flass- 
bette — verfügbar Ist. Der Wegennteriialtangspflichtige soll durch das Er- 
fordemiss seiner Zustimmung gegen Benachtheilignngen aus dem Bau und 
Betriebe der Bahn geschützt werden. Diese treten aber ebensowohl bei Be- 
nutzung des Weü:es in der Liinfrs- wie in der (^uerrirlituug ein. Und es ist 
daher kein genügender Urund vorhanden, bei Kreuznngen die im § 6 vor- 
gesehenen Verpflichtungen des Unternehmers in Fortfall kommen zu lassen. 
Ebensowenig ist die Annahme, dass auch die Üeberlassung eines Ereuzungs- 
stficks das Heimfallsrecht b^prflnde, eine unmögliche. Denn das Gesetz macht 
ffie Rechte des Wegebanpflichtlgen nicht von der GrSsse des zu ttberlassendcn 
Wejrestückes abliiingig, und, wenn hiernach selbst das kleinste WegestOck in 
der Lantrsrirhtnng jene Hechte begründet, so muss dies auch in der Quer- 
richtuug zutretl'en. 

Auch die Praxis theilt diese Annahme und hat insbesondere darauf 
liinge wiesen, dass es der inneren Begründung entbehren würde, den Wege- 
unterhaltnngspflichtigen gegenttber dem Kleinbahnuntemehmer eine verschieden- 
artige rechtliehe Stellung zu geben, je nachdem es rieh um die Benutzung 
des Weges in der Längs- oder Querrichtnng handelt (vgl. Entsch. des Kreis- 
ausschnsses Bentben v. 13. 10. 1899 fai dies. Zeitschr. XVI S. 836). 
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I. Besondere eieenbahnreGlitliehe Schriften. 

Marebal, E. Annnaire dea chemins de fer et des tramways. Paris 1903. 
Vre. Ol Donod. 

Die Sammlung umfasst ein ausfUhrlicbei Terseidlliin der sümmtlicben Dienst» 
abthcilnnf^on und Funktionrlrp der franzfisisrhcn sowie eine Lisfo alhr ruropäisrhcn 
Eiscnbalincn; sodann Mittheilungen über dieTramway- and Strassenbalingesellscliaf ten 
in Fnakiddi ond — abgeidien von reMilialtigem «tatistiaebem Material — dn« 
ZnsammensteUiing dw gesetallchen und reglementariseben, den Ksenbalmb^d), den 
Güterverkehr und die Tarife in Frankreich betreffenden Bestimmen gen. 
Mtldel, D., MitglitMl der Krakauer Handels- und (iewerbekammer. Die Einldsang 
der iLk. priv. Ferdinands-Nordbahn. Krakau liN)2. 

Der Verfaeser i^dit sieb in di^^dienden Erftrtenuigen gegen die Verstaai- 
licbong der Kaiser Ferdinands-Xordbabn ans, einerseits weil er prinzipiell ein Gegner 
des Stnatshahnsystems ist, andererseits weil er Im vorliegenden Falle den Einlösnngs- 
botrag für zu hocb erachtet und sich von der zu gewärtigenden Konkurrenz 
der Wasserstrasäcn späterhin eine wesentliche Ermässigung des Kaufpreises verspricht, 
im Uebrigen aber aneb von der TerstaatU^nng weder für den Staat noeb für die 
betheiliL'ti n L;indes^M l)iete itt konimerzieller und politischer Hinsicht eine Verbesserung 
der best tili !iil<ii Vfiliiilfiiisso erwartet. Nach seiner Meinung liegt eine wirthschaft- 
llcho Nothwendigkeit für die Vcrstaatlichang nicht vor, die ohne drückende Belastong 
nicht ausführbar sei. 

Otttk«', Dr.J. Die Eisenbahngesetsgebang des Bvndes. Sammlong der widn 

tigsten, das schweizerische Eiscnbahnwt ^« n lietreffenden Gesetze, Bescbiflsse Uli 
Wrordnnn'^rrn. Im Auftrage des Eidg. Tost- und Eisenbahndepartementa nuammen- 
gestellt. Bern 1902. 

Für dieTon Dr.H.HflrtinMni herausgegebene Saaimlang der .EidgenOseiadiea 
EisaibalingeBetagelnuig* ans dem Jahre 1887 bedurfte es mit BttelEaleht anf die 
grosse Zehl der seither erlassenen Gesetze. Beschlüsse und Verordnun<,'en schon längst 
eines Ersatzes. Diesen hat Dr. (Mtiker in der vorliefjenden Samniliintr geschaffen 
und durch die ileissige und vollständige Arbeit ein sehr geeignetes und nützliches 
Httlfsmittel fflr die Orientimng auf dem Gebiete der sehweiaeriidien Eisenliahn- 
gesetsgebnng gew&brt. Dr. Eger. Berlin. 

Buschmann, M. Frhr. v. Die Vorschriften, hrtr. den Transport explosiver und denselben 
ähnlicher (irsicnstiiiili" auf den österr. Kisenbahncn. Wien ltX)3. Hof- u.ötaatsdruckerei, 

van Gitters und van Roosendahl. Verzanieling van wetten, besluiten enz. betreffende 
de spoerwegen in NederlMid. 1901. 2 Binde. Haag 1902. 

Fohllnger, 0. <iriiiiilzüf,'e des Eisenbahnwesens. Leipzig 1J)<»3. 

Gerhcke. H;uiil1niili für deutsche Kiscnbramti'. Dresden liHKl 

Olshausen, Dr. A. Die Strasscnordnung vom lü. Juli liMj2 nebst den übrigen den 
öffentlichen Verkehr in Hamburg regelnden Vorschriften, Insbesondere OmnibiS» 
RegnlatlT, Strasseneisenbahn-Beglement etc. mit Erlftnteningen. Hambnig 1908. 
O. Meissner. 

Ribera, 6. Diritto ferroviario. Milano 1;k»3. Stabiliraento ("ivelli. 

de la Ruelie, J. Code annot6 des chemins de fer et tramways. Paris VMy2. 

Wiohttr, Dr. lax. Die Kleinbahnen in Preassen. Berlin 1908. J. Springer. 
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Votscbriften der Landesanf sichtsbehfede für die Fkirateiienbabiien iD PreniBen. ha 
Aaftng» d«8 Herrn Miiiistfln der SffenlL Arbeiteii lieraiugegdbeii ▼on dem KSnigL 

Eisenbahn-Kommissar ztt Mttnster L W. 1902. 
Die Wohlfahrtseinrichtanpcn der Arbeitgeber zu Gunsten ihrer Angestellten und Arbeiter 
in Oesterreich, herausgegeben vom k. k. Arbeiterstatist. Amte im Ilandelsministerium. 
1. Tbdi: W<^a]irtieiiirkhtangen der Eiienba]uie&. 1. Heft: Frirtttdseiibahnen. 
Wien 1906. AUk. HMder. 

II. Mit dem Eisenbahnrecht im Zusammenhange stehende Schriften. 

Arndt, Dr. Adolf, Prof. Das selbstst&ndige Verof dnangsrecht. Berlin 1902. 
J. Guttentag. 

All Bomlwk im Jalire 1899 meine Schrift Aber den ^Weg der Oeiets|seb«ng 
in Praueen* anzeigte, konnte er das Bedanern nicht verhehlen, dass nur die Form, 
nicht anrh der Inhalt des CJesetzcs eine Behandlung? gefunden hatte. Der Wunsch 
war bei der Unzulängliciikeit der damals Uber diesen wichtigen Gegenstand vor- 
handenen Untersuchongen ~ eimdiliesRUdi der Ton Bernhak Mlbet angestellten — 
durduHie erUirlidi. Schon nadi Jahresfirlit hat ihn AniehtttB in eelner Tflbinger 
Programmschrift „Die gegenwärtigen Theorien Ober den Begriff der gesetzgebenden 
(Jewalt und den Umfang des königlichen Verordnungsrechts nach preuss. Staatsrecht'' 
der Erfüllung nahe gerückt. Die Abhandlung bildet im wesentlichen eine Absage 
gegen die von Arndt seit 1884 in mehreren VerÖffentlichnngen vertoetoie Anffasfong. 
Die damit dngeleitete Streitsache Anachflts ca. Arndt hnt dnen leUiaflen 8dirift< 
Wechsel liennngerufen : Anschütz hat auf die Darlegungen Arndts an verschiedenen 
Stellen in der um .Erweiterungen und ?-rgiinzungen- vermehrten 2. .\uflnge seiner 
„Theorien^ (1901), Arndt schliesslich zusammenfassend in der vorliegenden reich- 
Imltigen Sdirift geantwortet. 

Der Streit ist von weitgreifen dem Interesse. Er betrifft die Grenzen der Zu- 
ständigkeit zwischen Krone und Volksvertretung, die Feststellung des sarhliohen 
Gebiets, das nur durch ^Gesetze" geregelt werden darf, und des gesetzesfreien Hest- 
gebietes, auf dem der König durch , selbstständige' Verordnungen (die Bezeichnung 
stammt von Arndt) Becht schaffen ItOnnte. Die Frage Ist von der gldidien Bedeotnng 
für das Bcich — man denke an den nuch nicht beigelegten Streit über die Rechts- 
giltigkeit der Eisenbahnverkehrsordnung! — wie für Prriissen. ist aber von beiden 
Seiten im ganzen auf das preussiscbe Staatsrecht beschränkt worden. 

Arndt Tscmisst in der |wme.Verfas8ttngsurknBde dne allgemeine Vor- 
sehrüt darüber, welche Gegenstinde im Wege der Oesetsgeibang geordnet werdm 
Tiiüssten, nnd behauptet, da grundsätzlich der König durch dieKammon nnr insew^ 
beschränkt ist, als es die Verfassung ausspricht, dass die Kammern nur in den Fällen 
thätig werden müssten, wo es eine besondere Verfassungsbestimmuug anurdnete (sog. 
Ennmerationsprinsip). Nach dieser AaJTasBnng bleibt natürlidi ein grosses Feld 
fttr das selbststftndigeVerordnnngsreciit. Anschfltz als Wortführer der g^^neiisohen 
und hcrrsrhenden Theorie betont demgegenüber, dass die Verfasf'ung das Wort -Gesetz" 
nirht bloss im fonn< Hon Sinne i was Arn dt allein anerkennt), sondern auch immate- 
riellen, gleicbbedeutend mit „liechtssatz' gebrauche, legt diesen Sinn gerade dem 
art. 6S Abs. 1 der Verf.-Urk. unter, sodass an aller rechtssetienden Gewalt den 
Kammern ein Antheil gebühre. Diese Meinung halte ich in der Entwieklnngs- 
geschichte unsrer Verfassung für begründet: Die königlichen Verheissungen einer 
Nationalrepräscntation seit 1815 bis 1847 enthielten sämmtlieh auch eine Bc- 
grenanng des Anthcils der Volksvertretung auf Gesetze bestimmteu Inhalts, 
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erst du Orandlagegeeets Tom 6. April 1848 sagt die »Zosümmmig sa »llen Ge- 
setien" za, und zwar neben einigen Freihoitsrr-chtcn , der Festsetzung dev BUto 
u. 8. w. Hiis (irundliigogesctz entliiolt gerade hierin den beschwichtigenden 
Kern; das konnte aber nur daran liegen, dass man mit dem Worte ^(iesetz" Bchon 
einen bestimmten umfassenden Inhalt verband und nicht etwa nur einen Hinweis 
mf kOnftige inhaltliche Ansffllliuig. Im einmlDen mag die materielle Begrlffs- 
bestimmang von .(iesetz" streitig gewesen sein — das zeigen die AasfOhnUfm 
von A nnlf S. 45fg . 261 fg. gegen die hier nicht zulänglich begründeten Auslassungen 
von Anschütz S. 161 fg. — , im grossen ganzen wurde sie wolil aber als „Rechts- 
nona* anfgefutt, w<rfllr Idi auf Saviguys System 1840 S 18 verweitaau mScbte. 
Wemi Uemadi das Orondlagegesets die Zastinmumg sa allen Kechtsnormen Ter- 
sprochcn hat, so wäre es unverständlich, wenn 6 Wochen spiiter fart. 62 Abs 1 der 
^'erf. entspricht wörtlich der RegierungKVDrlage vom 20. Mai 1848) der Antbeil der 
Kammern durch eine Enumeration beschrankt worden wäre. 

Kann ieh mich also Insoireit nicht auf die Seite Arndt*s stelloi, so mOehte 
ich doch hervorheben, dass ich andrerseits audi den Standpunkt von Anseht! ts In 
der Hinsicht nicht theile, dass Gesetze die Freiheit der Person nml des Kigenthnms 
betreffen nnissten : dem widerspricht der (iegensatz des ( irundlugegcsi tzcs zu (I n 
Verordnungen von 1810—1847 ohne weiteres. L'nd hiermit fehlt allerdings der Theorie 
Anschüts der Sohlnssstein und seiner BeweisfUhrong bei den einselnen Yerordnmigen 
ans der Unterrichts-, Hilitilrverwaltnng n. s. w. zum Tbeil die beweiskräftige Grand- 
lago. Die Nachprüfung, die Arndt auf - .inirestellt hat. gicbt dagegen eine 
dankenswerte Aufhellung des Kcchtsbodens, aus dem die Verfassung hervorgewachsen 
ist. Auch in manchem andern I'unktc, der hier nicht weiter verfolgt werden kann, 
S.B. In der gdongenen Zorflekweisang der Behauptung, dass nach Amdt^s Meinung 
das Privatrecht, Prozessrecht u. s. w. dnrrh Verordnung gmigelt werden könnie. er- 
freut Arndt durch sorgfältiges Eingehen in das — wie er mit Recht betont — 
noch nicht zur Genüge bekannte und gewürdigte preussiscbe Hecht, zumal früherer 
Zeiten. Nur, glaube ich, wird man, um den preussisdiea Gesetaesbegriff, wie er 
1848 anfgefasst wurde, «i nrngmiceii, nielit (glddi Antobtta und Arndt) nach 
rückwärts bei dem Allg. Landredite halt machen dttrfen. m«r fdilen freiUÄ noch 
die Vorarbeiten. 

Ans dem reichen Inhalte der Schrift — auf 8.69—101 werden fast alle Artikel 
der prenss. Verfassung berührt — will ich nur noch auf die anmittelbar das 
Eisenbahnwesen b^veffenden Erörterungen S. 193—200 verweisen. 

Dr. Max Fkischmann, Halle a. S. 
Warneyer, Dr. 0.. Amtsrithter .lahrbnch der Entscheidungen zum Bürger- 
lichen Gesetzbuch und den Nebengesctzcn. Jahrg. 1, umfassend die Jahre 
1900, 1901 und 1902. Leipzig 1903. Keseberg. 

Aufgabe des Jahrbuches ist eine fortiaufende Sammlung der Spruchpnois sum 
B.G.B, und den Xebengcsetzen unter Verweisung anf die einschlägige Literatur, 
Berücksichtigung der Eri;ehiiisse der bi.sherii,M n Ki chtsprechnng sowie BcschränkTing 
auf iCrkenntnissc von allgemeiner und bleibender Bedeutung. Diese Aufgabe bat 
der Verfassw nach dem Torliegendea ersten Jahrgange ausgeaeiehnet und glückUeh 
gelöst Er bat mit vorzflglicbem Flelsse und riditigem Blioke ans fast allsn dcutsdien 
juristischen Zeitschriften und Spruchsammlungen die prinzipiell wichtigen Ent- 
scheidungen entimmmen und deren Inhalt in i>rü( is^ r FasHuii'.^ ii;ich der Legalfolge 
des B. G. B. und der Nebeugesetze unter iüiiweiä aul die bezügliche Literatur und 
bisbttige Praxis susammengestellt Dass bei der Falle des lerstrenten Haterisls 
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ein« derartige Sammlmig ein dringcodM Bedflrfiüi ist, man anerkumt werden. Es 
ist daher dem tüchtigen üntemehnen der beste Erfolg an wünschen. 

Dr. Eger, Berlin. 

fisldschmidt, James, Dr., Privatdnzont an der Universität BtrÜn und (irrichtsassessor. 
Das Verwaltungsstrat recht. Berlin 1902. Carl Ucymann'a Verlag. 

Seitdem das Reicbsstrafgesetzbach unter Nicbtacbtnng des ,die Juristen in 
VenweiÜnng setmnden üntersdiieds awischen dem Itrimindl nnd pettsdUeh Straf- 
Iwren* eine grosso Zahl von .rrbertrctangcn* in sein System hineingezogen, fttr 
andere dagegen das besondr-ro IJcichs- oder Landest strafireclit aufrecht erhalten hat 
(Binf.-Ues. § 2), ist die Materie des polizeilichen L'nrcchts besonders interessant ge- 
hlieben, leid« aber nicht in gleicher Weise Ton der Forschung berorsngt worden. 
Daraus folgt fflr die Praxis (ieh darf annehmen, andi der mit der BohnpoUiei be- 
fassten Behörde) eine bedenkliehe rnsicherheit auf diesem Cebiote. liier setzt das 
Werk Ton Ooldsrhinidt ein iiirlit etwa unmittelbar als Heiter der Praxis: ehe 
ein solcher erstehen Icann, bedart es nuch sehr der theoretischen G rundlegung. 
Aber diese hat der Verfasser mit dem Bflstzeugc des Kriminalisten wie des Ver- 
waltungsrechtlers — denn nur das Zusammenwirken der beiden Dissiplinen verspricht 
einen Erfulir - in umfassendem Massstabe in .\ngriff genommen. Er gelangt zu 
dem m. E. zutreffenden Schlüsse , das Verwaltangsstrafrecht aus dem Stralrechte 
aaszuschalten und in das Verwaltungsrecht einzureihen (vgl. auch S. 276 fg.); denn 
V.St.R. sei ,der Inbegriff deijenigen Vorschriften, dorch welche die mit Fdrdemng 
des öffentlichen oder Staat sMohls betraute Staatsverwaltung im Rahmen staatsrecbt- 
lirh- r Erinächticrung in der Form von Reohtssätzen an dir l'i iirrtretung einer Ver- 
waltun^rsvorschrift als Thatbestand eine Strafe als Verwaltungstolge knüpft" ^S.ö??). 
Als Hauptgruppen treten hervor: das Polizeistraf recht (bent vielfsch Iiandes- 
reeht) and das Finanistrafreeht (snmdst Bdchsrecht). 

Das Buch zerfällt in 2 schon äusserlich recht ungleiche Theile: 1) rechts- 
geschichtlichc nml rrrhtsvergleichende ürundlagen ^S. 1 — 525), 2) Versuch einer 
Theorie des Verwaltungsstrafrecbts. Ich darf mich in dieser Zeitschrift auf den 
ersten, m. E. andi mehr dnrebgearbeiteten Thdl beschrKnken, mimal der Verfasser 
selbst den zweiten nur als einen Versuch betrachtet, die geschichtlichen Erscheinungen 
auf logische Elemente zurückzuführen. Der erste Theil geht der Strafgewalt zum 
Schutze der Staatsverwaltung bis in die Zeit der frJinkischen Könige nach ^§ 1), 
verfolgt sie in den Keichspolizciurdnungen (g ö) und behandelt mit besonderer 
Eindringlichkeit fttr Frenssen die Beditslage lüudi dem Landrechte (§8; ich rvt» 
misse die Benutzung der Arbeiten von Locning) nnd die an Bestrebungen so reiche 
wie an gesetzgeberischen Erfolgen arme Epoche his 1850 (der wir beinahe ein l'nlizci- 
strafgesetzbnch zu danken gehabt hätten) und ^^elan^t schliesslich zum tri txcnwärtigen 
Rechtsstande iUr Treussen und das Reich, dem die eingehenden Auslührungen auf 
8. 418—482 gewidmet sind. Sehr schltsbares Material fttr die Geschichte und fttr 
die Fortbildung des deutschen Rechts enthält die Darstellung des französischen nnd 
des italii iiisi !i( n Kechts einerseits, der süddeutschen Polizeistraftifsctze andirf;« its. 

i'>ei der iU vision des Keichsstrafgesetzbuches wird eine grundsätzliche Stellung- 
nahme zu dem , Polizeistraf rechte" und dessen Eingliederung zusammen mit den 
Normen Aber die Poliseiverordnnng und die Verwaltungsstraljgerichtsbarkeit in ein 
besonderes PoHzeistrafgesc tzlu' h wohl nur für Prenssen — schwerlich zu um- 
gehen sein. Hier wird das Werk des Verfassers für die Reprifre klärend, f(lr ge- 
setzliche Massnahmen anregend wirken. Auch die l'ebertragung der üerichtsbarkeit 
fttr VerwaltnngMtraffSlle auf die Verwaltungsgcricbte, der der Verfasser im Vorbei- 
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gduii (8. 688) das Wort redet, wird sn enrlgen sefai. Idi mflcbte da Wort fwi 

Gneist hier flbertragen: „Die tägliche Bcschäftigiag mit dem Privat- nad 
8trafrecht giobt nicht die nöthige prakttiche Anschaunn^^ von den hier in Frage 
kommenden Verhältnissen'. Dr. Max Fkischmann, Halle a. S. 

MtlObtTf Br.W.,6A.Kegierung8ri^. Dai Enteignnngsgesets ftr das K6nig- 
reich Sacbseo Tom 24. Jani 1902 nebat der AuftthrnngsTerordirang rem 24.Not. 
1902 und den sonst gültigen besonderen enteignungsrechtlichen Bestimmongen, er- 
läutert. 1. Abteilung. Leipzig 1!K)3. KosslH rf^'srhe Verlagsbuchhandlung. 

Der Verfasser ist nicht allein durch seine massgebende Mitwirkung an den 
Yoraiiniten nnd dem Znatandekommen de« neaen tfditiseheB Enteignungsgesetzes, 
BondetD ancb durch seine frttheren trefflichen Arbeiten anf dem Gebiete des Enteignanga> 
rechts zur Frläntorung dieses Gesetzes besonders berufen. IHe vorlii irmdc I .AbtlieUang 
des Kommentars enthält als Einleitung eine systematische i »arstellung des allge- 
meinen und deä süchsiächeu Entcignuugsrcchts, sowie eiueu Ueberblick der bisherigen 
liclniaelieii EnteignnBgagesetegelniiig und der Entstehangsgeediiclite des nenen Oe- 
•eetzes. Daran idlit sich die Erläuterung des ersten Abschnittes desselben (.Allge- 
meine Bestimmungen §§ 1-19 Pas Werk theilt in vollem Masse die jrliinzonden 
Vorzüge der früheren Arbeiten des Verfassers: grösste wissenschaftliche GrUndlich- 
I^t, vereint mit einer überaus klaren nnd gediegenen Darstellung, sowie einer 
mdaterlialten Bdiemchang des gaasen Stoffes. Diese VorsSge werden dem Kom- 
mentare ohne Zweifel die F liiK lIstc Verbreitung und allseitige Anerkennung Tsr- 
schaffcn. Es bedarf nicht der btsondercn Hervorhebung, dass die gesammtc Theorie 
und i'raxis sorgfältigst berücksichtigt and keine der zahlreichen und wichtigen 
Strdtfragen übergangen ist. Audi da» wo der Meinung des Verfassers nlolit belge- 
jßkiMk werden kann, wie s. B. ImbOi^ der recbtiieihen Katar der Enteiprang (S 8 

8. 8 — fö), mnss die Selbstständigkeit und strenge .Sachlichkeit des wolildurchdarhten 
nnd begründeten ('rtbiils rühmend anerkannt werden. Die Erläuterungen des Kom- 
mentars, auf welchen noch vullständigem Erscheinen nochmals eingegangen werden 
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Nr. 907« Entsch. des Oesterr. Oliersten ttertehtshofes. 
Vom 10. Janaar 1001. 

(Zeltacbr. f. d. lm»-rn;»f KIsenb -Transp. XI. \r •> S. 54. - Röll, Eisenbahnr. Entsch. 1901 S 8.) 
IrrtSmliche Ausbezahlung einer tatsächlich nicht eingegangenen Nachnahme an den 
anfoebenden Spediteur und von diesen an seiaen Auftraggeber. Direkte Rücic- 
fordanaiisklage 4tr Babi §•!«■ riletea Aaflraifleltr. Abwttwig dtr Klage. 

Die Klägerin stfttzt ihren Ansprach aossehliesslich aaf den 
§ 1431 a. b. G.-B. 

Die Veraassetramgen des in dieser Gesetzesstelle stataierten Rttck- 
fordemngsrechtes treffen hier nicht zn. 

Wenn anch bei Anssahlang des Nachnahmebetrages sich die 
Bahn insofern im Irrtame befanden hat, als sie den Betrag als bereits 
eing^angen avisiert erhielt, so ist doch za beachten, da^s dieser Betrag 
nicht dem Beklagten, sondern dem Spediteor X., welcher, dem Fracht- 
briefe gemäss, nach §§ 70 und 73 Betr.-R^l. der Bahn gegenüber 
allein fih Kontrahent und zar Einziehung der Nachnahme Bei'echtigter 
zu gelten hat, ausbezahlt worden ist. 

Kiue Zahluns: der Bahn an den Geklagten liegt iiberli;\npt nicht 
vor; eine solche kann von ihm nicht zurüclLgefordert werde», weil sie 
au ihn nicht geleistet worden ist. 

Dass aber der Speditenr X. das Gut im Anftrag des Ge- 
klagten der Bahn zur Weiterbetürdening ubergab und er den au ihn 
seitens der Bahn ausbezahlten Nachnahmebetrag dem Geklagten ab- 
ffthrte, kann die Bahn, die mit letzterem in keinem wie immer gearteten 
VertragsverhUtnisse stand, zar Rftckforderang des irrtOmlich Geleisteten 
gegen ihn niemals berechtigen. Von einem Ansprache der Klägerin an 
den Geklagten kOonte nnr dann nnd nnr insoweit die Bede sein, als 
der Geklagte den ihm von X. abgeführten Betrag rechtswidrig 
empfangen oder sich mit demselben ttberhanpt zn Schaden der ElSgerin 
nngebtthrlich bereichert hätte. 

Auf diesen Rechtsgrand wird die Klage aber nicht gestützt, Über- 
dies liegt derselbe aber anch nach den der Klage zu Grande liegenden 
Tatsachen gar nicht vor. 

' Bger, IlMababanohtllol» RntaolMMing«!! ZUL 20 
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906 Entgeh, des Oesterr. Obersten Gerichtshofes vom 25. April 1901. 

Der Geklagte war jedenfalls beieehtigt, den ihm von X. abgeffibrten 
Betrag in Empfang zu nehmen, da dies in ErfilUang des zwischen ihm 
und dem X. abgeschlossenen Speditionsvertrages geschah und er es doch gar 
nicht wissen konnte, dass diesbezilglich bahnseits ein Irrtum onterlanfen 
war oder anch nur unterlaufen sein konnte. 

Von einer Bereicberang des Geklagten kann aber schon darum 
keine .Bede sein, weil ja die Klägerin ausdrücklich die Bichtigkeit der 
Forderung des Geklagten an den Empfänger, von welchem die Nach- 
nahme vor Ausfolguug der Sendung einzuhcben war, Sttgestauden hat, 
und weil daliei' der Geklagte nur das erhalten hat, was er wirklich zu 
fordern bei'ecbtigt war. 



Nr. 308. £nt8ch. des Ocstorr. Obcrstni Ueriehtshofto. 

Vom 25. April 1901. 

»Röll. Kiscnbahiir, Eiitsch .lalirf,'. 15WI. .S. fiL'.i 

Die Eisenbahn haftet nicht für eine Verletzung, weiche «ich ein Reisender dadirch 
azisirt, dm er betoft Verrtebtuni aeiaer Netdarft aaf die affene PftttTtna daea 
PeraoMiwaien lilaaattrltt aad Mnrkai vmi WagM abitirzt 

Der Klüger stützt seinen Ersatzanspruch lediglich darauf, dass der 
von ihm benützte Waggon nicht mit einem Aborte versehen war, und 
dass er einem zwingenden Bedürfnisse folgend, die Plattform des 
Waggons betreten musste und hierbei verunglückt ist. Nun ist das 
Betreten der Plattformen seitens der Keisenden während der Falnt 
verboten und ist dieses Verbot, wie festgestellt ist, in entsprechender 
Weise kundgemacht worden. Es ist aber auch für jedermann, der den 
Gebrauch der Vernunft hat, einleuchtend, dass eine TJ^ebertretung dieses 
Verbotes eine Gefahr für das Leben und die Gesundheit des Zuwider- 
handelnden mit sirli Vniiiot und hat nacli § 1297 a. b. (t.-B. jedermann 
den Abo^anc der erlorderlichcn Autincrksamkeit und Voi'sicht. wie 
solche bei gewühnliclien Fälligkeiten vorausgesetzt werden muss, selbst 
zn verantworten. Es ist weiters gerichtsbekannt und bedarf somit nach 
§ 269 C.-P.-O. keines Beweises, dass für die Befriedigung körperlicher 
Bedürfnisse anch bei der in Frage kommenden Bahnstrecke vorgesorgt 
ist und dass eine Verpflichtung der Bahnverwaltung, s&mtliche zum 
Personentransporte bestimmte Waggons mit eigenen Klosetts zu versehen, 
nicht besteht. Es ist daher Sache eines jeden Beisenden, sich mit den 
einschlägigen Einrichtungen der Bahnen vertraut zu machen. Da nach 
dem voriiegenden Sachverhalte das Verschulden an dem ihm zugestossenen 
Unglücksfalle einzig und allein den Kläger trifft, entbehrt der Klag- 
anspruch nach § 2 des flaftpflichtgesetzes der rechtlichen Grundlage. 
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Nr. 909. Entsch. des Oesterr. Landesgeriehts Troppan. 

Tom 4. Mai 1901. 

(OeaMR. ■larab.-YOTOVdn.-BI. ZTL Mr. U. 8. IBI.) 

Ehe d«r RaiiMaknift i«« EtMfiiMtterkMHrtilsMt, buw. dm Zeitprakte der Eat- 

eignungsanmerkung nach § 20 Ent.-6e9. nachfolgende Veräusserung oder Belastmi 
der enteigneten Realität vermag die lastenfreie Abschreibung des enteigneten Grund« 
Stückes nicht zu hindern und ist zu letzterem Zwecke die Beibringung von Auf- 
latMilBerfcllriiftii settM« fiterer EIhiMmi'i Mwie vm NypttkflkaiiflMsungs- 
ErkliimflM teltem •toterer B«tattM|alMraiihligtaa aloM aehr w rt wiadlf. 

Es ist ein nnbestritteuer Omndsatz, dass die Enteignang ihrem 
Wesen nach eine originftre, anf einem einseitigen Ä.kte der Staatsgewalt 
beruhende Eigentamserwerbnngsart sei and dass die Wirkung derselben 
schon mit dem Momente des Beginnens der Expropriationsrerhandlung 

eintritt. (§ 5, letzter Absatz, Ent.'-Ges.) 

Schon in diesem letzteren Momente wird der zu enteignende Eigen- 
tümer in seiner Verfügungsbefagnis Uber den Q^enstand der Ent- 
eignung beschränkt und kann an dorn zu enteignenden Objekte nur 
mehr unter der Resohitivbedingung Rechte übertrafen oder bestellen, 
dass die Kntci{?nung tatsächlich nicht erfolgt (§ 3ö Ent.-Ges. und § 23 
Eis.-Orundb.-Ües). 

Wird aber das Enteignungserkenntnis wirklich gefällt und reclits- 
kräftig, so verlieren alle nach dem Beginne der Exiuopriatioiis- 
Verhandlung erworbenen, der Expiopiiation entgegenstehenden Hechte 
ihre Wirksamkeit (§§ 15, 20, 35 £nt.-6es.). 

Mag man auch nicht die strengere Ansielit teilen, welche der An- 
merkung des Ezpropriationserkenntnisses nach § 20 Ent.-Ges. gar keine 
joiistische Wirkung zuschreibt« sondern dieselbe nur Evidenzzwecken 
dienen lässt, so ist doch soviel gewiss, dass, wenn das ESnteignnngs- 
erkenntnis bttcherlich angemerkt wurde, und der Anmerkung die all- 
gemeinen Pnblizitfttawirknngen beigelegt werden, dieselben wenigstens 
vom Momente der Eintragung der Anmerkung eintreten. 

Solche Wirkungen sind, wie oben bemerkt, der Eigentumsiibergang 
vom Expropriaten auf den Entei^rtier und das Erlöschen aller dinglichen 
Rechte Dritter, soweit selbe mit dein Zwecke der Enteignung nicht 
vereinbar sind {§§ 22, H4 Ent.-Ges.). 

Sie werden aber auch nicht alteriert durch den Umstand, dass 
nach dem Enteis:nuiif;,sci'kenntnisse ein frei\villii>:es Uebereinkommen 
zwischen den Expropriaten und dem Knteiguer bezüglich des Eigentums- 
tiberganges und mit etwaigen Realberechtigten bezüglich der Auflassung 
ihrer Rechte getroffen würde (§§ 20, 29, 39 Eis.-Grundb.-Ges.). 
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Nr. 310. Eiitseli. des Prcuss. Oborverwaltiintrs^richts. 

4. Senat. Vom 6. Mai/ 4. Juli 1901. 
(J^mn. BiMiilk-AfOh. iNt. Heft t. & «S. — Utseb. d. O.T.O. Bd. M. 8. 109, 107.) 
StraiMiherittItaHtkMtoi. Ailiegtrfteitrage bei UnternelwrarttraMM. FtaoMlliiMh 

gesetz vom 2. Juli 1875 § 15. 

Eine Stadtgememde kann keinen Ansprach anf Beiträge sm dem 
Ausbau einer Strasse aus § 15 des Gesetzes vom 2. Juli 1875 herleiten, 
wenn die Strasse gar nicht von der Stadtgeraeinde selbst, sondern von 
einem Dritten als Unternehmer angelegt ist. Dabei ist es auch 
unerheblich, ob etwa dif^ Aust'ülirunof einzelner oder aller für die Her- 
stellung der Strasse erlurderlichen Arbeiten durch Orfifane der Stadt- 
gemeinde erfolgt ist, sofern die Herstellung durch diese Organe nur 
im Auftrage, auf Kosten und flu Keclinnng des Unternehmers bewirkt 
ist. Denn dann bleibt immer der Unteiueiimer derjenige, der die Strasse 
angelegt hat. Entscheidend ist nach dem Gesetze, ob die Stadtgemeiude 
ihrerseits Kosten fftr die Anlegung der Strasse aufgewendet bat; 
denn der Anspruch anf Beiträge ans § 15 a. a. 0. ist nnr ein Anspruch 
anf Erstattung des von der Stadt Anfgewendeten. 

Kr. 811. Entseh. des Oesterr. Obersten GeriehtsholiBS. 

Vom 15. Mai 1901. 

'Köll KlHcnlüiJitir Kntsch. .lalir^ IW) S 81 i 

Das Nichtanhalten eines auf den Eisenbahnwagen aufsteigenden Reisenden an den 
Anhaltestangen und das saumselige Aufsteigen ist speziell in Verkehre der Wiener 
Stattbalw als eis MltverMbsMM 4et Rdteadm an den Usfüle asiiMlni, weMiar 
im Rttomiea Isftlgs Mendwtlrien M rvokartlgaM liftaiMtiaa des Zi|N istliMt 

Der geltend gemachte Bevisionsgrand des § 6(^, Ziff. 4, C.-P.-O. 
erscheint nnr bezüglich der Annahme des Berufungsgerichtes, dass der 

Klägerin an dem ihr zugestossenen Unfälle kein Verschulden, resp. 
Mitverschulden murechnen sei nnd in Ansehung des von der zweiten 
Instanz ansgemessenen Betrages der Heilungskosten gerechtfertigt, 
und wird diesfalls auf die der Sachlage und dem Gesetze vollkommen 
entsprechende Entscheidung und Begründung der ersten Instanz ver- 
wiesen, zumal es einerseits nach dem f'i tielmisse des Beweisverfahrens 
als sicher anzuuelniuMi ist, dass die Kla^-erin, wenn sie im Hinblick 
auf die notorische Rascliheit des Verkehres auf der Stadtbahn sich 
beim Aufsteigen mehr beeilt und die Anhaltestangen am Wagen bt nützt 
hätte, trotz des bei eingetretener Bewegung des Zuges ent5>tantlenen 
Ruckes, ihren Aufstieg in den Wageu ohne Unfall hätte bewerkstelligen 
können, und weil andererseits die seitens der ersten Instanz erfolgte 
Bemessung der Heilnngskosten der Sach- und Rechtslage Tollkommen 
entspricht. 
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Nr. 818. Entseli. dm Prenss. Oberrerwaltangsgerlehto. 
4. Senat. Vom 4. Juli 1901. 

(■ntMli. d. 0.?.0. M 40. 8.IMI) 
AlfabrlsnUiKI n BrIekM im Zuge gffentlicher Wpge. ZMtiMIgkalteflMttl VOM 

I. August 1883 §§ 55 ff. 
Die Anfahrtsrainpen. welche den Verkehr von einem (»ffentlichen 
Wege auf eine Brücke überleittMi, .sind weder Teile noch Zubehürungen 
der Brücke, sondern vielmehr Teile des Weges, in dessen Zuge sie 
liegen. Die durch einen Umbau der Brücke notwendig gewordenen 
Aenderungen der Rampen sind daher nicht von dem Brttdcenban- 
pflichtigen, sondern von dem herzosteUen, welchem kraft aifontlichen 
Bechts die Unterhaltung des Weges obliegt^). Diese Orandsfttze 
finden auch anf die Herstellnng der Rampen zn einer Notbrücke An- 
wendung. 

Daraus, dass ein Unternehmer, welcher eine Oifentliche Strasse zu 
einer Eisenbahnanlage benutzen will, seinerseits alle Anlagen herza- 
.stellen hat, welche zur Aufrechterhaltnng de.s Verkehrs erforderlich sind, 
kann ein anderes nicht gefolgert werden, da sich dieser Fall mit dem 
eines Brückenumbaues gar nicht vergleichen lässt. Jener Unternehmer 
will die Strasse zu seinen privaten, der Bestimmung der Strasse an 
sich fremden Zwecken benutzen: der BrückcnbaupHichtige erfüllt dajregen 
mit dem Umbau der Brücke die ihm obliegenden öffentlich-recht- 
lichen Ptlichten, und die Brücke hat ebenso wie die Strasse die Be- 
stimmung, dem öffentlichen Verkehre zu dienen. 

• 

Nr. 818. Entseh. des Prenss. Oberrerwaltnngsgerielits. 
4. Senat. Vom 11. Juli / 24. Oktober 1901. 

(PrcusH. Kiflcnl) Arch. 1903. .S. «13 ) 

Bauerlaubnis; Verwaltungsstreitverfahren im Falle ihrer Versagung: Fluchtliniengesetz. 
Landesverwaltungsgesetz vom 30. Juli 1883 §§ 127, 128. Fluchtliniengesetz vom 

2. MI 1875 9 12. 

1. Wenn die Genehmigung eines BauTorhabena aus mehr als einem 
Grunde gänzlich versagt wird, kann die Klage im Verwaltungsstreit- 
verfahren nur anf die Aufhebung der ganzen Verfügung gerichtet 
werden; eine Klage, welche die Anfhebnng einzehier Gründe der Ver- 
sagung beantragt, ist unzulässig. Der allein in Betracht kommende Inhalt 
der Verfügungen, die darin enthaltene polizeiliche Anordnung, besteht 
in dem Verbot, die Bauten, deren Genehmigung beantragt war, aus- 
zuführen. Nur gegen polizeiliche Gebote oder Verbote, nicht gegen 
die dafür gt-gebent' Bep:ründung, sind die Rechtsmittel der §§ 127, 128 
des Laudesverwaltuugsgcsetzes gegeben. 

>) Vgl. (JrteO vom 5. Mai 1908, Entscb. Bd. 41 S. 284. 
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2. Ist dagegen die Banerlanbnls erteilt, aber zugleich an Be- 
dingangen geknOpft, so kOnnen diese Bedingungen Gegenstand des 
Angriffs dnrcb Beschwerde oder Klage im VerwaltungsstreitTerfahren 
sein. Derartige, einer polizeiliclien VerfOgung gleichznachtende nnd 
deshalb selbständig angreifbare Bedingungen liegen aber nnr vor, wenn 
der Baukonsens erteilt wird und für den Fall der Ausfübrang des ge- 
nehmigten Baues Gebote oder Verbote mit der Absicht, sie erforder- 
lichen Falles im Zwangsverfahren durchzuführen, beigefügt werden. 

ii. Im Verwaltun<;.sstreitverfahreu ist anf die für begründet er- 
achtete Klage gegen eine die Bauerlaubnis versagende Verfügung nur 
auf Ausserkraftsetzung der Verfügung, nicht auf Erteilung der 
Bauerlaubnis zu erkennen. Demnächst darf die Genehmigung nnr noch 
aus Gründen versagt werden, welche der Verwaltuugsrichter noch nicht 
geprüft hat. 

4. Die rechtliche Bedentang der Fluchtlinien im Sinne des Ge- 
setzes vom 2. Joli 1875 besteht nicht darin, festznstellen, wo gebaut 
werden darf, sondern zu kennzeichnen, weldie Flttchen zu öffentlichen 
Strassen und Plätzen vorbehalten werden sollen und deshalb nicht 
bebaubar sind. Es ist bei Fluchtlinienfeststelinngen nicht gestattet, 
Flächen, die weder zu Strassen noch zn Plätzen ausgewiesen werden, 
dennoch von der Bebauung auszuschliessen unter Vorbehalt kflnftiger 
Bestimmung Aber ihre Zulassang zur Bebaanng. Vielmehr ist die Frage, 
ob das die ausgewiesenen öffentlichen Strassen usw. umgebende Gelände 
bebauungsfähig, für den Anbau bestimmt ist, nur nach der für das 
Gelände selbst, unabhängig von der Fluchtlinienfestsetzung geltenden 
Sacli- und Jveclitslage zu entscheiden. Darum kann auch dadurch, dass 
nur eine Bauduchtlinie festgesetzt wird, dem auf der anderen Seite 
der Strasse angrenzenden Gelände die ihm sonst beiwohueude Be- 
baubarkeit nicht entzogen werden. 

5. Im Sinne des § 12 des Gesetzes vom 2. Juli 1875 gehören zu 
den Strassen, welche „noch uicht" für den öflfentlichen Verkehr uud 
den Anbau fertig hergestellt sind, sowohl Strassen, deren Ausbau 
als Ortsstrassen von der Gemeinde bereits in Aussicht genommen, aber 
noch nicht durchgeführt ist („projektierte Strassen*), als auch 
Wege, bei denen sich infolge des Anbaues mit Notwendigkeit eis 
strassenmässiger Verkehr entwickeln und die Gemeinde nötigen würde, 
wider ihren Willen eine Ortsstrasse herzustellen (,in der Entstehung 
begriffene Strassen"). 
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Nr. S14. Entsch. des Preuss. ObcrTcrwaltiuigsgeriehts. 

3. Senat. Vom 17. Oktober 1901. 

(Entsch. d. O.V.O. bd. io. S 359 i 

Aispraoh einer Vereicherungsanstalt auf Ersatz der Kosten eines Heilverfatirens 
gegen die Krankenkasse. InvalidenversiolierHngsgeseti mi 19. MI 1899 § 18. 

Der Versicherangsanstalt, welche ein HeilTerfahren fftr das Mit- 
glied einer Krankenkasse hat eintreten lassen, ist ein Ersatzanspruch 
an die Krankenkasse nur gegeben^ wenn wfthrend der Dauer des Heil- 
verfahrens der Versicherte erwerhsnnffthig im Sinne des Kranken- 
Tersicherongsgesetzes war und deshalb einen noch nicht erfüllten 
Anspruch auf Krankengeld hatte. 

Für die Frage der Erwerbsunfähigkeit ist es noch nicht aus- 
schlaggebend, ob das Kassenmitglied sich selbst f&r erwerbsunfähig an- 
sieht oder niclit. Das Vorhandensein von Erwerbsfähigkeit oder Er- 
wei b.sunfähigkeit bestimmt sich nicht uadi der Ansiclit oder der 
Handlungsweise des Kassenmitgliedes, sondern lediglich nach objektiven, 
regelmässig nur durch Gutachten von Sachverständigen fest- 
zustellenden Merkmalen. . 

Nr. 1315. Entseh. des Oesten. Obersten CteilehtshoflBS. 
Vom 30. Oktober 1901. 

(Oesterr. BiBenb.-TcrurdB. BI. XVI. Nr. 9. S. 877. — Centralbl. f. d. Jnr. Prax. Nr. 10 ox 1908.) 
IlMfasg der Haftpflicht dpr Eisenbahnen hinsichtlich des schädigenden ErslgslMet; 
Nichthafiung für Unfälle ausserhalb des technischen Betriebes. 

Dnrcii das G. fi. März 1860 (R. 27) sollte nach der Absicht des 
Gesetzgebers das Publikum vor den (jefabren geschlitzt werden, welche 
dem Eisenbahnbptri^^l>e uaturgemäss innewohnen. Die.ses Moment darf 
bei Auslegung des im § 1 des Gesetzes aufgestellten Begriffes der „Er- 
eignung im Verkehre" niclit ausseracht gelassen werden, zumal die bei- 
gefügten Worte: „einer mit Anwendung von Dampfkraft betriebenen 
Eisenbahn" deutlich darauf Innweisen. Es geht also nicht an, den Be- 
griff ^Verkehr" im weitesten Sinne zu nehmen nnd darunter alle 
manipnlativen, ja yielleicht sogar die kaufmännischen Funktionen zu 
▼erstehen, welche unmittelbar oder mittelbar dem eigentlichen Zwecke 
der Eisenhahnen, welcher in der Befl^rdemng von Personen nnd Gatem 
besteht, zu dienen bestimmt, sind. Der Begriff des Verkehres kann 
eben mit B&cksicht auf den Zweck des Gesetzes nur im engeren Sinne, 
das ist in der Bedeutung des technischen Betriebes, genommen werden, 
and umfasst demnach nnr solche technische Funktionen des Gesamt- 
Unternehmens, aus welchen sich der technische Betrieb der Beförderung 
von Menschen und Gütern zusammensetzt, sowie solche, welche un- 
mittelbar diesem technischen Betriebe zu dienen haben. Demzufolge 



813 EntBoh. des Pniin. ObenrerwaltungsgeriehtB vom 86. November 1901. 

werden also nnr diejenigen körperverletiendeii Ereignangen als Er- 

eignungen im Sinne des § 1 cit. Ges. anziiselicn sein, deren Ursache 
im technischen Betriebe selbst gelegen ist, welche also entweder in den 
Betriebsanlagen oder im Betriebsraateriale oder im Verlialten des den 
technischen Betrieb besoi p^etulen Eiseubahnpersonales ihren Gnind haben. 

Dies kann im fregHlieiicn Falle von der der klä^erischeii Ver- 
letznng zugrunde liegenden Ereignung, das ist dem Stwze des Reservoirs, 
nicht behauptet werden. 

Der Transport und die Abladung der vom Kläger auf seinem Last- 
wagen verladenen Rüben war beendet, der technische Betrieb war ab- 
geschlossen. Der durch den Stoss des Pferdes herbeigeführte Sturz des 
Beservoirs erfolgte also nicht ,bn Verkehre", das ist während des 
technischen Betriebes der Eisenbahn, nnd trifft demnacli die Bahnnnter- 
nehmung nicht die unbedingte Verantwortang im Sinne des § 1 1. c, 
sie haftet vielmehr nnr unter den Voranssetaungen des bürgerlichen 
Gesetzbuches, respektive der Eisenbahn-Betriebsordnung vom 16. No- 
vember 1851 (R. 1 ex 1862). 



Nr. Gntseh. des Preuss. Ohenerwaltungsgeriehta* 
4. Senat Vom 26. November 1901. 

(Prenst. Elsenb. Arch. 1908. Hett t. S. 4S8.) 

WS|eiaterh«ltMD| aid StrtitMbeleuohtung. Gesetz aisr die Polizeiverwaltuni vsa 

II. März 1850 § 3. 

Eine Stadtgenieinde ist. verpflichtet, aucli eine von ihr nicht zu 
unterhaltende, im Stadtbezirke belegene, aber nicht zu den eigentliclien 
städtischen Strassen gehörige Chausseestrecke ihrerseits zu beleuchten, 
wenn dies mit Rücksicht auf den daran erfolgten Auban im Interesse 
der OffentUeben Ordnung und Sicherheit OTfordwlicb wird. Diese Pflicht 
der Gemeinde besteht gmndsfttzlicb, ohne dass es darauf ankommt, dass 
das Eigentum an dem Wegekörper der Provins zusteht und die Wege- 
unterbaltungspflicht dem Kreise obliegt. 

Wenn die OrtspolizeibehGrde von der Stadtgemeinde die Bdeucbtong 
einer solcheu Chansseestrecke fordert, so bandelt sie innerhalb ihrer 
Zuständigkeit. Die im Interesse der öfifentlichen Ordnung und Sicher- 
heit crfoi derlichen polizeilichen Massregeln, insbesondere die Anordnung 
der Beleuchtung eines Weges, erscheinen hier nicht als chaussee- 
polizeiliche, sondern als im örtlichen Verkehrsinteresse ge- 
troffene sicherheitsitolizeiliclie Verfügungen, zu deren Erla.^^s 
die örtlichen Polizeibehiirdeii wohl befugt sind, ila es zu ihren eigen.steii 
Autgaben gehört, für die Sicherheit und Ordnung des ürtlicheu Ver- 
kehra Sorge zu tiageu. 
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Nr. 217. Entsc'h. des Prousa. Oberrerwaltungisgerichts. 
4. Senat. Vom 3. Desember 1901. 

(BalMh. 4. O.V.O. Bd. Ml & Ml) 

Strasseiherstetlungskosten. Voranssetzangen für die EntstehaiiB der Beitragepflloht. 
Fiichtliilengesetz vom 2. Jnli 1875 § 15. Kommunalabgabengesetz vom 14. Juli 1893 ^87. 

Die Verpflichtung zur Beitragsleistung zu den Strasseiilierstellungs- 
kosten wird bef^riindet. wenn das Grundstück, auf dem gebaut wird, 
unmittelbar an die Strasse p-renzt. Ein Gebäude hat, aucli wenn es die 
Strasse nicht uiimittelliar beiiihrt, sondern von ihr räumlich getrennt ist, 
dennoch als „an ihr erriclitet" zu gelten, sofern es nur mit der Strasse 
wirtschaftliche Verbindungen und Bezieliungen hat. 

Jede Errichtung eines Gebäudes an einer neuen Strasse lässt die 
Beitragspflicht neu entstehen, auch wenn es an Stelle eines älteren er- 
ricbtet wild, oder wenn die gleiche Pflicht schon vorher dnrch Errichtung 
eines Gebäudes an einer anderen Stelle des Grundstücks begrflndet 
worden war. Die Yeijahrnng der einen Verpflichtung Iftsst die andere 
unberührt; nur die materielle Tilgung trift den ihnen gemeinsamen 
Gegenstand und I&sst sie alle erlöschen^). 

Wenn ein Gebilnde nach Fertigstellung der Strasse errichtet wird, 
beginnt die dreijährige Verj&hrnngsfrist gemäss § 87 Abs. 1 ffllF. 2 
des Kommunalabgabengesetzes mit dem Ablaufe des Bechnung^jahres, 
in welchem der Bau vollendet worden ist 



Nr. 318. Entseh. des Preuss. Oborverwnltuii&;sgcricht8« 

3. Senat. Vom 16. Dezepiber 1901. 
(PfMM. KIseBbvAitth. aao«. Belli. B.U7.) 

KraikMvnrtiolMfSii tfer.ArlMittr. KraskMivarsiolMrMgagMeli H U 28. 

Eine tatsächlich ttbemommene Beschäftigung ist noch nicht eine 
Beschäftigung im Sinne des § 1 des Erankenversicherungsgesetses, 
wenn sie sich, weil der Beschäftigte in einem ihn vOUig erwerbsunfähig 
machenden Grade krank war, nicht als eine wirkliche Beschäftigung, 
sondern nur als Versuch einer solchen darstellt. In gleidier Weise wird 
auch der Zustand der Erwerbslosigkeit im Sinne des § 28 des 
Krankenversicherungsgpset/^es dnrch einen vergeblichen Versuch zu 
arbeiten noch nicht beeinlitrt. Allerdings ist die Versicherungspflicht 
auch für diejenigen vorhanden, die beim Eintritt in die Beschäftigung 
bereits krank sind. Allein dies gilt nicht mehr, wenn die Krankheit 
mit völliger Erwerbslosigkeit verbunden war. Eine solche hindert 
sowohl die Entstehung der Versicheruugspflicht als den Fortfall der 
Erwerbslosigkeit. 



Vgl. UrteU vom 3. Mira 1908, Entscb. Bd. 41 S. 128. 
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Den gemäss § 28 a. a. 0. zn gew&hrenden Hindestleistangen ist 
nach dem dafUr massgebenden § 20 a. a. 0. nicht der ortsttbliehe Tage- 
lohn gewOhnlijßher Tagearbeitar, sondern der dorchadinitüiche Tagelohn 
dei:jenigen Klasse der Versicheiten, für welche die Kasse erriehtet 
worden ist, zn Qmnde zn legen. 



Nr. 319. Entseh. iUs Kassationshofes iu Florenz. 
Vom 23. Dezember 1901. 

(ZottMür. f. d. Internnt. £i8«nb.-Tniisp. XI (1908). Nr. 5. S. 144.) 

Uafui der VfrfltobtiMn der Etteiialn tai Falle der VereliMH der UeferfHst, 

meb HalleeleolieBi Recht 

Infolge — nnbestrittener — Verspätung in der BefOrderuug and 
AbHefemng eines Ofltertransports verlangte der Empfänger von der 
Eisenbahn die Bttckvergtttnng der von ihm bezahlten Fracht und des 
Betrags des ihm ans der Verspätung entstandenen Schadens. Er be- 
antragte, den Nachweis dieses Schadens dnrch Zeugen erbringen zu 
dtlrfen. 

Die Eisenbahn behauptete, sie sei nur zur Erstattung der Trans- 
portkosten, aber nicht zum Ersatz eines weiteren Schadens verpflichtet; 
sie widersprach deshalb der vom Empfänger beantragten Zengenein- 
vornahme, weil es unnDtz spi. das Vorhandensein eines Schadens zu be- 
weisen, für den eine Ersatzpflicht nicht bestehe. 

Das Gericht erster Instanz Hess den Zeugeubeweis zu, und da aus 
diesem das Vurhaiulenseiu des Schaden.s hervorging, verurteilte es die 
Eisenbahn zur Vergütung desselben. Dieses Urteil wurde auch zweit- 
instanzlich bestätigt. Ebenso vom Kassatiuushüf, an welchen die Eisen- 
bahn die Angelegenheit weiter zog. 

Gründe: 

Sowohl Art. 403 des HandeLsgesetzbuchs als Art. 139 der Tarif- 
bestimnmngeu geben im Falle verspäteter Ablieferung des Gutes dem 
Empfänger nicht nur Anspruch auf teilweise oder gänzliche Rück- 
forderung der Fracht, sondern auch das Recht, die Veigütuug jedes 
weiteren wirklichen Schadens zu verlangen, der nicht durdi höhere Ge- 
walt entstanden ist, und zwar die Vergütung des ganzen Schadens Aber 
den von der Eisenbahn zurückbezahlten Betrag der Fracht hinaus. 

DasEassationsbegehren der Eisenbahn muss deshalb als unbegründet 
zurftckgewiesen werden. 
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Nr. 390. Entsdu des Olberbrndesgerlelits KUn. 
2. Civil-Senat. Vom 28. Dezember 1901. 

(Flaohen Zeitschr. f. Prax. etc. Bd. 24. Hefts 6. S. 865 Rogers Entsch. Bd. II. 8. 199.) 
Der Verkauf von Gegenständen aus Automaten auf den Bahnhöfen unterliegt nicht den 
Vorschriften der Gewerbeordnung über die Sonntagsruhe ({:(^ 6 Abs. I, 41a, I39e 6.-0.). 

Der Veikaut die.str iTefreiLstäiidc dient, wenn auch iticlit unmittel- 
bar, so ilocb mittelbar den Zwt^cken des Eisenbahnunteniplimens, indem 
dadurch die Wohlfahrt und Beiiuemlichkeit der Reisenden in äiinlicher 
Weise befördert wird, wie durch den Verkauf vou Seife u. dgl. durch 
die von der Eisenbalmverwaltung in dem Innern der EÜBenbahnwagen 
vielfach anfgestellten Antomaten. Die Eisenbahnverwaltangen haben 
denn auch allenthalben solehe Antomaten aufgestellt, bezw. deren Auf- 
stellnng genehmigt und in dieser Richtang für die Bedflrfhlsse des Reiae- 
pnblikams in ausgedehntem tfasse gesorgt Ein solcher Verkauf gehört 
daher zu dem Betriebe des Ebenbahnuntemehmens und ist nach § 6 
der Gewerbeordnung deren Bestimmungen überhaupt entzogen. Der 
Umstand, dass die Eisenbahnverwaltung den Verkauf in jenen Automaten 
nicht selbst betreibt, sondern eine andere Firma mit diesem Teile ihres 
Betriebes beauftragt hat, kann hieran ebensowenig etwas ändern, wie die 
Tatsache, dass die Benutzung der ausserhalb der Bahnhotssperre stehen- 
den Automaten {gerade wie die Benutznnp; aller übrigen, ausserhalb der 
Bahnhofssperre betindlichen Babnbofsaula^eu auch dem nicht reisenden 
Publikum möglich ist. 

Hiernacii war das angegritl'ene Urteil wegen rechtsirrtümlicher An- 
wendung der Bestimmungen der Gewerbeordnung aufzuheben und auf 
Freisprechung des Angeklagten zu erkennen, da weitere tatsächliche 
Erörterungen nicht erforderlich waren. 



^'r. "i'ii, Entseh. dos Oberlandestreriehts Dresden. 

Vom 4. Januar 1902. 

(D. Jor.-Zeitc VIII iioos;. Nr. 6. 8.156.) 

Elstr H fi r wh t tfsr Polizei gegeniiber ttoer eltlttriMins Aita««. 

Der Vertrag, durch den eine Gemeinde einer Gesellschaft das Recht 
eingeräumt hat, eine Zentralanlage behufs Abgabe von elektrischem 
Strome an Privatpersonen und an die Gemeinde für Belenchtungs-, 
Kraftflbertragnngs- und sonstige Zwecke zu errichten und deshalb die 
Toriiandenen Strassen und Plätze zur Aufstellung von Masten behufs 
Führung der Stromleitungen zu benutzen, hhndert die Gemeinde nicht, 
an den betr. OfEbntlichen Verkehrsräumen diejenigen Veränderungen vor- 
zunehmen, welche das öifontliche Interesse erheischt. Insbesondere ist 
sie befugt, die Strassen zu verbreitem und die veränderte Aufstellung 
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oder Beseitigung der Hasten, soweit sie der DnrchHUinuig der Ver- 
brdtemng hinderlich sind, za verlangen. Denn eine dem Gemein- 
gebraocbe dienende Sache kann dadnrch, dass Dritten Sonderbenntznngs- 
rechte an ihr eingeräumt sind, nicht ihrem bestimmiingsmässigen Zwecke, 
sei es auch nur teilweise, entzogen werden. Bei einem Widerstreite 
zwischen öffentlichem und Sonderrechte muss das letztere weichen, be- 
sonders, wenn nur die Art und Weise seiner Ausübung, nicht sein Be- 
stand berührt wird. Die Gemeinde ist befugt, die veränderte Aufstellung 
oder Beseitigung der Masten unter Androhung von Zwangsmassregeln 
zu fordern. 

Nr. 882. Entseh. das Preuss. OberrerwaltiiBgsgeriehts. 

4. Senat. Vom 20. Januar 1902. 

(Prouiss. Kispnb -Arch, 1903 Hcfl ? s Mt. - EntHch. d. O V O. Bd. 41 S. ai6 

Unterhaltung eines öffentlichen Weges durch einen Eisenbahnunternehmer. 

Die von einem Eisenbabnnntenielmier bei Anlegung der Eisenbahn 
fibernomniene offentlic'h-rechtlic lie VerpHiclitung zur Unterhaltung eines 
öffentlichen Weges kann nicht nachträglich auf die Stadtgemeiude 
als die Trägerin der ijftentlichen Wegebaulast abgewälzt werden, wenn 
nicht eine ausdrückliche oder stillschweigende aus konkludenten Hand- 
lungen abzuleitende Uebernahme des Weges als städtische Strasse durch 
die Gemeinde dargetan wird. Eine solche kann noch nicht ans einer 
seitens der Stadtgemeinde fUr den Weg bewirkten Elnchtlinienfestsetsnng 
und auch daraus nicht hergeleitet werden, dass der Weg mehr oder 
weniger zusammenhängend mit Wohnhänsem besetzt ist 

Kr. 223. Eiitsfli. des Oborlandcsgerichts Dresden. 
4. Civil-Senat. Vom 31. Januar 1902. 

fÜ Jur ZeltK. Vrn 11903). Kr. 0 S. 131. Zill. 3 ) 

KOndigungsrecht der Beamten bei Versetzung. § 570 BGB. 
Die Vorschrift in § 570 B(tB., welche den Beamten etc. für den 
Fall ilirer Versetzung an einen anderen Ort rücksichtlich der an ihrem 
bisherigen Wohnorte für sich oder ihre Familie ermieteten Räume ein 
vorzeitiges Kfindigungsrecht gewährt, findet nach Art 171 EG. anch anf 
ein Mietverhältnis Anwendung, das nach dem Inkrafttreten des BGB. 
nicht fhr den ersten Termin gekündigt worden ist, fftr den die Kftndi- 
gung nach den bisherigen Gesetzen zulässig war. Hierbei wurde ans- 
geführt, dass man sieh zwar, anch wenn das Mietyeiliftltnis gemäss 
Art. 171 grundsätzlich aus der Herrschaft des alten Rechtes heraus- 
getreten nnd dem neuen Bechte unterworfen worden sei, immer gegen- 
wärtig halten mUsse, dass dasselbe unter dem alten Rechte entstanden 
sei, und dass kraft dieser Tatsache namentlich die Schranken za be- 
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achten seien, welche sicli für den Geltuno-sbereich der ergänzenden 
Vorscliriften des D. BGB. gegenüber dem iu ileiu bisherigen Verhältnisse 
zum Ausdruck gekommenen Vertragswillen ergäben (vgl. Habicht a. a. 0. 
8. 281, Mittelflteio, Miete nadi BGB. S. 888 ff.). Derartige BBckdeliteii 
k&men aber fttr das Yerhftltiiis der altrechtlichen Mietverträge m der 
Vorschrift in § 570 BGB. nicht in Betracht Die letztere trage keinen 
den Verti^agswillen eigftnzenden Charakter, sondern schaffe ans Rück- 
sichten des Öffentlichen Bechts zur Wahning möglichster Freiheit in der 
Versetzung der Beamten einen za dem Vertragsrecfat hinzutretenden, 
dem bisherigen (sächsischen) Rechte fremden gesetzlichen Kfindignngs- 
grund, der die Macht habe, bestehende Verträge mindestens dann zu 
durchbrechen, wenn der Mieter nicht geradezu auf die Rechtswohltat 
des § 570 verzichtet und sich selbst in die Lage gebracht habe, im 
Fal]p seiner Versetzung über das geordnete Vierteljahr hinaus doppelten 
Mietzins ohne Ersatzanspriu h gegen die Anstelluügsbtibürde zahlen zu 
müssen (vgl. Mittelstein a. a. 0. S. 242 Anm. 27). 



Kr. 824. Entsch. des Oberlandcsgerielits Dresden. 

3. Civil-Senat. Vom 4. Februar 1902. 

fSÄch». Arch. f. biirp Recht u Proz Bd 13. Holt \ >. S 9«.) 

Unzuiässigkeit der Geltendnaolwng eine« Betriebsunfalls im Rechtswege, aucti soweit 
Eitaehädigung auf die ertte« 13 WtoliM MOh den Ulfall md Sohnerzeasgeld ge- 
fordart wird (ttaw.-II.V.a. ta dar Fimih 4ar B«k. ven 5. ImH 1900 H 135 Ate. 3, ISO). 

Der Unfall des Klägers ist unstreitig jetzt von den Organen der 
Bemfsgenossenschaft als ein BetriebsnnfaU eines nach tfassgabe des 
ünfalWersicherungsgesetzes versicherten gewerblichen Arbeiters aner- 
kannt worden. Nach § 135 Abs. 3 des Gew.- U.V. G. in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 5. Juli 1900 (R.G.Bl. 1900 S. 573, 635) ist 
diese Feststellung fi'ir das Gericht bindend. Das Oberlandesgericht 
würde aber auch sonst keine Bedenken tragen, von sich aus die gleiche 
Feststellung zu trelYen (vergl. Gräf-Keidel, Gew. - U.V. G., 3. Aufl., 
Beni. I 4 zu § 1 : Amtliche Nachiiditen des Reichsversicheruugsamts 
Bd. 8 S. 324, Bd. 9 8. 215, Bd. 5 8. :m). 

Mit dieser Feststellung muss die Klage fallen. Mit dem Unfall- 
versicherung.sge.setze wurde neben der Sicherung- der .\rbciter gegen die 
wirtschaftlichen Folgen der ün falle der ausge.sproehene Zweck verfolgt, 
alle Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern und Arbeitern Uber Ent- 
schädiguugsansprfiche zu beseitigen. Zu diesem Zwecke sind, abgesehen 
von einer einzigen unten za besprechenden Ausnahme, alle Entschftdigungs- 
ansprftche, die in Veranlassung eines Unfalls gegen den Arbeitgeber 
nach dem bisherigen Rechte erhoben werden Iconnten (z. B. auf Grund 
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des Reiclishaftpflichtgesetzes oder des S.B. G.B. §§ 1483 ff.), aufgehuben 
worden. Dabei wurde nicht verkannt, dass der Versicherte insofern 
schlechter gestellt wurde, als der ihm nach Massgabe des ITnfallTer- 
sicheningsgesetzes zn leistende Ersatz nach Befinden hinter demjenigen 
snrfiekbleibtt den er auf Ornnd ciTilrechtlicher Haftung des Arbeit- 
gebers h&tte beansprachen können. Man glaubte aber, dass das 
quantitative Weniger völlig aufgewogen werde durch das qualitative 
Mehr, da der Verletzte in der Berufsgenossenschaft eine annehmbar in 
jedem Falle zahlungsfähige Schuldnerin gewann. Zwar setzt ferner 
die Rente, die die Berufsgenossenschaft gewährt, erst mit Ablauf der 
ersten 13 Wochen nach dem Unfall ein; gleichwohl sollte nach der 
ansgesprochenen Tendenz des Gesetzes auch in Ansehung der ersten 
13 Woclien die Geltendmachung eines civilrcchtlichen Entschädigungs- 
anspruchs ausgeschlossen sein, zumal es davon ausgehen durfte, dass 
für diese Zeit die erforderliche Fürsorge für den Verunglückten nach 
Massgabe des Krankenversicherungsgesetzes getroffen sein würde (vergl. 
Mot. zu U.V.G. S. 81 § 95). 

Nr. S8o. Entseh. des Prenss« Oborvefwiltungsgcrlehts. 
4. Senat Vas 24. Februar 1902. 

il'reass. Elscnb.-Arcli. 1903 Heft 2. S. I3t> Knlscli d, O.V.G. Bd. «>. S. 107 ) 

StrattMliCfftellttailkMtMi; Entstehung und Umfang der Beitraiapflleht. Fluchtliiiea- 

gesetz vom 2. Juli 1875 § 15. 

Die Verpflichtung der Anlieger, gemäss § 15 des Gesetzes vom 
2. Juli 1875 zu den Strassenbankosten beizutragen, hat zwei Voraus- 
setzungen, einmal: den Ausbau der Strasse durch die Gemeinde und 
die Möglichkeit, die Kosten des Ausbaues zu berechnen; und zweiten.s: 
die Errichtung eines Gebändes an der Strasse. Die Verpflichtung der 
Anlieger kann daher Jedenfalls nicht früher entstehen, als bis beide 
Voranssetznngen vorliegen, und auch der Inhalt und Umfang der Ver- 
pflichtung kann keinesfalls nach den in einem früheren Zeitpunkte ge- 
gebenen Verhältnissen bestimmt werden. Wenn daher ein Haus vor 
der Fertigstellung der Strasse errichtet wird, so kann f&r die Beitrags- 
pflicht keinesfalls der Zeitpunkt der ErrichtUDg massgebend sein. 

Ein unbebautes Grundstück wird dadurch nicht beitragspflichtig, 
dass es mit einem anderen Grundstücke, wofür die Beitragspflicht be- 
reits früher zur Entstehung gekommen war, wirtschaftlich vereinigt 
wird, Anderei'seits kann sich die Beitragspflicht des anderen, schon 
bebauten (Jrundstücks nicht mehr erweitern, wenn die Pflicht dieses 
Grundstücks bereits vor der Vereinigung entstanden war. Denn 
der Umfang der Pflicht richtet sich nach dem Zeitpunkte ihrer Ent- 
stehung. 
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Wenn zu einem Hausgrundstücke zur Zeit der Eutütebuug der 
Forderung ein Haasgarten gehört, so ergreift die Beiti'agspilicht das 
ganze Onmdstttck, selbst wenn die Absielit besteht, das Gartenland 
sp&ter als Bansteile zn Terftnasern. 



Nr. 'Z'Hi. Eiitseli. des Deutschen l{eichsj;erichts. 
5. Civil- Senat. Vom 1. März 1902. 

(Pmus. yvrw^n. XXrr. Mir. «lu S. 47L) 
HaflpfloM der Staatsbeamten bei obrigkeitHebei HaNliaiM nwi sotohes, iit la Ver- 
tretung des StaateverMigees vergenonmen werden. 

Dagegen ist allerdings auch sonst in besonderer Beziehung auf die 
Beamten des Staates mehrfach zwischen obrigkeitlichen Amtshandhm^en 
und solchen Handlungen, die in Vei tretung des Staatsvermogens vor- 
genumnien werden, unterschieden und für Versehen der Beamten im 
ersteren Falle die staatliche Haftung verneint worden. 

Vcrgl. Entsch. d. RG. in Civil«. Bd. H2 S. 146; Jur. Wochenschr. 
Jahrgang 1902 S. 83 Nr. 22; aucli das von der Revision citierte 
Erkenntnis des vormaligen Obertribunals, Entsch. Bd. 61 S. 1. 

Es kann indessen darin, dass im vorliegenden Falle der Bemfungs- 
richter die Tätigkeit des M. nnd seiner Vorgesetzten bei Leitaog der 
Dnrcbsticharbeiten als eine solche der zweiten Art aufgefasst hat, ein 
Becbtsirrtnm nicht gefanden werden. Für das Staatsrermögen wird 
ein staatlicher Beamter nicht bloss insofern, als er priTatrechÜiche 
Vertrage im Namen des Fiskns abschliesst oder einen Akt fiskalischer 
VermOgensrerwaltang Tomimmt, sondern fiberall da tätig, wo er darch 
seine Amtshandlungen in privatrechtliche Beziehungen zu einzelnen Be- 
teiligten tritt. Dabin gehört bei Stromregulierungen die Benutzung der 
Ufergrundstücke zu den Beguliemng8arbeit«n. Dieser Gesichtspunkt 
liegt auch den Bestimmungen des Strombauverwaltungsgesetzes vom 
20. August 1883, GS. S. 333, über die den Uferbesitzern gegenüber be- 
stehende Haftpflicht des Staates zu (Tiiinde; vergl. insbesondere § 11 
daselbst, der insoweit keine singuliue Vorschrift enthält, sondern sich 
als Anwendung eines allgemeinen Prinzips darstellt. 

Weiterhin rügt die Revision, dass der Berufungsricliter den M. zu 
Unrecht als ein Willensoi gan des Fiskus, der letzteren auch durch sein 
Versehen zu verpflichten vermöge, angesehen habe. Dieser Entscheidungs- 
grund war aber als bedenkenfrei in rechtlicher Beziehung anznsehen. 
Dass die Haftung des Staates nnd der korporativen Verbände des Oifisnt- 
liehen Rechts ffir die AmtSTorsehen ihrer Beamten sich nicht schlecht- 
hin anf diig'enigen Beamten beschrflokt» die den Staat oder die Korporation 
rechtsgeschäftlich zn vertreten berufen sind, sondern dass auch 
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andere Beamte, deren Dienstverrichtungeu freien Spielraum f&r selb- 
ständigtf WütensentBcliIieasimgeii laasoi, in der fraglichen Beziehung 
jenen ersterwähnten Beamten gleichstehen, hat das Beichsgericht bereits 
wiederholt ansgesproehen. 

Vergl. die Urteüe Tom 10. Noyember 1887, Entsch. des BG. in 
Civils. Bd. 19 S. 351; vom 29. September 1897, Entseh. Bd. 39 
a 188; vom 27. Februar 1900 in Ornehots Beitragen Bd. 44 8.715. 
Wie weit aber der letztere Gmndsats reicht, lässt sich nicht naeh 
abstrakten Bef^iiftsmerkmalen, sondeni nur unter Berücksichtigfung der 
Umstände des Einzelfalles eutscheiden. Ins Gewicht fällt dabei nament- 
lich, von welcher Art die Amtstätigkeit gewesen ist, in deren Veran- 
lassung der Beamte das Vei*sehen begangen hat. Vergl. Entscli. des 
RG. in Civils. Bd. 19 S. 350, Bd. 47 S. 243. Die Frage gehört danach 
im wesentlichen dem Gebiet des Tatsächlichen an, nnd von diesem 
Standpunkt aus liegt kein Anlass vor, der Annahme des Berufungs- 
richteiN, dass M. zufolge seiner Amtsstellung bei der Beaufsichtigung 
der Durchsticharbeiten als vertretendes Willeusorgan des Beklagten 
tätig gewesen ist, entgegenzutreten. 

Nr. 927. Batseh. des Preoss. Oberrenraltmigsgerlehts. 
2. Senat. Vom 8. April 1902. 

( PronsÄ. Verw.-Bl. XXIV. Nr. 20. 8. flu.) 

Steuerfreiheit auf Grund von § 24c des Kommunalaboabengesetzes tritt nur dann 
ein, wenn das Grundstück derjenigen Benutzung zu öffentlichen Zweciien, der es ge- 
wltaet Mii toll, ueh wlrklitb tohoM IherwlMw, 4m mmHUMana iffBitNohsa 

OiMMt» tder 8«braMlw Otergabm Itl. 

Das EommnnalabgabengeaetK macht zwar die Steuerfreiheit in seinem 
§ 24 unter c von einem ^Beatimmtsein für öffentlichen Dienst oder Ge- 
brauch", unter i von einer nnmittelbaren Benutzung fllr die Zwecke 
der unter f, g, h aufgeführten Anstalten und Körperschaften abhängig; 
aber es hat nicht beabsichtigt, mit den verschiedenen Ausdrücken in. 
der hier fraglichen Hinsicht etwas Verschiedenes zu bezeichnen Die 
unter c erwähnte BelVeiung ist aus den älteren Grundsteuergesetzen 
übernommen, und dabei ist der Ausdruck dieser Gesetze beibehalten, 
nm nicht durch eine Vt-iänderung desselben die Meinung zu erwecken, 
als sei eine sachliche Aendeiung beabsichtigt. 

Bei Anwendung jener älteren Gesetze aber ist das Oberverwaltungs- 
gericht stete davon aasgegangen, dass eine Bestimmung zu einem öffent- 
lichen Dienste oder Qebranche nur dann gegeben sei, wenn das Orond- 
stttck deijenigen Benntanng zu dffentlichen Zwecken, der es gewidmet 
sein solle, auch wirklich schon Überwiesen, dem anmittelbaren jtffiBOt- 
lichen Dienste oder Gebrauche übergeben sei (zo veigl. a. a. Ei^enntnis 
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V. 8. Dezember 1884; Entsch. d. OVG. Bd. XI S. 64). Dabei ist die 
üninittelbarkeit der Benutzung stets besonders betont worden, und von 
einer solchen kann nicht die fiede sein bei einem Orondstficke, welches 
erst mit dem Gebäude besetzt wird» in dessen Benutzung der filFent- 
iiche Dienst oder Gebrauch liegen soll. Wenn der Vorderrichter aus 
Entscheidungen des Obenrerwaltungsgerichts etwas anderes entnommen 
hat, so bat er sie missverstanden. Wohl hat das Oberverwaltnngs» 
gericlit mit der Begründung, dass das Bestimmtsein auch bd Unsweck- 
massigkeit oder Ueberflfissigkeit der Bestimmung genüge, die Meinung 
zurückgewiesen, dass die Benutzung des Grundstiickes für die Zwecke 
des öftentlicheu Dienstes oderGebrauclii s auch notwendi;,^ oder wenigstens 
förderlicb sein müsse; aber es hat stets einen wirklich sich vollziehen- 
den (wenn auch vielleicht zeitweise unterbrochenen) Dienst oder Ge- 
brauch verlangt, und eine Verwirklichunii: des Dienstes und Gebrauches 
niemals schon in der Ansführung: deijeiiii-en Kiniiclitungen gesehen, an 
welclien und mittels deren der Dienst und Gebrancli geübt werden soll. 

DcT ütlciitliche Dienst und (lebrauch nun, dessen unmittelbare Aus- 
übung diü Befreiung von Grundstücken des lleichspostfiskus herbeiführt, 
besteht in dem inneren und äusseren Getriebe der Post- und Telegraphen- 
Verwaltung, und zu diesem Dienste und Gebrauche wird das Baugrund- 
stftck des Klägers unmittelbar nicht eher benutzt, als bis es dem Post- 
verkehre oder dem inneren Postbetriebe fibergeben ist. 



Nr. Enteeh. des Landgerichts Saarbrllcikeiu^) 
Vom 18. April 1902. 

(Fischers Zeitschr. f. Prax. etc. Bd. 24. Ueft 5/6. S. 366/87.) 
Der Verkauf von Gegenständen aus Automaten auf den Bahnhöfen unterliegt nicht den 
Vorschriften der Gewerbeordnung über die Sonntagsruhe (§§6 Abs. I, 41a, 139 e G.-O.). 

Im (lerreiisatz zu dem scliürtViigcriclitliciien Urteile ist festzustellen, 
dass der Waienverkaiit' durcli den Automaten, wie er hier stattgefunden 
hat, zu dem Gewerbebetriebe der Eisenbahnuntei nehmung gehört und 
deshalb nach § 6 der Gewerbeordnung deren Bestimmungen entzogen 
ist. Wie aus dem vorgelegten Vertrage zwischen der Eisenbahnver- 
waltung und der Automateugesellschaft hervorgeht, bezweckt die Eisen- 
bahnverwaltung mit der Erlaubnis zur Aufstellung von Automaten die 
Einrichtung einer Gelegenheit ffir die Beisenden zur leichteren Be- 
schalRing von Genussmitteln und Beisebedfirfnissen. Das Vorbringen 
des Angeklagten, dass die Eisenbahnverwaltung durch diesen Vertrag 

*) Ebenso h;ib(.n entschieden: Kamnurgericlit Üeilin 2(1 3. V.M):\ (I>. .Iiir.-Zeitg. VIII 
8.899); feruer die (.»b.-Ljiud.-Uur. Köhl, Fruukl'urt u. M. und . Naumburg ; — dagegen: 
Laodger. Melningen und Ob.-Laod.-Oer. Jena. 

Bg«r, BlitalMluimbtllelie BatMlMldaasvB XIX. 81 
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das Interesse des reisenden Pablikums wahrzonehmen beabsichtigte nnd 
dass sie in den Automaten eine Einrichtung erblicke, die namentlich 
den minder bemittelten Reisenden in hohem Masse xa Statten komme, 
ist zweifellos zutreffend. Es entspricht aacb der mit der Entwicklung 

des Reisoverkelires fortgeschrittenen .illf^pm einen Anschauung über die 
Pflichten einer Eisenbahnunternehmnng liinsiclitlich des Personen verkeli res, 
dass sich diese nicht darauf beschränkt, eine sichere nnd schDelle Be* 
förderung von Ort zu Ort zu gewähren, sondern dass sie auch Fürsorge 
dafür trifft, da.ss das Publikum inögliclist behaglich reisen kann, da.s.< 
ihm Nahrungs- und Genussmittel und andere Gegenstände des l^edartes 
leicht zugänglich gemacht, dass die mit einer Reise verbundenen Un- 
beiiuemlichkeitcn auf ein Mindestmass zuriickgeführt werden. Eine 
Grenze zur Unterscheidung der Veranstaltungen, die in dieser Tlinsiclit 
als notwendige Verkehrserleichterungen von den Kisenbulinunlei- 
nehmungeii verlangt werden können, von denjenigen Einrichtungen, die, 
ohne gerade notwendig zu sein, von dem reisenden Publikum als An- 
nehmlichkeit empfanden werden, Iftsst sich schwer ziehen. Jedenfalls 
wftre eine solche Unterscheidung nicht geeignet, die Merkmale dafftr 
abzugeben, ob eine Veranstaltung im Interesse der Reisenden als zum 
Gewerbebetriebe der Eisenbahnuntemehmung gehörig anzusehen ist oder 
nicht. Massgebend ffir die begriffliehe Einbeziehung einer 
Veranstaltung zu diesem Gewerbebetriebe ist, dass die Eisen- 
bahnverwaltung die Veranstaltung in ihrer Eigenschaft als 
Eisenbahnunternehmerin getroffen hat und dass die Ver- 
anstaltung ihrem Zwecke nach dem Gewerbebetriebe der 
Eisenbahnunternehmung, sei es auch nur mittelbar, dienen 
soll, und dass sie begrifflicli in den Rahmen eines solchen 
(iewerbebetriebeshineinpasst. Diese Voraussetzungen liegen hier, 
wie dargetan ist, vor. 

Der Umstand, da.<s die Hahnverwaltung den Betrieb der Einrichtung 
durch einen Unternehmer ausfühien lässt, und dass dieser entsprechend 
der in dem Eingangs bezeichneten Vertrag übernommenen Verpflichtung 
für die Bedienung des Automaten einen Vertreter, hier den Angeklagten, 
bestellt hat, ändert nichts daran, dass der Verkauf durch den Auto- 
maten zum Gewerbebetriebe der Eisenbahnnntemehmnng gehört^ der 
eben insoweit vermöge jener zwiefachen Stellvertretung von dem An- 
geklagten ansgettbt wird. Die Frage, in welcher Gestalt der Ange- 
klagte die Vergatnng f&r diese Tiltigkeit bezieht, bleibt hier vollkommen 
ausser Betracht . . 
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Xr. 339. Entseh. des Oberlandcsgcriehts Dresden. 
Vom 24. April 1902. 

(FlMiiw» Zaltadur. Bd». Htti 9IL 8. MB.) 
Oer SaMMMwmpruch des Anliegers einer olTentlichen Sirasse ans Anlass des Höher- 
legeee der Strmese gebürt zur Zuständigkeit der VerwaltungsbeMrden (A.-Gee. voa 

28. Jan. 1835 §§ 6, 7 und 8). 

Nacli § 6 des Gesetzes ist die Ziilas^igkeit des Re(;lit.sweges davon 
abhängig, dass es sieli um eine Irrung „iiber privatreclillic^he Verliiiltnisse" 
handelt, während über Irrungen „in Verhältnissen des ötreiiUichen 
Rechtes* der Regel nach die Verwaltungsbehürden zu befinden habeu 
(§ 8). Entscheidend ist mithin nicht, ob der vom Klilger verfolgte An* 
sprach privatrechtlicher Natur ist, sondern ob ein privatrechtliches 
Verbftltnis vorliegt; anders ansgedrBckt: ob das Rechtsverh&ltnis, das 
den streitigen Ansprach hat hervor wachsen lassen, aasschliesslich von 
privatrechtlichen Normen beherrscht wird, oder ob es in Vorg&ngen 
des ttfientlichen Rechts wurzelt. 

Die Festh'altang dieses Massstabes fdlirt im vorliegenden Falle zur 
Anerkennung der Zustftuilifrkt it der Verwaltungsbehörde. Denn die 
Ursache der Schädigungen, die den Kläger zur Erhebung der Negatorien- 
klage veranlasst haben, bildet ein Eingreifen der Baupolizeibehörde. 
Niehl in ihrer Eigenschatt als Privatrechtssubjekt, sondern als vStrasseu- 
baubehürde und im Interesse des öft'entlichen Verkehres hat die be- 
klagte Gemeinde das Niveau der ZufahrtssUassen zur tiskalischen 
Strasse erhüben lassen. Insoweit unterstheidet sich ihr Vorgehen sehr 
wesentlich von den dem Staate oder den ixdilisclien Gemeinden beim 
Hetriebe privater wirtschaftlicher Unteruehiiiuiigeü zur Last fallenden 
Eigen tumsstöruD gen, fflr die der Rechtsweg zugelassen zu werden pflegt. 
Hier war es gerade eine behördliche Massnahme, deren Einwirkungen 
das Grundeigentum des Klägers benachteiligt haben. Unterliegt deren 
Beurteilung schon im ttbrigen lediglich den Verwaltungsbehörden, so 
haben diese allein auch dar&ber zu entscheiden, ob und inwieweit die 
Behörde fttr die bei AnsQbnng ihrer amtlichen Tätigkeit einem anderen 
beraiteten Schäden verantwortlich gemacht werden kann. 

Nr. 290. Eutsch. des Tribniial de Comoieree de la Seine. 

Vom 10. Mai 1902. 

fAUgailL T&iif-Anz. Jalirg. XXII. Nr. U. S. Mi.) 

fieges dm tatalt des FraeMbrieMipliliatei über die Betaetsig des Gutes nit Nach- 

nakm let der fieieobewele zilieelp. 

In der Erwägung, dass nach den Feststellnngen der Verhandlung 

B. C. & C. am 29. Oktober 1901 in der Station Lamey einen Ballen 

BaumwoHgewebe im Gewichte von 47 Kg. zur Beförderung an O. B. A. 

21* 
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in Strassbnrg als Eilgnt in angewiesener Fracht aofgegeben haben, dass 
D. C. & G. behaupten, die Sendung wfire mit einer Nachnahme nach 
Eingang in Höhe Ton 208,90 Francs belastet gewesen, dass sie gegen 
die Compagnie da Nord Zahlong dieses Betrages beanspmchen nnd zum 
Nacliweise ihres Anspruches das Duplikat des Frachtbriefes ttber den 
zwischen ihnen und der BeklafTten abgeseiilossenen Frachtvertrag vor- 
gelegt haben, aaf welchem Frachtbrief duplikate sich folgender Vermerk 
findet: „Summe der Nachnahme 208,90 Francs"; 

in der Erwägung, dass, weini die Znsatzbestimmungen zum Berner 
Ucbereinkommen über den intei iiatioiialeu Eisenbahufrachtverkehr im 
Art. 13 bestimmen, dass der Fraclitbrii^f oder das Frachtbriefdiiplikat 
als Beweis dafiir dienen, dass das Gut mit Naclinahme belastet wuido, 
gleicliwüld zu beachten ist, dass nach Art. 8 des gedachten üebereiu- 
koiiimens dieses Duplikat weder die Bedeutung eines Original fracht- 
briefes noch jene eines Couuossements hat, dass überdies laut Art. 6 die 
Eisenbahn vom Absender ausser dem Frachtbriefe die Ausstellung einer 
Urkunde verlangen kann, welche dazu bestimmt ist, in Händen der 
Verwaltung zu bleiben nnd ihr als Beweis Uber den Frachtvertrag zu 
dienen; dass hiernach der Beweis dafdr, dass das Gut mit Nachnahme 
belastet war, nicht schlechthin aus den Angaben des Duplikates ge- 
folgert werden kann, wenn dieses weder dem Originalfrachtbriefe noch 
der im Art. 6 erw&hnten Urkunde — im gegebenen Falle der Versandt- 
erklärung — welche der Eisenbahn als Beweis fiber den Frachtvertrag 
dient, gleichlautend ist; 

in der Frwägung, dass, wenn der Original frachtbrief, welcher von 
der Bestimmungsstation dem Empfänger ausgefolgt wurde, in der Ver- 
handlung nicht vorgelegt wurde, aus den anderweitig vorgelegten Ur- 
kunden erhellt, dass er keine Erwähnung einer Nachnahme enthielt; 
dass auch die Versandterklüiung keine Erwähnung einer Nachnahme 
enthält; dass iiberdies zu beachten ist, dass die oberwähnten Zusatz- 
bestimmungen zu Art. 13 in § 3 besagen: „Auf Verlangen des Ab- 
senders erfolgt ihm die Versandtstation kostenfrei einen Schein, welcher 
bestätigt, dass seine Sendung mit Nachnahme belastet ist"; 

in der Erwägung, dass D. G. C. keinen derartigen Schein vor- 
gelegt haben, dass entgegen den Behauptungen der Kläger keineriei 
Tatsache nachgewiesen ist, ans welcher sich eiigeben würde, dass der 
Destinatar bei Empfang des Gutes den Betrag der erwähnten Nach- 
nahme bezahlt habe; dass hiemach die aus dem Inhalte d^ Duplikates 
sich ergebende Vermutung dem von der beklagten Eisenbahn erbrachten 
Gegenbeweise weichen muss, 

aus diesen Grttnden erkläi*t das Gericht, dass die Klage von D. C. ftC. 
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niiber^n üiulet ist, weist die Kläger mit ihrer Klage ab und verurteilt sie 
iü die Kosteu. 

Nr, S81. Entsch. des KassattoiiAliofes In Born. 
Vom 16. Hai 1902. 

(Zeltachr. f. d. Internat. Eisnnli -Traii<ii). XI. Nr. 4. S. 134.) 
Die Eisenbahn ist befugt, die im Art. 117 der Tarifbestimmungen der italienischen 
Eiseiibabnen festgesetzte Entschädigung für die Verwahrung und Lagerung des Gutes 
tieb llam a verlangen, wen Lagerung infolge einer gericMllehea Bei«)MapNrilM 

ver Abgani dee Getee erfi»l|t let 

Die Gltobiger einer Handelsflrma erwirkten von der GerichtsbeliOrde 
die Beschlagnahme von 66 Zentner Kohlen, welche der Eisenbahn zun 
Transporte übergeben and anf einen Eisenbahnwagen bereits verladen 
worden waren, der in der Abgangsstation stand. 

Als gerichtlicher Verwahrer wurde der Stationsvorstand ernannt; 
die Koiilen worden ausgeladen nnd in den Bäumen der Station unter- 
gebracht. 

Das gerichtliche Verfahren, au.s welcliem die Beschlagnahme an- 
geordnet worden war, dauerte ungetälir 20 Monate, während welcher 
Zeit die Kohlen auf der Station deponiert blieben. Endlich wurden 
dieselben, mit einem Erlös von 430 Lire, verkauft. 

Die Eisenbahn beanspi iichte nun den ganzen Erlös in Anrechnung 
auf den bedeutend hüheru Betrag der auf den Kohlen erlaufenen 
Lagerspesen. 

Die Gläubiger bestritten den Ansprach der Eisenbahn, weil es sich 
sieht am eine infolge eines Transportvertrages nOtig gewordene 
Lagerung handle. Lagerung und Verwahrnng seien nicht der Eisenbahn, 
sondern dem als gerichtlichen Verwahrer bestellten Stationsvorstand 
übertragen worden, der sich in dieser Eigenschaft der Lagerräume des 
Bahnhofes bedient habe und an welchen die Eisenbahn sich halten mdge. 

Der Appelhof hat die Ansprüche der Eisenbahn abgewiesen, indem 
er deren Berechtigung von der tatsächlichen Ausführung des Transport- 
vertrages abhilngig machte, welche nicht stattgefunden habe. Der 
Frachtführer kann aber alle seine Rechte auch dann geltend machen, 
wenn der abgeschlossene Transportvertrag aus Gründeu höherer Gewalt 
nicht ansgetuhrt wurde. Ueberdies ist im Art. 117 der Tarifbedingungen 
bestimmt, dass die Lager- und Verwahrungs- Gebühren auch auf den 
vor Abgang zur Lagerung aufgegebenen Gütern zu entrichten sind. 
Die Vevwahiung verliert ihren Charakter dadurcli nicht, dass die Be- 
förderung der zum Transport aufgegebenen Senduna: unterblieb, deren 
Lagerung im Interesse aller Beteiligten stattgefunden hat. 

Üb der gerichtliche Verwahrer das Gut auch auderswu hiiite lagern 
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küiinen, ist unerlieblicli , naclitlL'iii iinbestiitten ist, dass die beschlag- 
iialiiiiten Kohlen bis zum Verkauf in den La{^erniumcn der Station ver- 
blieben sind. Und da feststeht, dass die Verwahrung des Gutes not- 
wendig und eine mittelbare Folge des Transportvertrages war, so 
beseitigt auch die Erwägung, dass die Yerwahmng durch den Willen 
eines Dritten hfttte aafgelioben werden können, die Tatsache nicht, 
dass die Lagerung wirklich stattgefunden bat nnd schliesst nicht ans, 
dass dafttr die entsprechende Lagergeb&hr bezahlt werden mnss. 

Nr* 222, Entseh. des Ocstcrr. Oberston Gerichtshofes. 

Vom 4. Juni 1902. 

frcntr -Bl t i1 jiir. Tr ix iiio.' Nr. 10 i 

Umfang der Hafipilcht der Eisenbahnen bei Kürperverletzunflen: Anspruch der ver- 
IttitM ElMfkwi auf elm RMte fir (Ire Infulie der vermliderte« Arfcelfefihl|keit 
■elweadli fewerdene Stellvertretung in der Hauswirtsokaft; BeirlfT iid Zweck des 

Schmerzensgeldes. 

Das nach § 1325 b. G.-B. gebührendo Sclmierzensgeld soll nach der 
Absicht des (4osetzes eine billitre Eiitsrliüili^ning für die anliisslicli der 
Körperverletzung erlittenen Schmerzen, ;ilso für physische Sclinierzeu 
sein. UnkontroUierliare, jeglicher Feststellung sidi völlig entziehende, 
lediglich auf die Angabe des Verletzten hin angenommene Seelenzustände 
können bei Bestimmung dieser Entschädigung nicht in Betracht kunimeu. 
Das Schmerzensgeld soll eine billige Entschädigung sein. Seine Be- 
stimmung in einer Höhe, welche den Verletzten mit einem Sehlage in 
eine wesentlich gttnstigere wirtschaftliche Lage Tersetzen wQrde, ent- 
spreche dem Grundsätze der Billigkeit gewiss nicht. 

Beides hat das Berufungsgericht, indem es das Schmerzensgeld mit 
K 10000 festsetzte, ansseracht gelassen. Dagegen war allerdings die 
lange Daner des krankhaften Zustandes zu berücksichtigen. Das 
Bckursgericht erachtet demnach, in dem Betrage von K 5000 die der 
Klägerin gesetzlich gebührende angemessene Entschädigung fQr die ihr 
ans dem Unfälle entstandenen körperlichen Schmerzen erblicken zu 
sollen. In Ansehung der der Klägerin mit Rücksicht auf ihre derzeitige 
Erwerbsunfähigkeit zuerkannten Reute ist der berufungsgerichtlichen 
Begründung des diesfilliigen Urteilsspruches grundsätzlich beizutreten. 
Es genügt, die Revisionswerberiu auf diese Begründung zu verweisen. 
Dagegen ist die Kölie der Rente als ülierniässig zu bezeichnen, wenn 
eines Teils die wirtseliaflliche Lage der Klägerin, anderen Teils aber 
auch in Betracht gezogen wird, dass die Aufnahme und Unterbringung 
einer Dienstperson die Klägerin keineswegs in die Notwendigkeit ver- 
setzte, eine grössere Wohnung zn beziehen, dass ferner die Verpflegung 
einer solchen im Haushalte billiger zu bewerkstelligen ist, als wenn 
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sich der Dienstbote ausser Hause selbst verpflegen tnüsste. Ans diesen 
Erwägungen wurde eine Beate Ton £ 900 ^thrlieh den obwaltenden 
Verhältnissen f&r angemessen erachtet 

Nr« 2*^}. Entseh. des DeutHcken Kcichs^oriehts. 

3. Civil-Senat. Vom 6. Juni 1902. 

I rrous.i. Eitiinl' Arcli .lalirgang 1902. Heft c. s 13U i 

Die Frage, ob die Gehaltsentziehung nach § 8 des Gesetzes vom 21. Juli 1852 begründet 
•rtchetait, ist ilar rldilerilobei Koffilties eittofeii; fir den ordratHeken Möhler M 

■ioll § 5 des Gesetzes, betreffend die Erweiterung des Rechtsweges, vom 24. Mal 1861 
die Entscheidung der Verwaltungs- oder OisziplinarbehSrde massgebend. 

Die vom Kläger gegen das Berufungsuitlieil erhobene Revision ist 
gemäsjj § r)42 Nr. 2 ZivilprozessorJnung, vergl. Preussisclies Ausfiihrungs- 
gosetz zum Gerichtsvprfassunf^sf^'cst'tz vom 24. Juli 1878 § 89, zulässig. 
Ks ist ;un-li für clio Khv^(' an sich gemäss § 1 des <Jesetzes vom 24. Mai 
1861 der Rechtsweg nicht ausgeschlossen. ( ileichwuhl ist aber auf die 
vom Kläger erhobenen materiellen Revisi()nsan<^ritfe nicht einzugehen, 
denn die Frage, ob die Gehaltsentziehung gemäss §8 des (lesetzes 
vom 21. Juli 1852 begründet erscheint, ist der richterlichen 
Kognition entzogen; für den ordentlichen Richter ist gemäss § 5 des 
Gesetzes, betreffend die Erweiterung des Rechtsweges, vom 24. Mai 1861 
die Entscheidung der Verwaltungs- beziehungsweise Disziplinarbehörde 
massgebend, und ist somit, da die zuständige Verwaltungsbehörde die 
Grehaltsentziehung yerfOgt hat, die Klage zurückzuweisen, ohne dass 
mit deo Vorinstanzen nachzuprüfen ist, ob die Voraussetzungen des 
§ 8 eit zutreffen. 

E.<» bestimmt nämlich § 10 des Gesetzes vom 21. Juli 1852: 

„Die Entziehung des Dienstcinkoramens (§8) wird von derjenigen 
Behörde verfügt, welche den Urlaub zu crtheilen hat. Im Falle 
des Widerspruchs findet das förmliche Disziplinarverfaliren statt". 

Durch die Gleichstellung der Gehaltsentziehung (§ 8) mit der Dienst- 
entlassung (§ 11), insbesondere aber durch deren Ueberweisung an die 
Di.sziplinarbehörden uml in das DisziitlinarverfahrfMi ist zum Ausdruck 
gebracht, dass dieselbe keinen zivilrechtlichen, sondern einen strafrecht- 
lichen (I)i.szii)linarstraf-)Charakter hat. Davon gehen sämmtliche Kommen- 
tatoren des Gesetzes (Seydel, Gesetz, betretfend Dienstvergehens. S. 81 
und 84, Thilo, die preu.ssischen Disziplinargesetze, S. 92, Klelke, die 
Disziplinargesetze, S. 28, von Röuue-Zorn, Prenssisches Staatsrecht, 
Bd. I S. 450, Müller, Pi'enssisehe Jnsttzrerwaltnng, Bd. I S. 465), wie 
auch die Praxis (Preussische StaatsministerialverfUgung vom 14. April 
1860, Justizministerialblatt S. 160, yergl. Allerhöchsten Erlass vom 
11. Mai 1885, Justizministerialblatt 8. 170 und Staatsministerialbeschluss 
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Tom 2. September 1899, Zentralblatt für Unteniehtsyerwaltiuig S. 818, 
femer Reskript Tom 26. Januar 1876, abgedruckt bei Mttller, 1. c. Th. 
1. S. 505 Ziff. 2 § Id) ans. 

Hat man nun aber die Gebaltsentziehung als Strafe and zwar als 
Ordnungsstrafe im weiteren Sinne anzuseilen, so ist ancb § 5 des Ge- 
setzes vom 24. Mai 1861, betreffend die Erweiterung des Rechtsweges 
(vergl. § 8 daselbst), auf dieselbe anwendbar und der ordentliche Richter 
an die Entscheidung der Disziplinar- und Veinvaltungsbebörde gebunden. 

Nr. 2U. Eiitsch. d< s K< /Jrks:;erichts Oimatz. 

Vom 24. Juni 1902. 
(ZoUMhr. t d. iBteniat. Blfl«Bb.-TiMU^ XI. Nr. 6. & liD.) 

iBtcrut Utftarshik. Art 7 ■. 30. Erailttolwii dir Sllekialil ilet flntn. Oft IM- 

zihtung eines dazu weder berufenen noch beauftragten Organes der Eisenbahn kani 
nicht als eine seitens der Eisenbahn erfolgte Nachzählung angesehen werden. 

Nach § 54 Abs, 4 des Eisenbahn-Betriebsreglements machen l)ezü£!:- 
lich derjenigen Güter, deren Aufladen von dem Absender besorgt wird, 
die Angaben des Frachtbriefes über das Gewicht und die Anzahl der 
Stiicke gegen die Eisenbahn keinen Beweis, insofern nicht die Nach- 
wiegung oder Nachzählung seitens der Eisc'nl)alin erfolgt und dies aut 
dem Frachtbiiefc beurkundet ist. Andererseits ist nach § 53 Abs. 3 
des genannten Reglements die Eisenbahn zur Ermittlung der Stückzahl 
einer Sendung bei Wagenladungsgütem über ausdraddichen Antrag des 
Absenders gegen eine tarifinassige Gebfihr unter gewissen Voraus- 
setzungen verpflichtet. 

Im Sinne dieser Bestimmungen wäre das Klagebegehreu nur dann 
berechtigt, wenn die Nachzahlung der Sftcke seitens der Eisenbahn 
erfolgt und dies auf dem Frachtbriefe beurkundet wäre, oder aber, 
wenn sieb nachweisen liesse, dass in dem verwendeten Wagen tatsächlidi 
148 und nicht bloss 147 Säcke verladen worden seien. 

Das erstere ist nicht erfolgt, weder durch den übernehnjenden 
Stationsbeamten B., welcher die Säcke überhaupt nicht kontrolliert, 
sondern die Sendung in dem plombierten Wagen nur als Ganzes „über- 
nommen" lia(. noch durch den Statiunsarbeiter H., welcher, ohne amt- 
lichen Aiilirag. die Säcke gezählt haben will. Diese Zählunir der Säcke 
durch den StatiuiLsarliciter, der liiezu weder berufen, noch beauftragt 
war, kann nicht als eine seitens der Eisenbahn erfolgte Nachzählung 
im Sinne des § 54 Abs. 4 E.-B.-R. angesehen werden. Diese mit 
Rechtswirkuiig für die Eisenbahn zu veranlassen, wäre Sache des hiezu 
berufeneu Beamten gewesen. 

Aber auch der Nachweis, es seien in dem verwendeten Wagen 
nicht 147, sondern 148 SScke verladen worden, ist nicht erbracht. Es 
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ist an und für sidi sehr wolil niüglicli, dass bei der Verladung und 
Zählung einer grösseren Stückzahl sich ein Irrtum erpjebe; der als 
Zeuge vernommene Stationsarbeiter H. selbst hält die Möglichkeit eines 
solchen Irrtums «d seiner Seite nicht für ausgescUossen. Die Art, in 
welcher der Bmder des Absenders die Kontrolle ansftbte, ist ebenfalls 
keineswegs so verlSsslich, am einen Irrtom ansznschliessen, da er zu- 
gestandenermassen nicht ununterbrochen bei der Verladung des Wagens 
zugegen war. üeberdies ist der Wagen gleich nach der Verladung 
mit Plomben geschlossen worden und liegen Anhaltspunkte f&r einen 
Diebstahl aus dem Wagen nicht vor, nachdem die Plomben bei der 
Entladung unverletzt gewesen sind. 

Eine absolute Sicherheit für die Stückzahl des aufgegebenen Fiacht- 
gntes ist der Bahn gegen&ber durch die beantragte und amtlich be- 
urkundete Nachzählung der Stücke gegeben; ohne diese Nacliziililung 
wird die Haftung der Bahn nur dann ausge.-^prochen werden kuiinen, 
wenn das Gericlit die UeberzcusruiiL'" ^rewinnen kann, da^^s jeder Irrtum 
in der von der Partei selbst Viirsreiioinnicnen Zähhmg ausgesclilussen 
sei; ein Nachweis, der naturgemass um so schwerer zu erbringen ist, 
je grösser die Zahl der verladenen Stücke und je naheliegender daher 
ein Versehen in der Zählung ist. 

Da im vorliegenden Falle das Gericht diese Ueberzeuguug nicht 
gewonnen hat, mosste das Klagebegehren abgewiesen werden. 



Nr. *^3ö. Eutfich. des Ot^storr. Obersten (jicrlclitsliofes. 

Vom 9. Juli 1902. 
(0Mt6R. BiMiili.<V«rotdiL-BL XVI. Nr. 7. & Bit.) 

Eis SotacnessgalitaMpriOb erwinkst ait siiMi Etssnkahsrnfalle iir Inl KSrptr- 

verifltnsiei. 

Der Gerichtshof zweiter Instanz erachtete den zugesprochenen Be- 
trag fftr vollkommen angemessen, da, wenn Kläger auch äussere Ver- 
letzungen nicht erlitten tiabe, doch auf den qualvollen psychischen Zu- 
stand, in welchem er sich befanden habe, gebührend BUcksicht zu 

nehmen sei. 

Dem gegenüber erkannte der Oberste Gerichtshof in Betreff des 
Schmerzensgeldes, dass nach der aiisdiücklirhen Bestimmung des 
§ 1321) a. ]>. (t.-B. ein solches nur Im i \>i letzuiipeii an dem Küriier ge- 
fordert werden könne. Da der Kläger festgestellitfnnassen bei dem 
Eisenbahnnnfalle aber kürperlich nicht verhetzt woiden sei, weiters die 
bei iinn konstatierten Leiden auf seine anderweitige Erkrankung zurück- 
zuführen seien, und endlich die durch den Eisenbahnunfall hervor- 
gemfeuen, ans seiner anderweitigen Erkrankung resultierenden Be- 



Digitized by Google 



330 EntStil, dcü Oestcrr. < )bcrstcn (.tcrichtshof es vom 31. Juli 1902. 



schwerden, weil unter den Begriff kürperliclie Verletzung uicht sab- 
sumiertf den Ansprudi anf ein SchmerziBnsgeld nicht zu begründen ver- 
mögen, sei dieser Ansprach zur Gänze abzuweisen. 



Nr. Eiitseh. des Oestorr. Obersten (icrichtskofes. 

Vom 31. Juli 1902. 

(Oeslerr. ElBeabL-Veroida.pBL XVI. Kr. IS. 8.116.) 
FIr dnei Schaden, weldier dem Aufgeler eines Frachtgates nach dem Zeltpunkte der 
UeierialM denelbeB u das Zollant erwächst, hat die Aufgabebaba aaf keiaea Fall 

zu haften. 

Weder nach den Internatioaalea Frachtreebta-UebereiakeaiBieii aoeb lash de« Be> 
trieberegleaieiit Ist die Enpraagebaba verpfllohtet, die Zellabfertl|ttn|e|ebibrea ver> 

schussweise zu berichtigen. Sie hat vielmehr ihrer Pflicht Genüge geleistet, wenn sie 
das Gut an das Zollamt abgeliefert hat. Von diesem Zeitpunkte beginnt die in Art. 45 
des internationalen Frachtrechts-Uebereinkommens normirte Verjährung zu laufen. 

Welclie Bedeutuiig den im § 75 des EiseiibaluHvglements vom 10, De- 
zember 1892, R.-C4.-H1. Nr. 209, bezw. in Art. 27 de.s Internationalen 
Uebcreinkommens über den Eiüenbalm-Frachtverkebr vom 14. ()ktuber 1890, 
E.-G.-Bl. Nr. 186, angeführten Worten ,bis zur Ablieferung- beizulegen 
ist, insbesondera ob die Uebemahmestation lür die AusfBbrung des 
Transportes auch auf den folgenden Bahnen «ausschliesslich* der Ab- 
lieferung oder nur bis zum Anlangen des Frachtgutes „in der Endstation" 
haftbar sei, ist vorliegend gleichgültig, weil in Gemftssheit der Be- 
stimmung des § 75, AI. 2, Eisenbahnreglement, welche Vorschrift nach 
der Eingangsbestimmung I (1) auch für den internationalen Verkehr zu 
gelten hat, die Ablieferung der Gflter an der Zollstatte der Bestimmungs- 
station, sowie die Ablieferung an die Lnf^eihäuser oder au den Spediteur, 
der Ablieferung an den Empfänger gleichkommt. 

Da nun, wie von den Untergerichten festgestellt wurde, die am 
5. September 1898 in Russ.-Nowosielitza eingelani^te Sendun«^ am selben 
Tasrc dem Adre.s.saten avisiert und dem rn.ssischen Zollanite zur zoll- 
amtlielien Behaiidluiif^ iibergeben winde, so war der Transport hiermit 
vollendet und die Ablieferung erfolgt, wcslialb die Beklagte für den 
dem Kläger nach diesem Zeitpunkte etwa enlslandeneu Schaden nicht 
mehr aufzuktmiiuen hat; da.ss jedoch der Kläger bis zu diesem Zeil- 
punkte an der Ware einen Schaden durcli Verminderung des Wertes 
derselben erlitten hätte, wird von ihm selbst nicht behauptet. 

Unhaltbar und unbegründet erscheint auch die Bevisionsausführung, 
dass die russische Eisenbahn in Nowosielitza nicht befugt war, das mit 
Nachnahme behaftete Gut dem dortigen Zollamte abzuliefern und dort- 
amts einzulagern, sondern die PiUdit hatte, die Zollablieferungsgebtthr 
vorschussweise selbst zu berichtigen und dieselbe vereint mit der Nacb- 



Digitized by Google 



Enteoh. dt» Dentadien Reichigeridits vom 18. September 1902. 



331 



nähme vom Empfänger einzubringen. Von einer mjIoIu'ii VerpflicliUmg 
der Bahn ist weder in den §§ 62, 66, 70 Eiseubalinregkiiient, auf welche 
gesetzlichen Bestimmungen der Klüger seine Ansicht zu stützen ghuibt, 
noch aach in dem citierten Internationalen Uebereinkomnien die Rede; 
denn § 62, AI. 2, Bisenbahnreglement spricht nnr von der Befugnis der 
Bahn, fttr gemachte Auslagen eine Provision zu verlangen; § 66, AI. 4 
ibid., spricht von der YerpHichtang der Bahn, bei Ablieferang alle durch 
den Frachtvertrag begr&ndeien Forderungen, insbesondere auch Zoll- 
gelder und andere zum Zwecke der Ausf&hrung des Transportes gehabte 
Auslagen, einzuziehen, and § 70 ibid. schreibt vor, dass bei Abliefernngs- 
bindernissen der Empfangsstation der Absender durch Yermittelnng der 
Versuidtstation von der Ursache des Hinderni.^ses unverzüglich in 
Kenntnis zu setzen sei. Von einer Verpflichtung der Empfangsstation, die 
Zollgebühr selbst und für den Empfänger vorzuschiessen und zu be- 
zahlen, kommt jedoch in den citierten ISestinimungen niclits vor, und es 
besteht auch sonst keine gesetzliche Bestininning, welche der Empfangs- 
Station eine solche Verpflichtung auferlegen würde. 

Nr. 237. Kntsch. des Deutschen Il<'ichssericht8. 
6. Civil-Seuat. Vom 18. September 1902. 

il'rcii--s. Vcrw -lil XXIV. Nr. 30. .S. 471.) 

Unfall bei mangelnder Beleuchtung einer Bahnbofetreppe. Umfang der Haftpflicht des 

Staats fir teiss Bemten. 

Das Berufungsgericht erblickt die Ursache des Unfalls in dem 
Unterlassen der Beleuchtung der schon wegen ihrer Bauart nicht ohne 
Gefahr zu begehenden Treppe; es nimmt an, dass zur Zeit des Unfalls 
eine Beleuchtung stattzufinden hatte, dass solche den Beamten des 
Beklagten oblag und dass die Laternen vorzeitig ausgelöscht worden 
sind. Hierin findet es ein Verschulden der Beamten des Beklagten, für 
deren Verschulden er wie für eigenes hafte. 

Mit Recht macht die Revision geltend, dass diese letztere Ansicht 
in solcher Allgemeinheit rechtsirrfiimlicli ist. In den beiden vom Land- 
gericht liierfür angezogenen, ebenfalls dem Gebiet des Preussischen 
Laudrechts angehörondi n Kiitsc]ieiduii2:eu des Reichsgerichts ist dies 
keincswefj.s ausixe-'^prurhen. suuiU-ni iiusiit-tuhrt, dass der VertrctiT. ans 
dessen Verschulden die jui istische Person verantwortlich gemacht werden 
solle, deren Willensorgan sein müsse, und dass und inwieweit eine 
ein/eine physische Person als ein sohdie.s Willensurgan angesehen 
werden könne, selbstverständlich nur nach den konkreten Umstanden 
zu bestimmen sei. An dieser Ansicht hat das lleichsgericht in zahl- 
reichen Entscheidungen, sowohl flir das Gebiet des gemeinen Rechts, 
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wie für das des l'ieiissischen Lciiidreclits festgehalten (vcigl. Entsch. 
des K.G. in Civils. Bd. 47 S. 328 ff.). Hieruach konnte das Beiufungs- 
gerieht nur dann zur Annahme einer Haftung des Beklagten gelangen, 
wenn es in bezog auf das vorzeitige AnsUtoeben der Laterne das ?er- 
scbnlden eines bestimmten WUlensorgans festzustellen Termochte (an- 
gezogene Entscb. Bd. 45 S. 168). Eine derartige Feststellung ist aber 
nicbt erfolgt; der Elftger bat das Versebnlden eines solchen Willens- 
organs flberbanpt nicbt bebauptet, sondern sieb auf das Anf&bren 
beschränkt, dass die Treppe nicbt erleuchtet gewesen sei. Ob namentlich 
den Bauarbeiter J., dem das Auslöschen dei* Laternen oblag, ein 
Verschulden trifft und ob dieser in jener Beziehung als ein Willensorgan 
des Beklagten angesehen werden könnte, ist in keiner Weise von den 
Vorinstanzon erörtert worden, ebensowenig, ob etwa die Willensorgane 
des Beklagten deswegen ein Verschulden trifft, insbesondere etwa nach 
der Richtung, dass sie es an iler genügenden Sorprfalt bei Auswahl des 
mit der Bedienung der Laternen beauftragten Arbeiters oder an dessen 
gehöriger Ueberwachung bei Ausführung der bezüglich der Beleuchtung 
erteilten Anordnungen hätten fehlen lassen. 

Der Revisionsbeklagte vertritt zwar die Ansiclit. dass mit Rücksicht 
auf das Vertragsverhältnis, in das er durch Benutzung der Eisenbahn 
zum Beklagten getreten sei, dieser ohne weiteres ihm für die Handlungen 
und Unterlassungen jedes seiner Beamten und Bediensteten, gleichviel 
welchen Wirkungskreis sie haben, haften mttsse. Allein diese Ansicht 
entbehrt jedenfalls für das Gebiet des hier anwendbaren Prenssischen 
Landrechts Jeder gesetzlichen Grandlage. 



Nr. Eiitscli. des l)<'ntschen llo!ehss:erichts. 

6. Civil-Senat. Vom 2. Oktober 1902. 
(Fmus. ElaeBb.-Aroli. 19M. Heft 8. & «17.) 

WM Im Falle der Verurteilung zu klsfllo filllg wardaadei wiedsrkslireiiiM LetotaSfW 

— z. B. aus dem Haftpflichtgesetze vom 7. Juni 1871 auf Grund einer wesentllchea 
Aenderung derjenigen Verhältnisse, welche für die Verurteilung zu der Entrichtung der 
Leistungen, für die Bestimmungen der Höhe der Leistungen oder der Dauer ihrer Eni- 
rlehtaig natsgekMil waren, die Klage aaf entspraaliaatfa Abiadaraag daa Urtalt 
erhoben (§ 323 der Reichscivilprozessordnung), so ist dieselbe abweichend von der 
Vorschrift des § 767 a. a. 0. nicht bei dem früheren Prozessgericht erster Instanz 
anzustrengen; für die Zuständigkeit finden vielmelir die allgemeinen Vorsohriflan 

Anwendung. 

Die Klage aus § 323 der Civilpro/essordiiiuig ist nicht eine Fort- 
setzung des durch das frühere Urteil abgeschlossenen Prozesses. Denn 
mit ihr wird ein nener, nacfatrftglich oitstandener Tatbestand geltend 
gemacht, der dem Klftger einen Ansprach anf die Ab&ndernng der dorch 
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das Mhere Urteil festgestellten Leistuogspflicht gibt. In den Fällen, 
wo der Mber Verurteilte als Kläger die Beseitigung oder Minderung 
des Mber dnrcb ürteil festgestellten Anspruchs verlangt, lässt sich 
allerdings die Klage als eine Einwendung bezeichnen, die diesen An- 
spruch selbst betrüft, und dann würde die Fassung des § 767 seine 
Anwendung auf diese Fälle vielleicht zulassen. Allein so oft es sich 
um einen Anspruch des früheren Klägers auf Erhöhung der fräher 
ihm zuerkannten Rente handelt, ist die Anwendung des § 767 ausge- 
schlossen; denn er befasst sich ausdräcklieh nur mit Einwendungen des 
iScIinldners |;egen die Vollstreckung des früher ergangenen Urteils. 
Darin liegt der Beweis, dass es unrichtig sein würde, aus der blossen 
Mögliciikeit, einem Teile der Klagen aus § 323 die Hezeicliiiuiif^ von 
Einwendungen im Sinne des § 767 zu geben, die Folge zu zielien, dass 
sie mit Notweiuligkeit diesem Gesetz zu unterstellen seien. .Seine Worte 
enthalten ein zwinj^t^ndes Argument dafiir nicht, und die Zweckmässig- 
keitsgründe sprechen iiberwiegend gegen solclie Auslegung. Es erscheint 
geboten, die Klagen aus § 323 nicht nach einem rein äusserlichen 
Merkmale iu zwei Gruppen zu scheiden, von denen fär die eine 
ein ausschliesslicher Gerichtsstand begründet ist, ffir die 
andere nicht 



Nr. 1889. EntBeh. des BelcbsversteheningsaiiitB. 
Vom 10. Oktober 1902. 

(D. Jw.^Sait«. vm. Nr. 9. 8.17&) 

Haftung beim ZiMBMienwIrkes siskrerer Betriebe. §§ I, 28 IMehs*Unfallver8.-fiM. 

Ein Bauunternehmer war mit der Herstellung von Geleisanlagen 
auf einem Bahnhofe beauftragt, womit auch das Reinigen der Weichen 
verbunden war. Mit der letzteren Arbeit war ein Bauarbeiter beschäftigt, 
als Schafe eines ainvohnenden Besitzers über die Geleise liefen. Da 
ein Zug in Sicht war und der in der Nähe befindliche Weichensteller 
seinen Posten nicht vei lassen durfte, so rief dieser dem Bauarbeiter 
zu, er solle die Schafe vertreiben. Letzterer kam dem nach, blieb 
aber, nach(l«Mn die Schafe den Bahnkörper verlassen liatten, noch einige 
Zeit zwischen dem Schienenstrang stehen und blickte den Schafen nach. 
Trotz der Warnungssignale und der Warnungspfiffe verliess er seinen Platz 
zwischen dem Schienenstrange nicht und wurde von der Maschine getötet. 
In dem zwischen der Berufsgenossenschaft und dem Eisenbahnfiskus 
entstandenen Streit hat das B.-yer8.'A. den letzteren zur Entschftdigungs- 
leistnng aus folgenden Gründen yerurteilt: Bei T&tigkeiteu, deren 
Zweckbestimmung auf die wirtschaftlichen Interessen fremder Betriebe 
gerichtet sind, kommt es für die Frage, welcher der beteiligten Ter- 
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sicherungstrftgor einen eingetretenen Unfall za cntscbildigen hat, im 
allgemeinen nicht auf die regelmässige dienstliche Stellang des Arbeiters, 
sondern auf die Art und Zweckbestimmung seiner Beschäftigung zar 
Zeit des Unfalls an. Im Falle des Zusammenwirkens mehrerer Betriebe 
auf derselben Arbeitsstätte zu einem oinheitlieben Werke wird jedoch, 
ebenso wie im § 28 Abs. 4 R. U.V.G., ein solcher Uebertritt ans dem 
einen in den anderen Betrieb nicht angenommen, vielmehr gilt im all- 
gemeinen der Grundsatz, das.s die im Zusammenwirken mehrerer Betriebe 
geleisteten Arbeitsverrichtuugen als Leistungen desjenigen Betriebes zu 
gelten lial>en. von dem der einzelne Arbeiter gestellt oder gelohnt wiril. 
Diesei" Gi undsatz findet aber hier keine Ainveiidung, da eine gegenseitige 
Hill'eh istuiig der Arbeiter des Bauuntorneliniers und der im Dien.ste 
der Balinverwaltnng stehenden Personen während <ler l^etriebstätigkeit 
nicht stattgefunden hat. Danach muss angenuninien werden, dass der 
Verunglückte durch die Hilfeleistung in den Betrieb der Eisenbahn- 
Verwaltung übergetreten ist. 

Kr. t240. Entsdi. dos Deutscheu Jteielissjcrlchts. 

3. Civil-Senat. Vom H.Oktober 1902. 

iKutscli. d i;i'|. li>i;er i. Civils. Hd 52. lieft a .S. 2H«.) 

Setzt der Anspruch auf Mietaentscbädigung bei Versetzungen vtraus, dass der Vermieter 
im versetiinn Bmrtsi die WataMg fOr dit f)rt|llebe Zelt frei fsbaitea hat? 

„Der Kläger, der durch Verfügung des Justizministers vom 9. Oktober 
1899 als Amtsgerichtsrat von Guben nach Berlin versetzt ist, konnte 
seine Oubener Wohnung nach seinem Mietsvertrage frühestens, wie er 
auch getan hat, zum April 1900 kftndigen, und er hat auch bis dahin 
den vertragsmAssig praenumerando zahlbaren Mietzins Ende Dezember 

1899 bezahlt. Die Wohnung, die Eiliger nicht weiter benutzt hat, hat 
erst zum 1. April 1900 wieder vermietet werden können; der vom 
Hauseigentümer angenommene neue Mieter hat aber, ohne dafür be- 
sonders Entgelt gewähren zu müssen, die Wohnung bereits am 1. Miln 

1900 bezogen. Kläger hat von diesem früheren Einzug nichts gewnsst. 
Bei dieser Sachlage hat der Beklagte dem Kläger die Erstattung des 
Mietzinses lur den Monat März 190f) verweigert, und seine auf Zahlung 
des entsprecliendeii Betrages erhobene Klage ist vom Berufungsgericht 
abgewiesen. Die gegen diese Entscheidung nunmehr von selten des 
Jvlägers erhobene Revision kann nicht für begründet erachtet werden. 
Nach § 4 des Gesetzes vom 24. Februar 1877, betr. die Umzugskosten 
der Staatsbeamten, hat Kläger nur Vergütung lur diejenige Miete zu 
beanspruchen, die er notwendig hat aufwenden müssen, wovon keine 
Rede sein kann, wenn eine rechtliche Verpflichtung zur Zahlung flir 
ihn' nicht bestand. Mit Recht fOhrt aber das Berufungsgericht ans, dass 
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der Ansimicli iles Vermittels auf die Miete vorausselzt, das.s er während 
der VertragszeiL die Woliuung dem Mieter bereit gehalten liat, und 
dass daher für deu Monat März 1900, in welchem dies, wie das Be- 
rafungsgericht festgestellt bat, nicht geschehen ist, ein Hietsansprnch 
für ihn nicht entstanden ist^ der Kläger daher, wenn er postnumerando 
zu zahlen gehabt hätte, Miete f&r den Monat März nicht hätte zn 
zahlen branchen, ihm somit ein Ansprach auf Erstattung anch nicht 
hätte erwachsen kOnnen. Dies kann aber nicht dadurch geändert 
sein, dass im vorliegenden Falle der Mietzins praennmerando za zahlen 
war und gezahlt ist, da dies nur unter der Voraussetzung der Gegen- 
leistung geschalt und mit dem Fortfall der letzteren ohne weiteres der 
entsprechende Betrag vom Vermieter zurftckgefordert werden konnte. 
Stellt aber dem Kläger dieser Rückforderungsanspruch gegen den Ver- 
mieter zu, so kann er nicht den gleichen Betrag als Entscbädigang von 
dem Beklagten fordern", 

Nr. Eiitseh. des Oesterr. Obersten Oerlehtshofes. 

Vom 18. Oktober 1902. 

(Ocsterr. Eisonb -Verordn. Bl. XVI. Nr. 29. S. 821.) 

Der Beurteilung nach ^ 337 St.-6 unterliegt unter den Voraussetzungen des § 335 
$t*G. auch das Schliessen der Türe eines Eisenbalinwaggons, wenn es die sohwere 
körperliche Beschädigung eines Menschen herbeiführt 
Der Tatbestand des im § 337 St-G. vorgesehenen Veiigehens be- 
steht darin, dass eine nach § 335 St.-0. als Verschulden zuzurechnende 
Handlung oder Unterlassung entweder in Beziehung auf die in den 
§§ 75, lit. c, 87 und 89 8t.-G. bezeichneten Gegenstände oder unter 
den dort besonders erw&hhten gef&hrlichen Verhältnissen begangen 
wurde, weshalb bei einer nach § 335 St.-G. als Verschulden zuzu- 
rechnenden Handlung oder Unterlassung in Bezug auf ein Eisenbahn- 
betiiebsmittel nicht erst eine konkrete Gefahr fiir die körperliche 
Integrität erfordert wird, hier vielmehr an und flu* sich eine Gefahr 
für die körperliche Integrität als gegeben anzusehen ist. Gegenüber 
der Bestimmunir dos § 337 St.-G. lässt sich somit das ohne vorheriges 
W;irmin^r.-sii:Mial tn-fol^tr Zusclilagen einer AVa^^i^ontlire keineswegs dem 
ZusclilaLaii einer anderen Türe gleielistellen, und kann daher von einer 
Subsumtion der dem Angeklagten zur Last gelegten Tat unter ein Straf- 
gesetz, welches darauf keine Anwendung findet, nicht die Rede sein. 
Die Richtigkeit die.ser Anschauung wird aber auch noch in anderer 
Richtung bestätigt, und zwar dadurch, dass § 432 Si.-ü. jedes unter 
die Bestimmung der §§ 385 und 337 St.-G. fallende Vorschuldeu einer 
bei dem Betriebe von Eisenbahnen oder anderen im § 85, lit. c, St.-G. 
bezeichneten Werken oder Unteniehmungen angestellten Person in ihrem 
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Dienste mit strengem Arreste in der Daaer von drei Tagen bis za drei 
Monaten nnd bei sehr erschwerenden Umständen bis za sechs Monaten 
bedroht, Nichtigiceitswerber danach die Strafe des strengen Arrestes 
auch dann verwirkt hatte, wenn aas seinem Vorgehen kein Schaden 
entstanden wäre« er also nunmehr, nachdem hierdnich Marie F. schwer 
verletzt worden ist, denn doch onmOglich nach § 835 St.-G. za einer 
Strafe des einfachen Arrestes von einem bis zn seclis Monaten ver- 
urteilt werden kann, wenn nicht bewusst in das Gesetz ein Widersprach 
hineingetreten werden soll. 

Dem Gesagten znfolc^e stellt sich somit vom Standpunkte des Ge- 
setzes (las Zusclilaj^cii der Türe eines Risenbalinwat^gons sclion an nnd 
für sich als eine Gefährdung der köiperlichen Integrität im Sinne des 
§ 337 St.-G. dar, weshalb die Nichtigkeitsbeschwerde als uubegriludet 
verworfen werden musste. 



>ir. 343. JKntseli. des Oesterr. VerwaltuiigsgeriehtsUofes. 
Vom 20. Oktober 1902. 

(OMtflvr. Bln&bj-Veroidii.>BL ZVL Hr. U. 8. fttl.) 

Dsr VarwaHatyieric Msto f snaMit sa AMMmitaiiiM Ibsr BieeiiwsMteK wsg« 
varweiitrter ZswfctüMi voi Wltwespswlosss iinii Erzitlimgil«itii|ei u die Histir- 
Uiebsses vsi StaattsteenbalabedisMlttts niolrt btraftn. 

Mit dem Erlasse vom 28. Joli 1902, Z. 88.826, hat das k. k. Eisen- 
bahnministerinm die Beschwerde, weldie die Witwe nach dem am 
16. Jänner 1901 verunglückten Aushilfskondnktenr der k. k. Staats- 
bahnen B, S. gegen die mit Entscheidung der k. k. Staatsbahn-Direktion 
in Krakau vom 23. Joni 1902, Z. 66.786, erfolgte Abweisung ihres 
Ansuchens nm Zuerkennung einer Witwenpension und eines Erziehungs- 
beitrages eingebracht hatte, als unbegründet zurückgewiesen. 

Die von der Witwe nach B S. gegen diese Ministerial-Rntscheidung 
an den k. k. Verwaltungsgerichtshof eingebrachte Beschwerde wurde 
von diesem Gerichtshofe mit Beschluss vom 20. Oktober 1902 Z. 8473 
V.-G.-H., gemäss §§ 3, lit. a), und 21 des Gesetzes vom 22. Oktober 1875, 
R.-G.-Bl. Nr. 3(3ex 1876, ohne weiteres Verfahren mit der Motivierung 
abgewiesen, dass die angefochtene Entscheidung einen aus einem 
privatrechtlichen Dienstverhältnisse entspringenden Anspruch betrifft, 
dessen Austragung vor die ordentlichen Gerlohte gehSrt, solche An- 
gelegenheiten aber nach § 3, lit. a), des citierten Gesetzes von der Zu- 
ständigkeit des k. k. Yerwaltongsgerichtshofes ausgeschlossen sind. 
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Nr. Eiitscli. des Laiidiri'r ichts Cheiuuitz. 

Vom ö. November 1902. 

rSKehs. Aroli. t h9xg. B«eht n. Proz. Bd. 18. R«ft 8i'4. S. Hl ) 

Eintritt eines naohfolgenden Fraohtflihrers (H.G.B, a. F. Art. 401, 410 [$§ 432, 441 
1. F.])? Liegt !■ der AMMir einer Ware derch eleee veM Etipfleger allgeaeto be- 
aefbragten Fraebtfihrer vo« der EMpfanieetatlm ^e AaMline der Ware? GeeehiHi* 

flhraig ohne Aafirag. 

In einem kontraktlichen Verhältnisse als Frachtführer, anf Gmnd 

dessen er die in Rede stehenden Besorgungen vorponommen hätte, hat 
Kläger zur Bekhigten nicht gestanden. Der von der Beklagten mit der 
Kiseiibalin abgeschlossene Frachtvertraj^ hatte nnr zum Gegenstande, 
das Gut mit der Eisenbahn bis Erlnit zu senden. Nach der Ankunft 
daselbst lag der Hiscnbaliu nur noch ob, das Gut dem Empfänger gegen 
Bezahlung des nachgenonimenen Betrages au.'«;zuliändigen. Mit dieser 
Tätigkeit war der von der Beklagten abgeschlossene Frachtvertrag er- 
füllt. Das Gut der Adre.s.satin in Erfurt vom Bahnhofe zuzuführen, 
hatte die Eisenbahnvt rwalt ung nicht ülKM ii^iiiiiieii. Die Abholung von 
der Bahn und die Weiterbeförderung zur Adrtssatin war Sache für sich 
and vollzog sich, wie Kläger selbst behauptet, auf Grand eines von ihm 
mit der Adressatin ahgescUossenen Vertrages, wonach er es tther- 
nommen hatte, alle fttr die Adressatin anf dem Bahnhofe E. ankommen- 
den Guter für diese in Empfang zn nehmen nnd ihr znznflkhren. Was 
in Art. 401, 410 des frOheren H.G.B, ftber den Eintritt eines nach- 
folgenden Frachtführers in den Frachtvertrag bestimmt ist, bezieht sich 
nnr anf denjenigen Frachtführer, der das Gut vor Beendigung des dnrch 
den Frachtvertrag übernommenen Transports znr Weiterbefördemng 
übernimmt. Hier aber war, als Kläger das Gut zur Weiterbeförderung 
an die Nebenintervenientin Übernahm, der durch den Frachtvortrag mit 
der Eisenbahnverwaltung abgeschlossene Transportvei trag beendet. 

Die Tatsache, das.s Klager auf Gi und eines mit der Nebenintervenientin 
abgeschlossenen Vertrags das Gut für diese auf der Balm abgeholt hat, 
schliesst. mag man hierbei das S.B.G.B. (§§ 133^) ff.) uder das Prcuss. 
Allg. Landrecht (Teil I Tit. 13 228tt'.) anwenden, auch eine Haftung 
der Beklagten i»ach den Grundsätzen über auftraglu.se Geschäftsführung 
aus. Denn eine (ies( hättsliiliruiig ohne Auftrag liegt nicht vor, wenn 
die Geschäfte auf Grund eines hierzu ermächtigenden Auftrags des Ge- 
schaftsherm besorgt werden. Gater, die fttr sie mit der Eisoibahn 
angekommen waren, von der Eisenbahnverwaltnng für sie znr Abholung 
oder weiteren Verfügung bereit gehalten wurden, vom Bahnhofe abzu- 
holen war eine Sache, die allein die Nebenintervenientin anging. Diese 
Verrichtung für sie vorzunehmen war Kläger von der Nebenintervenientin 

Eger, Eis«BlMiluv8fih(liibe BatsaheMnngen XIX. 88 
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ein fQr allemal und ohne Einschränkung beauftragt. — Durch Aos- 
flUiruDg dieses Auftrages erwuchsen dem Kläger Anspräche gegen die 
Nebeninterrenientin aaf Ersatz der Aaslagen und Yergätnng der l>ien8t- 
leistung, wie anderseits der Kläger nnr der Nebeninterrenientin gegen- 
ftber verpflichtet worde, das Got, das er auf Grand des ihm erteilten 
Auftrags In den Händen hatte, an diese heranszngeben. 

Nr. 2H, YerfttgODg des Kgl. Sachsisclu n Ministeriums des Innern. 

Vom 5. November 1902. 

(Fischen ZeiUchr. Bd ^a. Ueft a/i. ä. 1H&.) 

Wiewsit kam I« EatelBraiomrrUirti den Eitel|i«tw die Pflloht nr UHttrfealtaai 
von NehesMtaflM aaferlaflt werd«ii? (EnteignungsgtMb vm 24. ImI 1902 § 16 

Abs. 3, § 60 Abs. 2.) 

Es kommt auf die Natur des durch die Enteigminp: begründeten 
liechtsverhUltiiisses an. nnd wenn dieses, wie liier, in einer zu Gunsten 
des Bahnbufsgrundstib-kes einem fremden Grundstücke auferlegten 
Wasserableitungsiliensibarkeit besteht, zu deren Ausübung eine bestimmte 
Anlage erforderlich ist, so hat nach allgemeinen Re<-l)tsgriindsätzen 
(B.G.B. § 1020) der Berechtigte diese Anlage zu unterhalten, so- 
weit nicht nach Vertrag (B.G.B. § 1021) oder nach besouderen Vor- 
schriften des öffentlichen Rechtes etwas anderes zu gelten hat. 

Eine andere Auffassung liegt auch den Bestimmungen in § 16 
Abs. 3 Satz 1 und § 60 Abs. 2 des neuen Enteignungsgesetzes Yom 
24. Juni 1902 nicht zu Grunde. Die Enteignungsbehörde hat hiernach 
zwar ttber die spätere Unterhaltung der in § 16 Abs. 1 und 2 bezeichneten 
Nebenanlagen Bestimmung zu treffen; sie ist aber bei dieser Begelung 
in ihrem Ermessen nicht unbeschränkt, sondern an die bestehendes 
allgemeinen Rechtsgrundsätze oder besonderen Gesetzesvorschriften ge- 
bunden. Uebrigens handelt es sich im vorliegenden Falle nicht sowohl 
um eine Nebenanlage im Sinne des § 16 bezw. des § 9 Abs. 1 unter b, 
als vielmehr um eine solche im Sinne des § 9 Abs. 1 unter a des neuen 
Enteignungsgesetzes. 

Nr. 245. Entseh. des Dentsehen BelehsgerielitB. 

2. Civil-Senat. Vom 7. November 1902. 

(Kiitscb^ des Keirbsiror i. Civil». Ud. 53. S. 23.li 

Inwieweit haftet die Eisenbahnverwaitung für den den NachbargrundstQcken infolge 
der Anlagen der Bahn und durch die tpiterea Arbeiten an derselben entetaadenea 
Setaies, wms tffa bei der ■rtprflsiHtliM Aslage derek die VerwaNieiebelilrde mm 
Sebitie der Naohbam aifeerdaeten nnd aasgefuhrten Maeerefels eloh als aati r eleb eBd 

erwiesen haben? 

Verantwortlichkeit der Staatseisenbahnverwaltung für die vor der Verstaatliohaag voa 
der frikerea Prlvatbrts astpfüirtei Aslaien. 
Es ist wiederholt vom Reichsgericht ausgesprochen worden, dass, 
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wenn aurli im all<reineinen der Eisenbaliiuiiiteinelinier seiner Ver- 
pflichtung gemäss ^ 14 Abs. 1 des Eiseubahngesetzes vom 3. November 
1838 auch im Verhältnis zu deu Nachbargruudstttcken dadurch genügt, 
dass er diejenigen Anlagen herstellt and nnterbSlt, welebe die zaBtftndige 
Verwaltungsbehörde znm Schatze der benachbarten Ornndstftcke gegen 
Gefahren and Nachteile dorch die Anlage and den Betrieb der Bahn 
Ar nOtig erachtet and angeordnet haj;, and wenn auch die Haftbarkeit 
des üntemdimers im allgemeinen sich aof voraassehbare Schftden 
beschränkt, dadurch nicht ansgeschlossen wird, dass, wenn in der Za- 
konft die zhm Schutze der Nachbargrundstücke regierungsseitig ange- 
ordneten Anlagen sich als zu diesem Zwecke unzureichend erweisen, 
der rnternehmer jedenfalls dann verpflichtet ist, in zweckentsprechen- 
der Weise diejenigen Massnahmen zu treffen, weiche sich nachträglich 
als zur SchadensverlilUung für die Nachbarn nötig herausgestellt haben, 
wenn durch die Anhifrcii der Bahn und die demnächstigc Gestaltunf^ 
der örtlichen Verhälini;.se in un fjewöhn lieh er Weise scliädigende Ein- 
wirkungen auf die aiii;rt'n/enden ( Jrnndstiicke .sich ergeben. 

Vgl. u. a. Enlseh. des ]{.G. in Civils. Bd. 37 S. 270 ff. 

Dass namentlich das letzlere in vorliegendem KaUe zutriß'L, ergibt 
an sicli schon die Lage der Sache selbst, ist aber auch vom Oberlandes- 
gericht, wenn auch nicht mit ausdrflcklichen Worten, so doch sachlich 
festgestellt. Diese Verpflichtung des Unternehmers, die, wenn sie auch 
in dem bezogenen § 14 nicht aasdrttcklieh hervorgehoben ist, doch dem 
demselben zu Qrande liegenden Standpunkte des Gesetzes entspricht, 
dass die mit der Anlage and dem Betriebe der Eisenbahnen verbundenen 
besonderen Gefahren fttr die an dieselben angrenzenden Grundstücke 
der Unternehmer zu tragen hat, ist aber namentlich dann begrttndet, 
wenn, wie das Oberlandesgericht annimmt, die durch die Eisenbahn- 
anlage an sich schon herbeigeführte Gefährdung eines Nachbai^mnd- 
st&cks in der Folge durch Arbeiten des Unternehmers, bezw. solche, für 
die er die Verantwortung tr&gt, noch vermehrt wird. 

Danach erweisen sich insbesondere auch die Angrifte des Revisions- 
klägers gegen die Entscheidung des Berufungsurteils als unzutreffend. 
Wenn zunächst geltend gemacht wird, das Berufungsurteil habe jeden- 
falls nicht genügend begründet, und es .sei keineswegs ohne weiteres 
anzunehmen, dass die Sfaatsbahnverwallung auch für die vdii der 
Kheinischen Eisenbahngesellschaft gemachten Anlagen verantwortlich 
sei, so ist das vidlig verfehlt. Durch die Verstaatlichung ist der Staat 
in jeder Hinsicht bezüglich der Rechte und Verbindlichkeiten an die 
Stelle der früheren Privatbahnen, insbesondere auf Grund des Ver- 
trages Tom 13./18. Dezember 1879 und des Gesetzes, betreffend den 

28» 
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Erwerb der Rheinischen Eisenbahn, vom 14. Februar 1880 der 
letzteren, getreten. Es hat das entsprechenden Aasdmek in dem 
Tom Landgericht bezogenen § 8 des vorerwähnten Vertrages gefunden; 
das Oberlandesgerieht ist dem in seiner Begrftndnng beigetreten. 

Der weitere Angriff, dass die Eisenbahnverwaltung nm deswiHen 
fOr den eingeklagten Schaden nicht hafte, weil sie lediglich von ihrem 
Eigentamsrechte Gebranch gemacht nnd daher nicht rechtswidrig ge- 
handelt habe, dass aneh besllglich der Anlagearbeiten durch die frühere 
Rheinische Bahn ein Verschulden der letzteren nicht festgestellt sei, er- 
weist sich nach dem vorerörterten rechtlichen Standpunkt schon an sich 
als unbegründet, da, wenn die erörterten Voraussetzungen vorliegen, 
die Reclitswidrigkeit und der Nacliweis eines Verschuldens nicht er- 
forderlic]) sind, nm die aus dem Gesetze sich ergebende Haftbarkeit 
des Unternehmers zu begründen. 

Kr. 'M. Entseh. des Detitsehon Ueichngcriehts. 
6. Civil-Senat. Vom 20. November 1902. 

(Bataek. d. BetataKW. L Clvlto. M.5ft. a M.) 
Vftoweit ist, wenn Jemand infolge eines im Kindesalter beim Betriebe einer Eisenbahn 
erlittenen Unfalls mit einem Gebrechen behaftet ist. der Bahnunternehmer später 
gegenüber dem Ansprüche wegen verninderter Erwerbsfähigkeit mit dem Einwände zu 
hören, dass der Verungliicl(te einei udereR als dM voi ihm gewählten Benif Mttt* 

ergreife« teile«? 

Allerdings kann, wenn jemand durch einen beim Betriebe einer 
Eisenbahn erlittenen Unfall zwar die Fähigkeit zu seiner bisherigen 
erwerblichen Tätigkeit yerioren hat, ihm aber die Müglichkeit verblieben 
ist, durch eine andere, seiner Vorbildung nnd seinen Standes- und 
sonstigen Verhältnissen entsprechende Tätigkeit Erwerb zu finden, er 
hiervon Gebrauch zu machen nicht mit der Bfassgabe ablehnen, dass er 
von dem haftpflichtigen Unternehmer Schadensersatz so, als wenn er 
gänzlich erwerbsunfähig wäre, beanspruchen könnte. 

Vgl. die Nachweisungen bei Eger, Haftpflichtgesetz 5. Aufl. S. 335 if. 
Dement spieflieiid niuss aucli, wenn eine Person wahrend ilires Kindes- 
alters verletzt worden ist. bei der späteren Wahl ihies Berufes darauf 
Rücksicht genoninien werden, zu welchen Arten erwerblicher Tätigkeit 
sie nach den Folgen des Unfalls fähig erscheint. Dies ist aber auch 
von den Vorinstanzen keineswegs veikannt worden; das Berufungs- 
gericht führt vielnielir aus, der Kläger sei bei der Berufswahl durch 
die Rücksieht auf die Verwertbarkeit seiner Arbeitskraft allerdings be- 
schränkt gewesen; allein diese Beschränkung sei nur dahin gegangen, 
dass er einen Beruf habe ergreifen müssen, bei dem er seine Erwerba- 
fthigkeit angemessen betätigen kOnne; das habe er getan, indem er 
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dn Handwerk gewählt habe, worin er es trotz seines Gebrechens anf 
etwa vier Fünftel des Verdienstes eines gesunden Arbeiters bringeu 
k9nne. 

Dieser Auffassung ist beizupflichten. Dem Interesse des haft- 
pflichtigen Unternehmers daran, dass der Verletzte eine Tätigkeit er- 
greife, bei der sein £rwerb möglichst wenig durch die Folgen des 
Unfalls geschmälert wird, steht als gleichberechtigter Faktor das Becht 
des Verletzten auf Berufswahl als Ansflnss der freien Selbstbestimmung 
in wirtschaftlicher Bezieliung gegenftber, wie von dem Oberbandel^ericht 
und Ton dem Eeiclisgericht, wenn auch bei Entscheidung anders ge- 
arteter Streitfälle, schon wiederholt aosgespi-ochen worden ist. 

Vgl. E^er a. a. 0. S. 340 ff. 
Die lierücksiclitiguiig dieses Selbstbestimraungsrechtes schliesst es, 
wie die Vttrinstanzen mit Kecht angenommen haben, jedenfalls bei einer 
BLiiitswahl, wie sie hier vorliegt, völlig aus, die Beklagte mit dem 
Einwände zu hören, dass der Kläirer in seinem Berufe verwandten 
Zweigen einen noch geringeren Ausfall in seinem Erwerbe haben würde. 

Dieselben Erwägungen lassen das eventuell geltend gemachte Ver- 
langen der Beklagten, dass der Kläger sich noch nachträglich den von 
ihr bezeichneten Branchen zuwenden und die dazu erforderlichen 
Kenntnisse und Fertigkeiten noch erwerben solle, als unberechtigt er- 
scheinen. 

Hr. '247. Entscli. des Dnitseheii Relclis^erlebts. 

6. Civil-Senat. Vom 20. November 1902. 

(KntBch. d. Reichsßcr. 1. CivUs. Bd. 53. S. 53.) 

I. Vsrilfliehtung des EitesMNintirsetaMrs, die Hw gehörioe, ziM Babiliifi IlhrtNs 
ZifahrtwtrMM wUrtHl vericehrtlMteker Zeit bei OeiktllMit n bsIsMlrtm. 2. IMer 
des nMk f 831 8.6.8. ven Geschaftsherrn zu fahrende« 8«w«lt. 3. Vtrhlltaiis 4m 

§ 823 zum § 831 B.G.B. 

Das Berufungsgericht ist, nachdem es festgestellt liat, dass der 
Stationswärter Iv. der ihm erteilten allgemeinen DieiistanweisuuLj zu- 
wider die Laterne Nr 1 an dem l)etreffenden Abend nicht angezündet 
hatte, mit Recht davon ausgegangen^, dass die Beklagte flir den in 
Ausführung seiner Verrichtung von R. dem Kläger widerrechtlich zu- 
gefügten iSchaden gemäss § 831 B.G.B, haltet, sofern sie nicht den 
ihr in dieser Gesetzesbestimmung uachgelaijseueu Eiitlastungsbeweis er- 
bringen würde. 

Der Revision ist darin beizutreten, dass es rechtsirrtQmlich ist, 
wenn das Berufungsgericht von der Beklagten den Beweis verlangt, 
dass sie bei der Beaufsichtigung und Leitung der Verrichtungen des B. 
ein Verschulden nicht treffe. Eine Pflicht, die Ausffthrung der 
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Verriehtnng za leiten, ist selbstverständlich nicht in allen Fällen 
fär deigenigen gegeben, der einen anderen za einer Verriehtnng be^ 
stellt. Das ergibt schon der Wortlaut des § 831 B.G.B.: .sofern er 
die Aneftihrang der Verriehtnng zu leiten hat*. Das Gesetz verlangt 
daher den Entlastnngbeweis nach der Richtung, dass der Geschäfts- 
herr die im Verkehr erforderliclie Sorgfalt auch bei Leitung der Aus- 
ffthmng der Verriehtnng beoliaclitet habe, nur bei solchen Verrichtungen, 
die unter Leitung des (ipscliäftsherrn vorofenommen zu werden pflegen. 
Dass es sich vorliegendenfalls nicht um derartige Verrichtungen handelt, 
bedarf niclit weiter der Darlegung. Es beruht ferner ebenfalls auf 
einer Verkennung dei- Hedeutung des § 831. wenn das Berufunprsgericht 
auf Grund dieser Gesetzesbestimmung anninnnt. dass die Beklagte zu 
einer Beaufsichtigung der Dienstverriehinngeu tles R. verpllichtet 
gewesen sei. Eine solche Beautsi( liti<ruiig wird in § 831 in keiner 
Weise gefordert: es wird neben einer diligentia in eligendu nicht auch 
eine solche in custudiendo statuiert. Wenn der Geschältsherr den Be- 
weis führt, dass er bei der Auswahl die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt beobachtet hat, tritt die Haftpflicht nicht ein, und nur in den 
Fällen, in denen es sich um Verrichtungen handelt, die ihrer Beschaffen- 
heit nach unter liOitung des Geschäftsherm Torgenommen zu werden 
pflegen, sowie in den Fällen, in denen er Verrichtungen und Gerät- 
schaften zu beschaffen hat, hat er den Beweis auch darauf zu erstrecken, 
dass er bei der Leitung, bezw. der Beschaffung sorgfältig Terfahren 
ist. Hehr zu beweisen ist er aber nicht verpflichtet, und wenn auch 
soviel zugegeben werden kann, dass in der Verpflichtung zu einer sorg- 
fältigen Auswahl auch die Veipflichtnug enthalten ist, fortgesetzt za 
erwägen, ob der zu dauernden Verrichtungen in früherer Zeit Bestellte 
auch gegenwärtig nach seinen physischen und geistigen Kräften zn 
den Verrichtungen befäliigt ist, dass daher der Gesclikftsherr unter 
Umständen auch nach § f>31 zu beweisen hat. dass jener die Befähigung 
auch zur Zeit der ScliadenszulTigung n*)ch hatte, so kann doch in der 
VerpHichtung zu sorgfältiger Auswahl nicht auch die Verpflichtung zu 
einer Beaufsichtigung gefunden werden. 

Gleichwohl kann es nicht für reclitsirrtümlich erachtet werden, 
wenn das Berufungsgericht die Beklagte zu einer Beaufsichtigung der 
Dienstverrichtungen des R. für verpflichtet erachtet hat. Als Betriebs- 
nnternehmerin liegt der Beklagten die Pflicht ob, die Zufahrtsstrasse 
zu beleuchten; ihre Haftung wegen Vernachlässigung dieser Pflicht 
bestimmt sich daher nicht ausschliesslich nach den Vorschriften Aber 
die Haftung des Geschäftsherm fflr das Tun und Lassen des zur Ver- 
richtung Bestellten, sondern auch nach der Vorschrift in § 823 B.G.B. 
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Sie selbst hat, bezw. durch ihre Terfassungsmässigen Vertreter, dafür 
xa sorgen, dass jene Verpflichtung erftkllt werde, und sie wttrde nicht 
die im Verkehr «forderliche Sorgfalt beobachtet haben, wenn sie jed- 
wede Eontrolle dar&ber unterlassen h&tte, ob eine ihr obliegende Pflicht, 
deren ErflUlnng sie einer Person flbertragen hatte, für deren Hand- 
langen nud Unterlassungen sie nicht schlechthin haftet, auch wirklich 
erfflllt werde. Die reclitsirrtfimliche Ansicht des Bemfongsgerichts, 
dass sich eine solche Verpflichtung aus § 831 ergebe, hat eine unrichtige 
Verteilung der Beweislast zur Folge gehabt. Denn bei Anwendang 
des § 823 ist es Sache des Klägers, eine schuldhafte Verletzung dw 
der Beklagten obliegenden Beaufsichtigungspflicht nachzuweisen. 

Was nun den Umfang dieser Pfliclit anlangt, so macht die Revision 
gegenüber den Ausführungen des Berutuiiysgerichts mit Recht geltend, 
dass die Ueberwacliung ihrer Beamten sich nicht auf alle untergeordneten 
Nebendienste und nicht auf jede einzelne Funktion erstrecken kann. 
Wie vom erkennt^nilen Senat wiederholt ausgesprochen worden, hat, 
namentlich bei untergeordneten, einfachen Diensten, eine besondere 
Ueberwachung nicht für jede dienstliche Tätigkeit und nicht ununter- 
brochen stattzulindeu ; vielmehr ist nach Lage des Einzelfalles zu ent- 
scheiden, ob nnd inwieweit die Umstände Anlass zu einer Eontrolle 
geben. Eine solche wird in FftUen vorliegender Art bezttglich der 
einzelnen Fonktion nnr dann geboten sein, wenn bei der allgemeinen 
Bevision der DienstTerrichtangen Überhaupt ünregelmftssigkeiten sich 
ergeben, die auch Ünregelmftssigkeiten bei Verrichtung jeder einzelnen 
Funktion befllrchten lassen. Es würde eine Uebwspannang der an 
einen Eisenbahnunternehmer billigerweise zu stellenden Anforderungen 
sein, wenn man ihn unter allen Umständen für verpflichtet erachten 
wollte, fortdauernd zu kontrollieren oder sonst Erkundigungen dar&ber 
einziehen zu lassen, ob die Laternen zu der Zufabrtsstrasse zum 
Stationsgebäude regelmässig angezündet werden ; das würde sich im 
vorliegenden Falle schon dadurch verbieten, dass K. der einzige Station.s- 
beamte war. Der Unternehmer darf, wenn gegen die Auswahl des 
mit der Verrichtung Bestellten keine Bedenken obwalten, davon aus- 
gehen, dass dieser eine solche einfache, der Kontrolle durch das Publikum 
tatsächlich unterliegende Arbeit pünktlich verrichten werde, solange ihm 
kein besonderer Anlass gegeben ist, au deren orduuugsmässiger Ver- 
richtung zu zweifeln. 
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Kr. 948» Entseh. des Bentsehen Belebsgeriehto. 
6. Civil-Senat Vom 24. Noyember 1902. 

(Entsch. dt'9 Reicbsger. i. (.'ivlh ü ! vi s :r, 

Dar g 254 Abs. I B.G.B, (mitwirkendes Verscliulden des Beschädigten) findet auch auf 
den Reohtskrels des Reiobshaftpflichtgesetzes Anwendung. 
Der Anwendung des § 254 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetslmehes 
auch fttr den Becbtskreis des Reichsbaftpflichtgesetzes, die der erkennende 
Senat bereits in der Sache Eisenbahnfiskus c/a Badde VI. 180/01 ans- 
gesprochen hat, stehen gmnds&tsliche Bedenken nicht entgegen. Die 
Nenredaktion einer Anzahl yon Beichsgesetzen im EinflUiningsgesetz 
zum Bflrgerlicheu Gesetzbach, darunter anch die in Artikel 42 Yorge- 
nommene des Reichshaftpflichtgesetzes, hat den ausgesprochenen Zweck, 
die Vorschriften dieser Gesetze mit dem Bürgerlichen Gesetzbuch in 
Einklang zu bringen (Motive zum 1. Entwurf des Einführungsgesetzes 
Seite 136), sodass nunmelir das neue Redit des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs zusammen mit dem in Artikel '^•2 des Einfiihrun<rs![!resctzes auf- 
recht erhalteuen bisheriq:»'!! Reichsrecht als eine einlieitliclie Koililikation 
sich darstellt. Daraus eij^iebt sich aber, dass die allijcnieinen Vor- 
schriften des Biirgerlichen Gesetzbuchs sowohl im ersten Buche wie im 
er.sten Abschnitte des zweiten Buches auch die in den Einzelgesetzen 
gerogelten Rechtsmaterien eifassen, soweit nicht der Itesondere Zweck 
und gesetzgeberische Gedanke der letzteren dem entgegensteht (vergl. 
Deruburg, B.R. Band 1 Seite 28 nnter IV), und dass diese Anwend- 
barkeit des Bürgerlichen Gesetzbuches sich nicht auf die Fftlle be- 
schränkt, in denen ausdrttcklich in den Sondergesetzen auf die Be- 
stimmungen des B&rgerlichen Gesetzbuchs verwiesen wird. Wie das 
Bemfungsgericht im vorliegenden Falle fftr den Rechtsbegriif der Fahr- 
lässigkeit zutreffend auf § 276*des Bttrgerlichen Gesetzbuchs sich be- 
zogen hat, ist auch die Anwendong des § 264 zunächst in seinem Ab- 
satz 1 nmsomehr unbedenklich, als sein Inhalt sich mit dem bei Aus- 
legung des Reichshaftpflichtgesetzes yon der Rechtsprechung entwickelten 
Rechtssatze, 

dass bei beiderseiti<reni Verschulden eine Abwägung desselben 
einzutreten habe und das schwererwieirende Verscliuhlen als die 
ausschlaggebende Ursache des Uni alles zu erachten sei, 
(vergl. die bei Eger, Reichshaftpflichtgesetz 5. Aufl. Seite IGO — 169 
angezogenen Entscheidungen des Reichsoberhandelsgerichts und des 
Reichsgerichts). 

vollständig deckt und diesem nur den weiteren, bereits im § 287, früher 
§ 200 der Givilprozessordnung begründeten (vergl. Protokolle der 2. Kom- 
mission Band 1 Seite 300) Satz hinznf&gt, dass der Bichter bei 
konknrrirendem Verschulden dos Beschädigten die Ersatzpflicht nach 
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TerhlUtniss der Veranachuog des Schadens durch den einen oder anderen 
Theil ermftssigen könne; dieser Satz steht aber mit dem Zweck des 
fieichshaftpilichtgesetzes nicht im Widersprach, ergftnzt dieses Tielmehr 
in förderlicher Weise. 'Dass trotzdem in der Iiitteratnr 
(s. Eger a. a. 0 Seite 161, Planck, Kommentar zum Bürgerlichen 
Qesetzbnch Bd. 6 Nr. 7 zu Artikel 42, v. Butz, Bl&tter für Bechts- 
anwendang Bd. 64 Seite 91) 
dem § 254 des Rllr^erlichen Gesetzbuchs die Anwendbarkeit auf den 
Kreis des Reiclisliaftpflichtgesetzes bisher iiherhaui»t versagt wurde, 
erklärt .><ii h durch die Verhandlungen der 2. Kommission über .Artikel 
42 (24) des Eint'iiiiningsgesetzcs zum Bürgerlichen ( iesetzbucli, die «'ine 
Verweisung auf § 254 im Reichshafipllichtgesetze selbst ablehnte. Allein 
die hier ausgesprochenen Bedenken treffen lediglich den Absatz 2 des 
Paragraphen (Prot. Bd. 6 S. 594 t'.); inwieweit sie begründet sind, und 
ob die Aufstellung der Diligenzptiicht des i>eschädigten, vielleicht auch 
noch die Anziehüng des § 278 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in dem 
Absatz 8 mit den Qrondgedanken des Beiehshaftpflicbtgesetzes zu ver- 
einen sind oder nicht, steht gegenwärtig nicht zur Entscheidung. 

Nr. 349. Entseh. des Bayrisehen Obersten Lmdesgerlehts. 

Vom 4. Dezember 1902. 

'Da.'» liwht. Jahrfj;. VII (1909). Nr. 3. S. 79 /.Itf .321) 

§823 B.G.B. Derjenige, der eine Veranstalting trifft, von der er wiaeen muss, dass 
sie asäeren Gefahreii briiien kana, haaiMt daa aiit itr Qtfahr Barirairten oegenttar 

■iolit widarFMMIiek. 

Die bisher vom Obersten Landeaiserieht (1. April 1886, SammL 11 

S. 379 und 21. Januar 1898, Samml. 17 S. 13) vertretene gegenteilige 
Anschauung vermischt die l^egritfe der Widerrechtlichkeit und des eine 
solche voraussetzenden Verschuldens mit einer Haftpflicht, einer ^Kausal- 
haftung", die mit gewissen mit Gefahr verbundenen Veranstaltungen 
verknüpft ist und den rnternehmer oline Rncksiclit auf Verschulden für 
den aus der Gefiihiiiclikeit der Veranstaltung entstehenden Schaden ver- 
antwortlich ni.K ht (vgl, Kümelin im Arch. f. civ. Pr. Bd. 88 S. 285 ff.). 
Die Anlegung einer Trambahn auf einer öffentlichen Strasse ist nicht, 
wie das Urteil vom 1. April 1889 ausspricht, gegenüber denjenigen 
widerrechtlich, die die Strasse zum Fuhren oder Keilen benutzen, weil 
die Pferde mit dem Hufe in dem Ueleise hängen bleiben und dadurch 
zu Schaden kommen kimnen; um den Unternehmer für diesen Schaden 
haftbar an machen, bodfirfte es der Festsetzung einer Haftpflicht, die 
jetzt nach Art. 59 A.G. z. B.G.B, dem Unternehmer auferlegt werden 
kann. Das Gleiche gilt von der Leitung stark gespannter elektrischer 
Str&me an öffentlichen Strassen n. dgl. Wäre der anfgestellte Satz 
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richtig, i&o wikrde auch das Halten von Pferden oder Rindern, das nach 
§ 838 B.G.B, eine Haftpflicht hegrikndet, widerrechtlich sein, weil die 
Möglichkeit, dass andere durch die Tiere beschädigt werden, von Tom- 
hei'ein erkennbar ist. Ein so weit gehender Schuta des Eigentums ist 
mit dem Knltnrfortschritt unvereinbar, das Recht nimmt aber auf die 
Bedürfnisse des Zusammenlebens in der Knlturgemeinschaft Rücksicht. 
Die neuere Gesetzgebung sucht die widerstreitenden Interessen dadurch 
auszugleichen, dass sie bei besonders gefiUirlichen Veranstaltungen eine 
Haftpflicht aufstellt und Anlagen, aus denen f&r weitere Kreise Gefahr 
entspringen kann, nur mit polizeilicher Genehmigung zulässt 



Nr. 350. Entseh. des Deutschen Bciehsgerichts. 
6. Givil-Senat Vom 4. Dezember 1902. 

(Ptmim. Tcrw.-m. ZnV. Hr. 11. B. 4M.) 

HaflMf dM BattintenieiiiMr« ftr «eise Arbelftr. B.6.B. S 831. 

Der Nachweis eines Verschuldens des Knechts bei dem Fahren 
sei nicht erfurderlich. Der Gesch&ftsherr hat sich zu exkulpieren. 
In Betreff der Beschaffung zum Transport erforderlicher Wagen (Gerät- 
schaften) genügt er dieser Pflicht schon dann, wenn für den vorliegenden 
Fall passende (laiipfe) Wagen überhaupt vorhanden waren. Er hat 
nichtpersijnlicli liir den Einzelfall dasbetreffendeGerätauszuwählenuuddem 
Angestellten (liier dem Knecht) zuzuweisen, wenn er dies nach den Um- 
ständen durch allgemeine Anweisungen regeln oder dem sachkundigen 
Ermessen eines Untergebenen (Poliers) llir den jeweiligen Oebrauchsfall 
überlassen konnte. Die Pflicht der Leitung der Verrichtung liegt eben- 
sowenig immer und selbstverständlich dem Unternehmer selber ob. Es 
handelt sich hier nicht um die Leitung des Geschäfts- oder Gewerbe- 
betriebes im ganzen, sondern nur um die Leitung bei der Ausf&hrung 
der besonderen Verrichtung. Die Elftg. musste zur Begründung des 
Anspruchs nachweisen, dass in diesem Sinn hier dem Gesch&ftsherm 
selber die Leitungspflicht oblag, was an und für sich aus seinem Ver- 
hältnis zu seinen Angestellten sich ergeben muss. Aber auch wo eine 
Lettnngspflicht gegeben ist, kann diese nach Mass .und ümfang Ter- 
schieden sein. Der Massstab ist aus der Verkehrsanschauung und den 
besonderen Umständen des Falles zu entnehmen. Konnte die Verrichtung 
einem Angestellten (Polier) zur völlig selbständigen Ausführung an- 
vertraut werden, so liegt der Fall des § 831 Abs. 1 B.G.B, überhaupt 
nicht vor, Ton einer Pflicht zur Aufsicht spricht das Gesetz nicht. 
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Nr. 251. Entseh.. des Bentsehen Belelugerlelits. 
7. Civil-Senat. Vom 5. Dezember 1902. 

(D. Jiir.-Z«ttg. Vm (tm). Nr. IL & M. Ztff. 11). 

1 13» l>rMM.niebtlli.-aflt. vm 2. Mi I87S. — § 10 Abs. 2 Eiteign.-fiM. vom II. Iiii 1874. 

Der Expropriat kann die WertherhShung In Anschlag bringen, die nach Festsetzung der 
Fluobtliai« bii zur Enteignung in Folge einer Steigerung des Baulandwerthes auch ohne 

die Fluchtlinie eingetreten wäre. 

In dem Urteil vom 1. März 1901 (vgl. Eutscli. des R.G. Bd. 48 
S. 336 ff.) war die Frage, ob in Preu.sseu bei der Enteignung von Bau- 
land zu Strassenzwecken die Entschädigung nach dem Werte zu be- 
messen ist, den die enteigneten Flächen als Bauland zur Zeit der 
Fluchtliuieniestsetzung besassen, oder nach dem Werte, den dieselben 
ohne die Fluchtlinie als Bauland zur Zeit der späteren Enteignung haben 
wurden, vom VII. Senat im Sinne der ersteren Alternative beantwortet, 
also dahin entschieden, dass eine in der Zeit zwischen der Festsetzung 
der Fluchtlinie und der Enteignung eingetretene Erhöhung des Bauland- 
wertes nicht zu berücksichtigen sei. Derselbe Senat hat diese Frage 
einer nochmaligen PrOfung unterzogen und ist nunmehr zum entgegen- 
gesetzten Resultat gekommen. Nach der neuen Entscheidung kOunen 
die Expropriaten die WerterhGhnng liquidieren, die bis zur Enteignung 
infolge einer Steigerung des Banlandwertes auch ohne die Fluchtlinie 
eingetreten, aho t ine Folge der allgemeinen, von der Flnchtlinienfest- 
setznng nicht beeintiu.ssten Steigerung dieser Werte sein würde. Es 
wird ausgeführt, dass § 13 des Fluchtlinien-Gesetzes vom 2. Juli 1875 
nielit auf Entziehung des Grundeigentums zu beziehen; hierauf sei 
nur das Enteignungsgesetz von 1874 anwendbar. Der Grundsatz des 
§ 10 Abs. 2 des Gesetzes sei nicht nur bei AVcrterliöhungen, sondern 
auch bei Wertverminderuugen anzuwenden, die das Grundstück durch 
die „neue Anlage" erfalue. Es müsse daher überhaupt (nicht bloss 
für die Vergangenheit j au.sser Betracht bleiben, dass durch die Setzung 
der Fluchtlinie die Bebauung des künftigen Strassenlands unmöglich 
werde und demgemäss der Wert zur Zeit der Enteignung ohne Be- 
rücksichtigung dieses Umstandes entschädigt werden. Es seien aber nur 
Wertveränderungen zu berflcksicbtigen, die in keinem ursächlichen Zu- 
sammenhang mit der neuen Anlage stehen, und dabei davon auszugehen, 
dass Fluchtlinienfestsetzung und Ausführung der Strassenanlage als ein 
einheitliches Unternehmen anzusehen sei. 
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Nr. BntselL des Bezirksgerichts f Qr Handelssachen In Wien. 

Vom 16. Dezember 1902. 

(Allgaau. T«r.-ABi. xxu. Nr. is. s. m.) 
I. Wenn der Transport ausschliesslich auf den Strecken einer und derselben Bahn 
ausgeführt wird, kann gegenüber dem Begehren um nachträgliche Anwendung einer 
billigeren als der der Eisenbahn gewählten Abfertigung nicht die Ausnahme Z. I 
dar ZsMtibMthMioiig XVII tu § 61 Bttr.-R«|L alsiawMdtt wtrdtn. 
II. Zsn Bof rW „tmtpMlfearMlitlito Straaka**. 

Zosatzbestimmung XVn, Z. 1, zn § 51 Betr.-Begl. bestimmt aller- 
dings, dass die nachträgliche Anwendung von Aosnahmetarifen ond 

Frachtermässigungen, welche nicht fttr die ganze transportbercchtigte 
Strecke jener Eisenbahn, von weicher sie gegeben sind, Oiltigkeit haben, 
nicht beansprucht werden kOnne. Wie jedoch aus dem AusdruclLC 
„transportberechtigte Strecke" sich ergibt, kommt die Ausnahme- 
bestimmung; Z. 1 nur dann zur Anwendung, wenn das Fraclitgut Uber 
die Linien zweier oder mehrerer 13ahnen jjelit, und wenn die Bahnen 
fQrdie in Betracht kommende Relation einen direkten Tarif erstellt haben. 
An sich sind nämlich alle Strecken einer eröffneten Bahn transportberech- 
tigt; e.s kann aber zwischen mehreren Bahnen vereinbart werden, dass 
für eine gewisse Relation nur bestimmte Strecken zum Transporte zu- 
gelassen werden. Fiiv den Fall einer solchen Vereinbarung ist durch 
die Ausnahmebestimmung Z. 1 der Zusatzbestimmung XVII normiert, 
dass nicht die nachträgliche Anwendung lokaler Frachterm&ssiguugea 
für die einzelnen Teilrelationen der von der Sendung durchzogenen 
Strecke beansprucht werden kann. Vorliegend kann von einer transport- 
berechtigten Strecke von beteiligten Eisenbahnen nicht die Bede sein, 
weil der ganze Transport ausschliesslich nur auf den Linien der be- 
klagten Bahn ausgeführt wurde. Da somit die Ausnahmebeatinunmig 
Z. 1 hier nicht zur Anwendung kommen kann und die Beklagte einen 
anderen Qrund für ihre Weigerung, nachträglich die vom Kläger begehrte 
billigere Abfertigung zu gewähren, nicht angeführt hat, so erscheint 
das Begehren des Klägers zufolge Zusatzbestimmung XVII Einleitung 
begrfindet. 

Nr. S53. Entsch. des Deutschen Reichsgerichts. 
7. Givil-Senat. Tom 16. Dezember 1902. 

(Sataolu d. RalehaBW. L Ctrlli. Bün, aiM.) 
Ist bei der Enteignung einer Parzelle, die infolge ihres Zusammenhanges mit dem 
Restgrundstuclc als Bauland zu bewerten ist, die Entschädigung lediglich nach dem 
Durotaschnittswert des Quadratmaters, oder aaoh dom Verhältnis des Wertes dos ganzen 
graadtHoks n im 4n RaatfriBistlcfca le anstttaln? Aaraalnmi dar Vartalif iaa 
Oiteraahaiaaa aif Aa Eilaaliällimi? Praaaa. Ealalimaiagaaalt vaa II. Jial 1874 |8. 

Der Angi'iff ist nicht durchgreifend, dass der Berufungsrichter zu 
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Uuieclit die Aiireclujung der dem Kläger durcli das Unternehmen er- 
wachsenen Vorteile auf die zu gewährende Entschädigung versagt habe, 
insofern diese Vorteile auch den nicht von der Enteignung betroffenen 
Grundstücken durch die Strassenverbieiterung zukommen. Die Frage 
der AniecliDung der durch die Enteignuug dem Eigentümer zuiliessenden 
Vorteile anf die dnreh den gleicben Eiogriff tewirictmi Naditeile ist 
sehr bestritten. 

VgL die üebersicht bei Oettmann, Die Vorteilsanagleiehang beim 
Schadensersatzanspnich, Berlin 1901, § 17 158 ff.; femer Bger, 
Kommentar znm Enteignnngsgesetz 2, AvL Bd. 1 S. 261—273. 
AUein die Ifeinnng, dass anch der allgemeine ans der Anlage fttr 
die Grundstücke der Gegend entspringende Wertsawachs von der Ent- 
schädigung zu kürzen sei, ist nnr vereinzelt vertreten. Das ßeichs- 
gerichti V. Civilsenat, insbesondere hat sich in dem auch vom Berofongs- 
riditer angeführten Urteile vom 9. November 1887, 

Gruchot, Beiträge Bd. 32 S. 714, auch abgedruckt in den Eisen* 
bahnrechtlicheii Entscheidungen Bd. 6 S. 229, 
dahin ausgesprochen, dass eine Kompensation der Vorteile mit den 
Nachteilen der Enteignung unzulässig sei, sofern es sich um Vorteile 
handle, weU lic allen Anliegern, auch den nicht enteigneten, in gleichem 
Masse zu gute kommen. Jener Fall betraf ebenso, wie der gegen- 
wärtige, eine Enteignung zum Zwecke der Strassen Verbreiterung, und 
es liegt kein Anlass vor, Ton dem aufgestellten Grundsatz abzugehen 
and die Entscheidung der vereinigten OiTilsenate einznliolen. Er recht- 
fertigt sich durch die Erwägung, dass es nicht der Absieht des Gesetzes 
entspi'echen kann, die nicht enteigneten BägenUkmer Tor den enteigneten 
dergestalt su begünstigen, dass jene den Nutzen des Unternehmens 
umsonst genlessen, diese ihn aber bezahlen müssen. Jn dem Urteile des 
Beichsgerichts vom 18. April 1889, 

Entsch. des R.G. in OiTÜs. Bd. 44 S. 287, 
ist die Frage der Vorteilsanrechnnng bei den Ersatzansprüchen der 
Strassenanlieger entschieden und ausdrücklich gesagt, dass, wenn sie 
hier bejaht werde, damit nicht der für das Enteignungsrecht geltende, 
oben bezeichnete Grundsatz beseitigt sei. Es erhellt nun im vor- 
liegenden Falle nicht, dass durch die Sfrassonverbreiternng und die 
dadurch geschaffene Mitglichkeit des HiilierbaiuMis nur das Restgrund- 
stlick des Klägers oder dcch nur die Kestgrundstücke der infolge der 
neuen Fliu'litlinie enteigneten Besitzer eine Wertsteigerung erfahren 
haben, und nicht vielmehr auch andere, von der Enteignung nicht er- 
fasste Grundslücke, namentlich auf der gegenüberliegenden Strassenseite. 
Der Berufangsrichter hat durch den Hinweis auf das erwähnte Urteil 
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des Beicbsgerichts zu erkennen gegeben, dass die vom Sacliyerstftndigen 
als Wirkung der neuen Anlage bezeichnete WerterliShung, wie in 
dem dort entschiedenen Falle, nicht in den besonderen Verhältnissen 
des Grandbesitzes des Klägers, sondern in der allgemein einge- 
tretenen besseren Äusnutzungsfähigkeit des Baulandes begribidet sei. 
]>e8halb ist mit Recht die Bewertung des Bestgrundstttcks unter 
Berflcksichtignng der Strassenverbreiterung ausser Betracht geblieben, 
und damit das unannehmbare Bi^ebnis vermiedeUf dass der Kläu^er 
Uberhaupt keine Entschädigung für die abgetretenen Zellen zu bean- 
spfucben hätte. 

Der Berufimgsrichter geht aber noch weiter: er billigt tlera Kläger 
einen Durchschnittspreis von 99 M. für das Quadratmeter zu, obwohl 
das Restgrundstück, auch abgesehen von der neuen AnlaLre, 
nach der Scliiltzung des «Sachversländigen einen Wert von 50 7CK) M. 
hat, und daher der Unterschied zwischen diesem Wert und dem Werte 
des ganzen Grandstück^ nur 12 700 M. beträgt. Hierin kann dem 
Berulungsrichter nicht gefolgt werden. Die vollständige Entschädigung, 
die nach § 1 des Enteignungsgesetzes vom 11. Juni 1874 dem Eigen- 
tümer fQr die üntziehung des Grundeigentums zu tdl werden soll, 
besteht nach § 8 Abs. 1 daselbst in dem vollen Werte des abzutretenden 
Grundstücks. Der Umfang der Ersatzpflicht wird danach durch den 
objektiven Wert des enteigneten Grandsttteks, wie er sich durch dessen 
Benutzbarkeit in der allgemeinen Verkehrsanschauung bestimmt und in 
dem Verkaufspreise zum Ausdruck gelangt, begrenzt. Für den Fall 
der Teilenteignung wttrde Jedoch dieser Massstab, insofern er nur den 
Wert des abzutretenden Grundstücks in Rücksicht zieht, zur voll- 
ständigen Entschädigung des Enteigneten nicht ausreichen. Der Abs. 2 
des § 8 a. a. 0. lässt deshalb die Berücksichtigung des Umstandes zn, 
dass es sich um einen Teil handelt, der aus dem Zusammenhange mit 
einem grösseren, aus dem Grundbesitze desselben Eigentümers gebildeten 
Ganzen gelöst wird. Der Wert, den der Teil als solcher im Hinblick 
auf seinen Zusammenhang mit den übrigen Teilen besitzt, soll dem 
Eigentümer vergütet werden. Die Schranke ist aber gemäss dem 
Grundprinzip des Enteignungsrechtes zu ziehen, dass dieser Wert nicht 
höher zu bemessen ist, als die Summe der Nachteile, die dem Eigen- 
tümer dadurch erwachsen, dass ihm sein Grundbesitz durch Abtretung 
eines Teiles verkleinert wird. Hehr als vollständige Entschädigung, 
als die DiiFerenz zwischen dem Vermögensstande vor und nach der 
Enteignung, kann der Enteignete in keinem Fall erhalten. Es wird 
also der Wert des ganzen Grundstücks mit dem Werte des Best- 
grundstttcks bei Unterstellung der möglichsten Ausnutzung beider, 
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jedocli ohne Rücksicht anf die dem letzteren durch das Unternelimen 
zutiiessenden allgemeinen Vorteile zu vergleichen sein, und der Unter- 
schied beider Werte regelmässig den Betrag des Verlustes ausmachen, 
deu der Eigentümer durch die Eüteignunu- erleidet. 

Vgl. Eütsch, des R.G. in Civils. Bd. 32 S. 353. 
Ergibt sich bei dieser Yergleichung, dass der Bestbesits einen yer- 
hftltnismSssig höheren Wert bat, als das ganze Grondstflck, so würde 
tine BnrchschnittsBchfttznng für das Quadratmeter der Sachlage nicht 
entsprechen and dem Eigentümer eine Summe zuwenden, welche die 
durch die Enteignung erlittene VermOgenseinbnsse übersteigt. Wenn 
der Bemftangsrichter die Berücksichtigung jenes höheren Wertes deshalb 
für nnstatthaft erklärt, weil er sich aus der Abtretung ergebe, so 
trifft dies nicht zu: das RestgrundstQck ist ohne die enteigneten 
Parzellen, aber nicht ei'St infolge der Ahtretnng dergestalt be- 
baanngsfähig, dass es den angegebenen Wert darstellt. Von einer 
unzulässigen Vorteilsanrechnnng kann keine Rede sein. Lediglich der 
Wert der verlorenen Fläclien, die offenbar keinen oder nur einen ge- 
ringen selbständigen Verkaufswert haben, wird nach dem Werte des 
verbleibenden Besitzes bemessen, und dies erscheint bei richtiger An- 
wendung des § 8 a. a. 0. als geboten. 



Nr. 254. Entsch. des Preuss. Obcrver>vaItuns;sgeriehts. 

4. Senat. Vom 18. Dezember 1902. 

(i'reuBs. l!lUenb.-.\rcb. iMS. Heft 8. S. 499.) 

1 4 PTMtl. Elsenlk-GM. von 3. November 1838. Lantfespollieilidio Genehmigang der 
tlt«ifeahs«eiti|6s Anlago olier WafMotormimai.' 

1. Das Eisenbahnunternehmen dient dem öfTentlichen Verkehrs- 
interesse nicht minder als der MfentUche Weg. Wenn die Anlage einer 
Wegeunterführung in einer bestimmten Breite landespolizeOieh genehmigt 
und im Einklänge mit dem genehmigten Projekte ausgeführt ist, so 
kann von einem Vei-schulden des Eisenbahnuntemebmers wegen einer 
durch die Unterführung verursachten Einengung der Strasse keine 
Rede sein. 

2. Nach § 4 des Eisenbahngesetzes kann eine Veränderung der 
zweifellos einen konstruktionellen Bestandteil der Eisenbahnanlage 
bildenden UutertUhriing nicht ohne Zustimmung des Ministers der 
ütlentlichen Arbeiten erfolgen, der darüber zu entscheiden hat, ob und 
in welcher Art die Vornalniiü dieser Veränderung erfolgen dürfe und 
welche sonstigen Bedingungen etwa an die Erteilung der Genehmigung 
zu knüpfen seien. Die Wegepolizeibehörde wird bei Fällen dieser Art 
eine von dem Mangel der Unbestimmtheit freie Anordnung nur erlassen 
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können, nacluleni sie sich über die Zu:<tininiiing des Ministers der öffent- 
lichen Arbeiten und die von diesem zu stellenden Bedingungen ver- 
gewissert hat. Gegebenenfalls muss es ihr Gberlasseo bleiben, sich vor- 
gängig ein minrateriell geuchmigtes Projekt als Unterlage für die zu 
stellende Anforderung zn beschaffen. 



Xr. äri5. Sfhli'dst^erieht Hello Entscli. des Zentral -Amts für den 

internat. Eisenhahntransport. 
Vom 19. Dezember 1902. 

(Zeltaobr. f. d. InMnat. BlMDb-Ttavsp; 30. Nr. t. 8. M-M.) 
letsraaL Uabweliik. Art. 47. Feststeilung der anteilwettM Haflpiteht mbrerer aa 

Transport beteiligter Eisenbahnen. 

1. Da man darüber allseitig einig ist, dass in Altmünsterol die 
Ladung unversehrt an die Elsass-Lothringer Bahn überging, so bleiben 
die französischen Bahnen aus dem Spiel. 

2. Es fragt sich nur, ob die Beschädiguiif^, wie sie in Worms- 
liaten festgestellt Avorden ist, erst zwischen Wornis-Hauptstation und 
Wuniis-Haten eingetreten sei, oder ob sie schon bei dem Uebergang 
auf die preussisch-hessische Bahn bestanden habe und alsdann ledifi;lich 
auf natürlichem Wege, indem die bereits aus dem Gleichgewicht ge- 
ratene Ladnng weitere und xwar progressiv nmfangreichere Zerstörungen 
darchmachte, vergrössert worden sei. Im ersteren Falle haftet die 
preossiseh-hessische Bahn allein; im letzteren Falle ist der Schaden von 
der Strecke Grenze bei Altmftnsterol bis Worms-Hafen zn tragen. 

3. Ffir den Entscheid ist nun nicht etwa die unbeanstandete Ueber- 
nähme der Ladnng, in Lndwigshafen, durch das prenssisch-hessische 
Personal massgebend. Diese üebernabme war eine bloss symbolische. 
Allerdings besass die Ijadnng keine Decke und lag offen da. Allein 
vom Erdboden aus war eine alifällige Verschiebung der Plattenreihoi 
gar nicht sichtbar oder wenigstens nicht auftUUig. Dass nicht eine ge- 
nauere Besichtigung: stattgefunden, gereicht dem Personal der prenssisch- 
bessischen Balm nicht 7.um Vorwurf. Würde der Vorbahn eine solche 
Art der unbeanstandeten Uebernahme bereits den im Art. 47 (1) 3 
vorgesehenen, sie befreienden Nachweis liefern, so könnten dann aller- 
dings nicht mehr viele Hegressstreitigkeiteii zwischen den jeweiligen 
(-rliedern einer Transpurtf^cnieiMsciialt entstehen. Die soeben angeführte 
Bestimmung des I. U. geht jedoch (»Ifenbar von einer anderen Autfassung 
der Beweispflicht aus und misst der regelmässig mehr oder weniger 
bloss ^mbolischen Uebernahme, wie sie dem Bedürfnis der Verkebrs- 
schnelligkeit entspricht, innerhalb der Transportgemeinscliafteii des L ü. 
nicht jene weitgehende Bedeutung bei. 
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4. GiHSsseren Wert fftr die Entseheidnng unseres Falles- besitzt die 
tatsächlich stattgefandene ZoUhesichtigiiDg in Worms-Hauptstation. 
Welche Bedeutung ist der Aussage des Herrn WickenhGfer beiiumeesen? 
War schon damals die Ladung ans Band und Band? Offenbar nicht 
Das Ergebnis der von dem Zentral-Amte bei Faclileateu eingezogenen 
Erkundigungen geht dabin, dass, was Herr Wickenliüfer beobachtet hat, 
eine kleine Verschiebnng und einige zerbrochene Platten, fast bei jeder 
Schiefer-Sendung vorkomme und infolgedessen von den Lieferanten in 
St. Avie reo^elmässig, so gewiss auch im vorliegenden Fall, auf je 1000 
Platten weitere 50 Stück als unentgeltliche liiucbzugabe mitgeliefert 
werden. Davon, dass der Zustand, in welelieiu die Sendung die Station 
Wornis-HatVn erreicht hat, das Ergebnis der natihlii-hen Fortentwick- 
lung des von Herrn Wickenhöfer in Wurms-Hauptstatiou wahrge- 
nommenen Zustandes bilde, kann keine Rede sein. 

5. Die in Worms-Hafen entdeckte gewaltige Zertrüinuicnnig muss 
vielmehr auf eine andere, neue, seit der Wickenhöferscben Wahr- 
nebmung eingetretene Ursache zarhckgeftthrt werden, nimlieh anf einen 
sehr starken Anprall. In welcher Weise dieser vor sich ging, ist nicht 
festgestellt. Sehr wahrscheinlich passierte der Unfall in Worms- 
Hanptstation beim Einstellen des Wagens in den Hafen-Zug unter Be- 
nfitzung des dort vorhandenen Ablaufrückenfl. 

6. Unter diesen Umst&nden muss es als bewiesen angenommen 
werden, dass der Schaden ausschliesslich auf der preussisch-hessischett 
Bahn entstanden sei und dass somit die gemäss Art. 47 (1) 3 I. U. er- 
hebliche Behauptung der Vorbahnen, der Schaden sei auf ihrer Strecke 
nicht entstanden, anf Wahrheit beruhe. 



Nr« Entseh. des Preass. Oberverwaltnngsgerichts. 

2. Senat. Vom 19. Dezember 1902. 

(ProUHB Vorw Hl XXIV Kr. 30. S 465) 

Betriff einer für sich bestellenden Eisenbahnbetriebsstätte im Sinne des ^ 35 d«« 
Preuss. Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893 (G. S. S. 152). 

Nach den Materialien des Kommuualsteuernotge.setzes vum 21. Juli 
1885, dessen Bestimmungen für den § 35 des Komm.-Abg.-Geä. vom 
14. Juli 1893 vorbildlich gewesen sind, sollten mit dem Begriffe einer 
für sich bestehenden Betriebsstätte einerseits solche Anlagen getroffen 
werden, „die mit den dem Öffentlichen Gebrauche dienenden Anlagen 
verbunden sind und einen besonderen gewerblichen Charakter haben''. 
Andererseits sollten aber davon ausgeschlossen sein dicijenigen- Ein- 
richtungen und Anlagen des Eisenbahnbetriebs, in denen nicht ein Teil 
dieses Betriebs selbst&ndig erledigt wird, deren Aufgabe vielmehr nur 

Bger, mnnlMüiaroehtltah» BatieheldaafW XiX. 23 



Digitized by Google 



354 Kntscb. des Zentral-Amts für den intemat. Eisenbahntransport v. 19. Dez. liK)2. 



darin besteht, der DnrcbfOhrang und Sicherung der Zttge zu dienen. 
Es kann daher aosser der freien Strecl^e anch Bahnwirterhinsem, 
Wftchter- ond Blodutationen nicht die Eigenschaft für sich bestehender 
Betriebsstätten znerlcannt werden, während dazn z. B. Oasthöfe, Speicher, 
Magazine gehören, die zwar als ZnbehOr des Eisenbahnbetriebs vnd fftr 
Rechnung des Eisenbahnnntemebmers yerwaltet, aber doch den eigent- 
lichen Eisenbaliiianlagen nicht zugezählt werden. Auch eine Hafen- 
anlage, die dazu bestimmt ist, die Vermittelung zwischen einem Kanal 
und der Eisenbahn herzustellen, kann nach dem zuvor angegebenen 
Unterschiede eine f&r sich bestehende Betriebsstätte des Eisenbahn- 
betriebs sein. 

Nr. S57. Sehledsgerichtllehe Eiitsch. des Zentral-Amts für den 

intemat. Eisenbahntransport. 

Vom 19. Dezember 1902. 

(Zeltsclir. f. d. Internat. Eiseiih -Transp. XI. Nr. 2. S. 51,52 i 

lateraaL Uebereink. Art. 47. Feststeilyng der ausschlieMlichen Haftpflicht einer vob 
üsbrsrss m Trastpsrl bsttlliilii EiMifeabiea. 

1. Der Schaden, wie er im massgebenden Augenblick, nämlich in 
demjenigen der Versteigerung, vorlag, ist dadurch entstanden, dass 
erstens der eine Boden oder Deckel des Fasses in Stflcke ging und 
herausfiel, sowie einige Danben des Fasses verletzt wurden, worauf 
das Salzwasser gänzlich auslief, die Champignons der Luft ausgesetzt 
waren und einzutrocknen begannen, zweitens während der Zeit vom 
13. bis 20. Oktober 1900 alle und jede Massnahme, vorerat zor Ver- 
hütung einer Schädigung des Fassinhaltes und hernach zur Vermeidnng 
grösseren Schadens, unterlassen wurde. 

2. Sämtliche Bahnen der Transportgemeinschaft sind darin einig 
gegangen, dass diese die Verantwortlichkeit für den Unfall zu tragen 
verpflichtet sei, weswegen der Partei der Schaden ohne Anstand ersetzt 
wurde. Und mit Recht; denn nach den vorliegenden Erhebungeo be- 
fand sich das Fass nicht in schlechtem Zustande. 

3. Der Unfall hat sich waliisciieinlich in Marnheim, jedenfalls aber 
nach dem Abgang des Gutes ab Kaiserslautern und vor dem Weiter- 
transport ab Marnheim, jedenfalls also auf den pfälzischen Bahnen und 
beim Betriebe durch das Personal derselben, ereignet. Die näheren 
Vemmständnngen des Unfalls sind nicht ermittelt Doch spricht eine 
grosse Wahrscheinlichkeit dafür, dass er beim ümlad des Fasses, also 
in Uarnheim, in der Weise vorgekommen sei, dass das Fass fallen ge- 
lassen wurde, und der bei diesem Anlasse in Stücke gesprungene Boden 
oder Deckel gerade unten war. Nur bei letzterer Annahme erklärt sieh 
das vollständige Auslaufen des Salzwassers. Jedenfalls musa ange- 
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nomnton werden, (hiss irgend eiue ungehörige Beliandluug des Fasses 
den Unfall verschuldet habe. 

4. Nun hätten aber die schädlichen Folgen des Unfalls, mit Ans- 
iialuue der Zertriinunerung des Bodens oder Deckels und der Beschädigung 
einiger Dauben, ganz oder zum grössteu Teil vermieden werden können, 
wenn das Fass wieder dieM gemaeht und mit Salzwasser aufgefüllt 
worden wäre. Jede derartige Nachhilfe wurde aber vollständig unter- 
lassen, nnd so vergrösserte sich der Schaden von Stande zn Stande. 
Die Unterlassang fällt in erster Linie, gldchgfiltig, ob sich der Unfall 
schon vor oder erst in Marnheim zugetragen, dem Ladepersonal in 
Marnheim zur Last und zwar um so mehr, als der Bahnarbeiter Frank, 
der dabei war, erklärt, den Schwammfässern stets besondere Aufmerk- 
samkeit zu schenken, also ein Verständnis für die Behandlung solchen 
Guts für sich beansprucht. In zweiter Linie mnss es dem Personal 
der preussisch-hessischen Balm zum Vorwurf gemacht werden, dass vom 
Zeitpunkte der Ankunft in Pfeddersheim, 13. Oktober, nachmittags, bis 
zur Steigeiung, also bis zum 20. Oktober, nachmittags, absolut nichts 
getan wurde, um die Verniehi nii2" dis Srluulons zu verliindern. Man 
hatte, in der Persun de.s Adres^.^ateu, einen S.u hverstäiidigen in näclister 
Kälio. Wäre in dem vorliegenden Regressstreit die Entschuldigung, 
man halie eben nicht gewusst, was mit dem beschädigten Gut anzu- 
fangen sei, vorgebracht worden, so müsste sie also zurückgewiesen 
werden. Ebenso wenig könnte preussisch-hessischerseits darauf abge- 
stellt werden, dass, nachdem einmsl die Sendung in hesehädigtem Zu- 
stande angelangt war, eine Pflicht, der Vergrteserong des Sehadens 
vorzabeugen, nicht bestanden habe; denn die Mitglieder der einzelnen 
Transportgemeinschaft besitzen gegeneinander, obgleich diese keine frei- 
willige ist, ähnlich den Mitgliedern einer Sozietas oder den Angehörigen 
einer Kommunio, gewisse Pflichten, zu denen jedenfalls diejenige gehört, 
eine Schadensarsache, die im Bereich der Vorbahn zu wirken begonnen, 
Dach dem Uebergang des Gutes auf die eigene Strecke tualichst ein- 
zudämmen und ihre Wirksamkeit zu hemmen. 

ö. Der Schaden ist somit von den Pfälzer Bahnen nnd von der 
preussiseh-hessis('hen Staatsbahn verschuldet worden, zum grösseren 
Teil von jener, zum kleineren von dieser. Zu Gunsten der preussisch- 
hessischen Jiahn fällt in Betracht, dass der 14. Oktober ein Sonntag 
war und die Begleitpapiere, welche der Stationsvorstaml von Pfedders- 
heim offenbar abwarten zu sollen glaubte, bevor er liapport machte, 
erst am 16. Oktober anlangten. 

Eiue Verteilung des Schadens zu V* auf die Pfälzer Bahnen und 
zu V4 auf die preussisch-hessische Staatsbahn dürfte demnach den Um- 
ständen angemessen sein. 28* 
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Nr. 258. SeUedsgorichtliehc Entsch. des Zentral -Amte für den 

Internat. Eisenbalintransport. 

Vom 19. DezcMüber 1902. 

(Zrltsolir f rl Internat. El-ieu1>.-Triin8i). XI. Nr. 4. 8.107, 114—116.) 

Iiternat Uebereink. Art. 47. FesUtellung der astschlieeslicben Haftpflicht der Ver* 

Midbali. 

1. Mit Bezug anf die Frage, durch welche Tatsache die Zer- 
trOmmening der Spiegel Temrsaeht worden sei, gehen der bahnseitig 
anfgenommene Befand und die gerichtliche Expertise aoseinander. 
Ersterer erblickt die Schadensarsache in der narichtigen Art des Aaf- 
lads; die gerichtliche Expertise dagegen erklärt, dass aasschUesslicb 
der mangelhafte Znstand des Guterwagens den Unfall verorsacht habe ' 
and im gansen die Eisten beim Aoflad gut auf dem Wagen befestigt 
worden seien. Bei diesem Widerspruch gebi)hrt dem Befand der ge- 
richtlich bestellten Sachverständigen der Vorzng gegenüber dem ein- 
seitig durch die verordneten Eisenbahnbeamten erstatteten, und zwar 
nicht nur aas formellen, sondern insbesondere aach aus sachlichen 
Gründen. 

Es ist also als festgestellt zu betrachten, dass der Schaden objektiv 
ausschliesslich durch den mangelhaften Zustand des Wagens verursacht , 
worden sei. 

2. Ist der Absender censiert, den M.uio:el gekannt zu haben? In 
diesem Falle träfe ihn ein Verschulden und würde dieses VeischuUleu 
als mitwirkende Ursache zu betrachten sein. Naclidem sich beide 
Bahnen dahin geeinigt haben, dass dem Absender der ganse Schaden 
zu ersetzen sei, kann die Frage ohne weiteres yerneint werden. 

3. Es ist also nur noch za prttfen, ob der Yersandbahn die fest- 
gestellte Tatsache der Stellnng eines zum Transport angeeignetes 
Wagens zom Verschulden gereiche. Die Versandbaho ist, sowohl 
gegeottber der Partei als auch gegenüber den anderen Gliedern der 
Transportgemeinschaft, gehalten, jeweilen den Wagen auf seme Eignnag 
fttr den in Frage stehenden Transport gehCrig zu prüfen, und zwar in 
der Regel nicht nnr mittelst Russerlicher Besichtigung. Diese Pflicht 
zu fr« iKii iger Prüfung darf allerdings nicht zu strenge normiert, und es 
darf nicht das tatsächlich Unmögliche verlangt werden. Wenn ein 
Bestandteil des Wagens an einem unsichtbaren Fehler leidet, der sich 
der Entdeckung auclj bei gehöriger Untersuchung entzieht, wenn z. B. 

im Hülz ein verborgener Ast steckt, so wird niclit von einem Ver- I 
schulden gesprochen werden können, falls dieser Wagen dennoch be- 
nützt wird. Und wäre iin vorliegenden Falle der Wagen, auf wtdcheiii 
die Spiegel befördert wuiden, ein neuer gewesen, wäre ein Stück tles 
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Kastens des neuen Wagens innerlicli faul gewesen und der Unfall unter 

solchen Umständen eingetreten, so hätte es sidi fragen können, ob ein 
Versclinltlen der Versandbaliii aiiziuielunen sei. Hier liegt aber die 
Sache anders. Der Wagen war uti'enbar alt, und das Holz ist offenbar 
erst nach und nach, während des langen Gebrauchs des Wagens, ver- 
fault. Eiu alter Wagen bedarf natürlich sorgfältigerer Prüfung als 
ein neuer. 

Es niuss also ein Verschulden der Aufgabebahn, bestehend in nicht 
gehöriger Untersuchung des Wagens, angenommen werden. Allerdings 
ist dieses Verschulden nnr ein leichtes. Bas ergibt sich ans der Be- 
scbeinigung des Chefs der Betriebswerkstätte Stolberg. Allein genlss 
Art. 47 (1), Ziffer 1 I. U. genttgt jedes Verschulden zur Anwendung 
dieser Gesetzesstelle. 

4. Demnach hat die Anfgabebahn allein fAr den Schaden aafzn- 
kommen.' 

Nr. 359. Entseli. des Bezirksgerichts ffir Handelssachen in Wien. 

Vom 20. Dezember 1902. 

(AUgvB. Tsr.-AuL XXn. Mr.i. S.T«.) 

1, Dil lairitot § 71 Betr.-R8|l. von der Bahn aufgenommenen Tatbestandsprotokolle 
sind nur dann beweismachend, wenn die Partei sich mit dem Gutachten einverstanden 
erklärt hat und wenn gegen das Protokoll keiie Bedenken vorliegen ; im anderen Falle 

■MM ilo Biha iie (■ dBia Prttoliolle settiaHviei Ifnttlids beweitoa. 

2. AMk iü FaHe des | 85 Betr.-Regl. kann bei vorliegender Beschädignng des Buten 
Vtn der Bahn lar der Ersatz des Schadens verlangt werden, der alt der BeeoMMIgilf 

des Gutes im Zusammenhange steht. 
Der Richter hat als erwiesen angenominen , dass die Maschine 
durch das Heruntergleiten von dem Rollwagen während des Transportes 
in das Magazin in Rothkosteletz beschädigt wurde. Wenn auch von 
niemand bestätigt wurde, dass die Maschine in unbeschädigtem Za- 
stande der Bahn übergeben worden ist, so hat doch der Richter mit 
Bftcksicht anf die Aussage der beiden Bahnarbeiter T. ond P., dass 
die Maschine vom Rollwagen herabgeglitten ist, die üeberzeagung ge^ 
Wonnen, dass die Haschine tatsftchlich darch diesen Fall beschädigt 
warde, zonal nach Ansicht des J. H., welchen die Bahn als Saehver- 
ständigen zur Tfttbestandsanbahme heizog, und des bei Gericht Ter- 
nommenen Sachverständigen F. K. dieses Heransgleiten der Maschine 
aus der Kiste und das Herabfallen vom Rollwagen wolil die Ursache 
der hier vorliegenden Bescliädigniig der Maschine sein könnte. Dazu 
kommt noch, dass die schlechte Besciiaffenheit der Kiste, falls dieselbe 
schon bei der Aufgabe gesprungen oder sonst beschädigt gewesen wäre, 
bei der Aufgabe hätte bemerkt werden müssen , was aber von Seite 
der Beklagten nicht behauptet wird. Die Höhe des dem Kläger von 
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der Bahn za leistenden Ersatzes war gemäss § 83 und 85 Betr.-Regl. 
za tiemessen, da mit Rücksicht darauf, dass eine Deklaration des In* 
teresses stattgefunden hat, dem Kläger auch der über den § 83 hinaus- 
gehende Schadenersatz zu leisten ist. Somit waren nicht bloss der 
Wert des Gutes zur Zeit der Beschädigung, sondern vielmehr die Be- 
träge, welche die Wiederherstellung des (Jutes erforderte, zu ersetzen. 
Jedoch kamen nur jene Beträge in Betracht, welche aus der von der 
Bahn zu vertretenden Beschädigung selbst sich ergäben. 

Nr, Wf^, Entseh. des Bayrischen Oliersten Landesgerlehts. 
Vom 22. Dezember 1902. 

(Dm BMbt. Jalus-TU (1908). Nr.«. B.n. Wt.m,) 
§ 823 B.G.B. Wenn die Gemeinde einen Weg fQr den 'dfTentlichen Verkehr bestimmt 
und eingerichtet hat, so ist sie verpflichtet, ihn in zweckentsprechendem Zustande zu 
iinterhalten und die Vorkehrungen zu treffen, die zur Sicherheit des Verkehrs er- 

MtrllQh tlni. 

Eb tnBl hier der gleiche Bechtsgrand zn, aus dem der Hausbesitzer, 
wenn er einen Verkehr in seinem Hanse herstellt, ftti* die Sicherheit 
des Verkehrs za sorgen hat (Entscheidnngen des Beichsgerichts in 
Givilsachen Bd. 33 S. 229; Jur. W. 1898 S. 85 Nr. 63, 1901 S. 143 Nr. 12 ; 
Samml. von Entsch. u. s. w. Bd. 13 S.604, Bd. 17 8. 110). Die Gemeinde 
kann einen Öffentlichen Weg auflassen, aber solange er dem Verkehre 
dient, muss sie ihn nnterbalten, nnd wenn durch Versäumuug dieser 
Pflicht ein Schaden entsteht, so ist sie ersatzpflichtig. Die Nicht- 
beachtung dieser öffentlich rechtlichen, den Scliutz von Personen be- 
zweckenden Vorschrift vei]>flichtet zum Schadensersatz. Es kann aller- 
dings nicht verlangt werden, dass stets gegen jede nur denkbare Ge- 
fahr Vorkelirungen getroffen werden miissen: es ist darauf zw sehen, 
was nach vernünftigem Ermessen und nach den urtliclien Verhaltni.»<sen 
erforderlich ist (Jur. W. 1900 S. li;4 Nr. 38). Die Gemeinde hat nicht 
nneingeschränkt für die Entdeckung unbekannter Mängel zu sorgen, 
sondern sie hat nur mit gehöriger Sorgfalt sn pr&fen, ob unbekannte 
Milngel za yermnten sind. Wenn bei Glatteis rechtzeitig Sand gestrent 
wordOf der Sand jedoch von den nachfolgenden Fuhrwerken immer 
wieder in den Schnee bineingedrOckt wurde, so wttrde das Verlangen, 
dass die Gemeinde streuen lassen mnss, so oft es n6tig ist, die An- 
wendung einer fortgesetzten gesteigerten Aufsicht ganz ungewöhnlicher 
Art, die kaum durchffthrbar ist, zur Pflicht machen. Durch Saudstreuen 
einen Trottoirstreifen herzustellen, ist die Gemeinde nicht verpflichtet, 
wenn der Weg kein Trottoir hat; es besteht oben für den einzelnen 
kein subjektives Recht auf eine bestimmte Einrichtung oder einen be- 
stimmten Zustand eines öffentlichen Weges. 
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18. 

Zur Tiouest<»ii Praxis des <lsterrelclifs(*lioii Haftpfllchtrechtcs. 
(> ersc'liuldcu des Bcschl{<Iiä;teii - liOlior«' («owult — 8€limcrzeu8geld.) 

Von Dr. jur. R. Latka in Prag. 

War es schon lange ein offenes Geheimnis derjenigen Kreise, welche sich 
mit der Keclitsprechnnp in Haftpflichtsurlien beruflich zu iH'scliäftigen hatten, 
dass es Leute gibt, welche Vdvknmiiinissr im Balinbctriclio , die nicht einmal 
als Unfälle bezeiclinet werden küuuen, geächiiftlicli auszunützen verstehen, so 
ist die Überzeugung hiervon dnrch zwei der jüngsten Zdt aBgehOnoda Pabli- 
kaüoiieii in wdtere Kreiae getragen worden — ond xwar dnreh den- Vortrag, 
den OberlaadeageTichtarat Dr. B. v. Nenmami-Eetenreieh am 11. Deaemlier 1901 
in der Wiener Juristischen Gesellschaft „über die Bemessung des Schmerzens- 
geldes" hielt (Jurist. Blätter Nr. 50 ox 1901), und durch den dankenswerten 
Vortra-r dos Chefarztes Dr. Grussmann „ Uber die Ersatzansprüche an die 
Eisenliahutn auf Grund der llaftpHicht- und Unfall -Versiehernngsgesetze", 
gehalten am lü. November 1901 im Klub österr. Eisenbahn-Beamten in Wien 
(abgedmckt In der Beilage snm Verordnungsblatt f. Eisenb. n. ScbUt Kr. 149 
ex 1901). Li^ daa Schwergewicht dea ersterwähnten Vortragea in der 
Nachweisong, wie aehr aich im Laafe der Jahre die Bewertung kSrperlicher 
Verletzungen bei Bemessung des Schmerzensgeldes zu Ungunsten der- Bahnen 
verschoben habe (es ist nicht ohne Bedeutung, dass Exz. Dr. Steinbach in 
der sich an diesen Vortrag anschliessenden Diskussion für notwendig hielt, zu 
betonen, ein gebrochener Arm dürfe kein Tretfer sein), — so scheint uns im 
rweiterw&hnten Vortrage die Eonstatierung die grösste Beachtung zu ver^ 
dienen, «daaa man in ematen Kreiaen offen davon aprieht, ea werden bd 
nna Sdulm abgebalten, In denen die Lente •nnteniehtet werden, wie aie die 
traumatische Neurose zu simulieren haben". 

Es hat nun den Anschein, dass man in den massgebenden Kreisen doch 
zum Bewusstsein gekommen ist, dass die unter den Sclilagw^rten .sozial- 
politischer Zug, Kecht des Schwächeren" u. s. w. sich bergende Berücksiclitigung 
eines zum nündesten unlauter zu nennenden Voi'gehens einzelner geeignet sei, 
den alten Spruch vom summnm jus, summa injuria aneh in dieser lUchtong 
znr Geltang m bringen; neneate Entacheidongen dea oberaten Oerichtahofea 
legen den Gedanken nahe, daaa diese oberste Stelle den Übertreibangen, wie 
sie zum Schaden reeller Ansprüche einzelne sich zn Schulden kommen lassen, 
Einhalt zu goliieten gedenkt. So interessant es wäre, in dieser Hinsicht alle 
neue Entscheidungen, aus welchen ein Ali-then von bisher zu Ungunsten der 
Bahnen festgehaltenen Grundsätzen durchblickt, Revue passieren zn lassen, 
so verbietet sich dies hier ans Rücksicht auf den Kaum, und nur drei Ent- 
acheidangen sollen hier amn Bewelae der obigen Behauptung ErwShnnng finden. 
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Zwei vom ihnen betreffen die aach in diemr Zeitoclirift schon besprochene ') 

Frapo, Avip sich mit Eflckßiclit auf das iiositive Ortorreichischc Haftpfliclitrecht 
die Kechtsiiicclinnir zn körperlichen Verletznnp^en von Kindern und ihnen 
pleichzuhaltciulen Unznrfrlmnnirsfähifren zu stellen habe. Die in dem be- 
zogenen Aufsatze vi>n Dr. Tilsch zitierte Entsclieidung; des Oberston Iterielits- 
hofes vom 28. November 1899, Z. 13. 3i5U, war von dem Gesichtspunkte aus- 
gegangen, im Falle der Yerletznng eines nnmttndigen Kindes kftmie dch die 
Bahn mit Erfolg auf keinen der drei dnrch das österreichische Haf^^cht- 
gesetz gegebenen Befreinngsgrunde bemfen. Diese Anffassnng hat inzwischen 
in doppelter Riebtang eine Korrektur erfahren. Einmal wurde durch die 
Entscheidung vom 2. Mai 1901. Z. 3711, Verordnungsblatt f. Eistnb. u. Srhiff. 
Nr. 42 ex 19(»1, der Standpunkt verlassen, als sei der dritte Betreiun•r^^;^rund 
des HaftpÜichtgesetzea , das „Verschulden des Beschädigten", im subjektiven, 
im ffiane Y(m zoredienbarem Yerschnlden an begreifen. In dieser Entscheidung 
erlcUrt die iiSchste Instanz, dass «es fOr die Ent8«Aeidang der Sache toU- 
koamen gleichgültig ist, ob das schnldbare Verhalten des EUgers an sich an 
entschuldigen ist oder nicht, zumal objektives Verschulden, d.h. ein für 
den erlittenen Unfall kausales Verhalten des Be.schildigten genügt, um die 
beklaiite Dahn von der ilaftptliclit zu befreien'^. Die aus dieser Begründung 
für Verlctzungsfälle Unzureclmungsfälüger abzuleitende Konsequenz ergibt sieb 
von selbst. 

Die obige Entsdieidnng vom Jahre 1899 hatte aber aach den Haitiinga- 
ansschliessnngsgnmd des unabwendbaren Zufalles (vis m^jor — höhere Ge- 
walt) als für FSUe der Verleteung nnznrechnnngsfKbiger Personen nicht an- 
wendbar erkannt. In dieser Beziehung findet sich die Korrektur in dei Hhit* 

scheidunir des Obersten (ierichtshofes vom 28. Jünner 1902 7. (iTJ, in deren 
Begründung ausgeführt wird: .Hin l'/j Jahre altes Kind, oline alb> .\ntsicht 
gelassen, begibt sich auf die mit dem Schranken abgesperrten Öcliienen knapp 
vor dem anfahrenden Eisenbahnzuge und wird überfahren und körperlich 
schwer verletzt Der Zug fiUnrt nicht schneller, als er fahren sollte, es ge- 
schah alles, mn den Zug vor dem Kinde auf anhalten, und nur diesem Vorgehen ist 
es zuzuschreiben, dass das Kind nicht getötet, sondern nur seitwärts geworfen und 
schwer verletzt wurde. Die Balinunternehniung bezw. ihre Bediensteten konnten 
nicht voraussehen, dass ein gänzlich unbewachtes Kind kurz vor .Ankunft des Zuges 
sich auf die Schienen setzen werdf, für die rnternehmung war die Kreiguung 
ein nnabwendbaier Zufall. Allerdings kimnte eingewendet werden, dass wegen 
der ItOglidikeit, dass Wahn- oder BlSdsinnige oder Kinder tarota der Schranken 
auf die BahngeMse gelangen kOnnen, die ganze Bahnstrecke besser gewahrt« 
etwa durch Mauern oder Einzäunungen rechts und links abgeschlossen werdoi 
sollte, allein vorerst wilre es fraglich, ob Mauern oder andere Einzäunungen 
für Wahn- oder Blödsinniire oder Kinder wirklich ein nicht zu bewältigendes 
Hindernis bilden würden j ausserdem ist zu erwägen, dass derartige, gewiss 

*) Tilscb, Bd. XVIII S 284 ff., S. 878 IT ; vergl. auch meinen Anfsats .Die Haflaag 

der Eisenbahnen bei Tötung und köriM-rÜrlier \ i rlctznng von rnznrechnungsfKhigm', 
Zeitung des Ver. Deutscher Eisenbahnvcrwultungen Xr. 38. vom J. 1902. 
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Suserst kosfa^elige, ansserordentliche Hassregeln durch die Gesetze den 
Bahnverwaltnngen nicht anferleprt sind, im Gegrentcile die Vorschriften sich 
mit geringeren, gewöhnlichen Sichcrunprcn be|rnü<,^on; weiter soll nicht un- 
erwähnt bleiben, dass hei dem trcstei^rerten Verkehre der Jetztzeit durch 
Dampf and Elektrizität nicht nur auf Seite der Bahuunternehmungeu, sondera 
«ooh auf Seite der BeT51keniiig eine den gesteigerten VerlcehrsbedHrfaiaeen 
entepredieiide grossere Yordcht, liier insbesondere auf Seite der Eltern ond 
anderen AnMchtsperscMMn die ErfUlnng ihrer geeetalichen Anldelitq^üclitt 
gefordert werden kann. Endlich ist hier noch das Gesetz vom 81. Dezember 1894, 
Nr. 2 I? r; Tll. ex 1895, üliei r)ahnen niederer Ordnung zn >ierufen. Dieses 
Gesetz gestattet Unitrantr zu nehmen von den sonst angeordneten Sicherheits- 
vorkehrnngen, so dass es bei denselben Wächter und Schranken nicht gibt, 
das zitierte Gesetz geätattet im Art. XXII ,die tanlichste Erleichterung und 
VerwoUfeUiing des Banee nnd der Betrie1»dnrichtiingen'. Soll dieses spfttere 
Gesetz mit dem MliereB vom 6. MSns 1869, Nr. 27 B.6.BL, in Einklang 
gebracht werden, so kann die Anordnung des § 2 des letzteren, betreffend 
den „unabwendbaren Zufall" , nicht in die llussersten Eonseqnenzen der Ab- 
wendbarkeit aller möirlichen ZufUlle geführt werden, wodnrch ja .Kleinbahnen". 
Traniwaylinien mit I>amiit- oder elektrischem Betriebe trotz gesetzlicher (ie- 
Btattung geradezu unmöglich wären. Alle diese Erwägungen führen dahin, 
den , anabwendbaren Znfidl' des dtlerten § 2 des Geseties Tom 6. lOn 1869 
in der dem Leben, dem gewöhnlichen Betriebe der Bahnen entsprechenden 
Aaslegung anfanfassen nnd ni^ wegen der NaddMf keit der Eltern oder 
Knratoren ansserordentliche Vorkefarnngen von den Baknnntemehniungen zu 
verlangen , bezw. denselben wesren Unterlassung ausserordentlicher Vor- 
kehrungen Ersatzleistungen aufzutiagen". Kinei' andern ^laterie gehört die 
dritte Entscheidung an, die wir hier in diesem Zusammenhang erwähnen 
wollen, üuterm 9. Juli 1902, Z. 7. 498, Verordnungsblatt f. Eisenb. nnd 
Schiff. Nr. 7 ex 1903, hat der Oberste Gerichtshof in Betreff eines Anspraches 
anf Schmersensgeld erkannt, dass nach der aasdrttckUchen Bestimmnng des 
§ 1326 a. b. G.B. dn solches nnr bei Verletanngen an dem Körper gefordert 
werden könne. Da der Elnger festgestelltermassen bei dem Eisenbahnunfalle 
aber körperlich nicht verletzt worden sei, weiters die bei ihm konstatierten 
Leiden auf seine anderweitige Erkrankung zurückzuführen seien, und endlich 
die durch den Eisenbahnunlall hervorgerufenen, aus seiner anderweitigen Er- 
krankung resultierenden Beschwerde, weU unter den Begriff körperliche 
Verletzung nicht snbsnmierbar, dm Anspruch anf ein Schmerxensgeld nicht 
an begrOnden vermögen, sei dieser Anspruch snr Gttnze abzuwdsen. — Das 
Gericht erster Instanz hatte als erwiesm ariLzi nommen, dass der Kläger in- 
folge des heftigen Schreckens über den Eisenbahnunfall eine (Temütserschütternng 
erlitten habe, als deren Fol«re eine jedoch nur sehr leichte Neurose aufgetreten 
sei : von eigentlichen Schmerzen könne nicht ge-sprochen werden, es seien viel- 
mehr nur sogenannte psychische Qualen, von denen beim Kläger die Rede 
sein könne. Aus diesen Erwägungen hatte die erste Instanz statt der ge- 
forderten 16000 E. einen Belarag von 2000 E. als Schmerzensgeld fftr an* 
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gemeasen erkannt. Der Gwiditailiof zwdter Instuus eraehtete dem lagesproeheiieii 
Betrag fBr vollkommen angemessen, da, wenn Kläger anch änssere Ver- 
letzungen niclit erlitten habe, docli auf den qualvollen psychisclien Zustand, 

in velcliem er sich Viefnnden haV)e, trebülirend Rücksicht zu nehmen ppi. 

Die Vteiilen unteren Instanzen hatten sich also von der als herrschend 
zu bezeichnenden Anschauung leiten lassen, welche in den Worten des § 1325 
a. b. O. B. «... an aeinem Körper verletst,* kein ffindemia findet, auch 
eine StSnng des seeliachen Zustandea ^ea Henaclien, die nicht die Folge 
einer ftneseren, aoTnattaehen Einivirknng ist, als kSrperliche Yerletmng tamor 
sehen (vergl. z. B. 0. G. H. 20. IX. 1887, Roll 22 ex 1887, wo ein aus einem 
erlittenen lieftifren Schrecken abfreloiteter Ersatzanspruch anerkannt wurde, 

11. 10. VI. 11)00, Höll 46 ex n)U(), wo eine infolge des ausgestandenen 
Sclueckens eingetretene traumatische Neurose als Begründung eines hohen 
Sehmerzensgeldauspraches anerkannt wurde — die äasseren Verletzungen 
fielen im letzteren Falle nieht Ina Gewicht — ; femer Krasnopoleki, Staata- 
wOrterbnch I S. 361 ff.: «ESrperliche Verletcong ist SchXdigong der phyaiachen 
oder geistigen Integrität, mag diese durch unroittellNure i^yaische oder soma- 
tiache Einwirkung durch einen, durch die eingetretene oder drohende Er- 
eignung hervorgemfenen heftitren (femüt^-Atlekt (Schrecken) horbeigefiihrt 
sein", u. s. w. i. Nun wird es gewiss ziiiii iiiiude^ten :ils kontrovers bezeichnet 
werden können, ob eine solche Einwirkung auf einen Menschen, welche in 
deaaen payddaeher YM-tanng ebie Störung henrormft, nicht doch nnbedenUidi 
ala kSrperliche Verletaong angeadien werden kann. Whr glauben anch 
nicht darin die Bedeutung der dritterwBhnten Entachddnng erblicken n 
sollen, welche, lediglich von diesem Gesichtspunkte ana betrachtet, Immerhin 
als engherziges Festhalten an der Wortintorpretation bezeichnet werden 
könnte. Aber es ist soweit gekommen, dass mau den unter dem Schilde 
, traumatische Neurose auftretenden angeblichen Verletzungen ein durch die 
Erfahrung gerechtfertigtes Misstrauen entgegenbringt, und deshalb, weil die 
hier zuletzt beaprochene Entscheidung von der Beaerre Zeugnis ablegt, die 
der Oberste Gerichtshof gegenfiber dieaer Krankheit, ,aaf deren Vorkommen 
die medizinische Wissenscliaft überhaupt erst dnrch die Wiricaamkdt der 
HaftpHichtgesetzc aufmerksam wurde' (Grossmann a. a. 0.), an den Tag zu 
legen beginnt, deshalb glaubten wir sie hier hervorheben zu sollen. Und 
sidlte jemand der Anschauunu^ sein, dass eine Praxis, welche offenbaren Aus- 
wüchsen des Ilaftpflichtreciites entgegentreten will (w<dilgemerkt: offenbaren 
Auswüchsen, denn der ZnrQckweiaang berechtigter Ansprüche soll hier nicht 
das Wort geredet werden), ala nicht zu bil^gender Bfickachritt anzusebei 
iat, dann mischten wir auf das treffende Wort hinweiaen, daa wir nenlidi 
einmal gelesen haben: «In der letzten AuflSsnng fährt anch das Pabliknm 
nicht wegen des Interesses der Eisenbahnen , sondern im eigenen Interesse. 
Das Monopol der Fersonenbeförderiing ist bereits vielfadi durchbrochen' 

>) Horaetzicjr, Zur Kasaistlk des EisenbahnhaftpflichtgeaetBes, Grilnhnta Zeitschrift» 
Band XXX, 1. Heft, S. 185ff. 
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14. 

Erlischt auch t>ei frankiortoii Sondniitrcn durch die Anuahme des 
C^ntes Jeder Ansprach ans dem Frachtrertrage i 
Von Dr. Max Reindl, 

DirektionssBsessor bei der Generaldirektion der k. b. Staatseisenbahnen in liOnchen. 

Art 408 Abs. 1 des «Iteii Handelagesetebncliee hatte die Bestimmong ge- 
troffen: «Dnrdi Annalune des Gntes nnd Bessahlnog der Fraeht erlieclit jeder 
Anqimcli gegen den Frachtführer". 

Diese Bestinunung ist in der Literatur nnd in der Rechtspreclinng über^ 

wie^rcnd dahin ansjyelefrt wurden , <lasH zn iliror Anwondun«!- die BezalilnTi>r 
der Fraclit und die Annuhine dts (iute.H kmiinlativ znsamuipiitrt'ft'on müssen 
und das» dalier die Vuraasbezaiilung der Fraclit ( die Fraukieruug ) mit der 
nadi beendigtem Transporte erfolgten Annahme des Gntes die erwUinte libM^ 
iemng des FraditfOhrers nieht liabe • Znr Begründniig ^ser Ansicht hat 
man deh sowolü anf den Wortlaut des Art. 408 Abs. 1 — Annahme and 
BessUnng — als auf den der Bestimmnns: des Art. 408 zu Gmnde liegenden 
gesetzgeberischen (iodankcn — tatsiit lilioho TUllifrunpf des ansfrefnhrten 
Trans])urtcs, die nur in einer nach beendigtem Transporte erfolgten Zalüong 
liegen könne, — Ijerufen. 

In etwas anderer Form bringen nun diese Vorschrift des Art. 408 Abs. 1 
des alten H.Q.B. der Art 44 Abs. 1 des Internationalen Ueberdnkommeiui 
nnd der §438 Abs. 1 des nenen dentsehen Handelsgesetasbnchs, sowie der 
§ 90 Abs. 1 der Eisenbahn-Yerkehrsordnnng vom 26. Oktober 1899^ durch 
die Worte zum Ausdruck : „ Ist die Fracht nebst den sonst auf dem Gute 
haftenden Forderunpren lu zahlt nnd das Gut atifrenommen , so sind alle An- 
sprüche gegen den Frachtführer (die Eisenbahn) aus dem Frachtvertrage er- 
loschen". 

Es fragt sich nun, ob aneh bei dlMer vetinderten Fassung bezfiglich 
der FrankatorsoidQngen die gleiche Aoslegung, wie sie anf Grund des Art. 408 
Abs. 1 des alten H.G.B. fast einstimmig Tertreten wurde, noch zutreffe und 
demnach das fn^che Präjudiz auch jetot noch anf FraokstoraeDdungen nicht 

anwendbar sei. 

Für das int f'i nat ionale Kei-lit wird diese Fraire in Theorie und Praxis 
liättiig veruelut da der Wortlaut des § 44 Abs. 1 des intern. Ueb. 

') Hahn, Komm. z.H.fi.i; II S. 668; Puchelt, H.rj.B. II .S.ölö: Staub, Komm.z. 
H.(;.B. ö. Aufl! Anm. zu Art. -iDH: E^vr. Komm. z. Vork.-( )rdn. 1 Aufl. S.497; IJ.n.II.(i. 
Bd. 13 .S. 415, K.(i. Eisenb. Entsrh. Bd. VI S. 441), VII .S.8.')l), O.L.O. Darmstadt bei 
Eger, Entsch. Bd. XII S. 215; dagegen: Wehrmann, Frachtgeschäft S. 210. 

*) Ebrnso am-h schon der |5 !K) Abs. 1 der früheren Vcrk.-Ordn. v, l.ö. Nov. 1892. 

') Für die Bejahung haben sich ausgesprochen: Egcr, Int. L ebereink. 2. Aufl. 
8. 564; Picard, tnäU des ehem. de fer. IV 8.830; Bedarride, droit comin. de ehem. 
de ftr. :\. eol. II S. 299: (Jasra, eud. l'orrov. III S. 2!>2; Asscr. Int. (ioedcrcn-vervorr 
S. 291: (iraf. Alls; Tarif-Anz. XXI Nr. 39; Biberfcld, Sped.- u. Schirt.-Zt}i. XI Nr. 7; 
Für die Verneinung: Gcrstncr, Int. leb. S. 396 u. ,Dcr neueste ätand" ä. 122; 
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Ueb. ieUeditiliiii nur ZaUmig der Fracht erfordere, diese ZeUmiff liber ge- 
mäss Art. 12 Abs. 1 des UcbereinlcomincTi!^ sowohl dnrch den Absender bei 

der Anfirabp als durch den Empfänger bei der Ablieferung: pesclielien könne 
und es dalier mangels einer anderweitigen ausdrücklichen Vorschrift in Art. 44 
gleicligiiltig sei, welche Art der Zahlung gewählt wurde, und da femer auch 
die Absicht des Gesetzgebers nicht aaf die Notwendigkeit einer Zahlung der 
Fracht dnreh den Empfänger hinweise. 

Für das nene deutsche Recht dagegen yM in der Literatur — die 
Rechtsprechnng hat seit Erlasstmg des neuen H.G.B. zu einer Entscheidong 
über die Frage noch keinen Anlass gehabt — trotz der veränderten Fassung 
die auf Grund des Art. 408 des alten H.G.B, getroffene Auslegung aus den 
für die letztere vorgebrachten Gründen immer noch aufrecht erhalten und 
die Anwendung des § 438 Abs. 1 des neuen U. G.B. sowie des § 90 Abs. 1 
der VeiiL-Ordn. aof Fraakosendnngen daher vemdnt^). 

Weldie Anslegong ist mm die richtige? 

Bei der Entscheidung dieser Frage wird vorweg davon aassogehen sein, 

dass die Auslegung für di» internationale und das deutsche Recht nunmehr 
(»line Zweifel die gleiche sein muss, da der AVortlaut der betreft'enden Be- 
stimmungen in beiden Rechten Bich vollkonniicn deckt, der ihnen zu Grunde 
liegende gesetzgeberische Gedanke genau derselbe ist und da auch aus der 
Denkschrift zum Entwurf eines neuen Handelsgesetzbuches geschlossen werden 
Itann, dass eine Uebereinttimmnng der dentsduen Vorsduriften ndt denen des 
intemationslen Uebordnkommens in jeder Blchtnng beabdehtigt gewesen ist*). 
Die EntsdieidQng selbst aber wird m. E. daliin an treffen sein, dass § 438 
Abs. 1 des nenen H.O.B, und § 90 Abs. 1 V.O. anch anf FranltoBeodangNi 
Anwendung zu ünden haben. 

Er ergiebt sich die» sowohl ans dem Wortlaute des Art. 44 des Int. Ueb. 
und des § 438 H. G.B. bezw. des § iiO der Yerk.-Ordn. sowie aus dem ge- 
setzgeberisdien Gedanken, der diesen Bestimmongeai an Grande liegt 

Was nnSchst d«n Wortlaut anlangt, so verlangt derselbe anr, dass 



Rosenthal, Tnt. Ueb. S. 249: Schwab, Int. Teb. P. .382: Kcindl in der 7A'^. dos 
V.D.E. V. 1897 S. 101; Uilscher, Das österr.- ungut, u. das Internat. Eisenbahn- 
tcansportrecht S. 219; Binaldinl, Komm, mm tatwr. Brty.-Begl. 8. 896. Gntaehtea 
des Zentralamts in der Zcit^chr. f. d. int. Eisenbahntnuispoit VID 8. 62; Ober- 
gericht Schaf fhansen «b^rida IX S. III. 

») Staub, H.G.B. 7. Aufl. Anra. öc zu Ö. 438; Eg er, Komm. z. V.O. 2. Aufl. 8.565; 
Hertser, nmdkomm. s. V.O. S. 153, dessea AufBlmiig allerdingt nieht recht Idar 
ist; dagcgtn <"r>s;irk, Tlandolsrecht S. 445. 

*) Die Denkschrift 6.2U bemerkt nämlich : ,Im § 412 des Entwurfes O^tzt § 438) 
ist der Gmndsats des liisherigen Art. 408 des H.G.B., der fOr den Eiaenbelmverkahr 
schon mit KiU ksicht aof die entsprechende Bestimmung des Art. 44 Abs. 1 des Hemer 
Vertrages nicht aufgegeben werden kann, bt-ibehalton". Es ist hierbei auf die zwischen 
der Auslegung des Art. 408 des alten H,(i.B. und des Art. 44 .Vbs. 1 des I. Ueb. be- 
Btdiende Differenz zwar nicht Bttcksleht genommen, aber die Thatsache, dass die 
Fassung dos ^ der des Art. 44 angepasst und dass mit BUcksidit anf letzteren 
Artikel das Prinzip des früheren Art. 408 beibehalten wurde, lässt schliessen, dass eine 
Ueberetttstinmiang beider Beohte beabsiditigt war. 
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die Fracht bezahlt und dass das Gut angenommen worden ist^ von wem 
die Fneht benUt morde, ol» in Oemlmlieit des Art 12 des Ist Ueb. und 
des § 61 der Yerlc-Ordn. TOm Absender oder abtr nach Beendigung des 
Transportes Tom Empflbiger, ist naeli don Wortlaute ToIIkeaiMn f^dchgfiltig. 

Das Gesetz fordert also nnr, dass anf beiden Seiten die jedem der Kontra- 
henten anf Grund des Frachtvertrajsres obliegenden T.pistnufrPTi , niimlich 
Zahlnnp: dos Transportpreises anf der einen Seite nnd Ablietenui^ des Gutes 
auf der anderen Seite, erfüllt sind, um den Eintritt des Präjudizes zu er- 
möglichen j das8 diese Leistungen zu gleicher Zeit, Zug um Zug, erfolgt 
sdn mtlsseni wie man nach der Fassnng des Art 406 a. H.G.B. wenigstens 
mit einiger Berecfattgimg ans den Worten: «Durch Annehme des GntM nnd 
Zahinng der Fraelit'' schliessen konnte, ist aus dem jetzigen Wortlaute gewiss 
nicht zu entnehmen. Bezalilnng der Fracht auf der einen Seite und Annalime 
de.« (Tiitps anf der anderen Seite, anf welche beide Tatsachen ohne zeitliclie 
T5ezit'luuig- es nach dem jetzigen Wortlaute allein ankommt, liegen aber ebenso 
gut vor, wenn die Zahlung vom Absender schon bei der Aufgabe erfolgt ist 
nnd das Gnft dsna T<mi Adressaten angenommen wurde, als wmin beide Beehts- 
handlnngen Tom Empllinger aUein vorgenommen wurden. Wenn nun aber der 
Wortlaut einer Oesetaesltestimmung klar und deutiieh ist und insbesondere 
auch zn einer mit den Grnndsittzen vernünftiger Rechtsanschanung nicht im 
Widerspruche stehenden Auslegung führt, hat er in erster Linie zu ent- 
sebeiden; quam in verbis nolla est ambigoitas, non debet admitü voltmtatis 
quaestin. 

Wenn man sudann aber auch auf den gesetzgeberischen Gedanken, 
der den hier in Frage stehenden Bestimmungen zu Grunde liegt, zui-iickgreift, 
wird man m. E. finden, dass auch dieser auf die Bichtigkelt der soeben ans 
dem Wortlaute gewonnenen Interpretation hinwdst 

Dieser gesetzgeberische Gedanke geht ohne Zweifel dahin, dass mit der 
Besahlung der Fracht an die Eisenbahn und mit der AbKeferang des Gutes 

au den Empfänger die beiden Yertragsteilen auf Grnnd des Frachtvertrags 
obliegende Leistung erfüllt sei nnd damit das Frachtgeschlift als vollstttndig 
abgewickelt zu gelten habe , dass daher der Frachtführer und speziell der 
Eisenbahnfraclitführer, der im Hinblick auf die ungeheure Menge der von ihm 
ansgefUhrten Transporte nnd der Schwierigkeit nnd Umständlichkeit nach- 
trXglicher Schadeasfeststellnngen ein grosses Interesse daran hat, dass das 
von ihm ausgeführte Transportgeschäft sofort sur definitiTen Erledigung kommt, 
gegen jeden Anspruch ans dem Transporte regelmässig schon dann geschfitst 
sein solle, wenn eine tatsHchliche Billigung des ausgeführten Transportes 
stattgefunden hat^). Warum nun eine solche tatsächliche Billigung des aus- 



») S. auch R.O.H.(;. Bd. 13 S. 415, Staub. 7. Aufl. S. 15:^6 Iii. a. Wenn hiegegen 
Oraf im AUg. Tarif-Anzeiger 1902 Nr. 39 S. tiOl bemerkt, dass der Empfänger sich 
wohl stets ^ner deraiügeo BUlignngsalisIdit nicht bewusst sd, so ist diinmf sn er* 

widern, dass im Vorkehrslehrn von .lederinann erwartet werden d;irf iitid mtiss, dass 
er etwaige Mängel, die sich bei der £rfiUlang des Vertrages aeigen, auch beanstande 
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geführten Transpurte» in der vorbehaltlosen Annahme des Gates nar dann 
goUe gefoniea mltili kOnneD, wenn der Empfänger zagleieh mit der An« 
nähme de» Gntee die Fracht hezaJilt hat, nicht aber auch dann, wenn die 
Fracht e^in voilier Tom Absender geaiUt and dieie ZaUnngr vom Empfbiger 
dnreli Annahme dos Fraditbriefes nnd des Qntes gebilligt wnrde, ist schwer 
einzuspliPTi niitl t licnsoweni;? ist erfindlicli , warnm der Einiifiiiifrer einer 
frankiiTten Sendung- gün.stijLrer fji^estellt sein solle, als der Eniiifiintrer einer un- 
frankierten Sendinifr. Wer eine frankierte Sendung vorlielialtlos annininit, g:il)t 
dadurch doch in (rleichem Hasse zu erkennen, dass er die Ausführung des 
Transportes billige, wie derjenige, der eine nicht frankierte Sendung unter 
BezaUnng der Fracht oline Beanstandnng annimmt, nnd dw FrachtfOhrer, 
der eine frankiei-te Sendung befördert, liat das gleiche Interesse an der so- 
fortipen definitiven Erledigung des Transportgeschflftes und an der ßefreiang 
von naelitriiirliohen Ansprüchen wie der Frachtführer einer olme Voraus- 
bezalilunt;- der Kracht anfpeirebenen Sendung ^). 

^lan hat nun hiegegeu geltend gemacht^, dass die Beschädigung eines 
Gutes oder die nn?oU8tftndige oder verspHtete Ablieferung dMselben keinen 
Grund snir Vwweigening der Annahme bilde, sondern nur Schadensersatz* 
aasj^ehe begrOnde nnd dass daher, wenn auch bei F^ankosendangen das 
hier In Frage stehende Priljodiz gelten würde, der Empfänger in die Alter- 
native versetzt würde, entweder das Gut anzunehmen, nnd liieidurch, da ein 
bei der Annahme L^tnuuhter einseitiger Vorbehalt nichts nütze, sich selbst 
und dem Absender jeden Anspruch gegen den P'raehttührer w egen Beschiidiirnnf?', 
unvollständiger oder verspäteter Ablieferung abzuschneiden, oder aber die 
Annahme zu verweigern nnd sidi hierdurch ULufig noch grosseren Nachteilen 
auszusetzen. 

Dieser Einwand erscbdnt aber bei nUterer Betrachtung der Saehlage nicht 

begründet. 

Denn einerseits wäre in die gleiche Alternative auch der Empfänger 

oder feststellen lasse, und dass Schweigen als Billigung sagflsdien werden muss. VergL 

8. B. auch § 377 Abs. 2 H.(i.H. bcziltclich des Kaufs. 

Graf im Allg. Tarit'-Anzeigt-r a.a.O. findet, dass für die Entscheidung der 
vorwttrfigen Frage massgebend sei . ob das ErlBschen der AnsiNrSche in Art. 44 A. 1 
T. I'cb. i< W .\bs. 1 V.O.) an das Vurliogon bestimrati r T:itsachen oder an die 
Setzung gewisser Handlungen geknüpft werden wollte. In letzterem Falle 
konnten fflglich nur Handlungen des Empfängers, also aaeh nur die durdi den 
Empfänger erfolgende Zahlung der Fracht gemeint sein. Hicfür spreche auch der 
französische Text des Alt. 44 Abs. l, der diesbezüglich an .\rt. 105 des code de com- 
merce anknüpfe, der seinerseits stets in der Rechtsprechung tatsächlich dahin auf- 
gefasst wurde, dass Franklsrung nicht genüge. Ich vermiß aber keinen stichhaltifen 
Ornnd dafür eiiizuseht n. warum selbst dann, wenn man die Setzung gewisser Handlungen 
als Vorausset/.uug für das Erlöschen der Ansprüche ansieht, diese Handlungen nur 
vom Empftnger sollten vorgenommen werden können und warum nidit die tine 
Handlung vom Absender, die andere vom Empfänger sollte betätigt werden können; 
der französische Text — le paiemcnt du prix de transport . . . et la röception de la 
nuurdiandise — nStigt m. E. ebensowenig als der deutsche Text zu der von tiraf 
vertretenen Meinung. 

*) B.O.H.6. Bd. 13 S,414. 
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einer unfrankierten Sendung- versetzt, d» er olme gleichseitige — bei 
Ofltem, die aidit von der Elsenbalm nuntfllbren sind, nach § 68 Abs. 7 V.O. 
sogar ohne vorherige — Bezahlnni^ der Fracht das Gut von der Eisenbahn 

nicht ausgefolgt erhftlt*) nnd daher ebenfalls entweder genötigt wftre, das 
bescliüdißle , imvollstilnditr <><ler versjiiUot abprolipferto (int nntnr Bozahlnng 
der Fracht anznnr-limen uml liicrdiirch sicli selbst unil dein Absoiider jeden 
Anspruch abzusclineiden uder die Annahme zu verweigern und sich den liier- 
mit verbundenen häutig noch grösseren Nachteilen ansznsetaen; andererseits 
aber trifft diese Erwlgnng tatsftehlich Überhaupt nicht zu, da ja der Adressat, 
gleichviel ob ihm das Ghit mit oder ohne Belastung, idso nnfhuüdert oder 
fttmkiert, znr Verfüfrung gestellt wird, die Annahme des Frachtbriefes und des 
Gutes oder, nach Annahme des mit oder oline Bestätigung über die Fraclit- 
zalihing versehenen Frachtbriefes, die Abnahme des Gutes solange verwoiirorn 
kann , als nii ht seinem Antratre auf Feststelhuii; der von ihm behani»ti'teu 
Mängel statt^jegebeu wird da lenier auch trutz der Annahme des frankierten 
oävr nnfrankiertm GKites wegen versitäteter AbUefenmg noch binnen 14 Tagen 
nach der Abnalime Entsehfldigimgsansinilcbe geltend gemacht werden kSnnen"), 
und da endlich wegen der bei der Abnahme ansserlich nidit erkennbar ge- 
wesenen M.ingel sowohl bei frankiertem als bei unfrankiertem Gute noch nach- 
träglich unter den in § 438 Abs. 3 und §464 Abs. 1 H.G.B., § 90 Abs. 2 
Ziff. 4 V.O. und Art. 44 Abs. 2 Ziff. 4 I.üj^i,. vornresehenen Voraussetzungen 
Ansprüche gegen den Frachtführer geltend gemacht werden können. 

Aach der weiter an Gunsten der Idar bekämpften Ansicht vorgebrachte 
Umstand, dass das in Bede stehende Pr^jadiz auf dem Qedanken bcnihe, der 
sorgflUtige Eanfmann sei, bevor er die Fracht bezahlt, sich zn vergewissern 
verpflichtet, ob der Frachtvertrag von Seiten des Frachtführers auch richtig 
ausgefühlt worden ist. insbesondere ob das Gut rechtzeitig abgeliefert wurde 
und durch den Trausport nicht ;.^elitten hat ^ ) , kann nicht« gegen die hier 
vertretene Anrtassung beweisen. Dieser Einwand würde nur dann zutrertVml 
sein, wenn der Adressat das Gut auch dann, wenn er nicht gleichzeitig auch 
die Fracht bezahlt, ansgefolgt eridelte nnd so nodi vor Entrichtung der Fracht 
in der Lage wfare, sich za vergewissern, ob der Transport richtig und 
ordnnngsgemlss ausgeführt sei, und verneinenden Falles dann die Bezalilong 
der Fracht zn verweigern. Nun wird aber das Gut ohne gleichzeitige, in 
gewissen Fällen — § 68 Abs. 7 V. 0. — soirar ohne vorherige Entrichtung der 
Fracht dem Adressaten überhaupt nicht aus);eh;indi;:t , sodass er also, bevor 
er die Fracht nicht entrichtet hat, gar nicht in der Lage ist, zu prüfen, 
ob die Ansfühning des Transportes ordnungsgemäss vor sich gegangen ist, 

') § 435 H.G.B., g§ 66 u. 68 Abs. 7 V.O., Art. 16 I. l eb. u. R.O.Ii.G. Bd. 14 
S. 878, Eger, I. Ueb. 2. Aufl. S. 289 n. V.O. 8. Anfl. 8.394 n. Oerstner, I. Veb. S. 870 
sowie Roscnthal S. 150, 165. 

«) § 438 Abs. 2 ll.G.B., 90 Abs. 3 V.O., Art. 44 Abs. 3 I.l'ob., Kgcr. V.O. 
2.Anfl. S. 571. Qcrstner, I. Ueb. S. 404 , 405, Rosenthal S. 254, Egcr, I. Leb. 
2. Aufl. S. 570. 

») § 90 Abs. 2 zur. 2 V.O., Art. 44 Abs. 2 Ziff. 8 l.üeb. 

•) äo: Bd. 25 8.22. 
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diese PrUfang vielmehr erst bei der Abnahme des Gutes selbst vornehmen 
kann. Es ist daher kdbi atldilultlger und binerlich berechtigter Ornnd efai' 
ansdieii, wamm die gleiche Yerpffiditiing nicht ebenso anch dem Empfinger 
eines frankierten Gutes obliegen solle nnd warum der vorsichtige Kanfnumn 
zwar dann, wenn er selbst vor oder gleichzeitig mit der Annahme auch die 
Fracht bezalilt, nicht aber auch dann, wenn diese Fraclit bei der Annahme 
für ihn bfreits von einum Anderen, dem Ahsonder, bezahlt ist, verpflichtet 
sein soll, »ich über die richtige und urduuug»müssige Ausführung des Trans- 
portes zn vergewissem. 

Die als Bill^niiV des Transportes aofznfassende Handlang des Empfängers 
kann daher nicht in der Zahlung der Fracht, die ja anch bei nnfraakiertem 
Onto immer eine notwendige Voranssetziing flir die Annahme ist nnd die 
spfttestens mit dem Momente der Annahme zn erfcdgen hat, sondern nur in 
der vorbehaltlosen') Annahme des Gutes gefunden werden. Wenn sodann 
neben dieser als I^>illiji:ung aufzufassenden Annahme des luites noch als weiteres 
Erlurderuis für den Kiutritt des in liede stehenden i'riijudizes verlangt wird, 
dass anch die Fradit bereinigt ist, so hat dies seinen Grand einmal darin, 
dass, wie das Obergericht Schaflhansen *) antrdfend bemerkt, die ZaUnng der 
Frachtgebtthren die Vorbedingiing fttr die Annahme des Gates ist, demnach 
nnter normalen Verhältnissen eine Annahme des Gutes ohne eine vom Ab- 
sondtM- bereits bei der Anftralie oder vom Adressaten gleichzeitifr mit der An- 
nahme lietiltigte Zahlung der Fracht nicht mö^-^licii ist, sodann aber anch 
darin , dass es den Grundsätzen der Billigkeit und der rechtlichen Gleich- 
stellung der Vertragsparteien nicht enteprechen würde, wenn in Fällen, in 
welchen ansnahmsweise das Gut ohne Bezahlnng der Fracht abgeliefert wurde, 
der Frachtvertrag also nicht anf beiden Seiten seine definitive ErfQUvng 
erlangt hat, dem Frachtführer die nachträgliche Geltendmachung seines An- 
spruchs auf Entrichtnnfr der Fracht gestattet würde , dem Empfönger aber 
gegen diese Forderung die Geltendmachung einer Gegenforderung wegen nicht 
ordnungsmitssiger Aiisführuntr des TransiKirtes versagt würde. 

Wenn schliesslich in dem Urteile des Kuichsuherhandelsgerichts (Bd. 13 
S. 416) noch darauf hingewiesen wird, dass ans den Verhandlungen dar 
Nürnberger Konferenaen sich ergebe, dass man bei der Beratong des Handels- 
gesetebuches von der Anschaanng ansgegangen sei, dass zur Anwendung des 
Art. 408 Ab«. 1 des alten H.G.B, eine nach beendigtem Transporte er- 
folgte Zahlung der Fracht eifordeit werde, so kann dieser Hinweis bei der 
verilnderten Gesetzgebung und insbesondere Viei dem Umstände, dass bei den 
Verhandlungen zu Alt. 44 des I. Ueb. eine derartige Anschauung nicht zum 
Ansdrucke gekommen ist und dass nach der Denkschrift zum neuen H.G.B, 
einheitiiches Recht für den deutochen und den internationalen Transport ge- 
schaffen werden wollte nicht weiter ausschlaggebend sein. 

<) Einseitiger Vorbehalt genügt nicht, § 90 Abs. 8 Satz 2 V.O., Art. 44, Abs. 3 
tUeb. 

^ Zdtschr. f. d. int. Eisenbahntransport IX S. III. 
^ 8. hiorflbcr oben S. 2 Anm. 2. 
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15. 

Sind die §§ 354 und 846 B.O.B. auf die Uaftpfitdit der Eison- 
bahnen nnd der Pest wegen Itosciiüdigiing Ton Keisendeu uieht 

anwendbar? 

Von Dr. jir. Mini vm Weiirloli in Karlsruhe L B. 

Nach der henraebenden Heinong^) würden diese Bestimmmigeii anf das 
HaftpflichtgeBetz (H.G.) keine Anwendung finden. Ein in der KommiMdon der 
n. Lesung zu Art 42 Einf.-Qee. sam B.6.B. gestellter Antoag, dem nun- 

meliriiron § 3 IT.G. Abs. 2 die Bestimmung hinznzufüf^cn: .Die Vorschrift des 
4} 249 (nun § 254) B.G.B, findet Amvendun?: " , da diese Bestimmnnj!: bei 
den Ansprüclien des Verletzten sich v<»n selbst verstehe, wnrde ab<?elehut mit 
der Begründiiufr, das» die liechtsiireciaiDg bislier davon ausgegangen sei, dass 
hinsichtlich des Einflusses eines mitwirkenden Verschuldens des Verletzten 
(wovon § 254 B.O.B, handelt) nicht die allgemeinen Gnmds&tze des bürger- 
lichen Kecbts zu Grunde zu legen seien, dass vielmehr selbständig zu prüfen 
sei, ob durch das konkurrierende Verschulden des Verletzten der Eansalnexus 
zwischen dem Unfall und dt i- ^^•rletznn^'■ •^'estört werde, und dass es demnach 
nach § 2 H.G. nicht auf ein \'erschulden ankommen s(dle, welchem ein 
Arbeiter in einem Bctrielie deshalb be<re2:ne, weil er durch das tägliche Ura- 
geheu mit der Gefahr gegen diese abgestumpft ist, da»» man endlich bei 
diesen sachlich angemessenen Gmndstttzen werde verbldhoi müssen*), Nadi 
der konstanten Rechtsprechung des Bdchsgerichts kam es nach dem hisherigen 
Bechte darauf an, welches Verschulden (des Angestellten o b^r des Verletzten) 
für die Herbeiführung des Unfalls als das vorwiegende^) erscheint. Dieser 
Ansicht habe ich mich, gestützt auf die heirsohende Meinung in meinem Buche "*) 
und für die Post in einem in dieser Zeitschrift veröfl'entlichtcn Aufsatze, für 
die Haftpflicht der Post wegen Beschädigung von Reisenden 'j angeschlossen. 

Ein nochmaliges Ueberdenken der Frage hat mich jedoch zu der Erkenntnis 
geführt, dass die vorstehende Auffassung unrichtig ist. Die Materialien 
zu einem Gesetze können für dessen Interpretation nicht nur dann nicht ver- 
wertet Wttden, wenn sie mit dem "Wortlaut desselben, sondern auch wenn sie 
mit der ratio legis in Widerspruch stehen. Letzteres ist hier der Fall. Ueber 
die Frage des konkurrierenden Verschuldens enthält das B.(i. woilcr in seiner 
früheren, noch in seiner heutigen Fassung irgend welche Bestimmungen. Nun 

*) Aron in dieser Zeitschr. XTV 190: \ l'ntz in den Blättern für Rechts- 
anwendung LXIV lU und 92; Mugdan, Materialien I 129 und 180; Eger, Das 
Ecicbshaf tptlichtgesctz , Hannover 19Ü0 (ö. Aufl.), S. IGl; Keindl, Bas Kcichshaft- 
pilkhtgesetz, München 1901, S.81. 

*) Keindl a. a. O. 

■) Vgl. die bei Eger a. a. t). S. 162 ff. angeführten Urteile. 

^ Die Haftpflicht wegen Körperrerletznng and Tötung eines Menschen, Berlin 
1902, S. 151 und 1.5S. 

*) Die Haftpflicht der Tust für Beschädigung von Reisenden, verglichen mit der 
Eisenbahnhaftpflicht nach deutschem Reichsrccbt, Bd. XIX S. 160 fl*., insbcs 1(37. 

Eger, BiMBbalmreobtUobo EnUoheidongeD XIX. 84 
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masste aber nach Erlass des U.G., nm bei den im Deutschen Reiche bestehenden 
Tenchieden^ Bechtsnonnen bezüglich de« konkurrierenden Venehvldent die 
einheitUche Anwendung des H.6. in dieser Frage zu ermöglichen, «n eln- 
Iieitliches Becht gesdiaffen werden. Naclideni das H.G'. sich fiber diesen 
Pnnkt ansgescbwiegen, war es Sache der Rechtsprechung, ergänzend durch 
Schaffung eines Gewohnlieitsreclit s oinzugreifen. Das R.G. liat nun 
im Anschluss an die Praxis des franziit-isrhon Hechts') bei konknrritrt'nl« m 
Verschulden für die Haftpflicht bezw. Befreiung vun dieser das vorwiegende 
Yersehnlden des dnea oder anderen Teils als anssdilaggeliend angenommen 
(s. oben). Dieses Oewohnheitsrecht erMelt in § 854 B.O.B, seine gesetsliche 
Sanlctlon. Dieser Paragraph enthalt aber bezfiglieh des gegenseitigen Ver^ 
schuldeni^ noch weitere Bestimmungen, indem auch noch der Umfang des 7a\ 
leistenden Kr.satzos von den Umständen, insbesondere davon abhiingig gemaclit 
wurde, inwieweit der Scliaden vorwiegend von dem einen oder dem anderen 
Teile verursacht worden ist. § 254 Abs, 2 legt — soweit die Haftpflicht 
in Betracht kommt ') — dem Beschädigten die Verpflichtung auf, den Schaden 
abzuwenden oder zn mindern. § 846 B.O.B, dehnt den § 254 B.O.B, auf 
Dritte ans. Femer finden diese bdden Paragraphen anch auf Fülle An- 
wendung, wo ohne Verschulden gehaftet wird, so z. B. beim Tierlialter 
§ 833 B.G.B. Die §§ 2.i4 und 846 B.G.H. stellen über das Verhältnis des 
Verschuldens des Bescliildifrtcn zur Tlat't}.tli< lit einheitliche Hci hlsgruudsätze 
auf und fällt damit der Grund des vor;j:edacliten (Tewuhulieitsi echtes fort. Es 
finden also die 254 und 846 B.G.B, für die Haltpllicht der 
Eisenbahnen und § 254 B.O.B. ffir die Haftpflicht der Post wegen 
BesehKdigungen von Beisenden Anwendung, § 846 dagegen in diesem 
Falle nicht, weil Dritten hier kein Ersatzanspruch zusteht. 

Anders daprpfrcn liegt die Sadie bei Anwendbarkeit der §§ 845 und 
840 B.G.B, auf <lie vorerwähnte Haftpflicht. Die §§ 3 und 3a UXi. be- 
stimmen im einzelnen, was im Falle der Tötung bez. Kiu pcrv t rh tzung 
vom Betriebsunternehmer zu leisten ist. Die vorgedachten Paragraphen er- 
wfthnen die Entschädigung für entgangene Dienste (§ 845 B.0.6.) und das 
erweiterte Schmerzensgeld^) (§ 847 B.O.B.) nicht. Es wird sobin nach 
beiden Bichtungen dne Ersatzleistung in den Füllen, auf welche das H.G. 
Anwen Innu findet, ni( ht l r\\ >thrt Das Post-O. gibt ttberhaupt nur Ersatz für 
Kur- und Verpflegungskosteu. 

*) Zaehariae-Dreyer, Französisches CiTilrecfat | 444 Note 11. 

^ Das , vorwiegend* bezieht sii Ii iilnitrrns nur auf die Kausalität, nicht die 
(trade des Verschaldens. Motive zum 1. J:intw. U 24. ätaudingcr, Komm. U S. 11 
and 18 Anm. 2. v. Weinrich a. a. 0. S. 87. 

>) Die Verpflichtung des Beschuldigten, den Täter auf die (Gefahr eines ud- 
gcwöhulich lioln ri Sdiaih ns aufmerksam zu machon. ist lu-i Ifaftpflichtsachen der Natur 
der Sache nach ausgeschlossen, v. Liszt, Die Ucliktsubligationen im System des 
B.O.B., Berlin 1888, S. 83. 

*) V. Weinrich, Haftpflicht 8. 80. 
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16. 

Cinindzflge des neuen SSchslsehen Enteignnngsgesetzes vom 84. Jnnl 

im 

Von Dr. W. Seheleber in Dresden, 
Geheimer Regiernngsrat und yortragender Rat im KOnigl. Säclidscbeii Ministerinm 

des Innern. 

(Schlnss)*). 

III. Das Enteignungsverfahren. 

1. An die Spitze dieses Abschnittes (gestellt ist eutäprechend dem 
Sffentliclirechtiiclien ChnralEter der Enteignang, dass die VorBchtiften des 
Gesetzes, soweit nicht die Beschreitung des Beefatsweges zngelaasen ist oder 
sonst eine Mitwirkung der Gerichte, Hinterlegungsstellen und Gmndbnehftmter 

einzntreten bat, ansschliesslich im Verwaltnngswef^e darcbziiführon sind 
(§ 35). Enteifrntinjrsbpliitr'lo im Sinrip des Gesetzes (d. Ii. für das Ver- 
fahren in erster Instanz zustündii^c iW lii-rdc) i.st die Amt shauptmannscliaft, 
auch in den Städten (§ 36). Hekurse gegen Entsclieidungen der Euteignungs- 
hehOrde haben nur insoweit anfscliiebende Kraft, als sie die Enteignung sdbst, 
deren Art nnd Umfang oder die Überweisnng (s. nnten) oder ebne angeordnete 
Nebenuilage oder Scbntzvorliebrang im Sffentlicben Interesse oder zur Sicher- 
heit der Anlieger betreffen. Diese Wirkung' igt dem Bekiusc aber an« Ii in 
diesen ?'ä1!tii /n versajren, wenn die Entei^rnnnp: znr Abwendung drohender 
Gemeinjretalii- oder in einem Falle, der das l)rinfrli*likeitsverfaliren rechtfei'tigen 
könnte (s. unten), ang:e\vcndet wird, oder die s«it'urtifre Aust'ührnng der ange- 
ordneten Nebenanlage oder Schutzvorkehrung im öft'eutlichen Interesse oder znr 
Vermeidung von Gefahren für einen Anlieger nnabwdslicb geboten erscheint (§ 36). 

2. Das Gesetz nnterscheidet ein ordentliches Verfahren, ein abge- 
kfirztes Verfahren und ein Verfahren für dringliche Fälle. 

a) Das ordentliche Verfahren zerfUllt 

aa) in das Vorverfahren: der rnternehmer hat nach Erlass der 
Entfit: nmi^'sverdrdiimiir innerhalb der bestimmten Frist (s. (dien unter I, 2) 
einen aus t uhrlich eu l'luu der beabsichtigten Anlage und der dadurch be- 
dingten Nebenanlagen, soweit sich letztere im vorans fibersehen lassen, anf- 
znsteilen nnd bei der EnteignnngsbehSrde einzureichen. Dieser Plan mnss 
von der für die Anordnung oder Genehmigung der Anlage zvstllndigen obersten 
Behörde genelunigt sein. Ein Verzeichnis der zu enteignenden Flächen nnd 
Sechte, welches bestimmten Anforderungen zu entsprechen hat, ist beizufügen 
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(§ 40). Die Behörde lejrt diese Unterlagen wührend dreier Wochen za 
jedermanns Einsicht aus und berannit den Feststcllungstermin an (§ 41). 
In diesem — neuen — Termine werden unter Gehör der Beteiligten die 
Art ond dar ümfang der später zn Tollriehenden Enteignung festgestellt^ 
sowie die vom ünternehmer herzasteUratden Nebenanl»gen und Sebntz- 
Vorkehrungen bestimmt. Femer wird auch über die Entschädigung der 
Nebenberechtigten, welclie ihre Ansprüche auf {gesonderte EntschUdigung 
spätestens in diesem Termine .anzumelden haben (s. dben unter II, 6), ver- 
handelt (§ 44). Hierauf wird das Ergebnis der prsiimten VcrliaTidlunjr dem 
Ministerium des Innern vorgelegt. Dieses entscheidet über die etwa vor- 
liegenden Widersprfiche und stdlt daxsucli den Plan endgültig fest (§ 46 
Abs. 1). Der endgültig festgestellte Plan Ist sodann von der Enteignnngs- 
behörde noclunals wahrend vlersebn Tagm Offentlieh ansmlegen. Widersprftcfae 
g^en diesen Plan sind nur noch znläBsig, soweit sie auf inzwischen nca 
hervorgetretene Tatsachen gestützt werden können. Ueber solche Wider- 
sprüche entscheidet ebenfalls das Ministeriiini des Innern (§ 45 Abs. 3, 4). 
War die Enteignungsbehörde selbst zur Veileihung des Enteignungsreclites 
zuständig (§ 4), so hat sie nach Erledigung der eingewendeten Rechtsmittel 
den Plan endgültig festanstellen. Ueber Widerspräche gegen diesen Plan 
entscheidet dann die Erdshaaptmannschaft (§ 46 Abs. 1). 

Ist dieses Verfaliren abgesetzt, so ist damit eine feste, unverrückbare 
(irundlage für die Vollziehung der Enteignung und die Kntschiidi^nngsfest- 
stellmig gewonnen. Es kann nicht mehr in Frage gestellt werden, welche 
Gegenstände und in welchem blasse diese zu enteignen sind. 

bb) Enteignuugs- und EntschUdigungs verfahren. Dieser Ab- 
schnitt enthUt die Vollziehnng der Enteignung im engeren Sinne nnd 
die erste, Torlftnfige Entschadignngsfeststellnng. Er gipfelt im Ent- 
eignnngstermine. In diesem werden anf Grund der von den Sachverständigen 
vorher aufgestellten Entscliädignngsberechnnngen und liierzu abgegebenen Gnt- 
achfeii die für die zn enteignenden Gegenstände zu gewährenden Eiit- 
schildigun^'en, soweit hierfür bereits jetzt die nötigen Unterlaircii i^egeben 
sind, festgestellt, und es wird daiiiach die Enteignung vollzogen. 

In letzterer Hinsicht ist die dem bisherigen sächsischen Enteignnngs- 
recbte eigentfimliche Trennung der Enteignongshandlung in zwei behördliche 
Akte, die Entscheidung fiber die Abtretung und die Ueberweisnng 
des enteigneten Gegenstandes — Besitzttbertragung — , beibehalten 
worden (§ 49). Diese Teihiuir des Reditsvorganges ist deshalb zweckmiissii»-, 
weil es sich hei der Enteignung zunächst darum handelt, dem Enteigneten 
die rechtliche Verfügungsgewalt über den Gegenstand der Enteignung zu 
entziehen und anf den Unteinehmer zu übertragen, während ein Bedürfnis 
zur sofortigen Entsetzung aus dem Besitze, wodnrdi die Ifassregel fflr den Ent- 
eigneten ohne Not verschärft und welche unter Umstanden auch zu höherer Ent- 
schädigungsleistnng führen würde, ausser in dringlichen Fällen, mdstena nicht 
gegeben ist, vielmehr dem Enteigneten eine angemessene Frist zur Räumung 
gewälirt werden luum. Entsprechend der rechtlichen FunlLÜon jener beiden 
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Akte ist der erste — die Entelgnani^Berklärnng — regelndtssig von der 
vorherigen Feststellnngr <lcr Entschadigtinsr, und der zweite — die Ueber- 
weisung — im Prinzip von der vorherigen Zalilnnp: der Entschiidifrung an 
den Enteigneten oder deren liinterlcjrunfr ablulngig tremaclit worden 40. 57). 

Die .'^ül'ortiire l'eberweisnng: kann aber vom rnteriuhmer verlangt 
werden, wenn er von der Verptiichtung zur Siclierlieitsleistung befreit ist 
(DentBches Reich, dentsche Biudesetaaten, GemeiBdem imd andere jnr. Per- 
eonen dee öffentlichen Rechtes in gesicherter Termögenslage) oder wenn er 
bei Verleihnng des Enteignnngsreclites oder sonst vor der VoUzlehnng der 
Enteignung ansreichende Sicherheit (r^'lf'i^tet bat f§ 50). 

Der in den meisten anderen deutschen Staaten eincrefübrte (rrundsiitz 
der voririi iiiriiren Knts(hildi<ruiic: ist demnach im neuen .sächs. Gesetze nur in 
sehr beschranktem Masse verwirklicht worden. Und mit Recht. Denn diese» 
Prinzip entstammt lediglich einer übertriebenen Fürsorge für den Enteigneten; 
es widersinicht anch dem Wesen dee Rechtsvorganges — denn die Ent- 
echSdiguig ist logisch und zeitlich nicht eine Yoranssetning, sondern dne 
Folge der Enteifrnnnfr — und beeinträchtigt in vielen IlUlen auch die ent- 
sprechende Verwirklichung' des Enteignnngszweckes , wie sidi besonders im 
Gebiete des preu.ssischen IJechtes gezeigt hat. Im neuen sächs. (iesetze konnte 
von der Massnahme um so melir abgeselien werden, als sie weder durch den 
Wortlaut des § 31 der Verfassungsarkunde gefordert noch in der bisherigen 
sftchsischen Gesetzgebung eingeffihrt urar. Die mit der vorgüngigen 
Schädigung beaweckte Sicherung des Enteigneten hinsichtlich der wirklichen 
und rechtseitigen Befriedigvng seines Ersataanspraches kanni wie daa sftcha. 
Oesetz zeigt, auch auf anderem Wege erreicht werden. 

ec) Schluss verfahren. Dieses wird nach Ausführung der Anlage ab- 
gesetzt und hat die endgültige F'eststellnng des Umfanges der Ent- 
eignung und der Entschädigungen zum Gegenstande. Die erstcre erfolgt 
im Berainnngstermine (§§ 59, GO), die letztere im Schlusstermine 
(§§ 62, 64). Auch dieses Verfahren ist im wesentlichen der Praxis nach- 
gebildet worden, welche rieh bisher in Sachsen, beeonders bei Enteignungen 
zu Eisenbahnzwecken, entwi 1 It und als zweckmassig bewährt hat. 

Mit dem Sclilusstermine Hndet die F.nteignunir und Entschiidi-rungs- 
feststellung. soweit nicht einzelne Ansiirüche zu besonderer Erledigung aus- 
gesetzt worden sind (§ 30 Abs. 1) oder nach dem Gesetze noch siiäter 
geltend gemacht werden können (§ 3Ü Abs. 2) oder noch Rekurse zu erledigen 
sind, ihroi Abechluss bei der Verwaltungsbehörde. 

b) Das abgekürzte Verfahren (§§ 67—69) greift Platz, wenn es sich 
um Anlagen einfacher Art handelt, die sich nnr über wenige Grundstücke 
erstrecken und bei denen sich der Bedarf an Land sofort hinreichend bestimmen 
lässt, oder wenn nnr ganze Grundstücke zu enteignen oder nnr Rechte an Grund- 
stücken oder in Bezug auf scdche zu bestellen oder aufzuheben sind. Dann kann 
die Verleihungsbchörde von Amtswegen oder auf Autrag des Unternehmers 
dm Plan vorbehältUch der späteren Entscheidung über etwaige Widerspruche 
sofort zur Enteignung genehmigen und das abgekürzte Verfahren anordnen. 
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Nach § 69 Abs. 2 kann dieses Verfahren dnreh Verordniing anch fOr be- 
stimmte Gattung en von Enteignnng:cn allgemein vorgeschrieben oder nach- 
gelassen werden. Gedacht ist hierbei namentlich an nicht besonders umfanpf- 
reidie Erweiterungen und Ergiinziuifren bestehender örtentliclicr Anlajren, an 
Enteifmunjien zur Veründerunf? öffentliilier We{?e nadi § 4 des Gesetzes, zu 
<3ftentliclien Wasserleitungen oder zu sonstigen öfientliclien Unternehmungen 
elnCsdiMrer Art, ferner an Enteignungen anf Gnrnd des Allg. Baogesetzes. 

In diesem Verfahren entf&llt zuiichst das Vorverfahren, also die be- 
sondere Planfeststellnng. Der der Enteignung zn Grande an legende Plan 
wird im allgemeinen bereits vor der Einleitung des Verfahrens von der zn- 
8tl1n<1iiren Behörde p;enehnnp:t. Diese Genolnniirmijr ist aber nur als eine be- 
dinjrte, nihulich unter der Voraussetznnpr erteilte anzuselu n, dass bei der Plan- 
auslegung oder im Euteignunf^stermiue nicht Einwendunjren gegen die Art 
oder den Umfang der Enteignung erhoben werden. Erfolgen solche Einsprüche, 
so ist insoweit das Verfahren anszusetsen und Uber den Gegenstand der 
Enteignung gesondert zn entscheiden (§ 68 Abs. 1). Andernfalls gilt der 
Plan als durch die bereits vorliegende allgemeine Grachmigung endgültig 
festgestellt, und es kann die Enteignung sofort vollzogen werden. Ein Schluss- 
verfahren braucht hier nur dann .stattzuliuden, wenn solches nach Ermessen 
der Entcignun^sbeh;>i ile niitij^ ist (§ 68 Abs. 4). 

c) Das Verlaliren für dringliclie Fälle ist (nach dem Vorgange 
des wfirttembergischen Enteignnngs^esetces Art. 38) nach § 70 znlllssig, .wenn 
die sofortige AnsfBhmng eines die Entelgnnng rechtfertigenden Untemehmais 
txat Abwendvng drohender Gemeingefahr «fordertteh ist oder wenn die be- 
gonnene AnsftUurung oder der Bot rieh eines solchen Unternehmens durch 
unvorhergesehene Kreitrnisse unterbrochen worden und die Fortstellung des 
Baues oder Betriebes ans (iriinden des öftentliclien Wohles geboten ist*. 

In solchen Füllen kann die Verleiiiungsbehürde, also in Fällen des § l 
das Gesamtministerium, in den übrigen durch besonderes Gesetz bestimmten 
FBllen die zur Erteilung der EnteignnngsbeAignis zuständige Behörde, 
die sofortige Entziehung oder Beschrttnkung von Gmndeigentum oder von 
Hechten an Grundstficken, soweit solche unumgänglich nötig erscheint, gegen 
angemessene Siclierheitsleistung des Unternehmers verfügen, ohne dass es 
Könitrliclier Genehmigung und öffentlicher Bekauntinnrbnnir der Knteignungs- 
verordiiuii;.' bedarf. Die Enteignunir wird zuIlii< h^t dun Ii Kri'iffnung der 
Verordnung an die betroffeneu Eigentümer oder Berechtigten seitens der 
EnteignungsbehSrde vollzogen, und letztere hat den Gegenstand der Enteignung 
und die Entschädigung erst nachträglich festzusetzen. 

Es handelt sich hier nicht um Notfälle der änssersten Art, in 
denen eine ausserordentliche Anordnung der öffentlichen Gewalt durch dne 
nnzweifelhatt dringende Not oder id;>tzliehe Gefährdung des (irmeinwesens 
und die T'rtirlit der Selbsterhaltun:.': Vie^^riindet ist i Staatsnuti ccht ) , sondern 
nur um suUUe Fülle, in denen aus besonderen Gründen die schleunige Aos- 
nihrung oder Sichening eines öffentlichen Unternehmens zur Abwendaog 
drohender Gemeingefahr oder sonst durch das allgemeine Wohl geboten er- 
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scheint, ohne due dabei die Grenzen des Enteignangsrecbtes an sich ttber- 
Bchritteii m werden braochen. E« mnss daher anch hier stete ein die Ent- 
eignung an sich rechtfertigendes OiTentliehes Unternehmen in Frage 
sein, s. B. Sichernng einer Gegend ge^en eine unmittelbar drohende Ueber- 

srhwemmnnff, AViederherstellnTisr einfr fhinli Elementarerei<misse zerstörten 
Bahn- oder Strassenanlaire, "ilcr einer ürtt-ntliclien "Wasserleitung etc. 

3. Die dinglichen \Virkungen der Enteignung werden im vierten 
Abschnitte (§§ 71 bis 77) entsprechend dem Charakter des Alites als einer 
sidi aaf Omnd Gesetzes unabhängig von dem Willen der davon Betroffenen 
vollziehenden staatlichen Zwaagsmassregel bestimmt: 

a) .Mit der Eröffnung der Enteignungserklürunp an denjenigen, dem 
dadiireli Grundeigentum oder ein anderes Recht zu (ümsten de.s rntt riieliincrs 
entzogen oder heschrUnkt wird, tritt die entsprechende 1\ cclitsäiidf r iing 
ein. Das Uleiche gilt, soweit durch Erklärung der Enteigiiiingsbehörde iui 
Verfahren Britten Rechte an einem Grundstücke bestellt werden'' (§ 71). 

Die nachfolgMide Berichtlgong des Omndbnches hat nar den Charakter 
einer Ordnnngsmassregel. 

b) Die Wirkung der Enteignnng erstreckt sich auch auf die an ihrem 
Gegensstande bestehenden Hechte Dritter. Die Enteignung entfaltet 
atuli diesen ge-renüber ihre absnlute Kraft: sie erlüsclien. sf)wett sie nicht 
bei der Enteignung den Hetoiligten hcsondcrs v(ubelialten oder vom Unter- 
nehmer ausdrücklicli übernommen wonkn sind ^§ 72 Abs. 1). 

c) Wird durch die Enteignungscrklftrang Eigentum beschrftnict, so 
geht das bestellte Becht (in der Bogel eine Grunddienstbarkeit) den übrigen 
Belastungen des Grundstückes im Bange vor, soweit nicht in der 
Enteignnngserklärung ein weniger weitgehender Vorrang festgesetzt ist 
(§ 72 Abs. 2). 

d) Dem rnternehmer steht dii- Rücknahme oder Beschränkung des 
Enteignungsantrages nur bis zur Rechtskraft der Enteignungserklärung (niclit 
bis zur Ueberweisung) zu (§ 76). 

e) Tritt im Laufe des Verfahrens ein Wechsel in der Person eines 
Beteiligten du, so sind die bis dahin ergangenen Entecheidnngen und die von 
oder gegenüber dem Ausgeschiedenen vorgenommenen Rechtshandlnngen wirksam 
ancii für und gegen den Nachfolger. So lange als <ier Enleignungsbeh">rde 
der einireti cti III- Wechsel nicht angezeigt worden ist, wird das Verfahren gegen 
den Vorgäii'^i r mit K'echtswirksamkoit geiren den Naciifnj^'^er fortgesetzt (§ 77). 

4. i'ar U'i\ ereinbaruügen. aj Im Einklänge mit einer auch in der 
Rechtswissensdiaft vielfach vertretenen Anschauung werden in § 78 die 
Becbtewirkungen der Enteignung anch den Parteivertii^;en beigel^, wodurch 
eine sonst zu gewftrügende Enteignnng ersetzt wird. Das Gesetz verlangt 
hierbei dann, dass nicht bloss das Enteignnngsrecht für ein Unternehmen im 
allgemeinen erteilt, sondern ein Enteignunirs verfahren bereits eincreleitet 
worden ist und dass der betreHende Verl rag in diesem Verfahren entweder 
unter Mitwirkung der Behörde geschlossen oder wenigstens nachtrilglich 
zu ihrer Kenntnis gebracht, ferner auch, dass der Vertrag von der 



376 • Schelchcr, (irundzüge des neuen Sächs. Enteignungsgcs. v. 24. Joni 1902. 

EnteigniuigsbehSrde bestAtigt ymd. Leteteret Erfordernis ist vomdimlicli 
deshalb aufgestellt worden, um dem Vertra^re die 'Wirkung der beliOrdlichen 

Enteignnng'serklllrnng auch !2:eg:enüber den Vorscliriften des neuen bilrfrerlichen 
Txrclitos zu «icliern — Art.. 109 des EinfülirnTiirseresetzos zum IMirpcrlirhen 
Uesct/ltuclio sttzt zur Auwcndnnfr des Landesreclitcs auf dem Gebiete der 
Enteif,aiung immer einen bcliördliclien Akt voraus — . 

b) Werden der ParteiTereiBbamng fiber die Abtretung nad die Ent- 
sdiftdigitngsleistnng die Wfarlmngen der Enteignung bdgelegt, so treten diese 
Wirlrangen in yollem Umfange auch gegenttber den Nebenbereehtigien ein. 
Um diese gegen die hieraas entstehende Gefahr za schätzen, werden den Neben« 
berechti^'ten ffptronübor den sie geftUirdendeu Parteivercinbarnnpren Wider- 
spruchsredit e t'i^^■l•rikumt, deren Ansübun^r für s^io den Rechtszustand herstellt, 
in dem sie sieh ohne die Parteivereinbarung befiimleu haben würden (§§ 79, 80). 

c) Die lediglich im Zusammenhange mit dem Euteignangsverfahren 
zwisehen beteiligten oder dritten Personen geschlossenen Verträge, dnrch 
welche eine sonst an gewttrtigende Enteignung nickt ersetzt wird (freiwillige 
Uebemalune von Ghmndstttcken, bezOglieh deren ein Ansdehnnngsrecht nicht 
besteht, Abtretung von so{r. unwirtschaftlichen Spitzen an andere Enteignete 
oder Dritte, niclit am Verfaliren r?eteilisrte u. 8. w.), werden dadurch befrünstigt, 
dass die Zustiindiirkeit der Entei^nmiiL'sbehörde ausjredehnt wird auf die öffent- 
liche Beurkundung solcher Verträge, sowie die Entgejrennahmc der Auf- 
lassnngs- nnd der EinignngserklSnmgen nach § 878 des Bürgerlichen Oesets- 
bnches (§ 82). 

6. Bfickerwerbs- nnd Vorkanfsrecht. a) Tritt dw Untemeluner 
nach Vollziehung'^ der Enteignung vom Unternehmen ganz oder teilweise zurück, 

oder wird das rnternchnien oder ein Teil ilnvon aus pinem andern Gmude 
nicht aus;refiihrt dder ein enteiürnetes InuinNtiirk udt r Recht für das l'nter- 
nelimen oder dessen Nebenanlagen nicht verwendet, oder der Betrieb der 
Anlage dauernd eingestellt, oder wird dem Unternehmer nach Erlass der Ent- 
eignnngserklftrung das Enteignnngsrecht entzogen (s. oben unter I, 2), so sind 
der Ente^ete nnd seine Erben berechtigt, den Rdekerwerb der nicht ent- 
sprechend verwendeten Grundstücke oder Kochte zu verlangen. Der bezQgliche 
Antrag ist bei der Entei-^'nungsbehörde zu stellen. Diese hat nach Gehör des 
Unternehmers, eventuell nach Einräumuufr einer Nachfrist zur Nachholung 
der unterlassenen bestimmunjrsjrem.1ssen Veiw «mlnn^r des enteigneten Gegen- 
standes, zu entscheiden (§ 83). Wird dem Antrage stattgegeben, so findet 
dann gewissermassen eine Bftckenteignnng statt, die sich mit den dw Ent- 
eignung zukommenden Bechtswirkungen vollzieht, üeber die hierbei vom 
Bflckerwerber dem Unternehmer znrttcksnzahlende Entschädigung sind im 
Gesetze besondere Bestimmungen getroffen (§ 84). 

Ausgenommen vom Kückerwerbsrechte wcltu Niclitvenvendung sind die- 
jenip-en Grundhtücko nnd Rechte, die na< h der Planfeststellung einem künftigen 
Bedürfnisse des I ntern» hniers zu dienen bestimmt sind, z. B, einer in abseh- 
barer Zeit sich nötig mat henden Erweiterung der Anlage (§ 83 Abs. 2). 

Bei der Teilenteignung eines Grundstückes ist das Bflekerwerbsreoht 
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TOB dem FortbeBitze des StammgnmdBt&okes abhSngig gemaelit worden, 
da nur so lange ein berechtigtes wirtschaftliches Ibiteresse an der Ansttbong 
des Hechtes besteht, als sich das Stammgrandstäck noch im Besitze des Ent- 
eigneten oder seiner Erben befindet (§ 85). Im übrigen ist, nm den bei 
Eintritt der Voranssetznnjrcn des Rechtes eintretenden Scliwolioztistand nicht 
allziilanp-e dauern zu lassen, dessen Gelteudmachunfr an bestimmte Fristen 
gebunden worden: es beBteüt höchstens bis zum Ablaute von 10 Jahren 
nach der ErSftnnng der Enteignangseridürnng. 

b) Neben dem Bflckerwerbsrechte des Enteigneten nnd seiner Erben ist 
im § 88 bei der TeUenteignvng eines Gmndstftckes noch das Vorkaufsrecht 
des jeweiligen Besitzers des StammgrundstUckes vorgesehen worden, 
weil dann, wenn das Kestpmindstürk in den Besitz eines andern übergecrangen 
ist, dieser ein s^rüsseres und berechtifrteres Interesse daran hat, dass beim 
Hintälli^'werden des Enteipmungszweckes der enteignete Teil mit dem Stauim- 
grundütQcke wieder vereinigt werde, als der ursprüngliche Eigentümer an 
der Ansttbvng des Bflckerwerbsreehtes. Deshalb ist dem letzteren das BQck- 
erwerbarecht f ttr den Fall der Verftnssemng des Stammgnindstttckes fiberhanpt 
versagt, dafor aber dem späteren Eigentümer dieses Gmndstftckes hinsichtlich 
des enteigneten Teiles das Vorkaufsrecht gegeben worden, ora auf diese 
Woiso zuirloich allen Schwierigkeiten und Weiterungen in Bezug auf die Fest- 
stellung der Voraussetzungen seiner Ausübung und die Entschädigungs- 
ermittelung zu entgehen. Dieses Hecht besteht bis zum Ablaufe von lö 
Jahren nadt dem Erlasse der Enteigniuigserklärang. 

Im fibrigen bestimmt sieh seine Ansttbnng nach den Vorschriften de^ 
Bfiigerlichen 6«Mtzbnches. Znr £^haltsng sehier Wirksamkeit gegoifiber dem 
Sffentlichen Glanben des GrundVuiches bedarf es aber nicht der Eintragung, 

Streitigkeiten über die Ausübung des Voikaut'srerlites sind bis zum Ab- 
schlüsse des Verfahrens von der Enteigniuiirsbcliörde, nach diesem Zeitpunkte 
aber ausstliliesslii h im Keclitswege zu entscheiden. 

6. Die Beschluss- und Uebergangsbestimmungen Ö9 bis Ü8) 
regeln die Kostenpflicht des ünternehmers sowie das VerhUtnis des 
neuen Gesetzes zu einigen noch in Kraft bleibenden besonderen Ent- 
eignungsgesetzen (r. oben nnter I, 1). 

Das Gesetz ist am 1. Jannar 1903 in Kraft getr^^. 
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I. Besondere eisenbahnrechtiiche Schriften. 

V. Rinaldini, Tbeod., Freiherr. Küuiiutintur zum Bctriebarcglemcnt für die 
Eiscnbalineii der im Reichsrate Tertretenen Köni^freiche and Ltnder. 
Wien 19G8. Manzschc Verlagsbuchhandlung. 

Per vorliegendo KoniiiHMifur des liiirth inrlirfn' tritTürhe Arhoiten auf dem 
Gebiete des Eisenbahntransiiurtrerhts bereits rühmlichst bekannten Verfassers ist der 
umfassenden Erläuterung der Jkstinimungen des österreichischen Eisenbahnbetriebs- 
reglements und aller auf dasselbe besOgUchen gesetalidien Vorschriften, sowie der 
Krürtcrung der betoeffenden Abfertif^ungs- und Vorrccbnungsvurschriften der Eisen- 
balinverwaltiintron prwidmet. F'or Vi-rfassor hat aber auch die zntr ('hörigen Nornun 
des Hattpflichtgesotzes, des üntaUverisicherungsgesetzes, der Viehseuchen-, Zoll- und 
Steuenrorsohriften, sowie die Bestimmungen des internationalen und orientalischen 
Yerlielurs in den Kreis seiner Erörtoungen gesogen und somit ein Werk von grOsster 
Vollsttndigkeit geschaffen. Die Erläutcrunpen zeichnen sich nicht nur durch leicht 
Verstfindlirho Fassung:. Klarheit und (Jediegenheit, sondern auch durch die sorg- 
fUtigst« Berücksichtigung der Literatur, Rechtsprechung und der (iesetzcsmaterialien 
aus. Der Kommentar entspicht einem wesentlichen Bedürfnisse und wird Jedem 
Interessenten einen vollstindigen und ausgeseichneten Uebcrblick flbor das gesamte 
Oest.errcichische Eisenbahntransportrocht und eine reiche Quelle der Helehruntr bieten. 
Die höchst verdienstvullo Arbeit des Verfassers kann eines grossen Krl'ulgcs gewiss 
sein. Dr. Egcr, Berlin. 

ImM9, Dr., Begierungsassessor. Das Gesets Aber Kleinbahnen und Privat- 
anscblussbahnen vom 28. Juli 1898. Mit AnraerkungOL Bertin 1903. Carl 
Ueymanns Verla^r. 

Die kleine Taschenaasgabc enthält den Text des Kleinbahngesctzcs und der 
Ausfflhrungsanweisung Tom 13. August 1898 nebst Anmedmngen, ferner «hi Ver> 
seichnis der in denselben in Besug genommenen Hinisterialerlasse und einen kunmi 

Anhang, welcher die Betriebsvorschriften für Kleinbahnen mit Maschinenbetrieb vom 
i:?. August 18US. drei wichtigere Ministerialerlasse und das Muster zur Ausführnnjrs- 
anweisong § 9 umfasst. Der Verfasser will mit seiner .\rbeit der Praxis dienen 
und hat sich mit Fleiss und Geschick bemflht, dieser Aufgabe gerecht su werden, 
soweit dies bei dem umfangreichen Stoffe aaf nur beschr&nktem Räume möglich war. 
Seine Erläuteruntfen sind knapp und klar, wohlülterli'ixt und hr weisen ein selbst.'indifjes 
rrteil. Für eintadn re Verhältnisse wird das Büchlein zur schnellen Orientierung 
nützlich sein und ein geeignetes Hilfsmittel bieten. Dr. Eger, Berlin. 

Beyersdorf, Or. Oskar, Ref er. Die rechtliche Natur der Eisenbahnfahrkarte. Berlin 1903. 

Cahen, E. T/influence du dol et de la faute gravt snr la responsabilit^ des chemins 
de fer dans b- fransport internatinnal des marciiaiidisis. l'aris V.HX\. Larose. 

Haguet, Henry. Le liachat des Chemins de fer Suisses et ses cuns^aences. Paris 
1903. Librairie Pulytechnique, Charles B^ranger. 

Vorschriften für die Verwaltung der vereinigten preussiscben Staatseisenbabnen. Ausg. 
V. 1. Oktober 1902. Amtliche Ausgabe. Berlin 1908. Carl Ueymann. 
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Samminng der im Jahre 1902 in Oesterreieli auf dem Gebiete des Eiseabahawesnu 

heransgcgcbenen Normalif-n und Kttnstitutiviirknnden, sowie der in diesem Jahre er- 
teilten und verUin<.'ertoii Verkirnzt ssiom n. llcarbeitt t vorn Statistischen I tepartemeut 
iiu k. k. EiseabahD-Ministerium. Wien 1^03. k. Hot- und StaaUdruckerei. 

II. Mit dem Eisenbahnrecht im Zusammenhange stehende Schriften. 

Achilles, Dr. A., Reichstrcr. -Hat. BUrj^erliehes (Jesetzluich nebst Einführungs- 
gesetz; noch dem Tudc des ersten Herausgebers in Verbindung mit Dr. F. Andril*, 
F. Bitgen, 0. Strecker, Dr. K. Unzner herausgegeben von U. Qrelff, Geh. .Tnst-Rat 
4. AttiL Berlin 1903. J. Gattentag. 

Die nene wesentlich vermehrte und verbesserte Auflage des Achillesschen Iland- 
kommentars bewahrt uuch unter der ye<,'enwärtigen liedaktiun den Uuf eines unserer 
besten und zuverlässigsten Hilfsmittel zur Handhabung des B.ü.B. und zur schnellen 
Orientiemng in demselben. Die Torliegende Anflage ist durch die ▼ollst&ndige Anf» 

nähme der bisherigen Keclitsjirechung des Ilcichs^cricbts und der Oberlandesgerichte 
erheblich bereiolu rt und wird bei keiner wii litiircii ii Frage die erwünschte Kclehning 
vcrsngen. Das liuch kann der günstigsten Autn.iliiiH' gewiss sein. Dr. Eger, Berlin. 

Weymann, Dr. Konrad. Das Invalidcnversichcrungsgcsetz vom 13.^19. Juli 
1899. BerÜB 190O. Frans Tahlen. 

Die nmfaogrdohen AbSndtnuigaii, welehe das Invalidit&ts- und Altersrer- 

siehemngsgesetz vom 22. .Tuni 1889 durch die Novelle vom IH. .luli 1899 erfahren 
hat. der l'msitaiiil. dass die hierdurch l)edinL;trii zählrcichiMi neuen .\usliilirungs- 
vorschriftcn sich teils im Keichsgesetzblatt, teils im Zentraiblatt t ür das Deutsche Keich 
und in den amtlichen Nachrichten des Reichsversicheningsamts serstrent finden und 
daher nur einer verhiltnismässig kleinen Ansahl der mit der Handhabung des Gesetzes 
betrauten Personen zugünglich sind, machen es crforil« ilich . d iss durch eine das 
gesamte .\usfUhnings- und Auslcgungsmaterial heranziehende Bearbeitung die 
Kenntnis des Invaliditätsversichcrungsgcsetzes gefördert und seine Anwendung er- 
leichtert wird. Diesem Zwecke dient nnter anderen Bearbeitangen aveh die im 
Vwlage von Vahlen 190O erschienene Weymannsche Ausgabe des Invalidenversichemngs- 
gesetzes in der Fa<;sung der Bekanntmachung vom 19, Juli 1H99. Sie bezeichnet 
sieb zwar nur als Textausgabe, gibt aber eine äusserst zweckmässige, eingehende 
Kommentierattg des redit kumpUzierten Gesetzes, dessen Verstilndnis durch die vor- 
sflgliche als Anlage XI al^edmckte, Tom Beichsversichernngsamte herausgegeben» 
Anleitung, betr. den Kreis des versicherten Personen, nebst angefügtem l^ach- und 
Bcrut^verzeichnis, bedeutend gefördert wird. Die Wevmannsclie Bearbeitung gil>t 
zunächst eine präcis gofasste l'ebersicht über den Inhalt des Cjesetzes auf Ö. XU 
bis XVI. Daran schUesst sich der Oesetzestext, der im einzelnen dnrdi ttbersidit- 
lich geordnete, klar sich ausdruckende Anmerkungen und t- ilw< ise au(h durch Vor- 
bemerkuriL'cn eingehend erläutert wird. IMe grundlegenden Entscheidungen des 
Keichsversicherungsamtes sind, soweit .Stichproben ein l'rteil gestatten, durchweg 
berücksichtigt, al>er in einer Weise, die dem Benutzer nach dem beherzigenswerten 
Rate des Vorwortes das Dorchlesen der Begrflndnng nicht ersparen sollen. Die mit 
R. E. zitierten Entscheidungen sind die Revisionsentscheidungen des B.V.A., abge- 
druckt in den amtlichen Nachrichten dieser Bclii'.rde Beim Xachschlagen ist zu 
berücksicbtigeu , dass die >'achriehton in den .lahrcu 1891 bis 189Ö getrennt fttr 
InvalidltStsp uiul AltMsrersteherung herausgegeben sind. Um man beim Aofsuctoi 
der Entsdieidnngen sich also rorher vergewissem, dass man den die Invalidlt&ts- 



380 



Literatur. 



Tcrsichorung b^trcffoDdcn Band in Hiiiidtn hat. Alkn mit di r Handbabaog des 
Gesetzes sieb Befassenden sei die VVeymannsche Bearbeitung emptohlen. 



BanhirA, Ntiirfal, Landgeriebts-Prttideiit. Hand wOrterbneh 211111 Bllrgerlicben 

Gesetsbtiehe. 3. Auflage. Berlin 1902. Franz Vahlcn. 

Dfp neue Auflatre des Bernhardischen Uandw<irt*rbuchs . welchem bereits an 
früherer titcUe in dieser Zeitschrift (bd. XVII 8. 196) die grüsste Anerkennung aas- 
gosproflliMi w<ndai iit^ hat durdi die Bemgiialime auf die Nebengeeetxe, die LItamtar, 
die Entadieidaiigen des Belchsgeiielita and die preiunisdieii AoBfaiBraBgabeatlnunnttgMi 
eiae wesentliche Verbesserung und Bereirhernnp erfahren Das Handwörterlnuli hat 
sich in \venijj;en Jahren so ciniri bürfrert. dass es jetzt zu den unentbehrlichen Jlills- 
mitteln für die Auslegung und üricnticrung auf dem Gebiete des B.G.B gezählt 
werden mme. Die GrOndHcbkeit, Uebersichtllchkelt, Sorgfalt lud Klaibeit der Be- 
arbettOBg auf knappem Baume ist anttbertrefTlicb. Diese Vorsilge beben dem Werlra 
die irrHssfc Bfliilitheit nnd Vorbreitunfr verschafft. 
Biermann, Johannes, l'rof. Das Sachenrecht. (Kommentar zum B.G.B.J 2. Auflage. 
Berlin 1903. Carl Heymanns Verlag. 

mt vollem Becht bezeichnet der Verfasser die vorliegende sweite Auflage ab 
ein im wesentlichen neues Werk, in veldiem die seit Erscheinen der ersten Auflage 
gemachten Fortschritte vul! verwertet worden sind. ]>as Werk bietet eine voll- 
st&ndige, äusserst klare und gediegene Darstellung des gesamten Kccbtsstoffes unter 
sorgfältigster Bertteksicbtigung der Materialien, Literatur nnd BechtsiaeGhiing. Zu 
rOhmoi ist insbesondere die selbstiiaiUge SteUnngnahme des Verfassers ra allen 
Streitfragen und die echt wissenschaftliche Behandlung derselben in knapper, aber 
dennoch eingehender Weise. Er hat sich mit der neuen Bearbeitung des Werkes 
ohne Zweifel ein grosses Verdienst erworben. Dr. Eger, Berlin. 

ÜMk, EmH. Die Eisenbahn-Tarlfteehnik. Wien 1903. Alfiwd HBlder. 

Die Aufgabe der Tariftechnik umfasst die Aufstellung der Kilomet«rzeiger und 
Tarife nebst der Formulieruni; der zuui h;iri<_rrn Restimmunfien, die Zerlegung der in 
den Tarifen enthaltenen Beförderungspreise in die den einzelnen beteiligten Bahnen 
zukommenden Anteile und die Aufstellung der Uebersicbten über die VerkehrsteUungs- 
Vweinbamngen, sowie die Ausarbeitung der Verkdirsleitungs^Vorsdiriften. Der Zweck 
des vorliegenden Werkchcns ist es nun, eine umfassende, überall durch klare und 
leicht verständliche Beispiele hcleirte Scliildenniu des hei der Vornahme dieser tarif- 
technischen Arbeiten zu beobachtenden Verfahrens und der hierbei zur Anwendung 
kommenden GnmdMttie in geben. Dabei bt fiberall, soweit es snm Verstladabss der 
Schrift notwendig Ist, aneb auf die anaseriialb des Gebietes der TariftM^nik Hegen- 
de Grundlagen, nach denen dieselbe ihre Arbeiten vorzunehmen hat, also auf die 
Grundsätze Uber Bildung der Tarife (Klasseneinteilung, Einheitssätze) und über 
Ausscheidung der Verkehrsgebiete, sowie Uber Teilung der Verkehrseinnahmen, näher 
eingegangen. Wenn ancb der Schrift annftchst die in Oesterreich bestellenden Vec^ 
bUtnisse su Gmnde gelegt sind, so hat dieselbe, da die betreffoiden GrandsUae im 
allgemeinen anch in den übrigen Lllndern gelten, auch über (Österreich hinaus 
Bedeutung. Wer aus eigener Erfahrung weiss, wie scliwierig und mühevoll es ist, 
sich ohne die Möglichkeit einer gründlichen theoretischen Anleitung die nähere 
Kenntnhi der hier in Frage stehenden Orundsfttae erst dnrch lange praktiadie Be- 
schäftigung aneignen zu mttssen, wird den Vorteil und den Wert der trefflichen 
Schrift des durch seine literarirschen Arbeiten auf dem Celdete des TarifwesenS 
rühmlichst bekannten üerru Verfassers wohl zu würdigen wiesen. 



Dr. Görden, Hamburg. 



Dr. Keindl, MUnchen. 
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Endemana, Dr. F., Prof. Lehrbuch des bürgerlichen Kechts. I. Bd. 8. Aufl. 
Berlin 1908. Carl Heymaoi» Verlag. 

Der ente Band der aditen Auflage des EndemaniiBeben Lehrbadn nmfaasfc die 

Einleitung, den allgemeinen Teil und das Bcrht der Schuldverhältnissc. Der Ver- 
fasser liat das vorzflffliche Werk auf seiner bisherigen Höhe voll erhalten und die 
Fortschritte der Literatur und Bechtsprechnng in sorgt ältigster Weise verwertet. Die 
gUnsenden Vorsttge der iMUieren Auflage bietet auch die neue Beartieitang, meister- 
baftc Darstellung des gewaltigen Steifes auf echt wissenschaftlicher Qmndlage und 
mit seltener Klarheit und I'ebersichtlichkeit. Die inzwischen crfoltrte Kinf'ührung 
der Xebengesetze zum B.G.B., sowie die Novellen zur Civ.-Proz.-Ordn. und l\onk -Ordn. 
gaben, soweit ihr Inhalt mit dem bürgerlichen Rechte in Zusammenhang steht, dem 
VerfaaMr reldim StolF sn wesentUehoi ErgUnsongen. Es kann niebt sweifelbaft 
sein, dass das Werk in seiner neuen Fassung weiter eine fflhtende SteUmig auf dem 
Gebiete des biirgerlirhen Rechts einnehmen wird. 

Flaoher, Dr. 0., Professor, und Schaefer, Dr. L, Syndikus des Senats in Hamburg. 
Die Creaetsgebnng, betreffend die ZwangsvolIitreckoDg in das nnbe- 
wegliebe Vermögen im Beicbe nnd in Prenseen. In 3 Ueferongen. Berlin 
1901—1902. .1. (luttentag. 

Unter Zutiruntlek^ung des Krech- und Fisrherschen Kommentars zur preussi- 
leben tiesetzgcLung, betreftend die Zw^angsvoUstreckung in das unbewegliche Ver- 
mögen, baben die mit dieser Materie Tor allem Tertranten Verfasser die bezügliche 
(icsetzgehung im Reiche und in Preussen bearbeitet Trots der angehenden Verwertong 
dl r Avi.ssenschaftlichen Arbeit des älteren Kommentars muss der neue als ein ^anz 
selbständiges Werk bezeichnet werden, wie dies schon durch die wesentlich ver- 
änderte Form der reicbsgesetzlichen Bestimmungen geboten war. Für das Kisenbahn- 
reebt ist es ron besonderem Interesse, dass andi das Prenss. Eisenbabni^andrechtsgesets 
vom 19. August 1895 in der durch die Novelle vom 11. .Tuni 1902 veränderten Fassung 
als .(Jesetz über die Bahneinheiten"' < inL'ihende T5er(h ksiclitii/nng gefunden hat. 
(S. 684— (398.) Wie der alte, so zeichnet sich auch der neue Kominentar durch die 
nmfassende Haraniiahnng der Tbeorie nnd Praxis, die sorgfältigste Verwertung der 
Materialien, sowie die grosse Klarheit und Uebendebtlichkdt der Anordnung nnd 
Darstellung auf das Vorteilhafteste ans. Durch diese Eigenschaften ist dem 
Kommentar als einem (Iberaus zuverlässigen und gedieLTcnen Hilfsmittel auf dem 
vorliegenden schwierigen Kechtsgebiete eiu bedeutender und dauernder Erfolg 
gesichert. Dr. Eger, Balin. 

C, H«nil| imd Br. Laige, Obersdoretir besw. Sdcietto bei der E. Siehsiscben Landes- 
versichernngsanstalt. Katechismus der ArheiterTersicbernngSgesetie. 
Zweite .Vutlage. Leipzig i'J03. Verlag von Kossberg. 

Dieser Leitfaden durch das Beamten- und Arbeiterversicheruugsrccht lasst in 
gmndnverstftndlidier Darstelhing die OrandsOge des Versicbemngsrecbts einbdtliefa 
zusammen. Das vorzugsweise für den praktischen Gebrauch von Nichtjuristen be- 
stimmte Buch kann allen, die sieh fortgesetzt mit dem (Jesetzwortlaut zu befassen 
baben, empfohlen werden; nebensächliche und Streitfragen sind allerdings nicht 
berührt, dafür aber die wesentlichsten Paragraphen allenthalben angeführt, SO dan 
ein Sicbsnreditfinden in da Oesetsgebnng dadnrdi wesentlidi erldchtert ist. Mit 
Rücksicht anf die zahlreichen Oesetzausgabcn hat sich Verfasser damit begnflgt. in 
dem .\nhani; nur die reidisrechtlichen und sSchsisclien Ausfuhrungsbestimmungen 
yrörtlich abzudrucken. W. C'oermann, Mülhausen i. £. 
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iMnltrl, W., nnd W. SpMftigM. Das Invalidenrersicherangsgesets Tom 
18. JaU 1899. Zwdte nea bearbeitete vnd Tennefarte Auflage. Berlin 1908. Carl 

Heymanns Vrrlai:. 

AV'onn ein Work von der Ausdehnung il< s voi Ucgt-ndtn in wenigen Jahren eine 
neue Anfluge erlebt, so scheint der Scblnsü gi-wiss gerechtfertigt, dast daiielbe 
einem wesentlichen BedOifnisee entspricht nnd sieb besonderer Anerkennnng erfreut. 

Dies trifft auch in der Tat auf den Isenbart-Spielhagcnschen Kommentar zu. Seltoi 
ist ein Kommentar mit so « rstaunlidieni l'leisso, so vollständiger BerUrksichtitiuntr 
der Literatur und iiccbtspreciiung, so surgfäitiger Verwertung der Materialien be- 
arbeitet worden, wie der in Bede stehende. Diese avssergewöbnüdien Tontflge haben 
dem W«4k tiberall Eingang und rasche Verbreitung verschafft. Die Fülle neuer 
Rechtsfragen, weltlie inzwisclicn aufgetnuclit sind, sowie die Neuregelunir der l iifall- 
versirheruns: haben de» Verfas-sem reieben .Stuft' zu Ergänzungen geboten. Pas 
Ciaii/.e ist, nucbdeui das (iebiet der Invalidenversicberung im wesentlichen zum Ab- 
sehlnss gelangt ist, einer volUitibidigen Dnreb> nnd Umarbeitung untersogen and in 
hohem Grade iibersichtlieh gestaltet worden. Ks kann hiernach nicht fehlen, dass 
das Werk sich auch in seiner neuen Auflage der dauernden Gunst aller Interessenten 
erfreui n w ird. Dr. Eger. Berlin. 

Kaufmann, Emil ilundelsrechtliche Rechtsprechung. Dritter Band. Hannover 
1903. Hdwing'scfae TerlagsbucUiandlung. 

Kaufmanns Udbersicht ttber die Kechtsprecbung in Handelssaeben bat tixih 

rasch in der Pra.vis einirebiirgort, nnd die verdiente Anerkennuntj, welche ihm zn teil 
geworden ist, hat dm Verfasser veranlasst, stine Sannnlunijj niri<,Mirhst zu vcrvcdl- 
ständigen. Der l uitang des dritten Bandes ist ein weit erheblicherer, als derjenige 
setner Vorg&nger; die Beebt^rechnng an verschiedenen Gesetaen, welcbe in den 
ersten Bänden nicht enthalten war, ist berücksichtigt worden, ans^i rdcm enthält der 
Band eine ausgiebige Zusammenstellung der Ht chtsprerhung über DifterenziroschUfte 
und Handelskauf, und schliesslich ist die Mitteilung der Erkenntnissi i ine austübr- 
lichere geworden. Mit Keebt bat ancb Kaufmann Wert daraut gekgt, an den 
geeigneten Stellen die mitgeteilten Erkenntnisse dnrcb literarisdie Hinweise in 
ergftnzen. l>ie K iufin:uuis( he Ueberslcbt Aber die handelsrechtliche Rechtsabung 
leistet der I'raxis dii si Uk n Dienste wie die Soergelsrhe Sammlung auf zivilrecht- 
lichem (iebicte, sie bildet einen durchaus zuverlässigen Führer, und es ist nicht zu 
besweifbln, dass der dritte Band die Zabl der Freunde dieser Sammlung sehr ver- 
mehren wird. Die handliche Ausgabe und die gute Ansstattui^ venUenen alle 
Anerkennung. Dr. L. Faid. Mainz. 

Kuhlenbeck, Dr. Ludwig. L»as bürgerliche Gesetzbuch für das Deutsehe 
Reich nebst dem Eint Ubrungsgcsctze. Im .\uftrage des Vorstandes dos 
deutschen Anwaltsvereins erlftntert. Zweite neu bearbeitete und vermehrte Auflage. 
Bd. I. T'.i rlin 1 !>():} < arl lleymanns Verlag. 

Bei üearbtitung der zweiten .Auflage des beliebten Kommentars zum B.Ct.B . 
dessen 1. Band den alljjemeinen Teil und da.s Recht der ächuldverhältnisse umfasst, 
bat der Verfasser mit Becbt seine Hauptaufgabe darin gesehen, die Stellungnahme 
der Praxis und die fortsdneitende wissenschaftliche Literatur ins Auge au fassen 
und jede bemerkenswerte Erscheinung zu verzeichnen. Wer die vorliegende neue 
.\nt1age sorgfältig prüft, wird erkennen, dass dem Verfasser, wie schon die starke 
S'crmehrang der Erläuterungen zeigt, seine Aufgabe wohl gelungen ist. Die neue 
Bearbeitung iddinet sich sowohl durch eine eingehende Berfleksichtigung der Beeht- 
sprecbung, auch der Oberlandesgerichte, wie durch die überaus sorgfUtige Angabe 
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ond Verwertang der monograpbisdwn Litentnr aas und wM tecfi diese VonOge 
dem Praktiker und Theoretiker ein wflUHnnmener FStoer anf dem 6el)iete des 

bürgerlichen Rechtes bleiben. 
Loecit, P., Beg.-Eat. Preussisches Stempelsteuergesctz. Vom 31. Jali 18U5. 
Mit doi gesamten AnsftthrungsbestfanmnnfSD nnd Tollstftndigen Ta]>eUen. Unter 
besonder» Berttcksichtigvng der Eotsebeidnngai dw VerwaltongsbebSrden nnd der 

Gerichte. 5. Anflagc. Berlin 1901. .T. Guttentag. 

Der Loccksclu' Kotmnentar zum Prenssisrhfn Stcmpt'lijjt'sct/, wolflior bereits in 
fünfter Aullaj^e vorliegt, liat sich als eine Arbeit vuu besouderer prukliächer 
Srancbbarkeit bewilnrt. Der Zweck des Bvobes, die praktische Anwendung des Gesetses 
nnd Tarifes Mf dm grade vorliegenden Fall zu erleichtern und die Steuerpflichtigen 
erkennen zu lassen, welchi' AnslcLrntt:,' (Jcsetz und Tarif MsIkt seitens der Ver- 
waltttl^behördeQ und Gerichte ertahren haben, ist vollständig erreicht. Das Buch 
bietet in TerliältnismUäsig knappen, aber iobaltsreicben Ausfabrungea Ober alle in 
Betraelit kommenden Fragen eine reiche FttUe der Belehmng nnd kann als ein 
hScbst zuverlässiges Hilfsmittel für die Auslegung und Anwendung des Stempel- 
gesetzcs in jeder Hinsicht empfohlen werden Dr, Eger, Berlin. 

HofTmann, Dr. F., (u-b. Ke^r -IJat. rnfallversii lu t iin<rsge9etz für Land- and 
Forstwirtschaft. Ikdin PJJ3. Cad ileymunus Verlag. 

Das gesehmackroll ausgestattete Buch, ein Teil d«r Hearmannedien Tasehen- 
gesetzsammlung, cntbllt das Gesetz, betreffend die Abänderung der ünfallvcrsicherungs- 
gesetze, (li<> Kestimninngon des I.O ülier die Scliit «l'^irei i< litr und sodann den 
Text des bind- undforstwirtachattlichen l'nfallversicherungsgesetzcs mit Erläuterungen ; 
letztere sind präzis und kurz, gleichwohl aber sehr inbaltreicb, and die kundige 
Hand des auf diesem Spezialgebiete des Becbts Torsttglich erfahrenen Verfassers ist 
dabei mit Deutlichkeit zu erkennen. Es fehlt weder an der Anführung von Er- 
kenntnissen, noch an Verweisen auf korrespondierende Vorschriften der Reich.s- und 
Landesgesetze, und licz. zögert nicht mit der Anerkennung, dass das Werkchen Uber 
die Bedeutung einer Taschenausgabe weit hinausragt. Zahlreiche Ansfflhrungs- 
Torschriften der Beichsl>ebtfrden nnd der prenssischenBehSrden sind ihm beig^fdien, nnd 
ein genaues Sachrofristcr erleichtert den (Jebraiub wesentlich. Kez. kann daher die 
Hoffmannsche Aus^mIjc als zuverlässit,'en l'ührer bei der nicht immer leichten An- 
wendung des landwirtächaltlicbeu Lutallversichcrungsgeactzes empfehlen. 

Dr. L. Fnid, Hains. 

Stephan, Dr., Geh. Reg.-Rat, Priv.-Doz. Handbuch des gesamten Rechts. Eine 
Kerhtsencyklopiidie für .Studierende und zum Selbstunterricht, als .'5. .\uflage von 
iStrützki und Genzmer, Leitfaden des preussischen Rechts, bearbeitet. Berlin VM'd. 
F. VaUen. 

Die Vervollstindigung des ursprUnglidien Leitfadens ist eine so grosse, dass 

das Werk als ein ganz neues l>etrachtet werden muss. Hervorgegangen aus den Vor- 
lesungen des Verfassers, ist es zum Lehrbuch für Studierende geworden und verfolgt 
zugleich das Ziel, die wichtigsten Vorschriften des öftentlichen und des I'rivatrechts 
den nidit juristisöhen, namentlich technischen, kaufmSnnisdien und geweriiUdiai 
Kreisen in tunlidist einfacher Weise zu vermitteln; es will hierbei in der Darstellung 
und Ausdrucksweise zwischen "Wisseiisc but'tlichkeit und V<»lkstiiinlii}iktit die Mitte 
halten. Dieses Ziel hat der Verfasser voll und ganz erreicht. I>as \\ erk umfasst 
sowohl das gesamte öffentliche Recht, wie auch Straf- und Privat-Recht und -Prozess. 
Alle Gebiete sind mit gleicher Sorgfalt und Uebersicbtlicfakeit behandelt Auch dem 
Verkdirsrechte, insbesondere dem Eisenbahnwesen (S. 97 ff.) und Eiseuhalin« 
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Abänderangsklage, s. Klage. 

Abschreibung lastenfreie eines ent- 
eigneten Grundstucks 
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Bestimmungsstation im Frachtbriefe HL 
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ob der Unfall eines Arbeiters auf dem 
Wege von der Betriebsstätt« oder zu 
derselben ein Betriebsunfall ist 25fi 



Arbeitsordnung, ob eine Bestimmung 
derselben, wonach Strafen vom Lohn ab- 
gezogen werden dürfen, gültig ist i^H 

Arbeitsstätte, Verantwortlichkeit des 
Dienstberechtigten für die (tefahrlosig- 
keit des Zugangs zur Arbeitsstätte ül. 

Ausbezahlung irrtümliche einer tat- 
sächlich nicht eingegangenen Nachnahme 
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Auslieferung des Frachtguts an eine 
unberechtigte Person Ü2. — an den babn- 
scitigen Kollfnhruntcrnehmer 104. — 
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die Auslieferung des (^utes an den be- 
rechtigten Empfänger III — an den 
nicht legitimierten Empfänger 144. 201 

Aussteigen aus den Personenwagen 11-? 

— Aussteigen vorzeitiges aus dem noch 
in Bewegung befindlichen Zuge; eigenes 
Verschulden 2ÜQ. 

Automat, ob der Verkauf von Gegen- 
ständen aus Automaten auf den Bahn- 
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ordnung über die Sonntagsruhe unter- 
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Automatendiebstahl, ob derselbe als 
schwerer Diebstahl anzusehen ist 101. 

Avisbrief, Aushändigung desselben durch 
die Post an einen Unberechtigten Infi 

— Verantwortlichkeit für den Scliaden 
aus der verspäteten oder unterbliebenen 
Zustellung des von der Eisenbahn der 
Post Ubergebcnen Avisbriefes 274. 

.\ visier ung durch Boten 12R 199 — 
verspätete 210.— im internen italienischen 
Verkehr ist die Eisenbahn zur Avisierung 
des Empfängers von der Ankunft des 
Gutes nicht verpflichtet 252. 



Bahnhofstreppe, Unfall bei mangelnder 
Beleuchtung einer solchen 331. 

Bahnhofs weg, Unterhaltung eines 
solchen 151_ — ob eine (iemeinde im 
Wege der Ersitzung, d. L durch Aus- 
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Übung si'iU^ns des ruhlikums ein Wojrc- 
recht an i'ineiii l?ahnhofswege erwerben 
kann 2fi2. 

Bahnhufszufnhrwcgc. Herstellung 
solcher durch die wcgebanpflichtigen (ie- 
meindcn 2fiQ. 

Bahnpolizei, Aufgabe derselben ist die 
Sicherung des Betriebes 11 ö. 

Baubeschränkung, ob eine bereits vor 
der Enteignung einem (rrundstUrke auf- 
erlegte Baubeschriinkung imEntoignungs- 
verfahren vom Eigentümer zum (legen- 
standc eines Entschädigungsanspruchs 
gemacht werden kann 22. 

B a u c r 1 a u b n i s . Verwaltungsstreitver- 
fahren im Falle ihrer Versagung :-^>n 

Baukonsens, Kompetenz der Kisenbahn- 
behörde zur Erteilung desselben 38. — 
Kompetenz zum Baukonsens für nacli- 
trägliche Aendcrungen äÜ ■ - Anfechtung 
der rechtskräftig gewordeneu Erteilung 
eines Baukonsenses für eine Eisenbahn 
^ — Erteilung des Baukonsenses lüL 
125. 

Baukunst, BegriiT der allgemein aner- 
kannten Regeln derselben IM. 
Bauleiter. BegriflF desselben LLL 
Baumeister, Begriff desselben 12-i. 
Bauplatzqualität eines (irundstttcks 

Bauunternehmer, Haftung desselben 
für seine Arbeiter 240, 3ÜL 

Beamter, Berechnung der Pensionen vor- 
maliger, in den Staatsdienst über- 
nommener Privatbahnbeamten 33. — 
privatrechtliche Ansprüche der nicht 
richterlichen Beamten IL — Verant- 
wortlichkeit des Beamten für die richtige 
Erteilung einer Auskunft — Haftung 
des Staates für .Amtshandlungen von 
Beamten 52. — Gefährdung der (iesund- 
heit der Beamten lUfi. — Verschulden 
eines Beamten 2()8. — Entziehung des 
Diensteinkommens der Beamten 2AA. — 
Pflicht der Eisenhahnstationsbcamten zur 
l'rüfung der Fahrstrecke 2Ü — Dienst- 
funktion eines Beamten 202. — Kün- 
digungsrecht der Beamten bei Versetzung 
.^Ifi- — Haftpflicht der Beamten bei 
obrigkeitlichen Handlungen •- (Je- 
haltsentziehnng eines Beamten H27. — 
Umfang der Haftung des Staates für 
seine Beamten -^-^i — Mietsentschädi- 
gung bei Versetzungen der Beamten 'iM. 

Bergbahnen, ob auf dieselben die §§315 

and31ßdesStrafgesetzbuches.\nwendung 

finden 20iL 
Beschädigung von Sachen durch einen 

Eisenbahnzug infolge Verschuldens eines ; 

Beamten iL — Begriff der Beschädigung 1 
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eines Frachtguts 127 — Beschädigung 
des Gutes; Ersatz des Schadens 3üZ. 

Besteller, Umfang der Verpflichtung des 
Bestellers zur Prüfung und Bemängelung 
des bestellten Werkes 225, — Umfang 
der Rechte des Bestellers eines für un- 
tüchtig befundenen Werkes 229. 

Bestimmungsstation, unrichtige Be- 
zeichnung derselben im Frachtbriefe HI 

Betriebe mehrere, Haftung beim Zu- 
sammenwirken derselben 333. 

Betriebsunfall, ob Verletzung beim Ab- 
laden von Fässern ein Betriebsunfall ist 
123 — Zusammenhang von Verletzungen 
auf Reisen zu Heilungs- und Unter- 
SHchungsz wecken mit dem Betriebs- 
unfälle, der die Reise veranlasst hat 142. 
— Unzulässigkeit der (leltcndmachung 
eines Betriebsunfalls im Rechtswege 317. 

Betriebs Unternehmer, solidarische 
Haftpflicht sämtlicher Betriebsunter- 
nchmer bei Balmcn in gemeinsamer Ver- 
waltung 2äL 

Bczirkscisenbabnräte prenssische, Zu- 
sammensetzung und Befugnisse der- 
selben 62. 

Blitzschlag, Unfall durch einen solchen 
24iL 

Brandschaden, Haftpflicht der Eisen- 
bahn für den durch sie verschuldeten 
Brandschaden der Versicherungsgesell- 
schaft gegenüber, welche den gegen 
Brandschaden Versicherten entschädigt 
hat 22. — Plaftpflicht der Eisenbahn 
für Brandschäden, welche durch Funken- 
flug hervorgerufen werden 19fi. 

D. 

Diensteinkommen der Beamten, Ent- 
ziehung desselben 244 
Dienstfunktion eines Beamten 252. 



Eigentümer eines Grundstücks, wann 
dersellM? ans dem Umstände, dass auf 
dem Nachbargrundstücke ein gefährliches 
Gewerbe betrieben wird, einen Ent- 
schädigungsanspruch nicht herleiten darf 
HL 

Eile beim Einsteigen in die Eisenbahn- 
wagen, eigentümliche Betriebsgefahren 
fi."> 

Einfriedigung des Restbesitzes beim 
freihändigen Erwerb von Grundstücks- 
teilen zum Bahnban 2Ü. 

Einwendungen gegen ein Eisenbahn- 
projekt 2fi. 

Eisenbahn, wann dieselbe für den 
Schaden nicht haftet, welchen ein Fracht- 
gut durch die zur Beffirdernng desselben 
nicht geeignete Beschaffenheit des Wagens 
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erleidet L — VorausHcfzungen für die 
Haftbefreiung der Eisenbahn bei Liefer- 
fristversäumunK L — Haftpflicht der 
Eisenbahn bei (lestcUnn? eines verun- 
reinigten Wagens 8, 1H2. — Berechti- 
gung zum Verkauf eines (iutes Ih. — 
Haftpflicht der Eisenbahn für den durch 
sie verschuldeten Brandschaden der 
Versicherungsgesellschaft gegenüber, 
welche den gegen Brandschaden Ver- 
sicherten entschädigt hat 22. — Haftung 
für den Schaden, welcher durch 
mangelhaftes Bestreuen der zum Bahn- 
hofe gehörigen Strasse bei (Glatteis her- 
beigeführt wird 35x — Eisenbahnhaft- 
pflicht 2£L — Verantwortlichkeit der 
Eisenbahn für die Auslieferung des (iutes 
an den berechtigten Empfänger III. — 
Verkauf eines (iutes, dessen Annahme 
verweigert wurde, durch die Eisenbahn 
114. — Verantwortlichkeit der Eisen- 
bahn für die Zustellung des Avises bei 
Avisierung durch Boten 128. — Ver- 
pflichtung der Eisenbahn zur Wagen- 
gestcUung nach itttlienischcm Recht 137. 

— Verpflichtung der Eisenbahn, von den 
zu viel eingehobenen Frachtbeträgen 
Zinsen vom Tage der Reklamation ab 
zu vergüten 14H. — Nichtverantwort- 
lichkeit der Eisenbahn bei Aushändigung 
des Avisbriefes durch die Post an einen 
Unberechtigten l.^fi — Haftpflicht der 
Eisenbuhnen für Bruch von (iusswaren 
17fl — Haftung für ungenügenden Ver- 
schluss eines f'asses - Haftung 
für einen durch Versagen der Vacuum- 
brcmse herbeigeführten l'nfall 195. — 
Haftung für Brandschäden, welche durch 
Funkenflug hervorgerufen werden 19(). 

— wann die Eisenbahn für einen Cie- 
wichtsverlust nicht zu haft<>n hat 197. 

— die Eisenbahn ist ersatzpflichtig, wenn 
sie den Avisbrief durch ihren Boten nicht 
dem Adressaten zustellt IHÜ. — Haft- 
pflicht der Eisenbahn bei verspäteter Be- 
nachrichtigung des Empfängers von der 
Ankunft des (Jutes 21£L — Verpflichtung 
der Eisenbahn zur Ermittelung des (ie- 
wichts und der Stückzahl der (Jflter 23(L 

— Nichthaftung der Eisenbahn für l'ti- 
fälle. welche durch das Scheu werden von 
Pferden auf einer neben dem Bahnkörper 
führenden Strasse infolge Vorbeifahrens 
eines Zuges herbeigeführt werden 237. 

— Verantwortlichkeit der Eisenbahn 
beim Verlust einer infolge eingetretener 
(lärung zu Grunde gegangenen Sendung 
Sirup nach belgischem Recht 2iüL — 
Begriff" , Eisenbahnen" im Sinne des 4? üß 
alin. 2 des Heichsstrafgesetzbuchs '^40 

— I mfang der Haftpflicht der Eisen- 



bahnen hinsichtlich des schädigenden Er- 
eignisses Hl 1. — l'mfang der Ver- 
pflichtungen der Eisenbahn im Falle der 
Versäumung der Lieferfrist nach itali- 
enischem Recht 314. — Tmfang der 
Haftpflicht der Eisenbahn bei Körper- 
verletzungen 326. — Haftung für den 
den NachbargrnndstUcken infolge der 
Anlagen der Bahn entstandenen Schaden 
HH8 — Feststellung der anteilweweii 
Haftpflicht mehrerer am Transport be- 
teiligter Eisenbahnen 302. — Feststellung 
der ausschliesslichen Haftpflicht einer 
von mehreren am Transport bet<?iligten 
Eisenbahnen 354 — Feststellung der 
ausschliesslichen Haftpflicht der Versand- 
bahn .'^Wv 

Eisenbahnanlagen, Schädigung solcher 
durch den Bergwerksbetrieb i2. 

Eisenbahnbau ausfuhrungen. Um- 
fang der Kompetenz des österreichischen 
Eisenbahnmiuisteriums bei der (ienchnii- 
gung solcher 13({. 

Eisenbahnbeamter, s. Beamter. 

Eisenbahnbediensteter, Vernn - 
glückung eines solchen auf einem Gc- 
meinschaftsbahnhofc 2. — wann der Lauf 
der Verjährungsfrist bei den einem Eisen- 
bahnbediensteten aus dem Titel der Ent- 
schädigung für einen körperlichen Unfall 
auf Grund des österreichischen Haft- 
pflichtgesetzes zustehenden Ansprüchen 
beginnt 9iL — ob ein Eisenbahnbe- 
diensteter, welcher infolge eines Bahn- 
unfalls bereits eine Unfallsrente bezieht, 
auch Schmerzensgeld verlangen kann lltL 
— ob die bei dem Betriebe der Internatio- 
nalen (tesellscliaft der Schlafwagen in den 
Schlaf-, Salon- und Restaurationswagen 
beschäftigten, gegen Unfall versicherten 
Bediensteten dieser (lesellschaft als Eisen- 
bahnbedienstete anzusehen sind 1(TW — 
Anwendung der Bestimmungen der !?§ 4fi 
und 12 des österreichischen Unfallver- 
sicherungsgesetzes vom 28- Dezember 
1887 auf Eisenbahnl)edienstet<^ 817 

Eisenbahnbehörde, Kompetenz der- 
selben zur Erteilung des Baukonsensc^ 
38. 

Eisenbahnbetriebsstätte, Begriff 
einer für sich bestehenden im Sinne des 
§ 3ädes preussischen Kommunalabgaben- 
gesetzes vom 24. .Juli 1893 dü^ 

Eisenbahnbetrieb, fahrlässige (^»e- 
fährdung desselben durch Fahren in den 
Eisenbahngleisen 203. 

Eiscnbahnfiskus, ob derselbe für un- 
erlaubte Handlungen eines Rangierleit^ers 
haftet 2üL 

Eisenbahnf rachtvertrag, s. Fracht- 
i vertrag. 
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EiBcnbahngepäckträger, Rechts- 
Stellung derselben 81^ SiSö* 

Kisenbabnhaftpf licht, s. Eisenbahn. 

Eisenbahnkonzessionen, Ansprüche 
aas solchen VM^ 

Eiscnbahnproiekt, Einwendungen 
gegen ein solches 2fL — wann die Inte- 
ressenten an die mit ihnen seitens des 
Bahnunternehmers für das Eisenbahn- 
projekt getroffenen Vereinbarungen ge- 
bunden sind äJi — Durchführnng eines 
solchen durch die Eisenbahnunter- 
nehmung 141. 

Eisenbahnübergang, iJberschreitcu 
desselben 3iL 

Eisenbahn Unfälle, das Verschulden 
bei solchen 2B. — Ersatz des durch 
einen Eiscnbahnunfall entstandenen 
Schadens 12iL 

Eisenbnhnunternchnier, Teilnahme 
desselben an der l'nterhultung eines von 
ihm gemäss landespolizeilicher An- 
ordnung verlegten öffentlichen Weges 
1 IH. — Pflicht zur Anmeldung eines 
Anspruchs bei der L'nfallversicherungs- 
anstalt 123 — Verpflichtung des Eisen- 
bahnunternohmers zur Beleuchtung der 
zum Bahnhufe führenden Zufahrtsstrasse 
ML 

Eisenbahn Werkstätten, ob dieselben 
unter die Keichsgewerbeordnung fallen 

m. 

Eisenbahn Zufahrtstrasse, Entschei- 
dung über die Notwendigkeit einer 
solchen biL — Beleuchtung derselben 
durch den Eisenbahnunternehnier 84 1. 

Eisenbahnzug, Beschädigung von Hachen 
durch einen solchen infolge Verschuldens 
eines Beamten 'AL 

Elektrizitätszähler, Veränderungen an 
demselben. Betrug 2iiL 

Empfänger, Berechtigung desselben, 
nach l.'ebernahme des Frachtbriefs die 
Rechte aus dem Frachtvertrage gegen 
die Bahn gültig zu übertragen — 
Verantwortlichkeit der Eisenbahn für 
die Auslieferung des Gutes an den be- 
rechtigten Empfänger HL — Ausliefe- 
rung des ( »Utes an den nicht legitimierten 
Empfänger 144, 201. — verspätete Be- 
nachrichtigung des Empfängers von der 
Ankunft des Gutes '^10 — Benach- 
richtigung des Empfängers von der An- 
kunft des (iutes 2kL 

Enteignung, gerichtliche Entscheidung 
über die Entschädigung darf sich nur 
auf dasjenige (irundstück beziehen, für 
welches der Entschädigungsfeststellungs- 
beschluss erfolgt ist 12. — Bestimmung 
einer besonderen Entschädigung für l'm- 
wege und sonstige Wirtschaftserschwer- 



nisse, wenn die Läse der RcstgrundstUcke 
zum Wirtschaftsnofc durch die Ent- 
eignung eine ungünstige geworden ist 
lä. — Verzinsungsanspruch der Ent- 
schädigungssumme LL — was für die 
Schadensbemessung infolge einer Baube- 
schränkung massgebend ist ül — ob 
die bereits vor der Enteignung einem 
(Jrundstücke auferlegte Baubeschränkung 
im Enteignungsverfahren vomEigentümer 
zum (Jegenstande eines Entschädigungs- 
anspruchs gemacht werden kann 21. — 
was für die St^mpelfreihcit eines Grund- 
stückserwerbs im Enteignungsverfahren 
massgebend ist 29. — Ermittelung des 
Werts eines Grundstücks Ifi, — Flan- 
feststellungsbeschluss im Enteignnngs- 
verfahren itL — was für die Bauplatz- 
eigenschaft eines Grundstücks entschei- 
dend ist bA. — Zuständigkeit für die 
Entscheidung über die Entschädigung 
bei einer Enteignung 122. — Abände- 
rung des Planes und Feststellung des 
Enteignungsgegenstandes auf Grund des 
abgeänderten Planes bei der Enteignung 
zum Eisenbahnbau IM. — Entschädigung 
des Enteigneten für Schäden aus dem 
Bahnbau und Betrieb 209 — Entziehung 
der Bauplatzqualität des Restgrundstttcks 
ist bei der Entschädigungsbemessung in 
Betracht zu ziehen 21iL — Berück- 
sichtigung von Wertsteigerungen bei der 
Bemessung der Enteignungsentschädi- 
gung 21iL — Verwaltungsbehörde hat 
darüber zu entscheiden, wer als Be- 
teiligter im Enteignungsverfahren zuzu- 
ziehen ist» 212. — Prüfung der Bauplatz- 
qualität eines (irundstücks 22i — nach 
sächsischem Recht ist der Wert der 
persönlichen Vorliebe (Affektionswert) 
nicht zu berücksichtigen, wohl aber der 
sogenannte Annehmlichkeitswert 22ä. — 
Ermittelung des Wertes eines Grund- 
stücks durch einen Sachverständigen 222. 
Entschädigungshemessung eines Grund- 
stücks auf Grund der Fiktion eines Neu- 
baues 233. — der Enteignung ist nach 
§ 23 des Enteignnngsgesetzes auch das 
für die erstmalige Herstellung des Bahn- 
körpers erforderliche Schüttungsmaterial 
unterworfen 2M. — Erfordernisse der 
Zustellung gemäss ^ 3ä des Gesetzes 
24H — Klage auf Enteignungsentschädi- 
gung 2r>4 — Abschätzung des Werts 
des enteigneten Landes, das nicht als 
Bauland verwendet werden kann 25ä. 
— Erhöhung des Werts eines Grund- 
stücks 2iiiL — Wie weit im Ent- 
eignungsverfahren den Enteigneten die 
Pflicht zur Unterhaltung von Nebenan- 
lagen auferlegt werden kann H38. — 
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Wertcrhöbung infolge Steigerung des 
Banlandwcrts 847. — Ermittcinng des 
Werts bei Enteignung einer Parzelle, 
die infulge ihres Zusammenhangs mit 
dem Restgrnndstück als Bauland zu be- 
werten ist 348. 

Enteignnngsgcsctz, Grundziigc des 
neuen sächsischen Enteignungsgesetzes 
vom 2L Juni 19()2 2f54, älL 

Entschädigungsanspruch, ob die 
Ucbertragung desselben auf den Ver- 
sicherer rechtsgültig ist 33. 

Entschädigungsklage, s. Klage. 

Erlöschen des Anspruchs aus dem Fracht- 
vertrage bei frankierten Sendungen HßH. 

Erwerbsfähigkeit verminderte 'MO. 

Erziehungsbeiträge, Besch werde wegen 
verweigerter Zuerkennung solcher HHfi 

F. 

Fass, ungenügender Verschluss eines 
solchen 1^3. 

Frachtbrief, unrichtige Bezeichnung der 
Bestimmungsstation in demselben llL — 
T'ebergabe eines solchen mit einer un- 
richtig bemessenen FrachtgebUhr 214. 

Frachtbriefduplikat, ob gegen den 
Inhalt über die Belastung des (intcs 
mit Nachnahme der (Jcgen beweis zu- 
lässig a2iL 

Frachtführer, Eintritt eines nach- 
folgenden Frachtführers HHT 

Frachtgut, Beschädigung desselben in- 
folge mangelhafter Konstruktion des 
Wagens L — Verkauf eines Frachtguts 
1;'). 2M- — Schaden an ein^m flU.ssigen 
Frachtgut durch die äusscrlich nicht 
wahrnehmbare Beschädigung des Fasses 
2L. — l'nzulässigkcit des Sclbsthilfe- 
verkaufs eines Gutes durch .Angestellte 
derEisenbahnverwaltung3Ü.— tarifarisch 
richtige Bezeichnung des Gutes oä. — 
eigentümliche natürliche BeschafTenhcit 
des Gutes üQ. — Auslieferung des Fracht- 
guts an eine unberechtigte Person ilZ — 
an den bahnseitigen Rollfnhrunternehmer 
104 — wer bei der Transportübernahme 
des (iutes durch eine (Jescllschaft Waren- 
fUhrer ist lOft — Verantwortlichkeit 
der Eisenbahn für die Auslieferung des 
Gutes an den berechtigten Empfänger 
III — Verkauf eines Gutes, dessen 
Annahme verweigert wurde, durch die 
Eisenbahn 114 ~ Beschädigung und 
Minderwert 122. — Avisierung durch 
Boten 128. — Auslieferung des (lutes 
an den nicht legitimierten Empfänger 
144. 201 — i'in (iut gilt als von der 
Partei übernommen, wenn ein Bahnorgan 
dasselbe im Auftrage der Partei weitcr- 
bczw. zurückgesandt bat 147. — Ver- 



derben des Frachtguts infolge der Ver- 
säumnis der Lieferfrist 9Aft — Aufgabe 
eines Frachtguts ohne Wege- und Ah- 
fertigung8vor8chrift22Si — Verpflichtung 
der Eisenbahn zur Ermittelung des (Ge- 
wichts und der Stückzahl der (iüter 
230. — Verwahrung und Lagerung des 
Gutes 825 — Ermittelung der Stückzahl 
des Gutes 328. — Zollabfertigung eines 
(lutes 330. — Beschädigung des Gutes; 
Ersatz des Schadens 8Ö7. 

Frachtnachlass, ob ein .Anspruch auf 
Zahlung von Zinsen gegen die Eisenbahn 
rUcksichtlich des im KUckvergütungs- 
wege gewährten Frachtnachlasses ge- 
rechtfertigt ist 218 

Frachtvertrag, wer zur Klage ans dem 
Frachtvertrage legitimiert ist £, L — 
wann derselbe nach französischem Recht 
zu Ende geht IM. — Frachtvertrag der 
Eisenbahnverkehrsordnung als Vertrag 
zu Gunsten Dritter 228. — Eintritt 
eines nachfolgenden Frachtführers in 
den Frachtvertag 337. — ob auch bei 
frankierten Sendungen durch die An- 
nahme des Gutes jeder .Anspruch ans 
dem Frachtvertrage erlischt 3ft8. 

Frankaturen, ob solche für einen be- 
stimmten Teil der Transportstrecke zu- 
lässig sind 204. 

Freifahrtscheine, wann die in einem 
Strassenbenutzungsvertrage enthaltene 
Bestimmung, dass den (lemeindebeamten 
auf ihre Person lautende Freifahrt- 
scheine für die Bahn zu erteilen sind, 
den § 21 des Kleinbahngesetzcs nicht 
verletzt 32- 

& 

Gefährdung fahrlässige des Eisenbahn- 
betriebes durch Fahren in den Eisen- 
bahngleisen 2ÜÜ 

(t ehalt, s. Diensteinkommen. 

Gehaltsentziehnng eines Beamten 32L 

Gemeinden, Verpflichtung derselben, für 
die Strassenreinigung zu sorgen ßü. — 
Herstellung der Bahnhof szufuhrwege 
durch die wegebaupflichtigen Gemeinden 
^iM) ~ ob eine (Jemeindc im Wege der 
Ersitzung, d. L durch Ausübung seitens 
des Publikums ein Wegerecht an einem 
Bahnhofswege erwerben kann 2fi2 — 
Verpflichtung zur Unterhaltung eines 
für den öfi'entlichen Verkehr eingerich- 
teten und bestimmten Weges 3ö8. 

Gemeinschaftsbahnhof, Verunglük- 
kung eines Eisenbahnbediensteten auf 
einem solchen 2. 

Gesundheit, Gefährdung der Gesundheil 
der Beamten 10(). 
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Gewichtsverlust, wann die Eisenbahn 
für einen solchen nicht zu haften hat 132. 

(ileiskörper einer Strassenbahn , Tflicht 
zur Sprengung desselben Ifi? 

(irnbe, Verwahrung derselben 1 IH 

Grundstück, Ermittelung des Werts 
eines Grundstücks im Enteignungsver- 
fahren iü. — wann der Eigentümer 
eines (Grundstücks aus dem Tnistande, 
dass auf dem Nachbargrnndstücke ein 
gefährliches Gewerbe betrieben wird, 
einen Entschädigungsanspruch nicht her- 
leiten darf HL — was für die Bauplatz- 
eigenschaft eines (irundstücks entschei- 
dend ist M. — zeitweise Inbesitznahme 
eines fremden (Grundstücks IHl . — Bau- 
platzquaiität eines Grundstücks 222- — 
Ermittelung des Werts eines(irundstück8 
im Enteignungsverfahren durch Sach- 
verständige 222- — Entschädigungs- 
bemessung eines (Grundstücks auf (Jrund 
der Fiktion eines Neubaues 2.^:^ — 
Erhöhung des Werts eines (Grundstücks 
258. -- lastenfreie Abschreibung eines 
enteigneten (Grundstücks :4()7 — Steuer- 
freiheit eines (Grundstücks zu öffent- 
lichen Zwecken 3211 

(Güterwagen, s. Wagen. 

(lusswaren. Haftpflicht der Eisenbahnen 
für Bruch solcher llü- 

Gut, 8. Fruchtgut. 

HL 

Haftpflicht der Eisenbahnen und der 
Post ML 

Haftpflichtgesetz, ob eigenes Ver- 
schulden in einem sachwidrigen, durch 
Bestürzung hervorgerufenen Verhalten 
des Verletzten im Momente des Zu- 
sammenstosses zweier Wagen liegt lü, 

— wann auch bei Uebertretung eines 
Polizeiverbots eigenes Verschulden aus- 
geschlossen sein kann 21- — für Haft- 
pflichtklagen aus § I des (Gesetzes ist 
der persönliche Gerichtsstand des Ver- 
klagten, nicht der örtliche zuständig ÜI 

— wann Trunkenheit das eigene Ver- 
schulden des Verletzten beweist ü£L — 
wann eigenes Vf-rschuldon des Verletzt«'n 
bei einem Strassenbahnunfall vorliegt üL 

— Begriff der .Eisenbahn* nach dem 
Haftpttichtgesetz tLL — ob der l'nfall, 
den ein durch einen Strassenbahnzug 
scheu gewordenes Pferd herbeiführt, 
unter § L des Gesetzes fällt fi2- — was 
für den Bcgrifl^ eines ,bei dem Betriebe" 
erfolgenden Cnfalles entscheidend ist iüL 

— Eile beim Einsteigen in die Eisen- 
bahnwagen gehört zu den eigentümlichen 
Betriebsgefahren ßä. — das Dunkel, das 
bei einer Tütung oder Verletzung eines 



Menschen beim Eisenbahnbetriebe über 
den Vorgang selbst gebreitet ist. schlägt 
nur zum Nachteil des Betriebsunter- 
nehmers aus 148. — -Anrechnung von 
Ersparnissen im Haushalt bei einer 
Badereise; Beweislast 199. — eigenes 
Verschulden durch vorzeitiges -Aussteigen 
aus dem noch in Bewegung befindlichen 
Zuge 20(). — bei Bahnen in gemeinsamer 
Verwaltung sind sämtliche Betriebsunter- 
nehmer solidarisch haftpflichtig 2.^1 . — 
ob höhere Gewalt auch in dem gewalt- 
samen Eingreifen eines Dritten in den 
Betrieb liegen kann 258. — künftig 
fällig werdende wiederkehrende Leistun- 
gen aus dem Haftpflichtgcsetz 332. - 
mitwirkendes Verschulden des durch 
einen Unfall Beschädigten 344 

Haftpflichtrecht österreichisches , 
neueste Praxis desselben 359. 

Handlungen obrigkeitliche. Haftpflicht 
der Staatsbeamten bei solchen 319. 

Hinterbliebene, Ansprüche derselben 
aus dem Unfallversicherungsgesetz 2i2. 

Höhere Gewalt, ob solche auch in dem 
gewaltsamen Eingreifen eines Dritten 
in den Betrieb liegen kann 2ä&. 

Höhcrlegen einer Strasse 323- 

Hypotheken, Erlöschen solcher im Falle 
der Enteignung auf (Grund des sächsi- 
schen allgemeinen Baugesetzes vom 
1. .Juli 1900 a. 

J. 

Juristische Personen, inwieweit bei 
solchen von einem , wissentlichen Ge- 
schehenlassen" die Rede sein kann 2M. 



Kinder. Ersatzanspruch der Kinder eines 
(Getöteten 212- 

Klage, wer zur Klage aus dem Fracht- 
vertrage legitimiert ist 4, 2. — alter- 
native und eventuelle Klage in Wege- 
streitsachen 100 — Verjährung der 
Frachterstattungsklage nach französi- 
schem Kecht 117. — Zustellung der 
Klage auf .Aulliebung eines Beschlusses 
der (ieneralversammlung einer Aktien- 
gesellschaft 120- - - auf Schadensersatz 
wegen schuldbarer Tötung 221 — ob 
die Verbindung einer Klage auf Ent- 
eignungsentschädigung mit einer Klage 
auf Entschädigung wegen Entziehung 
der Baufreiheit zulässig ist 2.ö4 — Ab- 
weisung der Entschädigungsklage wegen 
zu mangelhafter Begründung 2fi2- — 
Die Abänderungsklage setzt nicht den 
früheren Prozcss fort, sondern eröffnet 
einen neuen l'rozess 2(>3 

Kleinbabngesctz, Erfordernisse für die 
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Unterstellung einer Bahn anter das 
Klcinb.ihnRosetj! 2L12. — Erläuterung des 
Klcinbuhngcsetzis 'Ml 

Kiirperverlotzungcn, Umfang der 
Haftpflicht der Eisenbahnen bei solchen 
32&. — ein Schmerzensgeldanspruch er- 
wächst aus einem Eisenbahnunfalle nnr 
bei Körperverletzungen H29. — Körper- 
verletzung durch das Schliessen der Tür 
eines Eisenbahnwagens 33n 

Konventionalstrafe, Wegfall einer 
solchen trotz nicht rechtzeitiger Fertig- 
st«llung von Arbeiten 1 IH. 

Krankengeld, Begriff desselben im Sinne 
des§21 Nr. la des Krankenversicherungs- 
gesetzes 123. 

Krankhafter Znstand, ob die allmähliche 
Entwirkelung eines solchen einen Unfall 
darstellt LL 

Krankenkasse, Verpflichtung derselben, 
dem Berechtigten die bcstimmungs- 
mä.ssigen Leistungen unverkürzt zu ge- 
währen 5L — Anspruch einer Ver- 
sicherungsanstalt auf Ersatz der Kosten 
eines Heilverfahrens gegen die Kranken- 
kasse :n 1 

Kranken Versicherungsgesetz, Kran- 
kenversicherung der Arbeiter 101, 103, 
313 — freiwillige Fortsetzung des 
Versicherungsverhältnisses beim Aus- 
scheiden von Mitgliedern aus der die 
Mitgliedschaft begründenden Beschäfti- 
gung 121- — Begriff des Krankengeldes 
im Sinne des § 21 Nr. la des (icsetzes 
12i — Begriff und Beginn der Krank- 
heit im Sinne des Krankenversichcrungs- 
gcsetzes 222^ — Begriff der Krankheit: 
Hinzutreten neuer Krankheiten zu den 
bestehenden 2-12. 

Krankheit, Begriff und Beginn der 
Krankheit im Sinne des Kninkenver- 
eicherungsgesetzes 222. — Begriff der 
Krankheit; Hinzutreten neuer Krank- 
heiten zu den bestehenden 2Ü 

Kündigungsrecht der Beamten bei Ver- 
setzung 31(). 

L. 

Lagerung des (lUtcs 32Il 

Lieferfrist. Versäumnng derselben; Vor- 
aussetzungen für die Haftbefreiung der 
Eisenbahn — wann eine Versäumung 
der Lieferfrist nicht vorliegt 202. — 
Verderben des Frachtguts inft»lge der 
Versäumnis der Lieferfrist ilä. — 
Umfang der Verpflichtungen der Eisen- 
bahn im Falle der Versäumung der 
Lieferfrist nach it-alienischem Recht 314 

Lohnabzüge der Arbeiter 203, 2Uü. 

Lokomotivführer, Verband der Loko- 
motivführer österreichischer Bahnen 133 



M i c 1 8 c n t s ch ä d i g u n g bei Versetzungen 
der Beamten 334 

Militäranwärter. Rechtsweg für ver- 
mögensrechtliche AMsi)rüche der im 
Keichsdienst ( Eisenbalindienst) angestell- 
ten Militäranwärter ü. — ob die tirund- 
sätze für die Besetzung der Subaltcrn- 
und Untcrbeamtenstellen bei den Reichs- 
und Staatsbehörden raitMilitäranwärtem 
als eine verbindliche reichsrechtliche 
Verordnung über diese Materie anzusehen 
sind 197 

Minderwert eines Frachtguts 121. 
H. 

Nachnahme, irrtümliche Ausbezahlung 
einer tatsächlich nicht eingegangenen 
Nachnahme an den aufgebenden Spedi- 
teur 305. 

O. 

Oeff entliche Arbeiten, s. Arbeiten. 

Ocffentlichc Strasse, s. Strasse. 

Ortspolizeibehörde, Einschreiten der- 
selben bei dringlichen landespolizeilichen 
Angelegenheiten 230. 

P. 

Packmeistcr einer Staatseisenbahn, ob 
derselbe sich der Unterschlagung in 
amtlicher Eigenschaft empfangener 
Sachen schuldig macht, wenn er Nah- 
rungsmittel den ihm anvertrauten Fracht- 
gütern zum alsbaldigen Verbrauche ent- 
nimmt 21 1 , 

Parzelle, Enteignung einer solchen 348. 

Pension, Berechnung der Pension vor- 
maliger, in den Staatsdienst übernomme- 
ner Privatbahnbeamten iüL 

Pferde, Scheu werden derselben 237. 

Polizei, Eingriffsrecht derselben gegen- 
über einer elektrischen Anlage 3lii. 

Polizei verbot. Uebertretung eines sol- 
chen 24. 

Polizeiverfügungen, Anfechtung sol- 
cher 103 — Grenzen des polizeilichen 
Verordnungsrechts HÜ. 

Post, Haftpflicht derselben für Beschädi- 
gung von Reisenden, verglichen mit der 
Eisenbahnhaftpflicht nach deutschem 
Reichsrecht ML 

Privatbeamter, s. Beamter. 

Privatflüssc, Benutzung solcher IQQ. 

R. 

Rangierleiter, ob der Eisenbahnfiskws 
für nnerlaubte Handlungen eines Rangier- 
leiters haftet 21IL 

Reichsverfassung deutsche, (»ültigkcit 
des Art. IH Abs. 2 nur bis zum Inkraft- 
treten des Reichsbeamtengesetzes 55. 
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Keisender, kürperlicbc Verletrang eines 
solchen durch dus Zufallen einer offen 
Stehenden WaggontUr 3. — freie Be- 
weguni? des Beisenden Ist durch i^esetz» 
liehe niid rciilementririsrhe Vorsrhriften 
beschränkt, sobald er die Eisenhahnfahrt 
angetreten hat 6. — Haftpflicht der Post 
für Beschätiignng von "Reisenden, ver- 
glichen mit der Eisenbahnhaftpflicht nach 
dcutsc lieni Heirhsrecht 160. Verletzting 
eines solclien durch Abstürzen von der 
Plattform eines Personenwagens 906. — 
Ntchtaahalten eines anf den Eiseiilnilin- 
wa^en aufsteigenden Keisendi n an ilen 
AnlialtHtungen ist als einlfitversehuldcn 
an dem demselben znstOBseiiden Un&lle 
anzusehen 308. 

R (> 1 1 f u h r n n t e r n e h m e r . Ansliefernng 
eines Frachtguts an denselben lOi. 



Schaden, Ersatz des 'Inn Ii einen Eisen- 
bahnunfuil entstandenen fciehadens 129. — 
Verantwortlichkeit für den Schaden aus 
der verspäteten oder unterbliebenen Zu- 
stellnns: des von der Eisenbahn der Post 
überf^oLenen Avises 274. 

Scheu wer den von Pferden 237. 

Schlaf wagcngcsellsehaft, Haftpflicht 
derselben 88. 

Schmerzensgeld, ob ein Anspruch auf 
solches neben der rnfallrentc geltend 
gemadit werden kann 2. — ob ein 
Eisenbahnbediensteter, welcher infolge 
eines erlittenen Bahnunfalls bereits eine 
Unfallrente bezieht, auch Schmerzensgeld 
▼erlangen Icann 98. — Begriff und Zweck 
de8Schmerzensife](b s32G. - • Schmerzens- 
geldansprucb erwachst aus einegi Eisen- 
bahnunntte nur bei KSiperverletsongen 
32y. 

Staat, Haftung desselben für Amtshand- 
lungen von Beamten 52. — Tmfang der 
Haftpflicht des Staats fttr seine Beamten 
331. 

Staatsbeamter, s. Beamter. 

»Stempelsteuergcsetz, was für die 
StetnpelfreilMit eint s < i i undstQckserwerbs 
im Enteignungsverfahrens massgebend 
ist 29. — ob Ijokomotiven eine Menge 
im Sinne der Befreinngsvorschrift Nr. ,3 
der Tarifstelle 38 zum preussischen 
Stempelstenei^^esetze bilden #41. — wann 
bei einem Vertraire auf Herstellung 
einer Strasscnbuhn § 10 des preussischen 
Stempelgesetzes vom 81. Juli 1896 nicht 
in Anwendung kotnnien kann 2^^^^ 

Sterhekassen, Verplliehtung derselben, 
dem Berechtigten die bestimmungs- 
mässigen Leistungen nnverkOrzt zu ge- 
wKhren 61. 



Steoerfreibeit eines Gmndstflcks sn 
öff"entlichen Zwecken '^•2^). 

Strasse, Kecht der Anlieger an einer 
Offentltelien Strasse 88. — Beebt der 
Polizeibehörde zum Verbot von Anlagen 
auf öffentlichen Strassen 122. — Höhcr- 
Icgeii einer (UreatUebea Strasse 323. 

Strassenanliecrerrecltt, servitatari- 
sches 234. 

Strassenbahn. Pflicht zur Sprengung 
des Gleiskürpers einer solchen 1Ö7. — 
Vereinbamnge» zwischen Strassenbahn- 
Unternehmern und ftemeinden über die 
Betriebsweise einer Strassenbahn sind 
nur für die Parteien bindend lf>8. 

Strassenhahnunfall 53, 57, ■62. 

St rassenbahuunternehmer, Wege- 
unterhaltungspflicht desselben 231 

S t r a B 8 e n b a n b e 1 1 r &g e jVoraossetzungen 
für die Erhebung soicber 100. 

Strassenbeleuchtuntr Hl'2 

Strassenherstellungsko.st en . An- 
licgerbeiträge Itel Unternehmerstrassen 
3(»8. — Voraussetzungen für die Ent- 
stehung der Beitragsptticht 313. — Ent- 
stehung und Umfang der Beitiagspflicht 
318. 

Strassenprojekte, ob die Eisenbabn- 

unternehniung bei Durchführung ihrer 
Bauprojekte auf noch nicht rechtskräftig 
genehmigte Strassenprojdrte Bedadit zu 
nehmen hat 141. 

Strassen reinigung. Verpflichtung der 
(Tenieiinien, dieselbe zu besorgen GO. 

Stack zahl des Gutes, Ermittelung der- 
selben 88B. 

T. 

T ü t u n g schuldbare . Klage auf Schaden- 
ersatz wegen soicber 221. 
Transportbereehtigte Strecke, BcgrUF 

34H. 

Transportweg. Angabe desselben durch 

den Absender 153. 
Trunkenheit, wann dieselbe das eigene 

Verschulden des Vnletiten bewetst ÖO. 



Unfall vcrsichcrungsgesetz, Trag- 
weit(> des § 95 in Betreff der Ansprüche 
der Hinterbliebenen 242. — ob der Un- 
fall eines Arbeiters auf dem Wege von 
der Betriebsstätte oder zu derselben ein 
Betriebsunfall ist 856. 

Urkundenfälschung, ob solche an den 
Zifferblättern von Kontrolluhren be- 
gangen werdoi kuu 118. 

V. 

Vacuumbremse, ob das Versagen der- 
selben eine vis major im Sinne des 
HaftpfliditgesetzeB ist 196. 
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Veranstaltungen, die anderen d'efahren 
brinf^en können 'dAh. 

Verderben des Frachtguts infolge der 
Versäumnis der Lieferfrist 21 n. 

Verjährung der Frachterstattungsklagc 
nach französischem Kecht 117. 

Verkauf eines Frachtguts lö, 2M. — 
Tnzulässigkeit des SelbsthlTTcverkaufs 
eines Gutes durch Angestellte der Kisen- 
bahnverwaltung 3IL — Verkauf eines 
(lUtes, dessen Annahme verweigert 
wurde, durch die Eisenbahn 1 14 — 
Verkauf von (iegenständen aus Automa- 
ten auf den Rahnhftfen, ob derselbe den 
Vorschriften der Gewerbeordnung über 
die Sonntagsruhe unt«rliegt 3ir>, 321. 

Verletzung, Zusammenhang von Ver- 
letzungen auf Reisen zu Heilunus- und 
UntersHchungszwecken mit dem Betriebs- 
unfälle, der die Reise veranlasst hat 14'j 

Verlust, Auslieferung des Gutes an den 
nicht legitimierten Empfänger ist Ver- 
lust LLL 

Versetzung, KUndigungsrecbt der Be- 
amten bei Versetzung HIß. — Miets- 
cntscliädigung bei Versetzungen der 
Beamten HH4 

Versicherungsanstalt, Anspruch einer 
solchen auf Ersatz der Kosten eines 
Heilverfahrens gegen die Krankenkasse 

Verwahrung des Gutes 325. 

Verwiegung bahnamtliche, Verschieden- 
heit der bei der Auf- und Abgabe ver- 
wendeten Wiegemittel 194 



Wagen, mangelhafte Konstruktion des- 
selben L — (Jestellung eines verun- 
reinigten Wagens 8^ 1^2. — Aussteigen 
aus dem Wagen 112. — Reparatur 
eines unterwegs schadhaft gewordenen 
Güterwagens 1H5 — Verpflichtung der 
Eisenbahn zur Wagengestellung nach 
italienischem Recht 1H7 

Weg, Inanspruchnahme eines Weges für 
den öffentlichen Verkehr Qä, — Ver- 
legung und Einziehung öffentlicher Wege 
lOf) — Teilnahme des Eisenbahnunter- 
nchmers an der Unterhaltung eines von 
ihm gemäss landcspolizeilicher Anordnung 
verlegten öffentlichen Weges llft- — 
l'nterhaltnng eines öffentlichen Weges 
durch einen Eisenbahnunternchmcr HIB. 



— Verpflichtung der Gemeinde zur 
Unterhaltung eines für den öffentlichen 
Verkehr bestinmitcn und eingerichteten 
Weges Üäii. 

Wegebaupflichtiger, Pflicht desselben 
zur Fürsorge für die Sicherheit des 
Wagen- und Fussgängerverkehrs 219. 

Wc gebaupolizeiund Wegebaupflicht 108. 

Wegebauten, Erstattungs- und Fest- 
stellungsklage in solchen iL 

Wegestreitsacben, alternative und 
eventuelle Klage bei solchen 1fK>. 

We geunterführung, landespolizeiliche 
(tenehmigung der eisenbahnseitigen An- 
lage einer solchen Hnl 

Wegeuntcrhaltung ill2- 

Witwe, Ersatzanspruch für die Witwe 
eines Getöteten 212. — die Witwe eines 
infolge eines Unfalls Gestorbenen kann 
von dem Entschädigungsverpflichteten 
dann keinen Schaden ersetzt verlangen, 
wenn der l'nfall schon vor der Ehc- 
schliessung erfolgt war 23fi 

Witwenpension, Beschwerde wegen ver- 
weigerter Znerkennung einer solchen 33fix 



Zahlungen an die Parteien ÜS. 

Zaun, Entfernung eines von dem Eigen- 
tümer auf seinem Grundstück errichteten 
undurchsichtigen Zaunes, der eine in 
der Nähe beflndliche EisenbahnUberfahrt 
unübersichtlich macht 148. 

Zeitungspakete, ob die Beförderung 
solcher durch cxpressen Boten als Hand- 
gepäck im Wagenabteil auf der Eisen- 
bahn verboten ist 138. 

Zifferblätter von Kontrolluhren, ob an 
solchen Urkundenfälschung begangen 
werden kann 113. 

Zinsen, Vergütung solcher durch die 
Eisenbahn von zu viel eingehobenen 
Frachtbeträgen vom Tage der Reklama- 
tion L4iL — ob ein Anspruch auf Zahlung 
von Zinsen gegen die Eisenbahn hin- 
sichtlich der im RückvcrgUtungswege 
gewährten Frachtnachlässe gerechtfertigt 
ist 21iL 

Zollabfertigung eines Gutes 3BQ. 

Zugangsstrassen eines Güterbahnhofs, 
Unterhaltungspflicht und Kontrolle der- 
selben JiL 

Zusammenwirken mehrerer Betriebe, 
Haftung 333. 
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A. Internationales Recht. 



Internationales Ueberein- 
kommen über den Eisen- 
bahnfrachtverkehr vom 
(4. Oktober 1890. 
Art. 4 . . . . S. 2M 
Art. 5 ... , S. m 
Art. 6 S. 10. 11. 153. 204. 

205 

Art. 2 S. 10, II. 230. 32a 



Art. a . . . S. 193. m 
Art. U . . . . TS. Ua 
Art. 12 . S. 117. 149. 204. 

2üä 

Art. 12 S. 104 

Art. la . . . . S.Ul 

Art 24 S. 114 

Art. 2fi . . . . S. 1 2 
Art. 22 S. 330 



Art. 3Q . S. III, lai 144. 

147. 32H 

Art. 3J . . . . STt, 132 
Art. 34 . . . S. 144, 142 

Art. 32 S. 122 

Art. 41 S. 144 

Art. 4fi S. 117.149.204.205 
Art. 42 . S. 352. 353. HR; 

356. 3ä2 



B. Relehsgesetze, Verordnungen, Reglements ete. 



Deutsohe Reichsverfassung 
vom IL Januar 1871. 

Art. 18 . . . S. 65, 5ß 
Art. 43 ... . S. llä 

Reichshaftpflichtgesetz 
vom L Juni 1871. 

§ 1 S. 18, 24^ 40, 41, 60, 
67, 61, 62. 63.65, 148. 
200. 251. SB 

§2 Ö. 2afi 

8 3a .... S. 262 
§3 S. 199. 212. 221. 2:M\. 

ml 

S fi . . . . S. 40. 231 
8 Z . . . S. ffl 2Ü3 
§9 S. 129 

Reichsgesetz, betreffend die 
Pensionierung und Versor- 
gung der Militärpersonen 
vom ZL Juni 1871. 
S. 42. 197. ia& 

Reichspostgesetz vom 
2a. Oktober 1871. 

§ 1 S. 158 

§2 S. 138 

§22 S. 138 



Civilprozessordnung vom 
äfl. Januar 1877. 



§ 21 . . S. Mi 32, 208 

§32 S. 4Q 

§ liia . . . . S. 26, 262 

§121 8. 12Q 

§ m S. 24a 

§122 S. 243 

§ 256 S. 221 

§ 2üa . . . S. 221. 222 
§2(50 . . S. 254. 344 
§ 283 . , . . S. 262 
§ 28fi . . 8. 26, 53, 241 

15 M2. 8. 262 

§ 323 . S. 212, 213, 263, 

332. aaa 

§ 642 S. 322 

§ 547 ... S. 32, 208 
§ 549 . . . . S. 24. 224 
§ .561 . . S. 24, 224 

§ 767 . S. 263. 332. 333 

§ 850 s. laa 



Grundsätze des Bundesrats 
für die Besetzung der Sub- 
altern- und Unterbeamten- 
stellen mit Militäranwärtern 
vom 2L März 1882. 

S. 41, 42. 



Reichsgewerbeordnung vom 
2LJunl 1889 

I.Juli 1883. 

§6 . . S. 154. 316. 321 

§ Ifi S. 43 

§ 41a . . . S. aifi, 321 
§ IM . . . . s. m 
§ mc . . . S. 315, 321 

Vereinszollgesetz vom 
L Juli 1869. 

§13 s. im 

44 8. 1U5. 

Iä2 S. Ißä 

Begleitscheinregulativ vom 
15. Dezember 1869 

1 Juli 1888. 

§ ai s.m 

Reichsstrafgesetzbuch vom 
3L Mai 1870. 

§43 S. 112 

§ 243 Nr. 3 . S. 101. 102. 

103. 24a 

§ 263 8. 249 

§262 s. ua 

§ 3Ü3 S. 2U 

§ 315 . . . . S. 2üä 

§ 316 . 8. 203. 205. 206. 

247 

§ 330 . . . S. 124. IM 

§ 350 .S. 211 

§ 362 . 8. 118. 124. 213 



Gesetz, betr. die Rechts- 
verhältnisse der Reichs- 
beamten vom März 1873. 
§ 4 . . . . 8. 55, äfi 
§143 8. ü 



Krankenversicherungs- 

15. Juni 1883. 
gesetz vom ^^^^.^ ^^^^ 

§ 1 s. aia 
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8 fi . . . . S. 123. 222 

§ 15 s. m 

§ 2Q . . . . S. 123. aii 
§ 21 . , S i^.'t 

§ 2fia ". S. m 121.' L22 

§ 2fi S. 123 

§22 S. 121 

§ 28 ■ S. 242. 2i3. 313. 31i 
8 53 . . . . S. 203, 2Üfi 
§ 78a ... . S. lül 
§ 82 . . S. 203, 20£ 2Uß 

Unfallversieherungsgesetz 
vom & Juli 1884. 

§ 1 . . . , S. 256j 333 

§ fi S. 2i2 

8 8.... S 51, 52 
8 28 . . . . S. 333, 334 
§ 9ö . . . . S. 236i 2i2 

Unfallfürsorgegesetz fOr 
Beamte und Personen des 
Soldatenstandes vom 
15. März 1886 

18. Juni 1901. 

§ 1 S. 24fl 

Gesetz Dber das Tele- 
graphenwesen des Deut- 
sehen Reiches 
vom fi. April 1892. 

§ 12 . . S. M 19, 2Q 

Betriebsordnung für die 
Haupteisenbahnen Deutsch- 
lands vom 5. Juli 1892. 

§ 53 S. Uli 

§ ai s. 112 

Bahnordnung für die Neben- 
eisenbahnen Deutschlands 
vom 5u Juli 1892. 

§ 4a S. Ufi 

§ 41 S. Uli 

invalidenversicherungs- 
gesetz vom Juli 1899. 

§ la S. Ml 

§ 182 . S. 203. 2Q4. 8Qfi 



Eisenbahnvericehrsordnung 
vom 2& Oktober 1899. 



S. 14Ü 
. S. 138. 133 
. . S. 138 
S. 138, 139, Uil 

. . laa 

§ 68 S. 21Ü 

§ 2ä 8. 127, 128. 144, 210. 

211. 215 
.8. 144 
, . S. 2ifl 
S. 144. 216 



§ 28 
§ 3Q 
§ 32 
§ 34 

8 58 



§ 8Q 
§ 8fi 
8 88 



Gesetz, betreffend die Be- 
strafung der Entziehung 
eleictrischer Arbeit vom 
9. April 1900. 

§ 1 . . . . S. 249, 25Q 

GewerbeUnfallversiche- 
rungsgesetz v.2yOLJuni 1900. 



S. 11, 12, 142 
. . S. 51, 52 
. . 8. 51, 62 
. . S. M, 62 
. . . S. ai2 



§ 1 ■ 

§ 2a . 

§ 2ß . 

§ 22 . 

8 m . 
§ lüü s. an 

Allgemeines Deutsches 
Handelsgesetzbuch. 

Art. 282 .... S. 31 
Art. 34a ... . S. 3Q 
Art. 342 .... S. 22a 
Art. 3ilä . . S. 193, 215 
Art. 322 . . . S. 215 
Art. 4Ü1 . . . .8.332 
Art. 410 ... . S. 332 

Neues Deutsches Handels- 
gesetzbuch. 

§ 221 S. 12Q 

§ 323 S. 3U 

§ 429 8. laa 

§ 432 S. 332 

§ 441 ... S. 332 
§ 456 H. 127. 128, 144. m 

215 



§ 457 
465 
466 
804 
805 



S. 144 
S. 14Q 
S. 215 
S. 33 

s.aa 



Bürgerliches Gesetzbuch. 

§ 22fi S. 49 

§ 242 S . 64 

§ 243 S. 13Q 

§ 254 . S. 60. 344, 345 
§ 2Iß . . . 8. 344. 315 

§ 324 S. m 

§ 394 S. 138 

§ 4DQ 8. 198 

§ 570 . . . 8. 316. 312 

§615 8. 133 

§ 618 . . . . 8. 64, ß5 

§ 649 S. 133 

§ 812 . ... S. 24 
§ 823 8. 45. 219, 341. 312. 

343, 345. 358 

§ 826 S. 43 

8 827 S. 5Ö 

§ 831 S. 122. 130, 240. 

341, 342. 343. 34fi 
§ 833 .... S. 34fi 
8 «39 . . . . S. 4ä. 4ß 
§ 844 . S. 129, 212, 221, 
222. 2afi 

§ 845 S. 122 

§ 906 S. 4ä 

§ 1004 S. 4ä 

§ 1007 8. 43 

§ 1020 S. 338 

§ 1021 H.-dlÜi 

§ 1274 S. 138 

Einfiihrungsgesetz zum 
BiiYgeriiohen fiesetzbuch. 

Art. 32 ... . S. 344 
Art. 42 . 8. 129i 263, 344 
Art. 55 ... . 8. m 
Art. lüa . . S. 129, lai 
Art. 1113 ... . 8. 122 
Art. 121 ... . 8. älfi 



C. Laiidcsgosctze, Verordiiuiiffoii, Roi>1cnieiits et«. 



Allgemeines 

Einl. 8 lä 
§ ID II. 12 , 
§ 18 L 3 , 
§ 2Ü L 3 
8 23 L 8 
§ 34 II. 2 
§ 32 II. 2 
8 98 L U 
8 102 I . U 



Landrecht. 

. . 8. 22 

. . S.UÜ 

. . 8. 36 

. . S. 36 

. . S. 22 

. . 8. fiü 

. . S. 6Q 

. . S. 31 

. . 8. ai 



§ 103 L U 
8 1Ü4 L U 
8 228 L 13 
8 221 L 5 
8 699 II, U 
8 932 L U 
8 947 L U 
8 9.i4 L U 
8 955 L U 
8 2215 II. 8 



8. ai 

8, ai 

8.332 
8.31 
8. 6Q 
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